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Vorwort 



Es war meine nnprlliigliclie Absicht, um die Zeit der Einweihung 
miseres neuen Bathhauses auf Grund meiner melir als zwanzigjährigen 
Vorarbeiten eine Darstellung der neueren Hamburgischen Geschichte zu 
veröffentlichen. Tieider bin ich veranlasst, dies auf einen späteren Zeit- 
punkt zu verschieben. Wa.s ich heute vorzulegen vermag, ist nur etwas 
Fragnientari.sclies, eine Aneinanderreihung von Si)ecialstudien und knapp 
gehaltenen historischen Skizzen, die allerdings J 40 Jahre der Hamburgischen 
Geschichte umfassen, aber in keiner Beziehung etwas \'ollstäudiges und 
Abgerundetes zu bieteu beausprucheu. Die Haniburgische Handelsgeschichte 
ond den Anthefl Hambni^ an dem geistigen Leben der deatsclien Nation 
habe ich nor streifen können; nnd sellnt wichtige Thefle der politischen 
Geschichte Hamborgs, z. B. die bflrgerlichen Wirren im Ausgang des 
17. Jahrhonderts nnd ^ Leiden der Stadt wShrend der Schreckensherrschaft 
DaTonts, sind Ton mir nor knrz bertthrt oder völlig ttbeigangen worden. 
Trotzdem wird man hoffentlich einen gewissen Zosammenhang in den von 
mir dargebotenen Hruchstflcken nidit verkennen. Es war meine Absicht, 
die Beziehungen Hamborgs zn den grossen weltgeschichtlichen fireignissen 
der nenerm Jahrhunderte zu veranschaulichen und insbesondere zu zeigen, 
wie sich die wechselnden Geschicke der deutschen Nation in der Geschichte 
unserer Heimat gespiegelt, und wie sich die Bande, die Haiii])urg mit dem 
übrigen Deutschland verknüpfen, immer mehr gefe.stigt haben. 

Manches in dieser Arbeit nur kurz Angedeutete weiter auszuführen, 
die Abweichungen meiner Darstellung von der anderer Autoren im einzelnen 
zu begründen und die Angaben über die benutzten (Quellen zu ergänzen, 
mnss ich mir ftlr spätere Veröffentlichungen vorbehalten. Anf vollständige 
Anftthmng des von mir verwertheten Materials, namentlich des nngedrackten, 
rnnsste ich dieses Mal schon deshalb verzichten, weil wiederholt die Ergebnisse 
langwieriger arcMvalischer Stadien in wenige Zeilen zosammenzofassen 
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waren. Die von mir benutzten Archive habe ich (unter TTinznrüg:nng: der 
von mir gebrauchten) Abkürzungen unten vcrzeiclinet ' t. Den Verwaltungen 
derselben bin ich insgesaninit für die meinen Fiaschungen gewährte Kördeniiie: 
verpflichtet. Mit besonderer Dankbarkeit aber nmss ich die Hüll'sbereitscliaft 
anerkennen, die mir speciell während der letzten Wochen und Monate, da 
es galt, fDr den Zweck der vorliegenden Arbeit viele der früher von mir 
durchgesehenen Docnmente nochmals zn prüfen nnd so manche andere zur 
ErgSnznng heranzoziehen, von den VorstSnden nnd Angestellten des Staats- 
archivB in Hamborg, des Archivs der Handelskammer in Hamborg, des 
Staatsarchivs in Bremen, des Königl. Geh. Staatsarchivs in Berlin, des 
Keichsarchivs und des Archivs im Ministerium der auswärtigen Angelegen- 
heiten zu K<ii>enhagen bewiesen worden ist. Audi die Unterstützung, die 
mii von Seiten dtiv liiesigea Bibliotheken zu Theii geworden, muss ich 
dankend erwähnen. 

Hamburg, im October 1897. 

A. W. 



') Pas Stantsfirchlv in Hainbnrir (H.iinb. A.), «las Archiv der TlaiKlflskammer in 
liaiiiburg (Comm. A.), die Staat.'^arclnvc in itrenien und Lübeck (Brem. A. und Lüb. A.), 
das KOnigL Geb. Staatsarchiv in Beriin (Berl. A.), die Kdnigiicben Staatsarchire in Hannover, 
Uarimrg nnd Breslan, das irorzoirl. T.aii(l.>]i;iiii»tarfliiv in Wultouliiitt»'!, das Stadtarchiv 
in Brau nsch weis:, das Köni^I. Haniilst iat-ari Iiiv in Dn-sdcti l'nxl. A.*, ilas K. K. Hans-, 
Hof- und ät«at$arciiiv in Wien (.Wien. A.i, das Jieichsiirehiv in Kopenhagen ^Kophg. A.), 
das Archiv des answSrtigen Ministerinms in Kopenhagen (Kophg. Ausw. A.), das Reichs- 
archiv in Stocklndni, das Xatiotialarchiv in Paris (Paris. Xat,-A.) nnd das Archiv de« 
Ministerinms der Auswiirtiircn Anpclof^pnliciton in Paris (Paris. Answ. A.) — Ansscrdem 
habe ich an handächriltliclien Quellen benutzt: die Protokolle der Hamburger Kämmerei, 
die Protolcolle der patriotischen Oeflellschalt, verschiedene Mannseripte der StadthibHothek, 
der C<imnKT/l>i1ilinthck und des Vereins für Hambnigbche Geschichte, Papiere aus dem 
N.ii hliiss il< s \Vasscrbantechnik( r-^ R- tiiliard \V»>ltman, die mir dnroli die Güte des Ileirn 
Prüf. Bubeudcy, z. Zt. in Charlutttnburg, zugänglich wurden uud mauchcrlei im Privat' 
bedts bdlndUcbe Briefschaften nnd Anfzeichnongen. 
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L Aus dem 17. Jahrhundert. 



I. HandHirg um die MHte des 17. Jebriiunderlt (1648—1670). 

|)iircli Dankji^ottesdienst, Gluckciiireliiiite und Festimisik, die von den 
«'lii wiirdigen Thiiiitieii der Stadt hei iilitiiiite, durch Kanunensalven von den 
Wällen, wie durch l^it-iulenscliüsse der (Garnison, die mit fliegenden Fahnen 
und klingendem Spiel aul den üllentlichen riiiizen zusununengetreten war, 
wurde in Hamburg am 20. October 1648 die Kunde von dem Frieden 
gefeiert, nach dem auch hier viel tausend Herzen geseufzt hatten. 

Ungeachtet seiner trefflichen Befestignogen und seiner umsichtigen 
Neutralitätspolitik war Hamburg ^on den Schrecknissen des dreissigjährigen 
Krieges nicht gftnzlich unberührt geblieben. Dem Dnick der Machthaber 
und ireerfülirer nadigehend, mUSSte die Stadt bald der einen, bald der 
andern Partei ansehnliche Geldsummen zur Vertilgung stellen; und obwohl 
zur Abwendung von Durchzüfjen Contribntionen gezahlt wurden, war es 
doch unnu>glich gewesen, das Hanibiirgische Landgeliiet \ uii dem kriegerischen 
Treil)en völlig frei zu halten. IHe eigentliche Stadt blieb freilich von der 
Einquartierung fremder Suldatesca verschont; aber mit den zaiili eichen 
Flüchtlingen drangen die Geleitplagen des Krieges, die l*est unil andere 
ansteckende Krankheiten ein, die in einzelnen Stadttheilen mehr als die 
Haute der Bevölkerung dahinrafften. Trotzdem hatte Hambuig im V^ergleich 
mit 80 vielen anderen Gliedern unseres Vaterlandes allen Onmd, sich 
glficklich zu sehätzen, dass es doch noch verhältnissrnSssig so gut Uber 
die schlimmen Zeiten hinweg gekommen war. Während andere Ortschaften 
wahrend des Krieges völlig zu Grunde gerichtet oder doch des crrosseren Theiles 
ihrer Bevölkerung beraubt worden waren, hatte Hamburgs Einwohnerschaft 
sich nicht unerheblich vermehit. Der im Anfang des Krieges in die neue 
Befestigung hineingezogene Grund und Hoden der heutigen Neustadt wai- 
schnell bebaut worden und die Zahl der dort Angesiedelten bis gegen 

1* 
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Ende des Krieges auf mehr als 20000 angewachsen, sodass bereits 1647 
die Absonderung des nr n/nliildendeii Michaelis-Kirchspiels von St. Nicolai 
für nöthig erachtet wurde. Auch der Handelsverkehr und der Wohlstand 
der Stadt erlitten keine Einbussen, die nicht in der einen oder andern 
Weise leicht wieder ausgeglichen werden konnten. Es ist bemerkenswertli, 
dass sich der Ertrag des Schosses, d. i. der Vermögenssteuer, im Verlaule 
des Krieges beinalie verdoppelt hatte'). Wenn man auch vorgab, — so 
heisst es in einer Predigt vom Jahre UHU — dass die Zeiten schlecht, 
die Nahrung gering, die Contributionen druckend seien, so hindere dies 
alles dem Aogenscbein nach nicht an herrlichen GtebÄnden, prächtigen 
Kleidern und köstlichen OastKeboten*). 

Nachhaltiger, als die Ereignisse des Krieges, griffen die Bestimmungen 
des westfälischen Friedens in die Verhältnisse Hamburgs ein. Zunächst 
lag es der Stadt ob, ihren Antheil an den Schweden zugesicherten Kriegs- 
entschädignngsgeldem im Betrage von 0(5 120 fl. aufzubringen. Bis zar 
Entrichtung dieser Summe hatte die schwedische Regieninrr das Recht, das 
HambiUL^er Ge])iet zu besetzen. In der Tliat haben schwedische Truppen 
in di'i '/aAi vnni Januar bis Scptcinlxr hH:i in ver.Nchiedeneu Ortschaften 
des llamburgischen Laudgebiets, wie auch in den der Stadt mit Lübeck 
gemeinsam gehörigen Vierlauden (Quartiere bezogen und dort übel gehaust ; 
bekanntlich war die schwedische Soldatesca jener Zeit durch den Krieg 
arg demoralisirt und weit verschieden yon den trefflich disciplinirten 
Truppen, mit denen Gustaf Adolf seine Siege erfbchten hatte. Doch tritt 
diese kurze Schwedenplage erheblich hinter den danonden Nachwirkungen 
des westfölischen Friedens zurttck. 

Für den gesammten weiteren Verlauf der Hambnrgischen Geschiciite 
war es verhängnissvoll, dass die Reichsgewalt noch mehr als früher ein- 
geschränkt und geschwächt wurde, und dass fremde Mä( hte auf deutschem 
Boden Herrsehaft und verfassuiif,'sinässi<,'en EintUiss erlangten. 

Besonders bedeutsam war es für Hamburg, diuss Sch\v«Mlen das 
Herzogthum Bremen erhielt. „Was sind Khein, Weser, Elbe und Oderstrom 
nunmehr anders^ als fremder Nation Gefangene", so klagte der grosse 
Kurfürst in seiner 10 Jahre später in Hamburg gedruckten Denkschrift an 
den «Ehrlichen Teutschen*'* Da seit dem westliUischen Frieden Schweden 
am linken Ufer der unteren Elbe herrschte, wie D&nemark am rechten 
Ufer, so war die Elbe gleichsam in zwiefacher Qefangenschaft Insbesondere 
haben die Hamburger es wiederholt schwer empfinden mttssen, dass ein so 

') Der Schoss, der bekanntlich Vi Proceut des Vermögens betrug, brachte fiu Jahr 
▼or d«m Kriege (1617) 54409 |l Iß, dn Jahr naeb dem Kriege (1C49) 102 171 ^ 4 /J 
(Nach den von Herrn Dr. J. F. Voigt mir gütigst nur VefffOgmig gMtellten Ausflgeii ans 

den KämnKTt'ir»'« Iitnm;:ei0. 

^ Predigt tou Jodocus Edicardi Ulauaeus vom 5. April Hiiii ^AwigabQ von 1750, S. 11). 
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mAchtiger Staat wie Schweden in den Besitz des Stader Zolls gelangt 
war. Ferner gab der Umstand, dass das Amt Bitaebflttel fortan anf der 
Landseite ron schwedischem Territorium eingeschlossen war, zu mancherld 

Grenzstreitigkeiten Anlass. Nicht minder f&Iirte es hin nnd wieder so 
Conflicten, dass anch die Rechte, die frtilier der Erzbiscliof von Bremen 
an dem Hamburger Dom gehabt, im westrälischeii Frieden an Schweden 
gefallen waren und diese Macht somit gleichsam einen Fuss innerhalb der 
städtischen Wälle hatte. Trotz so manchen Anlasses zu Reibungen und 
thatsächlich eingetretener Misshelligkeiten ist jedoch das zur Zeit Gustaf 
Adolfs begründete freundschaftliche Verhältniss Hamburgs zu Schweden 
im grossen und ganzen während des 17. Jahrhunderts bestehen geblieben 
und kam es der Stadt mitunter auch zu gute, dass diese mit Dänemark 
rivalisirende Macht zu den Stftnden des niedersftchsischen Kreises gehdrte 
und daljer gegen dinische Bedrohungen nnd üeheigriffe «inen gewissen 
Rflckhalt gewfthren konnte. 

Für die Folgezeit von noch grösserer Bedeutnng war es, dass sich 
seit dem westfälischen Frieden auch das brandenburgische Herrschaftsgebiet 
in den niedersächsischen Kreis hineinerstreckte. Bekanntlich erlangte der 
grosse Kurfürst 1(148 das Bistlnim Halberstadt und die Anwartschaft auf 
das Erzbisthum Magdeburg. Durch die Erwerbung: des letzteren wurde 
zugleich Brandenburgs Position an der Elbe verstärkt, woraus sidi eine 
bedeutsame Interessengemeinschaft mit Hamburg, anderseits freilich auch 
der Anlass zu mancherlei Streitigkeiten ergeben sollte. 

Eine gewis.se Ditferenz der Anschauungen zwischen Hamburg und 
Brandenburg tritt uns zunächst jedoch auf einem ganz andern Gebiet, dem 
der religiösen Duldung, entgegen. Unter B.eniAing auf den 7. Artikel dies 
westftlischen Friedens, durch den der Streit darüber, ob die Beformirten 
unter die Angsbmger Confessionsverwandten zu rechnen seien, im bejahenden 
Sinne entschieden worden, richtete der Kaifürst im April 1649 an den 
Hamburger Rath die Ermahnung, die Refonuirten, die sich in Hambuig 
häuslich niedei^elassen oder künftig nach Hamburg oder dessen Gebiet 
begeben möchten, dieser Bestimmung des Friedens gemäss zu behandeln, 
ihnen in Bezug auf die Ausübun^'^ ihrer Keligion in Zukunft nichts zu ver- 
sagen, sondern sie in allem den übrigen Büigeiii und Einwohnern gleich 
zu achten.') 

Die Antwort des Hamburger Raths hat sich nicht eihalten. Sicher 
ist, dass er sieh der Anftoung, die R^oimirten seloi auf Qmnd des 
westfiUischen Friedens den Lntheranern gleichzustellen, nicht anschloss. 
Insbesondere galt der Gottesdienst der Beformirten als ein der Stadt 
fremder; ihn zn dulden glaubte man umso weniger Terpflichtet zu sein, 



*) Schrdbai vom Sa Apiü 1G49. Emh, A. 
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als die Beformirten auch in dem ifttr die Entscheidung solcher Fragen 
massgebenden Norma^ahr 1624 nicht das Recht der Religionsahong 
besessen hatten.^) 

Als der grosse Eniittrst in späteren Jahren anf diese Angelegenheit, 

die ihm Herzenssache war, ziirttckkam, fahrte der Hambmger Rath wohl 
zur Kechtfertiguiif? seiner ablehnenden Haltung an: wenn man den Refor- 
mirten Zugeständnisse mache, so würden die Katlioliken das Gleiche 
beanspruchen. Er gab auch gelegentlich zu erkennen, dass derartige 
Neueiiingen nicht oline Zustimmung der Bürgerschaft erfolgen könnten, 
und warf die Frage auf, ob es dem Kurfürsten genehm sei, dass über 
sein Begehren in der Bürgerschaft verhandelt werde. Davon wollte der 
Kurfürst allerdings nichts wissen; denn er musste besorgen, da.ss die in 
solchem Fall zu erwartende Öffentliche Zurückweisung seines Anliegens 
zur Folge haben wflrde, ihm das Eintreten fBr die Beformirten in Znknnit 
nur noch mehr zn erschweren.*) 

In der That veriiarrte die Hambniger BQigerschaft noch länger nnd 
entschiedener als der Rath auf dem Standpunkt, dass der durch den Angs- 
burger Religionsfrieden, wie durch den westfiili.^dien Frieden gewälirleistete 
lutherische Charakter des Gemeinwesens keinerlei Abbrucli erleiden dürfe. 
Jeder Veisnrli. dem aus Gründen des Völkerrechts nicht zu beanstandenden 
katliolisiht-n und rcfonnirten Got (esdifust in den Ciqiellen dtT auswärtigen 
Gesandten. <lie in Hanibuig residirten, zu einem Gemeindegüttesdienst zu 
erweitern, gab daher zu heftigen Reclamationen Anlass. 

Von den sonstigen Beziehungen zwischen Hamburg und dem grossen 
Kurfttrsten soll im nächsten Abschnitt ansftthriicher die Bede sdn. An 
dieser Stelle genüge es anzudeuten, dass die Entfaltung Brandenbuigs zu 
einem^ machtgebietenden Staatswesen — so oft es auch mit Hambuig in 
Gonflict gerieth — dennoch ftJr diese Stadt nicht minder, als ftr das 
gesammte Deutschland, von vorwiegend segensreicher Bedeutung war. Weit 
nachhaltiger und wirksamer, als es je von Schweden hatte «rwartet werden 
können, trat Brandenburg seit den letzten Zeiten des grossen Kurfürsten 
Dänemark gejreniiber für Haniburg ein. 

Nach dänischer .\uttassnng war Hamburg im 17. .Tahrliundert eine 
zwar mit mandierlei Freiheiten und Privilegien ausgestattete, dennoch 
aber zum Herzofrthum Holstein geliitrige und dalier dem Könige von 

') später wurde wohl von braudeuburgisch-preassiscber Seite darauf bin^fcwiesen, 
dus innerhalb dM «ogauumien engUMkeii Conrta refonnirter Qotteadienst Btattgeftmden 
hab«, wog«g«ii die HMDbwger gdtend mBehen konnten, dus dies in Anbetracht dw 
ganz rxcei^tionellen Rccht.svorhil1tni^so, nntrr denen die cnirlischc HandelRgeMllBClieft in 
Hamburg lebte, fOr die ^taät im übrigen nicht massgebend sein könne. 

^) Ueber die einäcblägigeu Verhandlungen aus der letzten Zeit des grossen Kur- 
fOnten findet sieb im Hamb. StaatearcbiT etwas reicheres Material. VgL aneb die 
Zeitschrift .Hamburg nnd Altona" Jabigang 180ß, Baad 8, 8. S4S f. 
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Dänemark erbunterthänige Stadt. Das Beickskaromergericht zu Speier 
hatto frefiieli sehon im Jabre 1618 sacii efnern langen Pneem 
entscliiedeii, dass Hamborg dem Kaiser nnd Beich „ohne Mittel 
zuständig, nnterwoifen nnd verwandt, auch von minniglich dafür zu 
erkennen sei/ Christian IV. aber hatte dagegen Revision eingelegt, 
nnd wenn auch der Kaiser dies aus verschiedenen GrQnden für 
nnzulässig erklärte und die strict» Durchführung des Speirer Urtheils 
wünschte, so stellte es sicli doch heraus, dass die Fürsten des nieder- 
sächsis'chen Kreises wenif^ geneigt waren, ihn hierbei energisch zu unter- 
stützen. Die Stadt llambnrg selbst sah sicli genüthigt, am 8. Juli 1(521 
in den Steinbnrger Vcrtiag zu willigen, in dem sie sich verpfliclitete, der 
Kevision in keiner Weise zu widerstreben und, so lange sie schwelle, dem 
Hanse Holstein gegenüber „in untertbänigster Devotion" zu verharren, 
mit einem Wort sieh bis auf weiteres so zn verhalten, als ob der Frocess 
in Speier nicht zn Onnsten von Kaiser nnd Reich, sondern zn Gunsten 
von Dänemark nnd Holstein entschieden wäre. Aehnlich versprachen 
BOifermeister und Rath der Stadt noch in einem an Christian IV. gerichteten 
Gesuch yom 25. Mai 1643, beim Könige von Dänemark „Unsem Voifahren 
gleich, als frommen Leuten bei ihren natürlichen, erbgeborenen Landes- 
fürsten und Heiren zu tluin gebühret, soviel an uns ist, steif unverbrüchlich 
zu lialten." In beiden erwähnten Fällen hatte der Kath jedoch sicher nur 
dem Drang der Verhältnisse nachgegeben nnd sich zu solcher Deniüthigung 
und Verzichtleistung nur verstanden, weil die Stadt, aller Aussicht auf 
Unterstützung ermangelnd, sich in Gefahr befand, von der dänischen 
Militärgewalt erdrückt za werden. Ln übrigen lässt es sich nicht 
leugnen, dass Hamburg geraume Zeit hindurch seinen Voriheil darin zn 
erblicken meinte, eine gewisse Mittelstellung zwischen Dänemark nnd dem 
. Reich einzunehmen. Das Reich sollte gegen dänische Herrschaftsansprflche 
Rflckhalt gewähren, eine gewisse Anldinnng an Dänemark, die Anerkennung 
einer dänischen oder holsteinischen Schutz- und Schirmge^'alt die ^röglich- 
keit geben, unbequeme Anforderungen des Reiches von sich abzulehnen. 
Auf diese Weise hatte man gehofft, dem Ideal einer völlig freien Stadt 
mf»glichst nahe zu kommen. Angesichts der im Verlaufe des dreissigjährigen 
Krieges stets aufs neue hervorgetretenen Pläne Christians IV., nicht nur 
der politischen Freiheit, sondern auch dem Handel und der Schitfahrt 
Hambuigs den Garaus zu machen oder sie doch zum ^'ortheil Däuemarks 
einzuschränken, musste sich jedoch bei den Männern, die das Hamburgische 
Staatswesen leiteten, immermehr die Ueberzeugung Bahn brechen, dass 
das Heil für Hamburg nur im engen Anschluss an da« Reich zn suchen sei. 

Ganz unerwartet bot sich übrigens bereits 1650, zwei Jahre 
nach dem Tode Christians IV., die Aussicht, die dänischen Ansprüche 
schneller nnd vollständiger, als durch ein Reichskammeigerichtsurtheil, 
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zn beseitigen.*) Die neue dftnische Regierung erklftrte sich mit Bftcksidit 
auf den ungünstigen Stand der dflnischen Finanzen bereit, in Yerhandlnngen 
einzutreten, deren Zweck war, die Ablösung der dftniscb-holsteinischen 
Ansprüche auf Hamburg durch Auszahlung dner bestimmten Geldsumme 
anzubahnen. Der Bath ging mit Eifer auf die Sache ein. Die Entsagungs- 
nrkunde, vermittelst welcher der König von Dänemark und der Herzog 
von Holstein auf ilii e Hoheitsrechte über Hamborg verzichten und die Stadt 
als eine freie lieiclisstadt, wie Lübeck, anzuerkennen versprechen sollten, 
war bereits vom Syiidicus Broderus Pauli entworfen und, wie es scheint, 
beiderseits geiicluni^-t worden.-) Aber die Sache sclieiterte, weil die 
bürgerliclien Colleg-ien und die sonstifren Vertreter der BUrgerscliaft. die 
man hinzuzog, verabsäumten, die günstige (^elegenlieit bei der Stirnlocke 
zu ergreifen. Sie fanden die dänische Forderung zu hoch; sie wünschten 
zugleich vom dänischen Hof Zugeständnisse hinsichtlich des Sundzolles zu 
erlangen und glaubten überdies den Umstand, dass der Bath zur Beschaffung 
der für den erwähnten Zweck erforderlichen Geldmittel auf die Bürgerschaft 
angewiesen war, benutzen zn sollen, um eine Beihe auf die inneren 
städtischen Verhältnisse bezüglicher, zum Theil sehr weit gehender Anträge 
durchzusetzen. Die däntsch-holsteinischen Commissare zeigten sich im 
ganzen entgegenkommend. Was den Geldpnnkt betraf, so war man 
schliesslich nur noch um 2000 Thaler auseinander. Auf Unterhand- 
lungen über den Sundzoll glaubten die Comniiss.ire allerdings nicht 
eingehen zu dürfen. Sie erklärten, dieser Gegenstaud müsse in Kopenhagen 
mit dem Beichsrath verhandelt werden. Aus einem Gutachten des dänischen 
Beichsraths vom 'il.Juli IGf)! erhellt übrigens, dass dieser dunliaus nicht 
abgeneigt war. den ^\'ünscllen der Hamburger zu willfahren.'^) So sehr aber 
auch die dänisclie, wie die liolsteiu-gottorpsche Regieiuner eine füi' alle 
Theile befriedigende Erledigung der Angelegenheit herbeizulühren suchte, 
so riss ihnen doch schliesslich die Geduld. Nachdem die Verhandlungen 
sich ungef&hr 2Vt Jahre hingezogen hatten, erklärte der dänische 
Bevollmächtigte (am 30. September 1652), der EOnig sei anderen Sinnes 
geworden. Einige Zeit vorher war das Wort gefallen: die Leute, die das 
Abkommen verhindert, möchte man wohl zum ewigen Andenken an die 
Sache im Stadtbuch verzeichnen lassen. 

Der dänische Gesandte, der seiner Begierung über die damals in 
Hamburg herrsch ende Stimmung berichtete, deutete an, dass es den Bürgern 

') Niich einer Handiehrift der Hamk ConImenbibliot]ld^ nnd Aeten des Kophg. 

Eeichs-Arcliivs. 

^ lu eioem Schreiben an den dänischen Ileicbskauzler Griffeafeid vom 7. AugUät l>i75 
(yexgL S. 37.) besieht rieb der Senat auf „Am bieberor in Anno I65d bdiebte nnd 
beraite vollzogene Instrumentnm Transactionis". 

^) Nnch einor mir ron Herrn Dr. Friderida in Kopenhagen gütigst rar Veiffignag 
gestellten Archival-Notiz. 
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mit den Yerhandlnngen gar kein rechter Emst gewesen; sie hätten eine 
völlige LoslOsong Hamburgs von Danemaric für nachtheilig gehalten, nicht 
zun wenigsten in der BesorgnisSi dass der Rath, wenn er keiner höheren 
Gewalt untergehen wftr«! ein ahsolntes Beghnent in der Stadt aufrichten 
wflrde. Unzweifelhaft sind diese Angaben einseitig und gefärbt. Anderseits 
ist es ja bekannt gpnn^, dass die hürgerschaftliche Opposition noch 
geraume Zeit eine gewisse Hinneigung zu Dänemark bekundete und erst 
gegen Ende des .Tahrlinnderts, durch die Erfahrung klug geworden, 
ebenfalls zu der Ueberzeugung gelangte, dass mau sich unter keinen 
Umständen vom Keich trennen dürfe. 

Wie der Hanibuiger Ratli, hielt aucli die Keichsgewalt seit der ]\litte 
des 17. Jahrliunderts fortwährend an der Behauptung fest, dass Hamburg 
reiehsunmittelbar sei, — ohne freilich diesen Anspinch zur vollen Geltung 
bringen zu können. 

Nicht weuiger als der Beichsrerhand war die hanseatische Ver- 
hindung um die Mitte des 17. Jahrhunderts gelockert Trotzdem war 
der Hamhuiger Rath eifrigst hemttht, zur Erhaltung dessen, was von der 
alten Hansa flhrig war, beizutragen.') Obwohl Hamburg zuvor durch 
Ausswachtlassung des hanseatischen Gesammtwillens nicht unerheblich 
zum Verfall der Hansa beigetragen hatte, erachtete es die Stadt jetzt ihrem 
Interesse gemäss, im Verein mit Lübeck und Bremen dafOr zu sorgen, dass 
der Bund nicht seiner völligen Auflösung entgegengehe. Im Jahre 1629 war 
zu Lübeck zum letzten Mal vor dem westffilischen Frieden eine giössere Zahl 
von Städten zusammengetreten. Damals beschloss man. zunäclist mit Bezug 
auf eine bestinimte Angelegenheit, die drei Städte Lübeck, Bremen und 
Hamburg zu ermächtigen, das gemeinsame Interesse der Hansestadt«* 
wahrzunelimen, weil die Ta^rfalnten künftig niclit mehr so oft stattfinden 
könnten. Diesem Aulirag zufolge glaubten die genannten drei Städte 
auch fernerhin berechtigt und verpflichtet zu sein, im Interesse der 
Gesammtheit vorzugehen. Sie vereinten sich zu einer Art von Sonder* 
bfindniss auf den Zusammenkauften von 1630 und 1641, Hessen es sich 
aber doch nach dem Frieden angelegen sein, wieder einen wahren Hanse- 
tag zu berufen. Ein solcher wurde fUr den September 1651 in Aussicht 
genommen. Unter den Beweggründen zur Berofiing war in erster Linie 
angeführt, dass andernfalls es fast das Ansehai geiiinnen dürfte, als 
wenn die hanseatische Einigung bereits erloschen und aufgehoben sei. 
Als besondere Gegenstände der Berathnng wurden u. a. bezeichnet: wie 
die hansisehen Piivilegieii zu bewahren und zu besserer Observanz zu 
bringen, wie man fernere Handelsliegünstigungen hd den sjuiuisi Ii-nieder- 
ländischen Friedenstractaten erringen möchte, wie die hansischen Contore 

') Dm Folgende nach den Hanse-Acten der Archive in Bnuuuchweig, Bremen nnd 
Lübeck. 
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in London. Antwerpen und Bergen, wennschon sie nicht zu vorigem Flor 
und "Wohlstand gebracht werden könnten, doch so gut wie möglich zu 
unterhalten seien. BeacliteTiswerth ist. dass ausserdem in Erwägung gezogen 
wiu'de, mit den hervorragenderen binneiiländischen Reichsstädten, namentlich 
mit Stra.s.sbnrg, Ang.sbnrg, Frankfurt und Nürnberg im gemeinsamen coninier- 
ciellen Interesse Verbindungen anzuknü]itV'ii. Der Hansetag kam jedoch nicht 
zu Stande. Auch drei andere Einberulungen wurden wieder „krebsgängig"', 
weil bald von der einen, bald von der anderen Seite ein Au&clinb gewünscht 
oder angerathen wurde. Ein nener Anlftof wurde im Jalir« 1668 genommeD; 
doch liess sich damals ausser Hambnig und Bremen nur noch Braunschweig 
in Lübeck vertreten. Man vertagte deshalb die Berathungen bis auf das 
folgende Jahr, in der Hofhung, dass alsdann die Tersammlnng etwas 
vollständiger sein werde. Zur Befftrdemng der Sache beschwor LQbedc 
insbesondere die grösseren, /aw ot nicht vertretenen EUwsestädte, — wie 
der charakteristische Wortlaut ist — „aus innerlicher sincerer Zuneigung 
2a der annoch übrigen hansischen Reliquien Conservirung" wenigstens 
eine Person zu dem angegebenen Tennin zu entsenden. *) Bei der emeuerten 
Zusaunuenkunft, Ende Mai !(;<!!•, waren doch wenigstens acht Städte ver- 
treten : Tilbeck, Bremen, Hamburg, Braunschweig, Osnabrück, Köln, 
Kosiock, Danzig. Während der Zusammenkünfte wurden alle Fragen 
eiürtert, welche die damalige Hansa zu interessiren vermochten. Auch 
von der Verpflichtuug zu wechselseitiger Unterstützung im Falle der 
Bedrängniss war die Bede und eine hierauf zielende, wenn auch vorsichtig 
gehaltene Vereinbarung wurde in den Becess anfgenommeu. Bemerkens- 
werth ist femer, dass aui^ neue von einer Verbindung mit den ober- 
deutschen Reichsstädten die Rede war. Hamburg, das diese Sache vor- 
zugsweise betrieben zu haben scheint, konnte berichten, dass Strassbnig, 
Frankfurt und Nürnberg durchaus geneigt seien, der an sie ergangenen 
Anregung Folge zu geben. 

Wie mancherlei wichtige Beschlüsse aber auch gefasst wurden, es 
fehlte die Kraft oder der Wille sie auszuführen. Mit Keclit hat man die 
Versammlung von Kif)!) mit dem Tudeszucken eines Sterbenden verglichen.-) 
Fortan erstiei kte sich die lianseatische Verbiniluiif-- mir auf die drei Städte 
Lüliei k, Bremen und Hamburg. Auch die Annäherung der norddeutschen 
und süddeutschen Reichsstädte Idieb ein blosses Project. Dasselbe war 
sicher von Hamburg so eifrig gefördert und im Süden Deutschlands so 
freudig begrüsst worden, weil der Zug der Zeit bekanntlich dahin ging, 
die ganz- und halbfireien Städte fürstlicher Gewalt zu unterwerfen. 1661 war 



*) Schreiben des Lübecker Ratbs nacb Dauzig uud Köln vom 27. MSn ond 
21. April 1668. LfU». A. 

*} Geofg Sartoiiw, Gesdiidite des Huii6atii«h«B Bnnd«, Baad 8, S. 689. 
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MQnster 7on dem B^phof Bernhard ron Oalen bezwungen und drei Jahre 
später Erfort mit HlUfe französischer Truppen dem Enrf&rsten Yon Mainz 
nnterthftnig gemacht worden. In den folgenden Jahren war Bremen in Gefahr, 
seine UnabhSogigkeit an Schweden zn verlieren. 1671 bllsste Brann- 
schwdg nnd 1681 Strassbnrg seine Freiheit ein. Dass während dieser 
ganzMk Zeit über Hamburg dftf Damoklesschwert der dänisch-holsteinischen 
Ansprüclio schwebte, ist hinlänglich bekannt. Wie wenig freilich solchen 
Qe&hren durch ein engeres oder weiteres Städtebfindniss begegnet werden 
konnte, hat die Geschichte gelehrt. Als Bremen in Bedrängniss gerieth, 
Iiielt die Besorgniss, tSchwedcns Feindschaft hervorzurufen, Hamburg und 
Lübeck von fner<?ischen Massregeln zurück.') Als 1671 Bniunschweigs 
i?'reiheit auf dem Spiel stand, da mahnte Hamburg allerding^s, die bedrängte 
Stadt, die so manches Jahr getreulicli zu den Seestädten fjcstunden, 
.schleunigst mit Bath und That zu untei-stützen, wie dies im Anfang des 
Jahrhunderts in so wirksamer Weise geschehen war. Aber die Lübecker 
hielten es unter Hinweis anf die Machtstellung der braunschweigischen 
Henöge ffir klüger, sich anf eine lahme diplomatische Action zn 
besdiränken.*) Sie betonten, dass es mit dem Hansabnnd nunmehr eine 
ganz andere Beschaffenheit habe als vordem, nnd dass nnter den Städten 
»fast gar keine Obligation" vorhanden sei, einander in deigleichen widrigen 
Fällen zn unterstützen. Es war nach einer solchen Kundgebung des «nst 
so stolzen Oberhauptes der Hansa klar genug, dass auch Hamburg in 
Zeiten dei Noth nicht auf den Beistand der Schwesterstädte rechnen durfte. 

Hamburg war daher im weiteren Verlauf seiner bedrängnissvollen 
Geschichte darauf angewiesen, von Fall zu Fall nach geeigneten Bundes- 
genossen, Fürsprechern und Heschützeni Umschau zu halten. Wenigstens 
an Fürsprechern liat es HaTiilung .selten xnWlu; gefehlt. Das Hauptziel 
der Hamburgisclien Staatskunst aber niusste unter den obwaltenden 
Verhältnissen sein, mit allen deutschen und europäischen Staaten auf 
gutem Fuss zu stehen und Conflicten nach Kräften vorzubeugen. Es 
entsprach daher dem Hambnrgischen Interesse, während aller Kriege und 
europäischen yerwicUungen sich möglichst nentral zn Terhalten und nicht 
nur jede Parteilichkeit, sondern auch jeden Schein einer Parteilichkeit zu 
vermeiden. Das war freilich in der Zeit nach dem westfälischen Frieden 
nicht minder schwierig, als während des dreissigjährigen Krieges. Charak- 
teristisch ist in dieser Beziehung die missliche Lage, in die Hambutg 
während der auf den Tod Karls I. folgenden Zeiten zn wiederholten Malen 
England gcgenikber gerieth. 

'} Vgl A. KQcher, Oaehichte von Ebnaorar and Bnumscliwdg 164S— 1714, 
1. Theil, S. 494. 

^) T>l)or (He vergeblicbeii TermittlinigSTOnaelie der drei Stidte A. Köcher, 
a. a. 0. 2. Theil, S. 1C3 Q. 170. 
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Dass die Stadt in die Paileigegensätze der englischen Heyolation 
hineingezogen wnrde, ist namentlich der in ihrer Mitte geduMt ton eng- 
- lischen Handelscompagnie zuzuschreiben.') Es war vergeblich, dass der 
Rath deren Mitgrlipder ernialniff, sie mücliten sich als Kaufleute hüten, 
sich in die imlitiselien Stiviiii^-koiten ilirfr Landsleute zu vertiefen 
und dadurch sich und die Stadt in Verletreiilieit zu stürzen. IMe Partei- 
känipte, welche Kuglaud durchtobten, wiederholten sich in verkleinertem 
Massstab unter den britischen Bewohnern Hamburgs, und auch der 
Hamburger Rath vermochte trotz des lebhaften VfmchßB, sich mit keiner 
der kämpfenden Parteien zn überwerfeD, dem Torwnrf nicht zu ent- 
gehen, von der Linie der stricten Neutnilitftt abgewichen zn sein. Die 
Haltnngy die er alsbald nach der Hinrichtnng Karls 1. dem englisdien 
Parlament gegenüber beobachtete, konnte als Anerkennung der englischen 
Republik aufgeÜEtfst werden und worde daher nicht nur von dem Vertreter 
Karls IL, sondern auch vom kaiserlichen Gesandten entschieden nüssbillifift. 
Anderseits aber wurde der Rath von dem englischen Staat siath (in einem 
bekannten Brief vom 10. Auofust 1(;4?») bezichtigt, verschiedene in Hamburg 
und dessen N'achbarscliatt verübte Gewaltthätigkeiten, ein Attentat auf 
den Geistlichen der englischen Comi)agnie in Hamburg und die versuchte 
Entführung des Vorstehers (Courtmasters) und zweier anderer Mitglieder 
dieser Handelsgesellschaft^ nicht verhindert oder nach Oebfihr geahndet 
zn haben. 

Nicht minder wurde Hamburg die Zielscheibe von Beschuldigungen 
ans bdden Lagern, als es einige Jabre spftter zwischen England mid 
Holland zu einem erbitterten Kampf gekommen war. Beide kriegfUirende 
Parteien glaubten Anlass zn haben, sich über Hambnigs parteiische und 
nentralitätswidrige Haltung zu beschweren. 

Immerhin gingen die Kampfe des Zeitalters der englischen Revolution 
vorüber, ohne für Hamburg nachhaltige Schädigung im Qefolge zu haben. 
Bedenklicher wurde die Lage der Stadt, als in dem ersten Jahrzehnt der 
Regierung Karls IL aufs neue ein «iglisch-hoUändisdier Krieg ausgebrochen 

war. Obwohl damals nicht nur von den HansestSdten, soudeni auch vom 
Kaiser der dringende Wunsch ausgesprochen worden, dass die Elbe und 
Weser als neutrale Str('»me vr>n den Kriegführenden respectirt werden 
mik-liten, so freschali es dmli im Aujrnst I <!<;<;. dass bei Nenmülilen, also 
unweit Ihiniburtr, aber im Gebiet der diinisrlien .Inrisdiction. von 
hulländischen Kriegsschitt'en zwei englische Kauttalirer in iiraiid gesetzt, 



') Vergl. H, Fernow, Hamhurg und Enjrlaiid im ersten Jahre der englischen 
Repablik. Ergänzungen entnahm ich den Belichten de» kaieerlidien Qeiandten PJettenbeijff 
im Wiener Staat«arcbiT. 
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zwei andere genommen nnd weggeführt worden.') Hierfür machte die 
englische Begiening Hamborg verantwortlich. Sie forderte, dass die Stadt 
entweder Holland zum Schadenersats anhalte oder solchen selbst leiste. 
Von Holland Genugtbnnng zn fordern, ^Yäre nun wohl Sache der kaiserlichen 
Diplomatie gewesen, die es aber bei sehr sanftnilithigen Vorstellungen im 
Haag bewenden Hess. Da diese begreiflicher Weise eben so wenig 
wirksam waren, wie die lieschwerden, die von den aiissclireibenden Fürsten 
des niedersächsischen Kreises und von dem Kurfürsten von Brandenburg 
wegen der Verletzung der Neutialitäl des Elbsti oms bei den Generalstaaten 
erhoben wurden, so erhellt, wie wenig Aussicht auf Erfolg es gehabt hätte, 
wenn von Hamburg versucht worden wäre, die englische Schadenersatz- 
fordemng auf Holland abznwftizen. Die Engländer glanbten unter diesen 
Umstanden berechtigt zn sein, sich an Hamborg zn halten. Anf Befehl 
der britischen Regierong worde die Sache zuerst yon eigens dazu ernannten 
Gommissaren ontenncht und dann an den königlichen Geheimrath in 
Whitehall gezogen, der bereits am 12. Juli 1067 zu Ungunsten Hamborgs 
entschied und verlangte, dass die Stadt den englischen Schiffsinteressenten 
Genupthuung und Entschädigung zu Theil werden lasse, widrigenfalls der 
König zu Mitteln greifen werde, wie sie die Heliauptung seiner Ehre und 
der Schutz seiner rntertliuueu ertoidere. Der Hamburger Kath bestritt 
(h'r englischen Regierung jedoch die Beivclitigiing zu solchem Vorgehen 
und erklärte, dass er sich iu dieser Sache uui- der Gerichtsbarkeit des 
Reiches, wdche die Engländer ja selbst dnrch BeschweidefUhrung beim 
Kaiser als zuständig anericannt hätten, nicht aber der eines fremden Königs 
unterwerfen könne. Der Kaiser, der bei dieser Gelegenheit die Interessen 
Hamborgs und die Ehre des Reichs so wenig nachdrücklich vertreten 
hatte, gab doch schliesslich, nachdem der englische Geheimrath am 
.3. December IGHO die Schadenersatzverpflichtung Hamburgs nochmals 
decretirt hatte, am (]. Februar 1G70 die Erklärung ab, er könne „ki-aft seines 
kaiserlichen Amtes keineswegs nachgeben, dass fremde und ausländische 
Potentaten sii Ii einer Butniässigkeit auf des Reiches Strömen anniassten und 
des Keiches Untertlianen an ihr Gci icht zö<,'-en." Gleiclizeitig untersagte er 
den Hamburgern ausdrücklich bei seiner und des Iveiclies schwerer Ungnade 
und der in den Keichsgesetzen vorgesehenen Tön, sich dem Gebot der 
Engländer zu fttgen. In einem an den deutschen Reichstag gerichteten 
Schreiben suchte der Hamburger Rath auch bei diesem einen gewissen 
ROckhalt den englischen Fordeningen gegenüber. Es scheint, dass er 
wünschte, das dentsche Reich solle mit Gegenmassregeln wider die im 
Jahre 1597 durch kaiserliches Mandat aus dem Reich verbannte und 

*) Doeanenta^ so die Aetion der in Aimo 1666 den S4. Augiuti anf der Elbe unter 
Nen-Mühlcn vim den Holländern verbrnndter nnd weggefBIorter Sehiifo Mmpt ihren 
nmbetindliclien Bescbaffenlieit m eritennen geben. 
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bisher nur nachsichtig^erweise geduMete englische Kaufmannscompagnie in 
Hamburg drohen. Die drei Stände des Reichs beknndeten allerdings in 
einem förmlichen Keichsgut achten, dass durch das Vorgehen des Königs 
von England der Gerichtsl)arkeit, Hoheit und Reputation des lieilig'en 
römischen Reiches zu nahe getreten werde; aber welches Mittel schlugen 
sie zur Abhülfe vor? Der Kaiser solle sich in seinem und des Reiches 
Namen beim König von England j^durch ein bewegliches Schreiben und 
andere dienliehe Wege" venrenden n. 8. w. Dadmrdi wnide begreiflicher- 
weise nicht Terfaindert, dass am 27. Juli 1670 zn WhitehaU beschlossen 
wnrde, den ElAgern Bepressalienbriefe einzohfindigen. *) Auch jetzt noch 
setzte Hambnig eine Zdt lang seinen Widerstand gegen die mibOlige 
Forderung fort. Elndlich wurde es durch die englische Gewaltthätigkeit 
und die bedrohlichen Zeitläofe im Anfiinge des folgenden Jahrzehnts zur 
Nachgiebigkeit genöthigt. 

Wie in diesem Falle, so hat Hamburg gar häoflg bei Verwickinngen 

mit mächtigeren Staaten den Kürzeren gezogen, doch fast nie ist es ohne 
lebhaftes Widerstreben durch das Joch gegangen, fast nie, ohne sein 
Beeilt und die Wohlfahrt seiner Angeliörigen zu vertheidigen, so lange 
nicht jede Aussicht auf Krfolg gescliwundeii war. Wesentlich beeinträchtigt 
wurde die Widerstandsfähigkeit Hanibiugs alleiilings durch die biirL^eiiiclieii 
Tarteikäuipfe, zufolge deren das Gemeinwesen den auswärtigen Staaten 
gegenüber doppelt ohnmächtig erscheinen nnusste. Ihre verderblichen 
Wirkungen traten so recht erst gegen Ende des 17. Jahrhunderts hervor, 
doch binnen die Wirren schon in dem hier nfther za betrachtenden Zeitramn, 
und um sie zu begreifen, muss man sich noch weiter zurückliegende 
Verhältnisse vergegenwärtigen. 

Wie so oft in den städtischen Parteikämpfen, tritt uns auch in 
Hamburg als nächster Anlass des Frontmachens gegen die Obiigkeit der 
Argwohn enti^egen, dass diese oder einzelne ihrer Mitglieder zum eigenen 
Frommen oder zur Beförderung ihrer Freunde und Angehörigen die 
allgemeine Wohlfahrt hintenangesetzt haben möchten. Der wahre Grund 
lag jedoch tiefer. Aller Wahrscheinlichkeit nach wäre es nicht schwer 
gewesen, solcher Op])usition durch Kntkräflung des Argwohns oder durch 
Beseitigung thatsächlicher Missstände zu begegnen, wenn ein allgemein 
anerkannter verfassungsmässiger Znstand iH'staiiden liätte. In Wirklichkeit 
aber herrschte erliebliche Meinuiigsverschiedenlieit in Haniburg dariU)er. 
was in öÜentlichen Angelegenheiten Rechtens sei. J iisliesonderc gingen 
die Ansichten über die Grenzen der Befugnisse von Rath und Bürgerschaft 
weit auseinander. 



') S. Caleudar of State Papers, Douiestic Oeries ItiTO, S. 351, 446 t 
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Um diesen für die Hamburgische Geschichte bis zmn Hauptrecess 
von 1712 so überaus bedeutsamen Sachverhalt zu erläolem, erscheint es 
zunächst enviuischt, wenn auch nur in aller Kürze, an die Ilauptepochen 
der Hamburgischeu V erfassuDgseutwickluug seit dem Ausgaug dea Mittelalters 
zu erinnern. 

Dass in den Hausestädten die obrigkeitliche Gewalt aussclilie.sslich 
dem Hath zukomme, hatte für einen althansischeu Grundsatz gegolten, 
und noch im J. 1417 sah sich der Hamhuiiger Bath auf Andringen der 
Hansa zor Znracknahme des Becesses von 1410 genötbigt» in welchem er 
der Bfirgerschaft sehr erhebliche Zugestftndnisse gemacht hatte. Indessen 
trat der Einflnss der letzteren im Olfentliehen Leben Hamburgs immer aafe 
neue hervor, und es steht fest, dass bereits gegen Ende des Mittelalters 
die Bürgerschaft nicht nur <1( tu ITerkomnipn nach berufen ^vurde, wenn es 
galt, über wichtige städtische Ans'ek'ij^enheiten zu entscheiden, sondern 
dass sie sich bereits im Besitz ilir ausdrücklich zn<^esicherler Rechte befand. 
Eine weitere Stufe in der Entwicklung^ des Hamburgisclien N'ei fassnufjslebens 
wurde im Beginn des !(]. .Taluliundeits unter dem Kinthiss der lieforniatictn 
erreicht. Es ist bekannt, dass die zunäclist zur Aiisiihung der Armenpflege 
eingesetzten Gotteskasteu-Verwalter oder Diakone uud deren Beigeordnete 
(Snbdiakone) nicht nnr in kirchlicher, sondern auch in politischer Beziehmig 
die Vertreter der Kirchspiele wurden und, ans allen vier Kirchspielen 
zusammentretend, die bttrgerlichen Gollegien der Achtundvierziger und 
HnndertvlemndTierziger bildeten, die schon wegen ihrer geschlossenen 
Zahl und häufigeren ZnsammenkOnfte die Interessen de.s Gemeinwesens 
wirksamer zu vertreten vermochten, als die Versammlung der Bürgerschaft. 
Von grosser Wichtigkeit war es überdies, dass die 12 Aelterleute der 
Diakdue, je 'i aus jedem Kirchspiel, die später sogenannten Oberalten, die 
Befugniss erlangten, eine fortdauernde ControUe über die Handlungen des 
Raths auszuülten. 

Die mannigfachen Kämpfe und Conflicte, in die Hamburg im weiteren 
Verlauf des IG. Jahrhunderts durch seine Betheiligung am schmalkaldiscben 
Krieg und sein gesinnungstrenes Festhalten an der Sache des Protestan- 
tismus gerieth, Teranlassten neue Einschränkungen der Machtvollkommenheit 
des Baths, der darauf angewiesen war, bei der Bfligerschalt moralischen 
und materiellen Bttckhalt zu suchen. Dies trat vielleicht am anschaulichsten 
im J. 1548 hervor, als Karl V. von Hamburg die Einfflhning des 
sogenannten Interims forderte. Um der Stimme des Gewissens folgend 
diesem Ansinnen desto erfolgreicheren Widerstand entgegensetzen zu 
können, vereinbarte der Rath mit 40 Veitrotern der Bürgerschaft einen 
Kecess, in dem er den Bürgeru eine Reihe ül)eraus wiclitiger Befugr)isse 
der Controlle und der Mitarbeit auf den verschiedensten Gebieten des 
öffentlichen Lebens einräumte, während die Bürgerschaft ihrerseits ver- 
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sprechen miisste». alle Gefabren, Mühe, Last and Besch wernng, die sich 
ans der Ablehnung des Intenms cri^ohen würden, getreulich tracen zn 
helfen und insbesondere die nnthisreii Stenern, sowie die erforderliche 
Erhöhung- von Zoll und Aecise zu bewillig^eii. Das gute Einvernehmen, 
das durch diesen Kecess beigestellt oder befestigt worden, war freilich 
nicht von langer Dauer. Namentlich gab der bedenkliche Zustand, in dem 
sich die Hambuiger Finanzen befanden, zu wiederholten Misstrauens- 
kundgebungen der Bürgerschaft Anlass,') bis es im J. 1563 schliesslich 
soweit sr^ommen war, dass es hiess, in der K&mmerei sei nicht mehr 
soviel Geld yorhanden, um ein Paar Schuhe dafttr za kaufen,*) nnd der 
Bath deshalb darein willigen musste, dass die Finansrerwaltiing den zn 
seinem Collegium gehörigen Kiimmereiherren genommen und den Acht- 
minnem, d. i. je zwei aus jedem Kirchspiel gewählten Bttigem, den später 
s<^^annten Kämmereibürgem, fibertragen wurde. 

Obwohl nun aber der Bath durch den KftmmereireGess von 1563 eine 

seiner wichtigsten Gerechtsame eingeliiisst hatte, obwohl er sich 
im .T. UIO;{ nach längerem Widerstreben eine neue Formulirung des 
Kathseides und im J. IM'A sogar ^'orschriften über das bei neuen Raths- 
wahlen zu befolgende \ erfahren von der Bürgei-schaft auferh'gen liess, so 
hielt er dnch daran fest, dass er trotz solcher Zugeständnisse der einzige 
Träger der ötfentliclien Gewalt in Hamburg sei nnd liegründete seinen 
Anspruch durch die Behauptung, diese Gewalt vom Kaiser empfangen zu 
haben, oder dmch Hinweis auf d&s göttliche Kecht der Obrigkeit An die 
Lehren der Vertheidiger des absoluten Eönigthums erinnert es, wenn 
im J. 1602 ein Hamburger Bttigermeister der oppositionellen Bttrgerschaft 
gegenüber die Ansicht vertrat: „Wenn schon eine Obrigkeit gottlos, 
tyrannisch und habgierig ist, so gehöret dennoch den Unterthanen nicht, 
dass sie sich dag^en auflehnen und zuwidersetzen, sondern sie sollen 
dasselbe vielmehr fBr eine Strafe des Allmächtigen, so tlie Unterthanen 
mit ihren Sünden verwirket haben, erkennen." Demgegenüber fülirte bei 
der liingerscliaft das IJewusstsein, dem Katli thatsäcldich wiederlidlt ihr 
Gebot auterlt'gt /u haben, im Verein mit der Ireilich wohl mir unbewusst 
befolgten Tln-oiic v<>ii dt-r \ ulkssuuveränität zu der Anschauung, dass die 
erbgesessene liürgerschaft die Trägerin der höchsten (xewalt in Hamburg 
sei, und dass der liath nur die ihm von letzterer übertragene Amts- 
gewalt ausübe. In diesem Sinne richtete die Bürgerschaft bereits 
im J. 1562 die Forderung an den Rath, er möge sich kfinftig des ver- 
derbUchen Protestirens gegen seine HitbUrgerschaft gänzlich enthalten, 
da dies wider die Eigenschaft seines Amtes sei. 



') K. Koppmann, Kämmereirechnnngen dpr Stadt Hamburg. Band 7, & Xf. 
^) Kämmereiprotokoll vom 21. Septbr. löGü. 
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Sehr viel weiter noch ging die Erklärung, die am 7, December 1()(>5 
vou den Oberalten im Nameu der Büi'gerscliaft abgegeben wurde: Die 
Hoheit, Herriiclikelt und Gerechtigkeit dieser Stadt sei bei der gesammten 
ei'bgesessenen Bttigerschafb; da diese ihrer Menge halber sich nicht selbst 
Freren nnd ihr Recht sprechen kOnne, so habe sie eine ordentliche, dnrch 
gewisse Oesetse nmschrftnkte Macht der Begiemng einigen ihrer Mitbürger 
aufgetragen, sich selbst aber eine ausserordentliche Gewalt vorbehalten, 
yermQge welcher sie ihre mit dem Regiment betranten Mitbfirger, wenn sie 
die Gesetze überschreiten würden, znr Gebfthr anweisen könnte. Die 
Bürgerschaft erachtete sich hiemach befugt, wenn ihrer Ansicht nach der 
Eath gefehlt hatte, ohne ihn Beschlüsse zu fassen nnd ihn zu deren 
Annahme zu zwingen, indem sie sich weigerte, Rathsantrttge anzuhören, 
oder indem sie die Rathslionorare einzog. 

Die Wortführer der Bürg-erscliaft behaupteten, dass die erwähnte 
Theorie auf „der Stadt uiullen Fundamental Verfassungen" begründet sei; 
doch Hessen sich solche Staatsgruudsätze nur durch sophistisclie Deutung 
oder Verdrehung des Wortlautes aus den alten Recessen herleiten. Immerhin 
darf man annehmen, dass die meisten deijenigeni die sich zu dieser Auffassung 
bekannten, von deren Richtigkeit ftbensengt waren, nnd dass sie, ob- 
schon anch' persönlicher Ehrgeiz an ihrem Yoigehen Antheil gehabt haben 
mag, zng^eich Ton dem Wunsche geleitet worden, zur Beseitigung der 
üehelstände im öffentlichen Leben Hamborgs beizutragen. 

Sieher fehlte es an M&mstaiiden wiUirend der ins Auge gefassten 
Periode nicht Dass jedoch damals nicht etwa die Hamburgische Regiemng 
in ihrer Gesammtheit der Verderbniss und Pflichtvergessenheit zu zeihen 
war, erhellt aus der Thatsache, dass die Fürsorge fOr die öffentliche Wohlfahrt 
io Hamburg zu keiner Zeit völlig ruhte. 

Im Vordergrund standen begreiflicherweise die Bemühungen zur 
Förderung des Handels. Wenn Hani])urg bereits im 17. Jalirliundert 
eine hervoiragende fonnnercielle Stellung erlangt hatte, so verdankt es 
(las nicht nur seiner geographischen Lage und der Rührigkeit seiner 
Kaufmannschaft, sondern zugleich jener umsichtigen Handelsi>olitik, die 
während des steten Wechsels der Weltlage die günstigen Zeitverhältnisse 
geschickt auszunutzen und die Nachtheile der ungünstigen nach Kräften zu 
yermeiden bemüht war. Bald galt es im Verein mit den anderen Hanse- 
stftdten Handelsverträge abzuschliessen, bald durch besondere Entsendung 
von Hamboif^hen Rathsmitgliedem an aoswflrtige Höfs Zogestftndnisse fttr 
Hambniigs Handd und SchÜiahrt zu erlangen oder deren Sohftdignng 
abzuwenden. Manche erhebliche Eirungenschaften wurden der Stadt auf 
diese Weise zu Theil, obwohl die Rathsdeputirten bei soldien Missionen 
bi.s weilen harte Geduldsproben zu bestehen hatten und auch Misserfolge 
nicht ausblieben. 

i 
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Kiclit minderi als doreli answftrtige Terbandlongen, galt es daheim 
dnrdi zweckenteprechende Anoidnimgeit nnd EinrichtuigeD den Erfordanissen 
des zunehmenden Terkehrs gerecht za werden. Es sei hier nnr an die 
unablässigen Berntthnngen, das Fahrwasser der Elbe in gutem Stande zu 

erhalten, und an die Aosrfistnng von Convoyschiffen znm Schutze der 
Hambargischen Kaafifabrer gegen aihkanische Seeräuber nnd enropftiscbe 
Kaper erinnert. 

Dass fast immer die für den Handel notliwendigen und nützlichen 
Massregeln erj^riffen wurden, dafür hätte schon der Umstand bnrt!:en müssen, 
dass es weder im Rath noch in der Bnrgei-schalt an kaufni;innis( heii und 
handelskundigen Männern fehlte. Es bestanden jedoch überdies seit dem 
Antang des K». Jahiliunderts besondere Vertrelungen der Kaufmannschaft'). 
Aus den Mitgliedern der drei gi ossen Kaufmauusgesellschafien, der Flander- 
fahrer, der Englaudfahrer und der Schonenfahrer, war schon 1517 ein 
Kauflnannsrath boroigegaugen. Gegen Ende des 16. Jahrhunderts erschienen 
an der Spitze der Eaufinannschalt die Kaufinannsftltei'leute, die zugleich 
den Vorstand der im Jahre 1558 gegrOndeten BOrse bildeten und daher 
seit dem 17. Jahrhundert Börsenalte genannt werden. Ausserdem wurde im 
Jahre 1 023 die Admiralität, eine besondere, aus Hathsherren und Depntirten 
der Kaufmannschaft zusammengesetzte l^ehörde geschaffen, der zunächst die 
Ausiüstung der Convoyen. dann audi die Aufsicht über den Hafen, das 
Tonnen- und Baakeinvtseii, ferner Einfluss nnd Mitwirkung in allen 
Angelegenheiten, die den Seehandel bctiafcii. niul iih«'rdies die Gerichts- 
barkeit ei-ster Instanz in allen See-, Fraciit- und Assecuranz.sachen zufiel. 
Endlich wurde im Jahre KU!') die Commerzdepntation begründet, eine Ver- 
tretung der zur See handelnden Kautieute, welcher die Aulgabe zufiel, den 
commerciellen Interessen Hamburgs ihre unausgesetzte Aufineiksamkeit zu 
widmen, dem Rath von den Drangsalen und Beschwerden, die dem Handel 
zustossen würden, rechtzeitig Eenntniss zu geben nnd mit ihm zu deren 
Beseitigung zusammenzuwirken. 

Wie nun alle die erwähnten Factoren in ihrer Vereinigung zur 
Forderung der Handelsblflthe Hamburgs beitrugen, kann hier nicht im 

Einzelnen ausgeführt werden. Ebensowenig ist hier der Platz darzuthnn, 
wie sich der Handelsbetrieb um die Mitte des 17. Jahrhunderts nach 
Ländern und Waaren vertheilte. Es genügt anzudeuten, dass die Stadt 
mit fa.»<t allen europäischen Häfen in Verkehr stand, dass sie ein Hauptsitz 
des nordeuropäisi'lien Zwisehenliandels war, und dass an Wichtigkeit für 
die .\iisfulii- deutscher Waaren und für die Einfuhr fremder Waaien nach 
Deutschland ihr schon jener Zeit keiu Handelsplatz des deutscheu lieiches 



*} V^ Kirdienpaiier, Programm nir ffinweilniiigsflBier der neuen BOree hi Bamboig. 
Hunbmg S. S6£ 
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gleichkam. Coiicurronz bereitete ileii Hanilniipeni IVeilich in der letzteren, 
wie in so niaricliei- andern I^eziellun^^ der weltnnif'.isst'iide Handel Hollands. 
So sehr übrigens dieser damals den Haniburgis< lien Uambd an Ansdehnung 
überragte, so ist es d(»cli benierkenswertli, dass die Holländer einerseits 
wiederholt den commerciellen Bestrebungen Hamburgs gegenüber eine 
gewisse Eifersucht an den Tag legten, anderseits aber auch gelegentlich 
wieder f&r das Hambniffische Interesse eintraten, da sie sehr wohl zu 
berechnen vermochten, Ton welch unschätzbarem Nutzen für ihr eigenes 
Land der Geschäftsbetrieb der Hamburger Eaufleute war. Es lag darin 
yielleicht die glänzendste Anerkennung der commotiellen Bedeutung, zu dem 
sich Hamburg aller Schwierigkeiten und Bivalitäten ungeachtet empor- 
geschwungen hatte. Und nicht nur im Westen, anch im fernen Osten 
Europas war die Handelsmacht Hamburgs bereits im 17. Jahrhundert zu 
Anheben gelangt. Das bezeugt der allerdings übertreibende Schmerzensruf 
des slavuphilen serbischen Schriftstellers Krisbanitsi Ii. Kussland sei den 
Engländern, Niederlän<lern und Hamburgern tributpllii litig g:<'worden.^) 

01)\vohl nun der Handel im Leben Haniburgs von veruie^xender und 
mitunter anscheinend allein massgebender Bedeutung war, so fehlte es hier 
«loch keineswegs au anderweitigen Interessen. Insbesondere seit der im 
Jahre Idl.i eifolirten Begründung des akademischen Gymnasiums galt 
Hamburg für einen der wichtigsten Mittelpunkte wissenschaftlicher 
Bestrebungen in Bentsehland. 

Die Bestimmung der genannten Anstalt war, von der jener Zeit etwas in 
VerM gerathenen Gelehrtenschule zur Universität hinfiberzuleiten. *) Obwohl 
anftnglich Gymnasium schlechthin genannt, sollte sie doch nicht sowohl 
eine Oberdasse oder Selecta des Johanneums als vielmehr eine akademische 
Anstalt bilden. Sie sollte es ermöglichen, wie es in dem Antrag des Baths 
an die Bürgerschaft vom 10. August Kilo heisst, dass, „wenn die studirenden 
Jünglinge nach Akademien kamen, dieselben sich nicht lange mit Philosophicis 
aufhalten düiften und vielmehr sofort ad Facultates schreiten könnten". 
Auf eine Anstalt war es abgesehen, die ausschliesslich der höheren humanen 
Geistescultur und keinerlei praktischen Zwecken diente. Es galt vnn ihr 
zu allen Zeiten, was Büsch im IS. Jahrhundert als Vorzug pries, dass sie 
mit Ausschliessung der sogenannten Brodstudien alle diejenigen Wissen- 
schaften pflegte, durch die Jünglinge zu allgemeiner Bildung gelangen 
könnten. Ks begreift sich, dass sie trüber und später die mannigfachsten 
Anfechtungen erfahren hat. Der Nutzen, den sie stiftete, das Ansehen, 

') Ver>:I. A. P.riirkner, rnltiirlii-t'>ri«-he StiKlirn (Mi^-,» I^Tm II S. 'Jl. 

^ Vgl. J. ,\. R. Janssen, Austüliiiiclic Nachricht«"» ülicr die Kirchen iiii«! Gfistlithon 
der firek'ii un<l Hansestadt Hamburiir. sowie üher deren Johunnrinn, Gymniisiuin etc. (Haiiili. 1 >J';) 
S. i21 ff"., W. Sillfin, die Matrilvc) d<'S uk iit* i!iis<Iif^n Gymnasiums in Hamhnrg S. II— IV 
und K. Friedläudcr, Zur Geschichte der liambiirgischen Bildung (in der Festschrift des 
Re«lg7iiuiuiiiiii8 des JohanneoniB vom J. 1884) S. 9 ff. 

8« 
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das sie innerhalb der Stadt und ansvSits genoss, var BelbstTerstftndlich 
dorch die Eigenart der an ihr wirkenden Gelehrten bedingt Anf Zeiten 
der BlQthe folgten stets Perioden des Niedergang-s mul gar des Verfalls. 
Aber alles in allem genommen ist die Anstalt der Stadt nun Segen 

geworden, indem sie oiiie Reihe von Männern, die vonnigsweijie dem 
Diensto der Wissenscliatt lebten, an Hanilmrg fesselte und daher zur Ptlefre 
geistiger Interessen und idealer Sinnesart in erheliliclister Weise beitrug:. 

Pass schon zur Zeit des dreissigjährigen Krieges, wie in den zunächst 
darauf folgenden Jahren das Haniburgische Gymnasiuiu zu den gej»riesensten 
deutschen Bildungsausitalteu gehörte, das ist namentlich der Wirksamkeit 
von Joachim Jungius zozosehieiben. Etn Gelehrter Ton seltener Viel- 
seitigkeit» hat er die verschiedensten Wissenschaften beherrscht und dnrch 
eigene Arbeit, zum Theil mit hervorragendem Erfolg, zn fördern gesucht, 
insbesondere aber dnrch seine Kritik der Natnrlehre des Aristoteles einen 
ehrenvollen Platz unter den Emeuerei-n der Naturwissenschaft errungen. 
Zugleich galt er für einen ausgezeichneten Lehrer. Sicher ist, dass er 
durch seine wissenschaftliche Methode, Avie durch seine ausgesprochene 
Abneigung gegen allen blinden Autoritätsglauben und nicht zum wenigsten 
durch die selbstlose Hingebung, die er seiner Wissenschaft wie seinen 
Mitmenschen bewies, seineu Schülern als edcdstes Vorbild dienen niusste. 

Neben ihm sind unter den Professoren, die in der Mitte des 17. Jahr- 
hnnderts am G\iunasium lehrten, sein Freund, der Waihematikei- Tassius, 
sein Schaler Vagetius, femer der Orientalist Gntbier und endlich der 
Historiker P. Lambeck zn nennen, der ausser vielen andern Schriften 
andi den anerkennenswerthen Versuch einer Darstellung der filteren 
Hambnigischen Cteschichte hinteiiassen hat. 

Aber auch abgesehen von den Lehrkräften des Gymnasiums fehlte 
es jener Zeit in Hamburg nicht an Vertreteni der Wissenschaft und Litteratur. 
Als Kalands-Decan am Domstift in unabhängiger Stellung, lebte Friedrich 
Lindenbrog meist seiner wissenschaftlichen Arbeit. Wegen seiner viel- 
seitigen (lelehrsanikeit seiner Zeit im In- und Auslande geschätzt, hat er 
sich als einer der ersten in Deutsi iiland, die nicht nur den (ieschicht.<?- 
und Iveclitsquellen, sondern auch der Sprache der geruiauischen \ orzeit 
ihre Aulmerksamkeit zuwandten, durch die von üiui ausgegangene Anregung 
ein dauemdes Voidienst erworbOL 

Unter den Geistlichen, die an die Hamburger Hauptkuxhen berufen 
worden, und von denen so manche durch theologische Gelehrsamkeit, 
Kanzelberedsamkeit und litterarische Leistungen ausgezeichnet waren, 
ragte im 17. Jahrhundert besonders Balthasar Schupp hervor, der von 
1649 — 1C6I an der Jacobikirche wirkte, und dessen Schritten, abgesehen 
von ihrem religiösen und sittlich-erziehlichen Gehalt, durch ihre un- 
gewühnliche Frische der Darstellung und sonstige stilistische Vorzflge 
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bemerkeiiswerth und für die Nachwelt Überdies durch den Reichthnm 
des i& ihnen enthaltenen coltorhistorischen Materials interessant sind. 
Auch den Übrigen FacuItAten fehlte es nicht an tttchtigen Vertretern. 
Kenntnissreiche und zugleich geschäft^wandte Juristen fanden sich zu 

allen Zeiten unter den Mitgliedern des Hamburger ]?aths. Zufolge der 
Dürftigkeit unserer Nachrichten können wir die \'er(lienste mancher 
allerdings mehr ahnen, als mit Sidierheit feststellen. In scharfen Zögen 
tritt uns jedueh die wahrhaft liedfiitcnde Pei-sönlichkeit des Dr. Broderns 
Pauli (Syndicus KJ;}',»— KiTO, liiirgernieister 1(!70— ICJSO) entgegen, des ebenso 
nmthigen, wie uiieniii'idlichen Vorkämpfers für die Unabhängigkeit seiner 
Vaterstadt, der die erste umfangreiche Vertheidigung der reiclisstädtischen 
Hechte Hamburgs (die sogenannte Apologia Hamburgensis) lieferte. Unter 
den Vertretern der Median aus jener Zeit ist namentlich der Subphysicus 
Paul Marqnard Siegel (oder Schlegel) hervorzuheben, bekannt als eüriger 
. Anhänger der Lehre Harveys vom Kreislauf des Blutes und als erster, der 
in Hamburg anatomische Demonstrationen vornahm.*) 

Dass hier die Bildung jedoch keineswegs bloss in den Kreisen der 
akademisch geschulten Männer zu Hause war, bezeug^ kein geringerer, als 
der Dichter Joh. Kist, der, ICO? in Ottensen geboren, seit H!.1') Pastor 
in Wedel, in jungen wie in späteren Jahren häufig genug in Jlaniliurg, 
dieser von ihm so besonders gelieliten Stadt, geweilt hat und daher auf Gi und 
der von ihm persönlich gewonnenen Kindriicke berichten konnte, dass man 
hier selbst in den Wirthshäusern bisweilen solche nachdenkliche Iteden zu 
huren bekommen könne, aus welchen mancher mehr Klugheit zn schüpleu 
vermöge, „als wenn er 50 Blätter in des Aristotelis Politica mit höchstem 
Fleiss durchstudirt hfttte".*) In der That kam damals in Hamburg bereits 
zu der gelehrten Bildung die praktische Bildung hinzu, die sich der 
Kauflnann auf Belsen und im Weltverkehr und wohl nicht zum wenigsten 
durch die Betheüigung an den OlFentUchen Angelegenheiten seiner Vaterstadt 
erworben hatte. 

Zu den damaligen ^'ertretern der schönen Litteratur in Hamburg 
" niuss wegen seiner nahm Pezielmngen zu dieser Stadt vor allem Kist 
selbst gezälilt werden. Mehrere erhaltene Ueberreste legen Zeugniss dafür 
ab, dass hier im Hegiuu des 17. Jabrhunderts das niederdeutsche Drama 
gepflegt wurde; auch an AutTührungen englischer und uiederläudi.scher 
Schauspielergesellschaften fehlte es nicht; epochemachender aber waren in der 
Gteschiehte des deutschen Dramas und Theaters die in Hambuig veranstalteten 
AuHtthrungen von Bists Irenaromachia (1G30) und seines eigreifenden, 
von feurigem Patriotismus dnrchglfihten diumatischen Zeitgemäldes „das 
friedewttnschende Deutschland** (1647). 

') Genet, Mitlheflnngen ans der iltenn Hedidntlgesebichte nunbnigi S. 190. 
^ Job. Blft, dM alleredebte Leben der gunea Welt S. 17& 
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Aus patriotischer Gosiiinnng ist auch liists H!42 in Hanibui g psendonym 
herausgegebene kleine 8c liiif't „IJettmig der edlon teiitsclien Haiiptspraclie** ') 
hervorgi'gans't'n, in der er jrt'^MMi diejenigfii DeutscluMi eilVit. die ihre 
Rede mit tausciidtTlei fn iiiileii Namen und ausländisclien Wollen gleich 
einem I5ettlermantel ziisiiiiiuientlieken. Zweifellos hat er hierdurch den 
verwandten Bestrebungen Zesens vorgearbeitet, der hier im J. lt>4^} die 
dentschgesinnte Gesellschaft stiftete und auf deren Veranlassung im selben 
Jahre ebenfalls in Hamburg seine „hochdeutsche Sprachttbnng" TerGffent- 
lichte. Jedenfalls ist es bemerkenswerth, dass das in seinen Handels- 
beziehungen weltbfligerliche, m seinem innersten Wesen aber kemdentsche 
Hamburg einer der Ausgangspunkte Jener, einzelner üebertreibangen 
ungeachtet, durchaus berechtigten und anerkennenswerthen Bemühungen 
war, der deutschen Sprache wieder zu ihrer ur^rQnglichen Beiuheit und 
Schönheit zu verhelfen oder, um mit Rist zu reden, „diese alleredelste 
Sprache aus den finstersten Klüften der barbarischen Unwissenheit 
getreulich hervuizusudien." ■) 

Unter den in der Mitte des 17. Jahrhundci ts in Hamburg weilenden 
Vertretein dt^r deutschen Tjitteratur sei sclilii'>>lic]i noch (leorjr (.ireflinfrer 
genannt, dessen litterargeschichtliche llctlcutun;,'- darauf beruht, dass er in 
der l'eriode des ^■orwiegens der Gelehrten- und Slubenitoesie einen Iiischeren, 
natüilicheren Ton angeschlagen hat. In Hamburg, wohin er 1646 
kam, entfaltete er eine ungemein rege und vielseitige schriftstellerische 
Tbätigkeit, er Terfasste hier u. a. gegen 400 Leichen- und Qratulations- 
gedichte,*) feiner „die grausam blutige Tragödie vom Tentschlande," d. h. ein 
erzftUendes Gtodicht Tom dreissigjährigen Krieg in Alexandrinern, und machte 
sich insbesondere durch eine Uebeisetxung von Corneilles Cid wie durch 
die Herausgabe des „Nordischen Mercurius" verdient, dnes Wochenblatts, 
das — wenn auch mit Unterbrechung — bis zur Gründung des 
„HamburLMschen Cunesp(nideiiteu" fortbestand und zu den angeseheneren 
Erzeugniss«']! jener älteren Periode des deutschen Jouinalismus gehört zu 
haben scheint. 

Unter den Künsten wurde in Haiiibiuir liesonders die Musik gei>tb'gt. 
Rist riiliinte namentlich die Vurtreti'lichkeii der Kirchenmusik. Auf diese 
wurde in der Thal damals grosser AVerth gelegt, liesondeis eifrig bemühte 
man sich darum, das Amt des Gantors am Johanneuni, mit dem in der 

*) BaptifltM Aimati Yatii Thilod Bettang der Edlen Tentsehen Hanptspnehe. 
Htmlmrg UU-i. 

^ Uebcr das Verdieust, dua sich nngenUir uiii dieselbe Zeit der Schreib- und 
Beehenmeieter Chriitoffer Adiatiai Hager am ^e EfailHIrgennig dnes reinen H4»dideatech 
in Hambnig erworben haben soll, Tgl. Otto Bftdiger, Feetechrift für die dentscbe Lehrer- 

Temunmlang von I80G S. 

C. Waltlicr im Anzeiger liir deutsclies Altcrtlium X S. ^0 ff. 
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Kegel aiitli das eines MiiHlkdirectore verbunden war, und die Oi^anisten- 
stellen an den Hauptkin hen mit tQchtig:en ^lusikern zu besetzen. Als Cantor 
wirkte um die Mitte des 17. .lahrhunderts der von den Zeitgenossen hocli- 
gescliätzte TliDUias Sellins, Von den Orfjanisten ist zunächst der von 
St. Catharinen zu nennen, Heinrich Scheideniann, der zu den hervorragendsten 
Künstlern seiner Zeit gerechnet wird. Er hatte auf Kosten der Kirchenver- 
waltung deD üntenicht des berfUnnten hoUAndisclien Organisten SweUnck 
genossen nnd wurde seinerseits wieder der Lebimeister Ton Johann Adam 
Beincke nnd anderen tllchtigen Hamburger Hnsikem. DerOrganist der Jacobi- 
kircbe, Mattbäns Weckmann, macbte sich um die Mnsikpflege in Bambmigf 
namentlich durch Grllndung des Collegiuni Musienm verdient, einer 
Oesellschaft yon Musikern und Musikfreunden, deren Wirksamkeit es 
nicht zum wenigsten beizumessen ist, dass Hamburg zu einem Mittelpunkt 
musikalischer Kunst i'ibung für das nördliche Deutschland wurde. Die von 
ihr veranstalteten Kirchenconcerte galten für musteigültig. Begeistert 
ruft Job. Kist ans; „() sollte mancher in dem ('«dlegio Musicu, welches 
wöclientlich in Hamburg von etlichen Ötudiosis, Kaufgesellen, Musicanten 
und anderen rühmlichen Liebhabern dieser edlen Kunst absonderlich wird 
gehalten, nur ein paar Stunden zuhören, er würde entstlcket müssen 
bekennen, dass dessen gleichen in Teutschland schwerlich zu finden.** 
AUmfihlich kam es dahin, dass auswirtige Componisten als Ziel ihres 
Ehigeizes betrachteten, von dieser Gesellschaft anerkannt zu werden und 
ihre Werke dui-ch sie dem Hamburgischen Publicum vorführen zu lassen.') 
Dass auch der Sinn für bildende Kunst in Hamburg nicht fehlte, 
beweist schon die Zahl der Maler und Kupferstecher, die sich hier in der 
Mitte des 17. Jahrhunderts aufhielt, vielleicht auch der Umstand, dass 
mau — nach einem Gedichte (4ieflingers zu schliessen — gelegentlich 
auch iu der Hamburger Börse neue Gemälde ausstellte.^) Von dem Talent 

I) Vergl. Sittard, Ge.ochichte (le.<4 Mnsik- und Conoeitwesons in HambiuiB^, 8. 10 v. 00. 
^ In einem Ilochzeitsgedicht GrefIin£r«'rH vum 18. November 1650^ auf dM auch 
Herr Dr. C. Walther aufmerksam macbte, lieüst es: 

AlM ieh dicta Jalii-llaTCkt Uber 

tnit«r murer Btindie »tand* 
und für manche tansend St&ber 

schöne Schildercyen fand', 
anter andern Busch und Auen, 

dio in Tier getheOte Zeit, 
tq»fre Mianer, schöne Frauen, 

alles Toll G('Sihitkli<likeit, 
Sah ich auch Ilerr Kuland stehen 

und dien leheiie-wertlie Weiek 
Scharff-veniünflig üherselion. 
Durch den An«rlrnck . sdiarlT rcrTiiiiin.ig'' sollte offenbar der kunstkritieche Verstand des 
WolEhmTesteu i'eter Kulaud gerühmt werden. 
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nnd der anf den Einfliiss der stammverwandten Niedei'lAader hinweisenden 

Kniistrichtuii«^ der Hamburger Maler dieser Zeit zeugen noch manche ihrer 
in den Kiichen, wie in öffentlichen und privaten Saminhmgen Hiinibiirg:s 
aufbewahrten Schöpfunjren. Leider ist die grössere Zahl ihrer Werke 
durcli die l'nnfunst der Zeiten, insbesondere durch den Brand von 18-t'2, 
zu Grunde ge<!:angeu. Nicht unerwähnt bleiben darf, dass in diesen 
Zeitraum wenigstens die Anfange des Schatiens von Matthias Scheits 
fallen, dessen künstlerische Bedeutung und Vielseitigkeit erst neuerdings 
wieder nach Gebühr gewürdigt worden ist. 

Unter den Banunteruehmungen dieser Periode seien zum Schluss 
namentlich diivjeuigeu hervorgehoben, die, abgesehen von ihrem grösseren 
oder geringeren kflnstlerischen Werth, ooser Interesae erwecken, weil in 
ibnen die politischen, religiOeen nnd wissenschaftlichen Tendenzen des 
damaligen Hambmgs ihren Aasdmck gefunden haben. 

Nachdem im Jahre 1648 das Batbhans auf der TrostMcke dnrdi 
einen Ansban erweitert worden, ward im folgenden Jahre (1649) die Front 
der neueren Theile des GebSudes durch AnfSstellung von 21 steinernen 
Statuen deutscher Kaiser geschmückt nnd ausserdem ttber dem Portal des 
neuen Bathhanses das Hambnrgische Stadtwappen in Sandstein derartig 
angebracht, dass es das dort befindliche Nesselblatt, das holsteinische 
Wappen, verdeckte. ') Ersichtlich handelte es sich bei dieser Neuaiis- 
schmückung des Rathhauses nicht nur um künstlerische Zwecke, sondern 
um eine Demonstration von grösster politischer Bedeutung. Das Vorhanden- 
sein des Nesselblattes auf alten Hamburger Münzen, an dem Millerntlior 
und verschiedenen öffentlichen Gebäuden, insbesondere am Portal des 
Rathhauses, war von den Dänen noch kürzlich als Beweismittel angeführt 
für ihre Behauptung, dass Haniburg von Altere her eine holsteinische 
Stadt gewesen sei -) und deshalb dem ivönig von Dänemark die Huldigung 
nicht versagen düife. Indem der Hamburger Rath nun das Nesselblatt am 
Bathhause verhüllea nnd die Front des Gebäudes mit Eaiserstatnen 
sdmiflcken liess, gab er in unzweideutiger Weise zu yerstehen, dass man die 
holsteinisch-dftnischen Ansprüche für veraltet nnd hinfUlig erachte nnd 
keine irdische Gewalt über sich anzuerkennen Willens sei, als Kaiser 
und Reich. 

In demselben Jahre, am 26. Aprfl 1649, fond unter besonders weiheToUen 
Festlichkeiten die Grundlegung der grossen Michaeliskirche statt Mit 
lebhaftem Eifer wurde das Werk unternommen, der erste grössere Kirchen- 



') C. F. Gaedechcn«, Geschichte d«s Bambnrger Rathhauses, S. 19 ff. 

-) In der Kemonstratioii, <lie \t'42 von dilnisclier Seite der Ai>ologia Hambnrg'ensis 
entgegtugesetzt wurde. Die betrefleade ätelle ist auch bei Westphaleu Moaumenta inedita 
IV, S. 178 abgedruckt 
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bau in Hambnig seit den Tagen der Befonnation.O Die Yolleudung scheint 
•allerdings dadurch etwas Terzfigerfe worden zn sein, dass die finandellen 
Kräfte des Gemeinwesens jener Zeit Tielüeich anderweitig in Anspruch 
genommen waren. Doch wurden immer wieder aufi neue öffentliche Mittel 

und freiwillige Spenden znr Vei-fllgung gestdlt, sodass die Kirche am 
14. März 1661 eingeweiht und in den Jahren 1665 — 1CG8 mit einem statt- 
lichen Thunn versehen werden konnte. Der Erbauer dieses Tlmrmes war 
Peter Mar(|uard aus Plauen im Voigtlande, ein schon von den Zeitgenossen 
hochgeschätzter Künstler, der einige Zeit zuvor den baufälligen Thurm der 
St. Nicolaikirriie durch einen neuen ersetzt, dem Thunn der St. Catliariut u- 
kirche seine lieutige Gestalt gegeben und somit dem Stadtbild seinen 
charakteristischen Schmuck verliehen hatte. 

Neben diesen bedeutenderen architektonischen Weiken, zu deren 
Herstellung und künstlerisctier Aussclimückung politische und religiöse 
Beweggründe den Antrieb gegeben, mag sehUessIidi noch eines banliehen 
Unternehmens gedaeht werden, durch das veranschaulicht wird, dass 
Hamburg in der lütte des 17. Jahrhunderts auch für die Wissenschaft 
Opfer SU bringen geneigt war. Im Jahre 1648 wurde die Stadt- 
bibliothek begründet*). Die Herstellung einer ^^Liberie" hatte schon 
Bngenhagen in seiner Kirchenordnung yerfOgt, doch war dieser Anord- 
nung buBber nur in unvollkommener Weise entsprochen worden. Die 
Bücher standen in SchränkeUi die in der Prima (h > Johanneunis, 
auch wohl in anderen Classen, später auch im Local des akademischen 
Gymnasiums aufgestellt waren. In der ersten Hälfte des 17. Jalirhuuderts 
aber hatte die Sanindung, namentlich durcli das \'erdieust des Bürgermeisters 
Sebastian vonilei ^M n, manche Schenkungen erhalten, und weitere Krwerbuugen 
standen in Aussicht, sodass die Beschallung eines geeigneten Locals unab- 
weisbar erschien. Dafür wurden denn die Häume des Jtdianiiisklosters 
ins Auge gefasst, die den Namen Liberei füiirteu, weil früher die 
Dominicaner ihre Bücher dort aufbewahrt hatten. Und obwohl die Kloster- 
jungfrauen, die letzthin ihre Wfische dort zn trocknen pflegten, einigen 
Widerstand leisteten, so wurde doch am 8. October 1648 der Beschluss 
ge&sst, die „ElosterUberei'' unter Hinzuziehung eines anstossenden Ganges 
znr «gemeinen Bibliothek" einzurichten. Bald darauf wurden die gewiUdten 
Bftnmlichkdten in zweckentsprechender und nach Auffiissung jener SSeit 
pvftchtiger Weise umgebaut und verziert. Ausserdem wurde beschlossen, 
einen eigenen Bibliothekar zu ernennen und eine Bibliotheksordnung zn 
entwerfen. Diese Neuerung gab unzweifelhaft die Anregung dazu, dass 

') Yg^. JohaaiiM Oeffeken, die grone St Hlduielii-Kirche hi Hamburg (Hambang, 
1862), 8. 18 ff. 

^) Vgl. .1. A. K. Janssen, a. a. 0., S. 47.') fT. und Chiistiaa Petenen, Geadiichte der 
Hambargificheu ätadtbibliothek CUamburg 1833), S. 11 ff. 
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der BOcbei'schatz der Bibliothek während der niichsten Zeit durch zum 
Theil reclit aiiseluiliclie Venuiichtnisse noch erheblich vennehrt ward. Da 

mm damals auch Naturalien, physicalische und mathematische Instrumente 
auf der HiMiothck aufbewahrt wurden, so erliellt. dass die für Hamburg 
in so vieler Beziehung- denkwiirdif,'en Jalii e (b r ilitte des 1 7. Jahrhunderts 
auch liir die Kutwicklung der wissenschaftlicheu Sammlungen und Anstalten 
dieser Ötadt von grüsster Bedeutung waren. 

2. Au8 dem Zeitalter dee grossen Kurfarsten. 

„Einen besseren Bund konnte der preussische Staat nicht schliessen, 
als mit dem aufrichtigem Wege sich fortentwickelnden Geiste der deutschen 
Nation". Gleichsam in weiterer Ausführung dieser Worte von Ranke hat 
Heinrich von Treitschke in der Einleitung zu seiner deutschen Geschichte 
im l;». .Talirhundert darzulegen versucht, wie aus der Verbindung der 
beiden genannten Factoren. der politisch-militilrischen Kratt des preussisch- 
brandenburgischen Staatswesens einerseits und der deutschen Geistesbildnng, 
dem G. ii uikenreichthum der deutsehen Wissenschaft und Litterutm' ander- 
seits, (las neue Deutschland liervtirgegangen. 

So wenig die Dichtigkeit dieser Atilfassung angeforhten weiden kann, so 
darf doch nicht übersehen werden, dass neben den beiden erwähnten Ilaniit- 
factoren noch manche mehr oder minder bedeutende Nebenfactoren mit- 
gewirkt haben. Je tiefer wir in die Geschichte eindringen, um so mehr 
werden wir zn der tröstlichen Ueherzeugung gelangen, dass, was irgend 
wie nnd wo von dem deutschen Volke oder einem noch so kleinen Broch- 
theil desselben wahrhaft Gutes nnd Nützliches geschaffen nnd geleistet 
wurde, mittelbar oder unmittelbar auch dem Ganzen genfltzt hat; und so 
sind auch die Leistungen der Hansestädte fllr die Entwickelung der 
deutschen Gesammtheit nicht verloren gewesen. 

Die Bedeutung der alten Hansa f&r Deutschland ist wohl nie emstlich 
bestritten worden. Nicht ganz so allgemein anerkannt aber ist es, dass die 
drei Städte, durch die der Name der Hansa auf die Jetztzeit gekommen 
ist, auch nach dem Verfall der alten umfassenderen Veibindung unter den 
deutschen Städten einen hervorragenden Iiang einnahmen, dass sie durch 
Bethätigung iliics Gemeinsinns dem deutschen Hürgerthum als Muster dienten 
und durch ihren Handel lange Zeit fast allein die Verbindung Deutschlands 
mit dem ]\Ieere aufrecht erhielten nnd daher als ein nicht ganz unerheblicher 
Factor auf die Gestaltung der heutigen deutschen Verhältnit»i>e eingewiikt 
haben. 

Von Interesse dürfte es jedenfalls sein, geschichtlich zu verfolgen, wie 
sich das bansestlAtische Wesen zu jenen beiden Hanpt&ctoren der deutschen 
Geschichte, dem Fl^ussenthum und dem deutschen Geisteslebeui yerhalten hat. 
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Die folgende Darstellnng soll vonnigsweise die Beziehiuif en Hamburgs 
zu Brandenbuig-Freussen und zwar zuvörderst die Bezielmogeu der Stadt 
zu dem grossen Enrfilrsten erläutern, so weit sie nicht etwa schon in dem 
vorigen Abschnitt berührt worden sind. 

Vorausgeschickt werde die nicht nur auf die zun&chst zu behandelnde 
Pei-iode bezfigliclie Betrachtung, dass hansestädtisches und preussisches 
Wesen einander bald angezogen, bald abgestossen haben, dass es zwischen 
den Hansestädten und Preussen nicht an vorftbergehenden Coiifliiteu 
und auch nicht an langwierigen Ditlerenzen gefehlt hat, denen jedoch fast 
immer Versöhnung und Ausgleicli folgte. Ks konnte nicht anders sein; 
denn die Hansestädte, wie Preussen, suditen zunäclist die eigene Wohl- 
falut zu erhalten und ym mehren, trugen dadurcli abei' zugleich bewusst 
oder uubewusst zur Förderung der deutschen üesanuiiliiiteresseu bei. Somit 
ergänzte einander, was sich scheinbar mitunter feindselig gegenüberstand. 

"Wie schwer es aber häufig wai', selbst tlann, wenn eine Gemeiusaiiikeit 
der Interessen am Tage zu liegen schien, zur Verständigung zu gelangen, 
zeigte sich kurze Zeit nach dem westfälischen Frieden, als die rege, 
weltumspannende Phantasie des giossen Kurtiusten den Plan erfasst hatte, 
eine estindische Handelsgesellschaft zu gründen. Damals, wie bei späteren 
Frojecten ähnlicher Art, beseelte ihn der Wunsch, den Deutschen einen Antheil 
an dem für imermesslich gehaltenen Beichtbum Ostindiens zu erringen. 
Zur BetheOigung an seinen Frojecten wünschte er auch die Hansestädte 
heranzuziehen. Seine hierauf zielenden Anträge waren im Jahre 1650 im 
Hamburger Rath, wie in den Kreisen der Hamburgischen Kaufmannschaft 
Gegenstand einer ernsten Erörterung. Man gab zu, dass es sicli um ein 
nützliches Werk handle; die Kaufleute zollten dem Project ihren Beifall; 
indessen überwog doch das Bedenken, dass die lluUänder eine solche 
Gründung unfreundlich aufnehmen und durch Cliicane, Beunruhigung, ja 
vielleicht durch eine directe Kriegserkläi ung iliien rnwillen an den Tag 
legen iiiöchicn. Vm derartiges iilier sich eigeheu zu lassen, su lautet die 
charaktei istische Aeusserung. hätte die 8tadt „nicht Kückens geimg." Man 
konnte ja nicht darauf reclmen. dass Brandenburg gegen da.s seemächtige 
Holland hinlänglichen ^Schutz gewähren werde, und so hielt man es lür 
das Beste, dem gi-ossen Kurflii-sten eine ausweichende Antwort zu ertheilen. ^) 

Wenn nun auch in diesem Falle Hamburg seine Dienste versagte, so 
blieb doch seine Bedeutung für die biandeuburgischen Lande noch immer 
gross genug. Sie wurde noch erhöht, als im Jahre 1G()8 der MUllrose- oder 

*) Dies ist, knn «asammengefasst, der Inhalt dessen, was sieh Uber diesen Gegenttaad 

im Bamb. Staatsarchiv findet. Es stimmt im wesentlichen mit den Angaben von 
B. Schäck, Branilenburi^-IYen.s.sens KolonialpoUtik unter dem Grossen Kniiftrsten und 
seinen Nachfolgern, fiaud 1, S. 27 ff. 
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Friediich-WflbelutB-Gaiial vollendet wnrde^ dm-ch den die Oder mit der 
Spiee imd daher auch mit der Elbe verbunden, eine «lirecte Wasser- 
yerbindang von Breslau und Fraakfürt a. d. Oder nach Hamburg geschaffen 
Avnrde nml die Oder gleichsam eine nene Mündung nach der Nordsee 
erliielt. Es wai- ein grosses Kicigniss in der wirtluseliattlirlien Entwicklung 
Norddeutschlaüds, als im Jahre das erste Haiiiburgische Schiff in 

Frankfurt a. d. Oder eintraf. Von einer regelmässigen dirt.'cten Seliiffahrts- 
verbiudung zwischen Hambuig und den Oderstädteu musste allerdings wegen 
des Berliner Umladezwangs abgesehen werden.') 

Weiter ist zn beachten, dass zufolge dieses Canalbanes nnd anderseits 
der Erwerbung Magdeburgs die ElbschilEahrt fttr Brandenbuig steigende 
Wichtigkeit erlangte. Die £lbschiifahrt gehörte freilich zn den Punkten, 
bei welchen ebenso wohl die Interessengemeinschaft, wie auch die 
Interessenverschiedenheit Hamburgs nnd Brandenl>nigs hervortrat 
Gemeinsam war beiden daran gelegen, dass die Schiffahrt auf der Elbe 
nicht von Mecklenburg, Lauenbnrg, Lüneburg etc. durch willkürlich erludite 
Zrdle ei-scliweit wüide. Wiederlinlt l»erief der Kurfürst Elbschiffahrts- 
cuiilerenzen, die gelegentlich auch in Haiiiliurg stattfanden, und deren 
Zweck u. a. darin bestand, dem Znlliinwescn jener Elbuferstaaten zu steueni. 
Der Erfolg war leider unzureichend. Immerhin ist es bemerkenswerth, 
dass der Kurfürst nicht nur von deu Hamburger Schiffern, sunderu auch 
gelegentlich von dem Hamburger Rath um Beistand gegen unbillige 
Ansprüche, die von jenen Staaten erhoben wurden, angegangen ward. 

Auf der andern Seite aber glaubte der grosse KurfDrst sich auch Ober 
die Hamburger Z5Ue nnd insbesondere Ober die Handhabung des Hamburger 
Stapelrechts beschweren zu müssen. Wenn die Hamburger auf Grun<l des 
ihnen im Jahre 1482 von Kaiser Friedrich III. verliehenen I'rivilegs*) den 
Anspruch erhoben, dass sämmtlicho aus der Oberelbe kommenden Schiffe in 
Hamburg anlegen und löschen sullten, so verwies der grosse Kuifürst 
darauf, dass Kaiser Maximilian I. den llrandeiihurgern das jus 

piaeteiiiavigandi verliehen habe, d. h. die P.elugiiiss, unbekümmert um die 
Hamburgische Stapelgerechtigkeit an Hamliuig vorüberzufahren. Er betonte 
überhaupt wiederholt, dass den Hamburgischeu i'rivilegien gegenüber den 
Vorrediten, welche den Kurfürsten reichsverfassnngsmässig zust&nden, keine 
Geltung zukomme. 

Nur vorübeigehend zeigte sich der Hamburger Bath geneigt, seinen 
wünschen nachzukommen. Im Jahre 1671 erklärte er sich erbOtig, was 

') Tcieehe-Mittier, der Friedheb- Wilhvliiiä-Cuuul uud die Berlin-Uambarger Flussscbifi- 
fiihrt (Lpzg. I89I) S. 34 1.40. 

^ Dies viel besprochene Pi ivilt g befindet sich in der Tliresc des Hamb. Staats- 
archivs. — Auf die Anftoge des Uambarger StapeLrecbts näher eiAsugehea, mnas idi mir 
vorbehalten. 
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f&r des Kurfürsten Hofttatt, Hafifazine, Zeughaus, Armee etc. begehrt urflrde, 
so wie auch das für das brandenbnigische Land bezogene Seesalz zollfrei 
passiren zu lassen. Doch war er keineswegs gewillt, ein danemdes Zu* 
gestündniss zu machen oder gar anf die Geltung des Hambn^gischen Stapel- 
rechtes den Brandenburgern gegenüber Verzicht zu leisten. Als daher 
H574 Thomas von dem Knesebeck im Namen des Kurfürsten nicht nur 
die früheren Forderungen wieder!) ölte, sondern das sehr viel weitergehende 
Ansinnen stellte, dass der Rath dem Kurfürsten die freie Schiffahrt nach 
und aus der See bedingungslos zugestehe, d. Ii. alle dem Kuifürsten gehörigen 
Waaren, Getreide, Holz, Wein, Gewürz, Munition, Kriegsnotlidurft, 
„auch dero Landen Zuwaclis", (dineZoll oder sonsljfre Abgaben zu verlangen, 
frei Jassiren lasse und überdies durch schriftlichen Kevers die Befreiung 
dei' Brandenburger vom Hamburger Stapelrecbt anerkenne, da erfolgte 
eine ausweichende Antwort. Der BegrilV aaren des Kurfürsten'' schien 
dem Batli ofi'enbar ein zu unbestimmter zu sein. Er begnügte sicli daher 
damit, zuverspredien: er werde diejenigen Waaren des Korflbvten frei passiren 
lassen, denen anch in anderen Territorien freie Dnrchftihr zugestanden 
würde Anstandslos wollte er — wie es scheint — nnr den fBr die 
Hofetätte des Knrfftrsten bestammten Waaren die gewfinschte Befreinng zu- 
erkennen. Für durchaos nnthnnlich aber hielt er es, sich in der Handhabung 
des Stapelrechts die vom Kurfürsten geforderte Beschränkung gefallen zn 
lassen. Auf diesem Standpunkt verhante er auch später. Man war in 
Hamburg der Ansicht, dass dem Piivileg Maximiiiansi, nicht die ihm von 
den Brandenburgern beigemessene Tragweite zukomme, und dass es das 
Privileg Friedrichs III. nicht zu entkräften vermöge. Uebrigens erbot man 
.sich zum r*rocess, damit auf dem Wege Rechtens zwisi Ihmi der Stadt und 
dem Kuifüi-sten entschieden werde. Letzterem schien es jedoch „so wenig 
gerathen als nöihig, sich auf solche Art mit der Stadt einzulassen". Ks 
ist leicht zu begreifen, dass er sein Verhalten in einer für sein Land so 
überaus wichtigen Frage nicht von der Kntscheidung der in jeder Beziehung 
unberechenbaren Reichsjustiz abhängig machen wollte. Die Hambui-ger 
aber zeigten durch ihr Erbieten, wie überhaupt durch ihr ganzes Verhalten in 
diesem Streit, wie sehr sie von ihrem guten Becht fiberzeugt waren. 

Aber gleichviel wie begrfindet oder anfechtbar das Hamburgische 
Stapelrecht sein mochte, war es nicht vielleicht kleinlich, den Nachbar- 
staaten und namentlich Brandenburg gegenflber mit solcher Starrheit daran 
festzuhalten ? Man hat den Hamburgern in der That den Vorwurf gemacht, 
dass sie durch egoistische und beschränkte Stadtpolitik die weiterblickende 
Tenitorialpolitik zu hemmen und zu durchkreuzen gesucht hätten. Nun lässt 
es sich gewiss nicht leugnen, dass in der volkswiitbschaftlichen Entwicklung 

') Raithsprotokoll vom 1., 19. und 22. Jnni 1C74. Vgl. Solniioller, Jalirl). f. flesetz- 
gebuDg, B. S. 1033 ff., and Xaade, Deatsdie städtisdie GetrcidebaodekpoUtik S. 40 fil 
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die TeiTitorialwirthschaft einen Fortschritt gegenüber der städtischen 
bedeutet. Aber HaiDbur": war docli nun einmal nur eine Stadt, die zufolge 
besonderer Verhältnisse den Benif hatte, als selbständiges städtisches 
Gemeinwesen der dentsrhen (Tpsammtheit Dienste zn erweisen, die in 
dieser Art von keinem anderen Reichsstande freieistet wurden. Es ist 
bemerkenswerth, dass alle jene Ke]i,^iernnfren, die wegen der Handhabung 
des Stapelrechts oder aus älinlichen (ii iiiiden iilter Hamburg Klage führten, 
doch immer wieder durch Wort und That zu erktumen gaben, welche 
Bedeutung Hamburg für die Wohlfahrt ihrer Länder hatte. Wie durften 
sie den Hambniigern yerdenken, dass sie nicht auf die Mittel und Hand- 
haben Tenichten wollten, durch die sie allein meinten in der bisherigen 
Weise leistungsfähig bleiben zu können! Vielleicht aber — so konnte man 
einwenden — war dieses Mein^ ein inthflmliches. Es musi in der That 
dahingestellt bleiben, ob es nicht im eigensten wirthschaftlichen Interesse 
Hamburgs nchtiger gewesen wäre, früher, als es thatsächlich geschehen, 
auf das Stapelrecht zn verzichten. Znr historischen Erklärung des 
Vei'haltens Hamburgs genügt es, daran zu erinnern, dass die Stadt fort- 
dauernd einen schweren K'anii>t' ums l)asein zu IVihren liatte, dass sie, als 
ein kleines, fast schutzloses (Tenieinwesen, stets auf der Wacht sein mnsste, 
um sich ungerechtfertigter Zumuthungen von Seiten deutscher und ausser- 
deutscher Staaten zu erwehren. Da sie keine oder doch nur unzulängliche 
WalTen anderer Art den Hftchtigeren gegenüber znr Yerfttgung hatte, 
so musste sie die alten Urkunden und Privilegien ins Qefecht führen; 
und sie dniite auf ihr gutes Recht oder das, was sie fttr ihr 
gutes Recht hielt, nicht ohne zwingende, unwiderleglich einleuchtende 
Grfinde verzichten, wenn sie sich nicht selbst preisgeben wollte. Jedes 
Abweichen von diesem Standpunkte hätte enieute Znnnit hangen, jede über- 
eilte Nachgiebigkeit einer Macht gegenüber hätte bei anderen Mächten 
das Verlangen nach ähnlicher Nachgiebigkeit hei vorgerufen. 

Daas ein allzu starres Festhalten an dem flbeiüeferten Recht, wie an 
den fibeiicommenen Anschauungen, mitunter auch zum Widerstand gegen 

segensreiche und nothwendig geworden<' Xt uerungen führte, s<dl nicht 
bestritten weiden. Doch gilt es, um derartige Fälle nicht einseitig zu 
beuitheilen, stets das Einzelne im grösseren Zusammenhang zu betrachten. 

Zu den bedeutendsten Leistungen der Regierung des grossen Kurfttrsten 
gehörte die durch Michael Matthias ins Leben gerufene Organisation der 
Post, die nicht nur den brandenbmigischen Landen, sondern allen von ihr 
berührten Territorien zum Vortheil gereichte. Es mag daher auf den ei'sten 
Blick au.sserordentlich wunderlich, ja fast unverständlich erscheinen, dass 
Hamhurg dem Streben des Kurfürsten, auch diese Stadt in das neue Post- 
sjstem hineinzuziehen, Jahrzehnte hindurch die grOssteu Schwierigkeiten 
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bereitete'). Aber man mtiss sieb vergegenwärtigen, dass die Hansestädte, 
lange ehe brandenboigisclie Post bestand, ibr st&dtisches Botenwesen 
auf eine für die Yerhftltnisse der damaligen Zeit angemessene Weise ein- 
geriditet hatten. Auch waren die Hamburger noch in der Kitte des 
17. Jahrhunderts fest davon flberzengt, dass ihr Postwesen Ton den ein- 
heimischen, durch Cantion und Eid der Stadt Terpflichteten, unter Anfincht 
der BQrsenalten stehenden Boten aufs beste gehandhabt werde. Ergänzt 
durch ähnliche Institute hrfi-eundetor Ilandelstädto, me z. B. Amsterdam 
nnd Danzig, schien es dem kaufmännischen Bedürfniss zu genügen. Gegen 
alle anders gearteten Postorganisationen hegte man das grösste Misstrauen 
und snchte ihr Uebergieifen in den Hereich des städtisdien Botenwesens 
mögliclist abznweliren oder einzuschränken. Fi eilich nur mit vorübergehendem 
Erfolg, Bekaniitlic li war Ifilf) Lamoral von Taxis mit der erblichen Würde 
eines Reichsgeneraliiostnieisters l)elelint worden. Auch wurde seitdem das 
Postregal als ein kaiserliches Kescrvatreclil hingestellt. Diesem Anspruch 
widersprachen allerdings alle Beichsstände, welche eigene Posten hatten, 
und so natürlich auch Hamburg. Auf wiederholtes Andringen des kaiseilicheu 
Hofes mnsste der Hamburger Bath es jedoch zugestehen, dass dne kaisodiehe 
reitende Post fftr den Verkehr nach Köln und Frankftut in Hamburg ein- 
gerichtet wurde, doch auch das nur unter der Bedingung, dass dafBr nur 
der Stadt durch Bftrgereid yerpflichtete Postverwalter eingesetzt werden 
sollten. Die immer wieder hervortretende Tendenz der Reichspost, sich 
auch des fibrigen Hamburgischen Postverkehrs zu bemächtigen, wurde unter 
Bemfung auf die uralten Gerechtigkeiten des Hamburgischen Botenwesens 
mit Entschiedenheit bekämpft. 

Trotz des Festhaltens an diesen „uralten Gerechtigkeiten" rausste 
man sich gefallen lassen, dass sich immer melir fremde Posten in 
Hambnrg einnisteten. Wohl nur Vdriibergehenden Bestand hntteii die 
Anstalten, die üxenstjerna während des dreissigjährigen Krieges getrotlcii, 
um über Hamburg und Lübeck eine To.st Verbindung zwischen dem iiiiitMii 
Deutschland und Schweden Ik lzu.>^tellen. Doch siclier ist, dass in das 
17. Jahrhundert nicht nur die Anfänge der kaiserlichen (Thurn und 
Taxis'schen) und brandenbnrgischen, sondern auch der schwedischen, der 
dänischen, der brannschweig-Iüneburgischen (^hannoverschen) nnd der 
mecklenburgischen Post in Hambnrg fallen. Konnten die Hamburger aber 
anch nicht leicht verhindern, dass auswärtige Staaten Postcurse von und 
nach Hamburg errichteten, so verwahrten sie sich doch solange wie 
möglich dagegen, dass die fremden Postverwaltungen in ihrer Stadt eigene 
Posthänser nnd besondere Postmeister hatten. Abgesehen davon, dass 

') Dm Fftigeiide mdst nach Acten d«s Hamb. StaatnrdiiTi und dem MGxtract des 
Attwthiinlw* beieieluieten .Snmmelband der Commerzbibliothek Yg^ dasn Stepbau, Ge- 
•ddchte der pienemebeB Peet (Beilhi 1S&9). S. 19 IL 
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man dadurch die TJeclite und Freilieiten Hamburgs bedroht glaubte, schien es 
auch im Interesse des \ (^kelns zu liegen, dass dem llamburgischeu Gemein- 
wesen nicht verantwortliche Beamte von dem Postwesen in dieser Stadt 
fVnigehalten wurden Ueble Erfaliruiifjen hatte man in dieser Beziehung 
gtuiacht, als von Seiten der Reichsiiust, den Revei>alien zuwider, ein 
Postmeister, der nicht Hamburger Bürger war, eingesetzt worden, woraus 
sich „allerhand beschwerliche Unordnung und Conlusion" ergeben haben 
soll. Der Rath unterliess es nicht, in einem an den Kaiser gerichteten 
Schrdben vom 9. Jnli 1651 hiergegen Verwahrung einzulegen imd fiba> 
haapt dringend darnm anzuhalten, dass er mit jeder Nenerong im Poet- 
wesen Terschont werde. 

Die Erkenntniss, wie sehr jedes anf diesem Gebiet gemachte 
Zogest&ndniss die Gefahr des Missbrauchs in sich schloss, machte den Rath 
oifenbar noch vorsichtiger, als bald darauf die dänische, wie die branden- 
burgische Post in Hamburg festen Fuss zu fassen versuchte. Die Anfange des 
brandenburgischen Postwesens in dieser Stadt gingen allerdings noch in ältere 
Zeiten zurück. Seit dem Anfang des 17. .Tahrhunderts verkehrte hier die 
sogenannte kurfürstliche ^.Küchenposf', gegen deien Betrieb, sttweit es sich 
nur um den kurtiirstlichen Haus- und Boflialt handelte, nichts eingewandt 
weiden konnte. Doch wurde von den Börsenalten wiederholt darüber 
geklagt, dass sie anch Briefe, Passagiere nnd selbst Eanfinannswaaren 
befördere. Aber auch abgesehen von der Ettchenpost bestand schon in 
der ersten Zeit des grossen EmfBrsten ein Postcnrs zwischen Beriin mid 
Hambnrg, der, wie es scheint, der Obhnt des Hambnigischen Stad^ost- 
roeisters anempfohlen war. 

Bestimmtere V erabredungen und volikommnere Einrichtnngm schienen 
jedoch erforderlicli. als der KuHiirst das Postwes«tt seiner weit zerstreuten 
Länder und dei- dazwischen liegenden Gebiete nach grossen Gesichtspunkten 
zu organisiren begann. Zu diesem Behuf entsandte er den Leiter des 
brandenburgischen Postwesens, den bereits genannten Amtskammeirath 
und Hotrentemeister Michael Matthias, nach Hambuig. In dem an den 
Rath gerichteten Schreiben vom G. Juli IGjO, in dem er diesen beglaubigte, 
begiündete er dessen Sendung dnrdi die EikUtmng, dass er anf aUe 
Mittel nnd Wege bedacht sei, den Handel nnd die Scbiffisihrt zwischen 
Hamburg nnd Frankfurt an der Oder nnd Breslan wieder in Schwung zu 
bringen, wofür es förderlich sein werde, wenn die Posten von Hamburg 
nach Berlin, Frankfurt an der Oder nnd Breslau etwas besser als bisher 
eingerichtet würden. Zugleich sprach er die Hoffnung aus, dass der 
Bath diesem Vorhaben seine Beihülfe nicht versagen werde. Der Rath 
scheint jedoch einer directen Verhandlung mit I^Iatthias aus dem Wege 
gepii)L''eii zu sein. Wrmuthlicli verwies er diesen sofort an die Börsen- 
alten, die dem Post- und Boten wesen in Hamburg vorgesetzt waren. Mit 
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ihnen vereinbarte Matthias zur Befördening der erwähnten Postverbiudungen 
ein mflndlielieB Abkommen, dessen Inhalt und Tragweite von beiden Par- 
tden verscbieden gedeutet wurde. Das war der Ausgangspunkt yon 
Streitigkeiten^ die sich durch viele Jahre hinzogen. Immer wieder 
wurde von Brandenburg fiber Schädigrung des kurfürstlichen Postregals 
durch Hamburgt von Hambuig Aber Beeintrftchtignng des Hamburgischen 
Botenwesens durch die kurfürstliche Beglenmg Klage geführt Nur 
acheinbar handelte es sich dabei um geringftlgijü:e Dinge; in der That 
standen einander zwn" V» ikdirssysteme gegenüber: das dem kaufmännischen 
Interesse angepasste alte hansestädtische und das dem sich entwickelnden 
Beanitenstaat entsprechende prcnssisdio Postwesen. Das letztere hatte 
die Zukunft für sich. Aber es lieo^ieift sich, dass den Hamburgern dessen 
Vorzüi^e nur theil weise zum IJcwussf sein irrlaiirrten und dass sie deshalb 
seinem weiteren Vordringen Widerstand entjr("_;ejis(Mzten. 

Dabei leistete der Kaiser nicht unwillkoiiuneutn beistand. Nach- 
tirücklichc Weisungen ergingen von ilini nach Haniburg, „die unter der 
Hand eingeschlichenen fremden Posten heraus- und abzusdiatten". Mit 
dem Heraus- und Abschaffai der fremden Posten hatte es allerdings gute 
Wege. Allmlhlich wurzelten sie immer fester. Was einer auswärtigen 
Postyerwaltung in Hambuig ausdracklich oder stillschweigend zugestanden 
war, wurde in der Begd auch Ton den andern gefordert und konnte ihnen 
auf die Dauer kaum verweigert werden. So entstand jenes buntscheckige 
Postwesen, dessen sich Hamburg zwei Jahrhunderte hindurch zu erfreuen 
hatte. Tn das Zeitalter des grossen Kurf&rsten fallen nnr die Anfange 
dieser Entwicklung. Sie zu verhindern, war Hamburg nicht im Stande; 
aber gerade im Hinblick auf das allmähliche ITeherwiu-lieru der frenulen 
Posten muss es begreiflich erscheinen, dass Hamburg das alte städtische 
Botenwesen eifersUchtip: zu schützen suchte. 

Wenn trotz des Widerst rebeil^ler Hamburger das Itramlt ubuigisciie 
Postweseu in ihrer Stadt schon zu ^kiten des grossen Kiiiliirsteu nicht 
iinerliehliclie Fortscliritte machte, so erklärt .sich das theils aus dem Werth 
der neuen Kiuriciituugen, theils aus dem persönlichen Eingreifen des 
Kurfürsten, der auch auf diesem Gebiet, wie es seine Art war, bald schroff 
Terfhhr, bald aber auch in kluger Weise den obwaltenden Verhältnissen 
Sechnnng tmg. Da es ihm nicht unbekannt sein konntCi dass der Versuch, 
einen eigenen brandenburgischen Postmeister in Hamburg zu emenneni 
dort den grassten Widerstand finden wftrde, so begnügte er sich 1G56 
damiti die Obliegenheiten eines solchen dem Hamburgischen Stadtpostmeister 
Dietrich Gerbrandt zu übertragen. Nach dessen Tode wurde auch der 
neuerwählte Leiter des Hamburgischen Botenwesens, Namens Ltiders, in 
braiideuhurgi.schen Dienst genommen. Es ist charakteristisch, da.ss der 
Bath damiüs vorschlug, der Unterschrift des Diensteids, den Lilders dem 

8 
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Km fiii stell zu leisten hatte, die Worte „seinem Bürgfereid und hiesigem Stadt- 
boteiiweik unverfänglich" hinzuzufügen, dass aber die Rürsenalten die 
Wejrlassnnc: der Worte „und hiesijsrem Stadtboteuwerk" anriethen, weil sie 
beim Kurlürsten leicht „widerliche Gedanken" erwecken konnten, „als wenn 
etwa unser Botenwerk dero Botenweike in einigen Dingen eutgegenliele". 
M isBtnuien gegen Uebogriffe des Enrfllnteii und Bespect Tor seiner Person 
nnd seiner Macht gingen neben einander her. Obwohl aber die Vorgänge 
der nächstfolgenden Jahre in Jeder Besiehnng dam geeignet schienen, 
den Bespect vor ihm in steigern, so konnte der grosse Eoiftnt anch 
während seiner letzten Regierungi|jahre nicht erreichen, dass der branden- 
linr/^rischen Post in Hamburg ein besonderes Posthans zugestanden wnrde. 
Ein Abschluss der Kämpfe wegen der brandenbui^ischen Post in Hambni^g 
wurde erst während des nachfolf^enden Jahrhunderts erreicht. 

Nocli später eifoljrte ein Ansf;leicli zwischen dem Ilaniburgischen und 
brjin(l('iiltur!:jischen Standpunkt bezüglich der RefoiTiiirten, denen in Hamburg 
ein giiisseres Mass von Duldung zu erwirken der grosse Kurfüi-st — wie 
bereits erwähnt — zeitlebens vergeblich bemüht war. 

Wechsebeicher nnd sehliesdieh erfreolicher gestalteten sieh die 
Besdehnngen zwischen Hamborg nnd dem Knrfttrsten auf dem rein 
politischen Oebiet 

Der Rohm des grossen Knrfttrsten in Deutschland und Europa ist 
voi-zugsweise durch die Thaten begründet worden, die er im Kampf gegen 
Frankreich nnd Schweden während des Krieges vnllbracbte, den der Einfall 
Ludwigs XIV. in Holland H;7'2 hervorgerufen hatte. 

Im Jahre h:74 w-av t\\v<ev Krieg zum Reichskrieg geworden. Während 
aber damals in maiu lien 'l'ln ilen von Deutscliland die vaterländische Be- 
geisteiiing auHoderte und zahlreiche patiintische Flugschriften das Volk 
eimahnten, sich aulzuratlen, um dem Krbfeind mannhaften Widei-stand zu 
leisten,') war in den Hausestädten von derartiger nationaler Erregung nichts 
zu verspttren. Während in den erwähnten Flugblättern die Losung 
gegeben worden, den Franzosen keinerlei Waaren mehr abzukaufen, oder 
doch den Handel mit ihnen einzuschränken, damit die französische OoM- 
gmbe verriegelt, der Bmnnqnell französischer WohUSshrt verstopft werde, 
setzten die Hansestädte ihre einige Jahre zuvor begonnenen Bemllhungen fort, 
die Prolongirung ihres im Jahre \Ck>') mit Frankreich geschlossenen und im 
Jahre 1070 abgelaufenen Handelsvertrages zu erwirken. Ueberdies suchten 
sie in Frankreich wie in Holland im Interesse ilires neutralen Seehandels die 
Anerkennung des Giiiudsatzes „Frei »Scliilt, frei Gut" zu erlangen i denn in 

*) Vgl. Zwiedineck-Sfidenhont, Die OiTentliclie Uehiiing hi DeatieUwid im Zeitalter 
Ludwigs XIV,, in der Zcitsdir. für AllL-^ciiKine Gesrliidit^, Baml 5, nnd des.selben 
Verfassers Dentsdie Geschichte im Zeitalter der Grttudaog des preoasischeu Köoigthoms, 
Band 1, a 323. 
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diesem wie in den nächstfolgenden Reichskriegen wünscliten sie den aus- 
wärtigen Mächten gegenüber für neutral zu gelten und hofften, dass auch 
der Kaiser ihre Nentralitfttspolitik nachsichtig dnlden werde. 

Indessen, obwohl man am kaiserlichen Hof nicht verkannte, dass die 
Hansestädte sich in Zeiten eines Beichskriegs in einer besonders ezponirten 
Lage befanden, nnd dass Uberdies die Fortdauer des hanseatischen Handels 
mit dem Beichsfeinde anch für das flhrige Deutsehland nicht ohne Vortheil 
sei, yerstand man sich dort fast nie dazu, die Städte soweit, wie diese es 
wtoschten, von der Befolgung aller in \Vranlassung des Reichskriegs 
angeordneten Massregeln freizuspi echen. Insbesondere bemühte sich Hamburg 
in der Regel vergeblich um die Erlaubniss, nachdem der Reicliskriefr erklärt 
war, die rTesandten der reichsfeiiidliclien ^fäclit»' innerhalb seiner lirenzm zu 
dulden. Der l'instand. dass während des dreissi^jiUirigen Krieges diplomatische 
Bevüllmäclitigte Schwedens und Fraiikrciclis hier residirt liatten, ninchtc 
allerdings den Hamburger Rath in der lioüining bestärken, dass es aiidi 
während des seit KJ74 gegen Frankreich nnd später ebenfalls gegen Schweden 
geführten Reichskrieges möglich sein werde, die Ausweisung der Vertreter 
dieser Staaten zu vermeiden. Er widersetzte sich den betreffenden Befehlen 
der Beichsr^eruttg, wenigstens so lange es irgend möglich war. Wenn 
er dnrch diese Bftcksiehtnahme auf die guten Beziehungen zu den beiden 
genannten Staaten zu erreichen hoflEte, dass die Stadt von den nachtheiligen 
Folgen des Krieges verschont bleiben werde, so entsprach das thatsächliche 
Ei^ebniss allerdings solcher Erwartung keineswegs. Hamburg zog sich durch 
sein Verhalten den Zorn des Kaisei-s nnd seiner ^'erbnndeten, insbesondere 
des Königs von Spanien und des Kurfürsten von Brandenbui^ zu, ohne sich 
deswegen das Wohlwollen der französischen Ifef^iernnp: zn sichern; denn 
in der rUcksichtslosestcii Weise wurden Ilaniburirische Schiffe von den 
franzijsi seilen Kapern an^'-ehiilteii nnd beschhi<;nahiiit. 

Um so bedenklicher erschien unter diesen rniständen die Lafre Ham- 
bnrgs, als die ResorjLniiss entstand. Dänemark werde die Zeitverhältnisse 
benutzen, nm seine Ansprüche aut üheriioheiL über die Stadt gewaltsam 
durchzuführen. 

Da auch England damals zufolge des vom Jahre 1666 stammenden 
und erst 1675 völlig beglichenen CSonflicts Hamburg entftemdet war, so konnte 
jener Zeit unter den europäischen Mächten Schweden allein als Hambniig 
wohlgesinnt bezeichnet werden. Freilich hatten sich erst letzthin wieder 
swischen Hamburg und Schweden Differenzen über den Stader Zoll ergeben. 
"E» bandelte sich dabei um die Fr:ige, ob auf Qrund der Urkunde Barbarossas, 
nach welcher die Hamburger mit ihren Schiffen, Waaren und Leuten 
zwischen der Elbniündung und der Stadt von allem Zoll frei sein sollten, auch 
dem Hamburger Bürgergnt auf fremden Schitlen Z(dlfi-eilieit g:ewährt werden 
mflsse. Dieses wurde von Hamburg behauptet, von Schweden bestritten. 

s* 
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Obwohl man sich hierüber noch nicht geeinigt hatte, gab der schwedische 
Resident Eberhard yon Graventhal Ende Hai 1674 dem Kath za erkennen, 
dass Schweden im Hinblick auf die der Stadt wahrend der damaligen 
ZeiÜftufe drohenden Gefahr bereit sei, mit ihr ein engeres BBndniss za 
schliessen und ihr ge^en Znsirhornng gewisser financieller Yortheile Srluitz za. 
gewähren'). Der Hamburger Bath beknndete sofort Geneigtheit, auf dieses 
Angebot einzugehen, wie man sich ausdrückte: „damit man einen Rücken 
habe, auf den man sich im Fall der Noth verlassen könne". Im 
August 1(!74 wuiden zwoi Vertreter des Ivatlis nach Stockholm geschickt. 
Das Ergcbuiss itircr ITnteiliandlung konnte in zwiefacher Beziehung als 
ein ausserordentlich erfreuliches bezeichnet werden. In einer Resolution 
vom November schloss sich die schwedische Regierung bezüglich der 
Streitihige Aber den Stader Zoll der Hamburgisctaen Ani&ssnng an, und 
am selbigen Tage versprach der schwedische König, den Hambnigem mit 
Bath und That beizustehen, um die iVeiheit, die Schiffahrt und den Handel 
der Stadt vor allen unbilligen Zumnthnugen nnd vor Gewalt zu bewahren. 
1200 Kann zu Fuss nnd 300 Reiter sollten stets bereit gehalten werden, 
um der Stadt, sobald sie deren bedürfe, zu Hülfe zu kommen und iii ihren 
Eid zu treten. l?ei grösserer Gefahr verhiess der König ihr mit aller seinw 
Macht Beistand za leisten, bis die Gefahr abgewendet sei. 

Noch waren nicht sieben ^Tonate nach Ausstellung dieser Versicherung 
vergangen, als der in dieser Urkunde vorgeseliene Fall wirklich einzutreten 
schien. Dänemark war inzwischen ein Glied der gegen Frankreich und 
Schweden verbundenen Coalition geworden, und da zufolge dessen beträchtliche 
Truppenniassen in Holstein zusammengezogen waren, konnte das Gerücht 
entstehen, dass Dänemark einen Anj^iitf auf Hamburg oder doch auf das 
Hamburgisclie Gebiet beabsichtige. Gegen eine derai tige Bedrohung glaubte 
der Hamburger Rath unter den damaligen Umständen niigends besseren 
Schutz ifaiden zn können, als bei den Schweden. Er wandte sich deshalb 
an den schwedischen Feldmarschall Wrangel mit der Frage, ob man auf 
seine Hülfe rechnen könne, und fügte fttr den Fall, dass dieser nicht Aber 
die Intention seiner Begierung unterrichtet war, dem Schreiben eine 
Abschrift der königlichen Urkunde Tom 2C. November 1674 hinzu.") 

Das HiUfsgesuch des Hambniger Raths war vom 18. Juni a. St 
datirt — vom Tage der Schlacht bei Fehrbellin. Es erklürt sich hieraus 



') ^I>amit nnn diese Stadt nicht [fahrel, wie die Hollilnder, die sich Audi anf Ihre 
Küni(^iichc Majostiit V(ni Schweden ver!a««on, alxT anf oin (it'wissi mit derosclben sich 
eiiuulaflsen cuiictirft, hu würde am besten sein, dags diese Stadt bei Zeiten daza Uuite, 
ndt Ihier Küuigl. Majesttt einen gewissen Veigleicli «dkariditen.'' Haml». Sathsprotokoll 
vom 29. Mai 1674. 

0 BeiL A. 
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zur Genttge, dass das Hambnigische Schreiben nütsammt seiner Beflage 
nidit in die HSnde Wrangeis, sondern in die des grossen Euifftraten 
gelangte.') 

Anch Hambnig sollte den Wandd gewahr werden, der durch die 
Schlacht von Fehrbellin in der Weltlage eingetreten war. Schweden hatte 
seiuen militärischen Nimbus eingebttsst und Brandenburg eine neue Stellung 
in Deutschland und £nropa enrun^en. 

Begreiflicherweise verursachte die Kunde von dieser ^-hlacht in 
Hamburg grosse Jkstürziiiig'). Allerdings vermochte man nicht sofort die 
ganze Träg-weite des I']reignisses zu ermessen. Gab doch der schwedische 
Gesandte der Hoffnung Ausdruck, die Sonne werde bahl wieder besser 
scheinen, ein glücklicher Streicli zu Wasser oder zu Lande könne alles 
ändern'). Aber keine Aeiulennig folgte zu Gunsten Schwedens. 

Die Hambmger konnten sicli nicht mehr der NothNvendigkeit entziehen, 
den französischen und dann auch den schwedischen Gesandten aufzufordern, 
ihre Stadt zu verlassen. Die dringendste Aufgabe aber war, sich der 
TOB dänischer Seite drohenden Geikhr zu erwehren. Die dänischen Truppen 
waren mittlerweile inuner n&her gerttckt, und im Laufe des Sommers 
wurden Hambuigische DSrfnr thatsüchlich yon ihnen besetzt und gebrand- 
schatst. Um wenigstens die Stadt selbst yertheidigen zu können, Uess 
der Bath Tmppen anwerben und den Bflxgem unter öffentlicliem Trommel- 
schlag anempfehlen, sich auf ein Jahr zu verproviantiren und mit Kraut 
und Loth zu versehen, auch ihre Gewehre in gutem Stand zu halten. 
Anderseits hielt er es für geboten, Deputirte an den König von Dänemark 
zu senden, um womöglich die Gefahr durch Vorstellungen zu beschwören. 
In der Folge fanden wiederholt Besprechungen zwischen Vertretern des 
Hamburger Raths und dem dänischen Kanzler Griffenfeld statt, die 
anfänglich einen sehr günstigen Verlauf zu nehmen seliienen. In der Zeit 
der grössten Nuth konnte sich der Hamburger Kath wenigstens vorüber- 
gehend aufs neue an der Hoffnung laben, dass es gelingen werde, die 
Hauptursache der gegenwärtigen und früheren Bedr&ngnisse, den dioisehen 
Anspruch auf Erbhuldigung, durch gütliche Verhandlung aus dem Wege zu 
schaffen.^ Offenbar war das Absehen Dänemarks darauf gerichtet, 

') Dass flcr Kurfürst diis auftrpfang^eue Sdireilifii und »Icssrn Ücilai:«' alsbalil dem 
Kaiser mittheilte, iat aus den Urkuudea und Acteustückeu zur (jicäcliiclitu de« Xurfürsteu 
Friediidi Tiiraiielni tob Bnuid«ii¥iii|r> Baad 14, 8. 837 «rriditlich. 

„Allhie ist dardigdwnt dne grone popleiitfi", achrieb QnTentbal UMsh Sloek- 

holin am '2h. Juni k;T5. 

^ GravcnthiUä Beridite vom 10. und 2S. August d. J. 

*) In einem an Oriffenfeld gerichteten Sdureib«! Tan 7. Avgntl 1675 erwihiit der 
Senat die von dem diaiiehen Kauler „ertftiMen Ifittel la Hinlegnng deren ans der 

ako genannten Hnldigiings- oder AnnelUDUngssac-be bis hiczu cntsprxin;:^cnen Irrun^i^en'' und 
gibt der Hofidoog Aosdrack, dan „die Ton dem UochfUrstUcheu Hause Uolsteia aa diese 
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Hamburg: gegenüber halb drohend, halb entgegenkommend in die Stelle 
Schwedens einzurücken, d. h. als Schutzmacht Hambuiigs anerkannt zn 
werden iiud dementsprechend financiellen Nutzen von der Stadt zu ziehen. 
Indessen kam es zu keiner Vei-stilndigung. Vielmehr wurde in der folg« udt n 
Zeit t'iiie nicht gering^e Zahl Hamburg^or Soliitle von Dänemark aufgebracht. 
Von einem unmittelbaren Aiiirritl auf Hambuig war allerdings zunächst 
nicht die Kede, aber die (icfahr war nur hinausgei iickt, nicht beseitigt. 

Da auf Schweden nicht nielir irereclinet werden konnte, war es von 
Bedeutung, dass der Hamburger Bürgermeister Meurer durch mehrere 
Verträge der Stadt die Freundschaft und den Beistand des Herzogs 
Georg Wilhelm von Zelle, wie Überhaupt dee Hauses firannschweig- 
Lttneburg, zu dchem bemttht war. In dem Vertrag vom 10. August 1676 
versprachen die HerzOge Qeorg Wilhelm und Bndolph Augast — fthnlich, 
wie es der König von Schweden im November 1674 gethan — der Stadt 
anf Krfordem des Raths mit 1200 Mann zu Fuss und 300 Reitein und 
nöthigenfalls mit noch weiterer Hülfe beizuspringen. Ueberdies wurden 
im Hinblick auf die Eventualität, dass .sich die Widersacher Schwedens über 
eine Tlieilung des Herzcigtiinnis Bremen einigen winden, der Stadt Zu- 
siilieiungen im Interesse iliiei- Klhscliiftahrt gemacht und ihr zugleich die 
Aussicht erütl'net, die Holieilsi echte über das Hamburgische Dctmc^ipitel 
gegen eine Geldzahlung zn erlangen. Es handelte sich also um eine Art 
von JvUckversicherungsveiLrag ITir den Fall, dass die Schweden, die bis- 
herigen HauptverbQndeten Hambuigs, ihre fifthere Stellung in Deatschland 
nicht wieder erlangen sollten.') 

Während die Beziehungen zu Brannschweig-Lfineborg sich immer 
fk'enndschaitlicher gestalteten, trat in dem VerhiUtniss Hamburgs zu 
Brandenburg eine zunehmende Spannung ein. Abgesehen von der franzosen- 
und schwedenfreundlichen Kichtung der Hamburger Politik wurde der 
Stadt von brandenbuigischer Seite namentlich zum Vorwurf gemacht, dass 
sie sich sträubte, einen französischen Kaper, der, von einer brandenburgischen 
Fregatte verfolgt, in den liaiii!iin;:» t Hafen eingelauleii war. dem Kuilüi-sten 
zu überlassen.-) Nach der AuÜassuug der Hamburger hatten nur sie ein An- 
Stadt prätendirende Oerecbtsanikt-iten" auf dem Fiis.m der Veihaiidlnii^« n v<>u lii.Vi atigdSifc 
wenloii könnten. Dass man liiunburpriscIierHiits in dt r Jl<iffnnnK', iii( lit nur liefrcinuff ans 
der gcgeawürtigea Klemme, sondern einen derartigen dauernden Vortheü erzielen za 
kOun«!!, dem Kauler dne für diesen allerdings TerfalngnissToli gewmdeaa Yetehrang von 
10000 Reichsthalem snkoinmeii Ue«, kami m AabeteMkt 4er danaligeo ZeitrerhlltiiiMe 
nicht bcsondiTs aufnuii^ en^cbeinen« VgL übrigens A. D. Jffceoieii, Feier Sdralunachar 
Oriffenfeld, II 2G3 f. und 510. 

') Mir lag die im Wolfenbüttler Arclüv befiudlicbe Ausfertigung den Vertrages 
vor. Ein Ansaag findet aieh bei Bartels, Der Hamimrgiseiie Blbgemeister Heinrich Henrer 
(Hambarg 1S3G) S. fiOlL 

*) BerL A. 
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recht auf den fraiuitalscheii Kaper, der ihnen mehrere Schüfe weggenommen, 
um dann, vor Helgoland dnrch Sturm beschildigt, in die Elhe nnd den 
Hamburger Hafen einznhinfen. Von brandenbrngischer Seite aber wurde 
behaoptety was die Hambui^ freOich bestritten, dass der französische 
Kaper eine sichere Beute der kurftlrstlichen Fregatte geworden wfire, 
wenn er sich nicht in den Hamburgischen Hafen gerettet hätte, und der 
KnrfUrst glaubte mit umso grösserem Kecht die Auslieferung dos 
fi-anzösischen Schiffes beanspruchen zu können, als seiner Ansicht nach die 
brandenburgische Fregatte, solange sie auf der Elbe und in See pfowcsen, 
den Hamburger Kauffahrern vor den französischen und schwedischen Kai)eni 
Schutz gewälirt hatte. Da Vorstellungen nichts nützten, glaubte der grosse 
Kuifi'u'st die Anerkennung seiner Ansprüche durch Gewalt erzwingen zu dürfen. 
Anfang Januar 107(1 wurde in Magdeburg eine Anzahl Hamburger Kautieute, 
die von der Leipziger Neujahi smesse kamen, nebst ihren Waaren festgehalten. 
Die Kaufleute selbst worden nach einiger Zeit gegen Cauüon freigelassen, 
ihre Güter aber solange mit Beschlag belegt, bis sich die Stadt dazu 
bequemt hatte, dem Knifürsten durch eine Geldzahlung Satisfoction nnd 
Enatz ftr das ihm vorenthaltene Schiff zu geben.^) Kaum war dieser 
Conflict beglichen, so gerieth man in einen neuen. Der Kaiser hatte den 
Knrfttrsten im Interesse des fortdauernden Beichskrieges gegen Schweden 
beftagt, drei Jahre hindurch Beträge von je 50000TbaIem fUr die Winter- 
quai-tiere (sog. Assignationsgelder) von Hamburg zu erheben. Die Stadt 
aber hatte die Zahlung verweigert, indem sie sich auf ein Abkommen mit 
dem Heraog von Zelle berief, in welchem dieser gegen eine bestimmte 
Summe die Vertretung Hambmgs in Veranlassung des Reichskiiegs und 
Srlmtz gegen anderweitige Zumuthungen gewährleistet hatte. Auch in 
diesem Falle trug Friedrich Wilhelm kein Bedenken, seiner Forderung 
durch Gewaltmassregeln Nachdruck zu geben. Im Laufe des Jahres l'iT!) 
wurde von den brandeuburgischen Kriegsschiffen eine grosse Zahl 
Hamborgischer Kaoffahrer aufgebracht und nicht eher herausgegeben, als 
bis slcli "Bmimg zur Zahlung yon 125 000 Thalem yerstanden hatte. 

Noch waren die Verhandlungen, die zur Regelung dieser Angelegen- 
heit Ahrten, idcht abgeschlossen, als Dilnemark nach Beseitigung des 
allgemeinen Kriegszustandes im Norden durch die FriedensscUflsse von 
St Germain nnd Fontainebleau freie Hand zu haben nnd den gQnstigen 
Moment, da Hamburg mit so vielen Mächten auf schlechtem Fnsse stand, 
ausnutzen zu können meinte, um die Stadt zur WillHlhrigkeit zu nöthigen. 

Ktoig Christian V. zog seine Truppen in der Nähe von Hamburg 
zusammen und liess alsdann (am 26. September 1679) den nach Pinneberg 

') Hambturg saUt« dem groaMB Kniftntea 80000 Eriahrthid» imd Udftft« ttber- 
dies eine Schutdvcrscbreibmiy d« KulttnUa G«org Wilhelm« Uber ein Dul«beA von 
jEleidistiialem aus. 
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benifenen Bathsdeinitirten eine Propositioii verlesen, in der das Urtheil des 
B6ich^^kaIllmeIgericllts von 1G18 nU ungerecht bezeichnet und denHamborgem 
vor-rehallen ward, dass sie sich der Huhligung bisherunter nichtigen Vorwäiiden 
»•iitzi»trcii und deshall) zu crklümi liätten, ob sie nunmehr ihrer Schiildijrkeit 
<,'eniäss die ErbliuMif^aiu^^ leisten, dem Küuie lür die ihm durch die bis- 
lieri<re Zöircrung zu^'t'lüf,'te Beschiiiipfuiiir ( iciui^-thuung geben und aucli 
liir die Zukunft eine beti iedi^^ende \ ersiciierung erlheilen wollten, l iii dcu 
Fall, dass die Stadt sich füge, versprach der König, sie beschützen, ihre 
• Privilegien achten nnd ihre Blttthe befördern sn woUen, andemfalls proteetire 
er vor der Stadt nnd der Welt» dass er nnschnldig sei an dem Unglück 
80 vieler tausend Familien, wie an der Vergiessnng so vielen nnschnldigen 
Blutes und dem sonstigen Unheil, das ans fortgesetztem Widerstande 
Hambnigs hervorgehen werde. 

Dnrch EinsdiAchternng war die Stadt jedoch nicht so leicht gefügig 

zu machen. Wie selbst ein dänischer Agent schrieb, ging die öffentliche 
Meinung bei den Hamburgern dahin, man müsse lieber alles daran setzen, als 
die Huldigung leisten, nnd wenn man sie hierzu zwinge, würden sie sich 
ei-st recht an fremde Potentaten hängen.') Vorläutipr hottten sie jedoch 
dem ZwaiiLT noch entriiuifn zu können. An der neuen iiefestigung, die 
sich vom Hauimerliniok nach der Alster erstreckte, dem sogenannten „neuen 
Werk," wurde rastlos gearbeitet und überhaui>t nichts verabsäumt, um 
Hamburg widei-standsfahig zu macheu. In dieser Haltung wui'de die iStudt 
von dem Herzog von Zelle bestärkt, der dem Abkommen vom Jahre 1676 
gemAss sich beeilte, ihr mit Ihfhnterie nnd Cavallerie zu Hülfe zu kommen. 
Trotzdem hoifte der König sein Ziel noch zu eireichen, indem er darauf 
rechnete, dass unter den obwaltenden Verhältnissen die übrigen ICflchte 
sein Vorhaben nicht hemmen, ja ihm vielleicht sogar Vorschub leisten 
würden.*) Die dänischen Diplomaten erhielten Befehl, bei den verschiedeneu 
Kegierungen seine Absicht zu rechtfertigen oder doch in möglichst 
günstigem Lieht erscheinen zu lassen. Der Kaiser sollte an die guten 
Dieuste, welche die Dänen während des letzten Krieges dem Keiche ge- 
leistet hatten, erinnert und zugleich ge<:ren das Haus 15raunscliweig-Iiüneburg, 
das sich absolute und kaiserliche Autorität im niedersäc hsischen Kreise 
angemasst, und gegen Hamburg, das sich ziun grössten Nachtheii des 
Reichs um französische Protection bemüht habe, aufgehetzt werden. Von 
Frankreich nnd von Brandenbnig erwartete Christian V., dass sie auf den 
Herzog von Zelle einen Druck ausüben würden, um ihn von der Unter- 
stützung Hamburgs abzubringen. Den grossen Kurfürsten ersuchte er 
geradezu, zu diesem Behufe Truppen nahe der lüuebuigischen Grenze 



') Bericht des dänischen Commi.ssars Stelle vom 3. October 1679. K«phg. A. 
*) Du Folgende nach der Qeh. Begburatiir Tom J. 16TU im Koi^g. A. 
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zosannDenzuzieben. Indessen stellte es sich bald genug heraus, dass das 
dSnische Vorhaben weder von Ludwig XIV., noch vom Enil&isten von 
Brandenburg unbedingt gnt geheissen wnrde. Der erstere Hess durch den 
Grafen von Eebenac ausdrücklich erklären, er könne nicht dulden, dass 
der Stadt Hamburg Gewalt zugefügt werde, und auch der grosse Kurfürst 
legte sich ins Mittel. Dieser intervenirte damals freilicli weniger ans 
besonderer Zuneigunji: für llanilmrg, als im Interesse des Friedens, „damit 
keine neue Feuersbruust im niedersäelisisclieu Kreise entstehe." Nach 
allem, was vorausgegangen, kann es nicht Wunder ueiimen, dass seine 
Yermittluug eine etwas dänenfreundliche Färbung trug. Kr bezeichnete 
in der Ihstmetion an sdne Bevolfanichtigteu als nicht nnbillig, dass 
Hambniig dem dänischen KOnig den Huldignngseid leiste. Jedenfalls sollten 
sie darauf sehen, dass der Kdnig mit Ehre und Beputation aus der Sache 
komme und von den Hambuigem gebtthrende Satisfaction emp&ngeJ) 
Eine offenbare Vergewaltigung der Stadt hätte jedoch auch der Kurfürst 
nicht geduldet. Da nun aber Hamburg, nicht nur vom Herzog von Zelle, 
sondeiTi auch vom kaiserlichen Gesandten ermuthigt, die Leistung des 
Huldigungseides entschieden verweigerte, so mnsste der König von Dänemark 
in den Pinneberger Interinisrecess vom 1. November 167!) willigen. Nach 
demselben blieb die Frage, ob Hambuig zn liuldigen liabe, bis zu einer 
künttigen gl'itlichen Verliandlnng oder . reelitliehen Entscheidung in der 
Schwebe. Aubdrücklich wurde lestgestellt, dass durcli diesen Kecess weder 
die Rechte des Königs, noch die der Stadt, noch die des Kaisers Abbruch 
erleiden sollten.*) Indessen mnsste der Bath im eignen Namen, wie in 
dem der Bfirgersebaft versprechen, dem KOnig „in unterthftnigster ge- 
ziemender Devotion** zogethan su bleiben, sein Bestes zu fördern und 
Schaden und Nachtheil, so viel an der Stadt sei, von ihm absuwenden. 
Ueberdies mnsste eine Satisfactionssnmme von 220000 Thalem entrichtet 
werden. 

Das Abkommen war für Hamburg weder besonders vortheilhaft noch 
ehrenvoll, sondern nur eine zweite und wenig verbesserte Auflage des 
verhängnissvollen Steinbui'ger Vergleichs. Immerhin war das Schlinnnste 
verhütet worden. Die Gefalir konnte lieilich jeden Augenblick wieder- 
kehren, und deshalb war es lür die Stadt von grosser Bedeutung, dass 
sich ihr Verhältniss zu dem grossen Kurillrsten im Laufe der nächsten 
Zeit günstiger gestaltete. Dies zeigte sich namentlich, als Friedrich 
Wilhetan ün Jahre 1682 persönlich in Hamburg erschien. Er wurde 
dort mit ausserordentlichen Ehrenbezeugungen begrttsst, und seinerseits 

Inätruction und Nebeniustruction für Christuph uud Friedrich you Brandt oud 
den Kansler von Crockow vom 15. October IGT'J. Beri. A. 

^'Au dea dlniaelMa Aeten «vibt aidi, daat der Vorbehalt der kaisedicheii 
Bechte auf Andriagea der Hambniger hi den Yeigleieh aii%enoaimea wurde. 
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gab er mit Hinblick auf die gerade kurz vorher aufs neue beiTor- 
getreteneii Besorgnisse vor däiiischeu Anschlägen die Versichemng, dass 
er Hamburg im Fall der Gefsbr mit der orfiordetlichen Truppenmaebt zu 
Hflife kommen werde.*) Obwohl es auch femeiliiii nicht an Differenzen 
auf wirthschaftiichem Gebiete fehlte, so scheint es doch, dass sich bei 
Friedrich Wilhelm zunehmend mehr die Ueberzengnn; befestigte, wie eng 
die Interessen seiner eigenen Unterthanen mit der Unversehrtheit nnd 
Wohlfahrt Hamborgs yerknttpfb waren. Dies kam Hamborg um so mehr zu 
statten, als die bürgerlichen Unruhen in der Stadt während der nächst- 
folgenden Jahre stetig znnahmra nnd Zustände herbeiführten, durch die 
eigensüchtiger Einmischung answirtiger Staaten der bequemste Zugang 
ei'öffiiet wurde. 

Vergeblich hatte sich der Kaiser wiederholt angelegen sein lassen, 
eine Versöhnung unter den streitenden Parteien in Hamburg herbeizuführen. 
3Iit frrusseni Geiiriüige war am 4. März U!?} Graf Windischgrätz in einer 
Rath- und Bürgersihaltssitznng erscliieiu ii, um unter Berufung auf die 
kaiserliche Autorität das Versöhnungswerk einzuleiten, aber es fehlte doch 
viel, dass der von dicscni mit dem Rath nnd 'J<; Vertretern der Biirgerschall 
vereinbarte und sehliesslich auch von der gesanuiiten erbgesessenen 
Bürgerschaft genehmigte sogenannte Windischgrätzer Recess that- 
sftchliche Geltung erlangt hfttte. Rath und Bfligerschaft bereuten bald, 
ihre Zustimmung gegeben zu haben. Und als die allein durch diesen 
Becess TdlUg zdneden gestellten Oberalten durch eine besondere Sendung 
nach Wien die kaiserliche Bestätigung desselben erwirkt hatten, brach 
in der Bflrgerschaft ein Sturm gegen sie los. Wider diejenigen von ihnen, 
welche die Sendung vorzugsweise betrieben hatten, wurde ein Process 
eingeleitet ; insbesondere gegen den inzwischen zum Bathsherm gewählten 
Nicolaus KruU, von dem es hiess, dass er Kloster- und Armengelder 
verwandt habe, um im Interesse der erwähnten Angelegenheit in Wien 
Gönner zu gewinnen. Der öffentliilien Meinung nachgebend, musste der 
Rath sich entschliessen, ilin zu susi)endiren. Hiergegen beklagte sich 
Ki'ull beim Reichshofratli, der im .lalire U;s-2 seine Wiedereinsetzung 
anbefahl. Der weitere Verlauf der bürgerlichen Wirren gestaltete sich 
nun so, dass die Zwistigkeiten zwischen Rath und Bürgerschaft fortdauerten, 
beide aber zusammenstanden, um dem Kaiser gegenüber die Autonomie 
der Stadt zu behaupten. Als daher im Jahre 1683 der Kaiser dem Herzog 
Ton Zelle und der Reichsstadt Bremen die Gommission auftrug, sowohl 
die bürgerliche Ordnung herzustellen, als in der Krull'schen Sache dem 
kaiserlichen Gebote Geltung zu verschaffen, da wurde nicht nur von der 

') Bericht des kaiwrlichea BMidenten Rondeck vom SaJidi 1682 ha Wiener 
Staatfl-Arcbiv. 
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BQigeFScliaft besclilosBenf die kaisetÜche CommiBsioii abznlefanen, sondern 
auch der Bath mosste sich dazu bequemen, den von Zelle nnd Bremea im 

December 1683 nach Hamburg gesandten Subdelegirten am 14. Mära 1<)84 
zu erklären, dass durch die CommLssion die Privilegien iiiul wohlfnndirU»! 
Freiheiten der Stadt nicht wenig gekränkt würden, weshalb man gebeten 
haben wolle, von ihr vei-schout zu bleiben. Der bremische Snbdelegirte, 
der hierüber berichtete, fügte allerdings hinzu, der IJatlisherr Schlüter, der 
im Namen des Raths das Wort gefulirt, habe diese Erklärung wider seine 
Meinung und seinen Willen mit Thränen in den Augen zu i'rutokidl 
gegeben. Es zeigte sich deutlich, dass der Rath, indem er gegen den 
Kaiser Opposition machte, immermehr in Abhängigkeit von der städtischeu 
Opposition gerieth. 

Die AMeh&nng der kaiserifehen Oomidssion aber hatte mr begreiflichen 
Folge, dass sich die Stadt die Ungnade des Kaisers nnd den Zorn des 
Hensogs von Zelle sozog. Die Erbitterong beider wider Hambnig wurde 
noch gesteigert, als knrze Zeit danmf Bfliigermeister Henrer, der im Bath 
bis dahin am entschiedensten der BOigerschaft ond ihren WortAhrem 
getrotzt hatte, den Angriffen seiner politischen Gegner erlag. Auf Grund 
der wider ihn erhobenen Anklagen woirde er zeitweilig seiner Freiheit 
beranbt nnd nacli einigen Tagen nur unter der Bedingung wieder entlassen, 
dass er sich verpflichtete, seiner Rathswtirde zu entsagen, in Hamburg 
als ruhiger Privatmann zu leben, sich nicht zu rächen und keinerlei Hülfe 
von auswärt« zu erbitten. Da er diese Wrsprechungen nicht hielt, soiidi i n 
Hamburg verliess und sowohl den Kaiser, wie den Herzog von Zelle um 
Beistand anging, wurden seine Güter mit Best lilag belegt. \\'älireiul nun 
der Kaiser sich begnügen niusste durch diplomatische Drohuiigeu und 
allenfalls durch Auferlegung einer (i! eidstrafe seine Unzufriedenheit mit 
dem Yerbalten der Stadt kund zu thuu, vermochte der Herzog von Zelle 
seinen XJnmnth durch Festhalten Hamburgischen fiigenthums und durch 
Occupation Hambuigischen Gebiets nachdrucksvoller zu äussern. 

Lebhafte Besorgniss nicht nur in Hamburg^ sondern auch in weiteren 
Kreisen erregte es, dass er n. a. auch Moorwerder besetzen Uess nnd 
somit an dem Punkt festen Fuss fasste, an dem sich Norder und S&derelbe 
von einander trennen. Es entstand daher die Besorgniss, dass er diese 
Position benutzen werde, um die bei Hamburg vorttberfliesseude Norderelbe 
zu schliessen nnd auf diese Weise die Schiffahrt zu Gunsteu Harburgs zu 
befördern. Eine solche Umgestaltung der Str(»m- und Schiffahrtsverhältnisse 
hätte aber nicht nur Hambuig, sondern fast alle Elbufei-staaten, insbesondere 
auch I?iaiiilenl)Urg geschädigt. Aber auch die Occupation der ^'ierlande, 
durch welche die Stadt selbst bedroht und ihre Verbindungen nach Osten 
hin abgeschnitten wuiden, rief grosses Aufsehen hervor. Proteste gegen 
die allzu harte Behaudluug, welche der Herzog von Zelle Hambuig zu Theil 
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werden •liees» erfolgten vom Kaiser wie von Dänemark, von Kursachsen 
wie von den Generalstaaten. Das Uebel ans dem Gnmda zu lieben 

bestrebte sich aber vor allem der grosse Kurfüi-st, indem er iiijablässig 
daran arbeitete, einen Vergleich zwischen Zelle und Hambnig heibeizutühren 
und nicht müde wuiilc, den Herzog zu glimpflicherem Yertaluen gegen die 
Stadt aufzufiirdern und die Stadt zu grösserer N^achgiebigkeit gegen den 
lierzog zu ermahnen. 

Zur Veivdllstiindigung dieser Vei-söhnungspolitik sollte es beitragen, 
dass der Kurflirst auch zwischen dem Kaiser und der Stadt zu vermitteln, 
jenen zur Ermässigung seiner Satisfactionsforderung, diese zu grösserer 
Fflgaamkdt gegen das Beiehsoberh&npt mt bestlinmen mehte. Das 
rllcksiGhtalose militärische Vorgehen Qwvg Wilhehns nnd die in Wien 
hervortretende Tendenz, einerseits der kaiserlichen Hiyestit Yolle Genng- 
thnnng zn Tenchaffen, anderseits die Situation im finandeUen Interesse 
auszubeuten, erachwerten den Ausgleich. Unmöglich aber wurde er durch 
die Herrschaft, welche die von der Bürgerschaft gewählte Commission der 
Dreissig unter dem vorwaltenden Einfluss der VolksfUhrer Snitger und 
Jastram über Batk und Bürgerschaft ausübte. 

Grösseren Erfolg als Friedrich Wilhelms Vermittlungsbestrebungen 
hatten die Bemühungen Christians V., die Hamburgischen Wirren im 
dänischen Interesse zu verwertiieu. Zu diesem Behuf wurden seit dem 
Anfang des Jahres KilSl der Kesident Tiincker, der Geheinirath Audi-eas 
Paul von Liliencron und der zu poiilisehem llänkespiel sich besonders 
eignende Canzleirath Jacob Heinrich Pauli nach und neben einander mit 
schlau berechneten Instructionen versehen.') Sie sollten die Misshelligkeiten 
in Hamburg schüren nnd den Aigwohn nfthren, dass der Kaiser und der 
Hersog von Zelle das Begiment in Hambuiig einigen wenigen von ihnen 
abhilngigen Personen in die Binde spielen wollteui sie sollten ahderseits 
vor engerem Anschluss an Brandenburg warnen, dnreh den man die jeder- 
zeit so ängstlich angestrebte Neutralität gefährden und in AbhSogigkeit 
von einer fremden Macht gerathen würde. Sie sollten die H&npter der 
bfirgerlichen Opposition, die bald genug als „Wohlintentionirte" be- 
zeichnet werden, an sich lieranzielien und mit Vertrauen zu den wohl- 
wollenden Absichten des Kiniiirs erfiUleu. SjtHter sollten sie ihnen klar zu 
machen suchen, dass für Haniburg keine Wahl sei, als sich dem Kaiser 
unbedingt zu unterwerfen, was aller Wahrscheinlichkeit nach zu einer 
blutigen Keaction und zu Brandschatzungen führen, ja den Jesuiten das 
Eindringen in die Stadt erleichtem werde, oder aber einen kühnen Ent- 
schluss zn üMMen, d. h. die verdächtigen und freiheitsfeindlichen Hitglieder 
aus dem Bafhe ansznstossen und sie durch Frdheitsfteunde zn ersetzen, 

') Ia der QeL Begistnttar vom Jabza 1686 im Kophg. A. 
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wobei man auf die thatkrüftige Unterstfltzimg des Königs von Dänemark 
rechnen kOnne. Von der Erbhnldignng, die zn emichen selbstTerständlich 
des Königs letztes Ziel war, ist in seinen Weisungen anfitnglich nicht die 
Rede. Doch wnssten die BeyolImAchtigten nnzweifelhaft, was gemeint 
war, wenn der König sie am 10. Hai 1686 beauftragte, es dahin zn 
dirigiren, dass die Wohlintentionirten ,,8olche Resolution ergreifen mögen, 
WOKB ihr natürliches und wahres Interesse sie anweiset." Grosse Vorsicht 
war allerdings nöthig. Im Jahre lG8t hatte Lincker geschrieben: den 
Vorwuif, fiir gut dänisch gehalten zu werden, scheue jeder als ein Brandmal, 
und noch später hatte Pauli geäussert: den Hamburgern von dänischer 
Hültp spi echeii, sei so viel, als wenn mau dem iMünch vom Teufel rede. 
Indessen gelang es beiden dänischen Diplomaten, die demokratischen 
Parteiführer immer mehr zu umgamen und ihnen die Ueberaeugung bei- 
zubringen, dass für sie persönlich und lur das Hamburgische Gemeinwohl 
nnr bei Dänemark Heil und Rettung zu finden sei. 

P^ndlich am (!. Juli vermochten Lincker und Pauli dem König zu 
melden, dass Snitger und Jastram wegen des Horaagialpunktes „gute und 
bdisame Intention" zu erkennen gegeben hätten.') Hierüber Iioch eifreat, 
sprach der EOnig in seinem Eriass vom 8. JnH die Erwartung aus, dass 
aUe TTebrigen, die es mit der Stadt gnt und getren meinten nnd deren 
WohUUirt nnd wahres Interesse recht beherzigten, gleiche Gesinnungen 
wie Snitger nnd Jastram hegten. 

Unzweifelhaft hat die Hoffnung, dass eine mächtige Partei in Hamburg 
sieh den dänischen Plänen gftnstig erweisen werde, nicht unerheblich dazu 
beigetragen, dass sich der König entschloss, das im Jahre 1679 yereitelte 
Froject im Jahre 1686 wieder aufeunehmen. *) Dazu kam das Vertrauen auf den 



*) Am a. Juli 168G Bchrieb Christian V. mm Oottoip an Uneker mid PaflU, er 

habe .ms ihrer Rolation vom G. TiiH ersehen, „wohin «ich Jastran nn«l Sohnitgpr wegen 
des homagial puncts g<'t,'en Eurh vemphnioii lassen. Gleit^li nnss nun cniipltpr Jastran 
and Schnitg;er8 wegen solchen homugial pauct.s bezeigte gnte nnd lieilsaliiiic iutentiun 
SU Tenehinnif besonders Keh ist ud nieht swelfelit, dass alle vbrige, so es mit i;emeiiier 
Stadt wohl nnd getrewlich meinen, nnd deren wohlfuhrt und wahres interesse recht 
behert^zigen, gleiche gedancken führen werden, also habt Ihr dieselbe nach gelegenbeit an 
▼ersichem" etc. 'Bnchstählidi nach der Geh. Kegistratiir im Kopbfr. A.) 

*) Das dänische Unternehmen gegen Hambarg ist während der letzten lö Jahre 
wiederlKdt fai Artfltefai der Zeitfdirift des TerehM Ar Banb. Oesdddite behandelt worden, 
Ton FleisAfreaser, Brdmann nnd Lieboldt im 8. . Bande, von Tb. Sehrader un 9. BandOi 

Aasserdem möge von npuernn Pnbiicationcn Uber diesen Gegenstand noch die sorgsam und 
unparteiisch gearbeitete Skizze von A. Tuxen „Overfaldet paa Hamburg KISC" in der 
Hi^torisk Tidaskriil, Serie 6 Band 4 519—562 erwähnt werden. Auch der 14. Band der 
üfkmden nnd AetenstBcke aar Gesdiiehte des KmArsten Friedlieh Wilhelra von Braadenboir 
enthält einiges rinseUigige Material FOr die folgenden Mittheilnngen nnd snm Theil 
anch Ar die Toran^gahenden konnten Actenstflcke dw Archive in Beriin, Hannover, 
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gnten Stand der dänischen Kflitärmaelit zu Wasser nnd zii Lande nnd die 
Benrtheflnng der politischen Gtesamnitlage, die nach dänischer Auffassnnif 

so beschaffen war, dass man bei einem Anschlag auf Hambui-g von 
kt iiK M Seite erhebliclien Widerstand zu erwarten hatte. Mit Frankreidi, 
(las damals allgemein als die erste Macht Europas angesehen wurde, war 
Dänemark im Bunde. Der Kaiser war in den Tttrkonkriog verwirke! t. 
Brandenburg, Braunsclnveig-LÜnebnrg und Kursachsrn liutten einen Theil 
ilner Truppen dem Kaiser zur Verfunuuj^ gestellt nder sie sonst zei-streut. 
Scliweden hatte nur wenig Kriegsvolk auf deuti^chem Boden. Der König 
von England seinen durch die inneren Angelegenheiten seiner Länder 
hinreichend in Anspruch genommen zu sein.') Der Verlockung, die 
in diesen Umständen lag, standen allerdings mancherlei Bedenken entgegen, 
die jedoch nicht zun Yenicht anf das Unternehmen gegen Hamborg 
bewogen, sondern nur dazn fikhrten, es nmsomehr za beschlennigen nnd 
die Vorbereitungen nm so vorsichtiger zn betreiben. 

Erst am 21. Jnli gab der EOnig seinen endgUtigen Entschlnss zn 
eilcenneni- demnächst gegen Hambmg mit IfUitärgewalt vorzugehen. Doch 
anch damals machte er nur seinen politischen nnd militärischen Vertrauens- 
männern davon Mittheilung. Der Beginn der Action war auf den 20. August 
festgestellt. Alles sollte im tiefsten Geheimniss vorbereitet werden. Selbst 
die Befelilshaber der für diese Expedition aus Seeland lieriur/uziehenden 
Maiinsi'liaften sollten erst -3 Taiire vor der Einschifi'uug erfalii'en, dass 
die Truppen naeli Holstein bestimmt seien.-) 

Da nun unter allen Umständen zu ei warten stand, dass das Vorgehen 
gen Hambui f? bei einer grossen Anzald deutselier und aussenleutscher 
Ivej,'ieiun};en peinliches Aufsehen erregen werde, so galt es, diese durch 
.Sendschreiben, die theils von Christian V. au eine Reihe von Herrschern 
gerichtet, theils den dänischen Gesandtsehaften in den betretFenden Ländern 
zugestellt wurden, zn beschwichtigen. Allen diesen in der Zeit vom 
12—20. Angnst beförderten Schriftstftcken gemeinsam war die Anklage 
gegen die Hamburger, welche die Langmuth des EOnigs allzusehr auf die 
Probe gestellt hätten. Im übrigen wurde je nach der vorausgeset^^ten 
Stimmung und Gesinnung der einzelnen Regierungen eine andere Tonart 
angesehlagen. Dem Wiener Hof gab der König die Versiehenmg, er 
wolle Hamburg nicht behalten, auch die Bürgel- niclit ihrer l'rivilegien 
berauben i ja er vei Uiess sogar, die Stadt dazn anhalten zu wollen, dass 

WoIfBnUtfed, KarinufTf Wien und KopcnlngeB b«imtst werden. Mdne Abweichnngen 

von früheren Darstelhinpon durch Kinzeliiadiwoisc zn 1i< <^'ninil«^n, irniss ich mir mit Rück- 
sicht nnf t\m znr Verfiiguiij^ stehenden Kaum für eine andere Gelegenheit vorbehalten. 

') VgL das von U. Erdmann mit^etheilte Actenstttck in Ztscbr. des V. f. B»mh. 
Oesch. Band 8 a 210 It 

*} YgL Taxen a. a. 0. 8. 544 1 
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sie ihre Pflichten gegen das fieich erMe. In dem Ab* Zelle bestimmten 
Schreiben wnrde der Erwartung Ansdmck gegeben, der Henog werde es 
gern sehen, wenn der Hochmnth der Hambniger gedfimpft werde. Der 
dänische Gesandte im Haag wnrde angewiesen, die Generalstaaten dnrch 

den Hinweis zu gewinnen, dass Hamburg in dänisclien Händen den 
Holländern weniger unangenehme Ooncnrrenz bereiten werde, als bisher. 
Die englische Regierung suchte man mit dem wider Hambnrg geplanten 
Unternehmen anszusöhneii, indem man versprach, den Interessen der dort 
privilegirten englischen Kaufniannsgesellschaft ht sondere Bejücksiclitifrtnig 
schenken und, falls ihnen dennoch durch etwaige kriegerische ^'orgänge ein 
Nachtheil erwachsen sollte, für Schadenei-satz einstehen zu wollen. In den 
für Frankreich und Braiulenburg bestimmten Schnftstücken war auf die 
mit beiden Staaten geschlossenen Allianzen Bezug genommen'). 

Da der König jedoch wohl zweifeln mochte, ob er bei einem Vorhaben 
gegen Hamborg anf die bundesfrenndliehen Gesinnungen des grossen 
HmfOrsten rechnm kSnne, so wies er seinen Gesandten am branden- 
bnrgischen Hof an, knndznthnn, dass, wenn aneh fremdes Eriegsvolk in 
die Stadt aufgenommen werden sollte, solches zwar den Vei^gleich erschweren, 
jedoch die Dänen nicht verhindern werde, der Stadt mit Feuer und Bomben 
zuEnsetzen. 

In der That war von den Dänen alles vorbereitet, um Hambui-g 
durch gewaltsame Mittel zur Unterwerfung zu bringen. Anderseits bestand 
(loch noch die Hoffnung, dass die Stadt es nicht zum Aeussersten kommen 
lassen werde. Durch einen Krlass vom IC August wurden die königlichen 
Bevollmächtigten Liliencron, Lincker und Pauli beauftragt, den Rath auf- 
ziifnrdem, am 21. Deputirte in das königliche Hauptquartier zu senden, 
um einen gütlichen Vergleich über die Huldigungsfrage herbeizufuhren. \'(»rlier 
aber sollten sie die „Wohlintentionirten" von dem dänischen Vorhaben 
in Kenntniss setzen und sie übeneden, ihren Einflnss bei dem Collegium 
der Dreissiger und der gesammten Bürgerschaft dahin geltend zu machen, 
dass die Forderungen des KOnigs bewilligt würden. Dabei sollten sie die 
Versichemng ertheilen, dass es des Königs Absicht nicht sei, sich der 
Stadt zu bemächtigen oder eine Garnison hinein zn legen oder ihr sonst etwas 
NachtheiUges anzumuthen. Auih neue sollten sie den „Wohlintentionirten^ 
vorhalten, wie sehr es in ihrem eigenen Interesse liege, des Königs Vor^ 
haben zu befördern, und wie gross für sie die Gefahr einer andernfalls zn 
erwartenden politischen Reaction sei, durch die sie leicht um ihre zeitliche 
Wohlfahrt, Ehre, Leib und Leben gebracht werden könnten. Wenn sich 
die Stadt dagegen unter ihrer Mitwirkung gebührend füge, so weide der 
Köni? darauf bedacht sein, dass nicht nur die Dreis.siger beibehalten, 
sondern audi die übelwollenden und verdächtigen Peisoneu aus dem R^lU 

*) Nach der Geb. Kegistratar vom J. IGSG im Xopbg. A. 
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geschafft nnd die erledigten Stellen ans den fieihen der „Wohlintentionirten" 
oder nach deren Vorschlag wieder besetzt wttrden. Anch im fibrigen 
werde sich der Kimip: ihnen und ihren Familien durch Ehren- nnd Gnaden- 

bezeuj^nngon erkenntlich beweisen. 

I)ni ( Ii A'oi-stellnngen nnd Verlieissnng^en älmlicher Art liatten Lin< k'or 
und Tauli sicherlich schon vorher auf die Hamburger \'olksrülirer zu 
wirken vernioclit. Ks ist jedocli zweifelliaft, uh sie sich mit denselben 
unmitlelbar vor der fjeplanten Action (bi* kiinifflicheu Weisung: vom 
1(>. August gemäss untenedet haben'). Ks lässt sich daher auch nicht 
genau feststellen, wieweit das Einverstünduiss zwischen den Dänen und 
den Hamburger Farteiflihreni gediehen war.*) 

Seit längerer Zeit war der Rath von den verschiedensten Seiten vor 
bedenklichen dfinischen Anschlügen gewaint worden. Die herrschende 
Partei hatte jedoch alle Vorsichtsmassregeln vereitelt» indem sie jene Ans- 
Sprengungen fUr nnbegrttndet erklärte nnd wohl geradezu behauptete, der- 
artiges sei erfunden, um den Sturz Snitgei-s und Jastrams herbeiznfQhren. 
Es ist kein Grund zu bezweifeln, dass die Mehrheit derjenigen, die das 
Vorhandensein einer dänischen Gefahr leugneten, in gutem (Glauben war. 
Ob das Gleiche aber anch von den Führern gilt, nmss daliiii irestellt lileiben. 
Kine Besetzung der V eddel und auderei- damals noch liolsteiuischer Klbinseln 
durch dänische Tru|'i)en hatten sie früher ausdrücklid» begehrt, um freilich 
etwas spätei die Jiäuniung des Grevenhofs zur Vermeidung unenvünschter 
Besorgnisse zu befürworten. Zu einigem \ erdacht gibt auch der Umstand 
Anla«s, dass Snitger die ihm am 4. Angnst von der Kftmmerei als Jnlisold 
der Hambnrgischen Reiterei überwiesene Snmme nicht rechtzeitig ausgezahlt 
hat, sodass die Reiter sich sehr schwierig zeigten, als es galt sie gegen die 
Dünen zu verwenden.*) 

') Zu ilem ausführlicheren KeM riiit un Lilioncron, Liiicki i uml rauli vom IG. Angnst 1C86 
findet lieh in der Geh. Registratur bemerkt: ,,l)icscs ist zwar ausgefcrtiget und obigen 
Ministern eingeliiiidiget E» wird aber nur dw^ige, was in dem Toihergehenden (kttfMroi) 
Beacript enthalten, <1cr Stadt proponirt lein." 

• Auf <lif Hriofe Panlis, von denen leider nur weniire im Oriß-inal erhalten .sind, 
kann Iticr nicht näiier eingegangen werden; es genUge hcrvurzuhebcn, dass sie fAr die 
oben ertHUinte IVage keinen Anfiwlihu» gewftbren. 

^) Zum KümmereiprotoMi vom ?>. September icsfi findet sieh Folgendes über 
ftfibere Vorgänpe nachtretnifren : Anno Idsfi d. t. Anp. sin«! laut der Cämerey-Cassahuch« 
aa Jeronymns Schuitker bezahlet zu Ablobuuog der lleater fUr den Monat Joliom 
$ 22T4.— den %U ejosdem aber ist anff dem Rahtbaase ansagekonmen dftrdi den Bitt* 
meister Bieronymnm Müller, dass die Renter noch kein (teld für dem Uonat Jnl. bekommen 
betten, nnd desfalls scer sdiwierip weren. Wif nun > Ii }ip<* weiter nnter die burper 
knnd worden, sind einige bey der Cämerey N'erürductc gekommen, und haben desfoUa 
Reile gemacbet, da es dann anch in Senatn bekant worden, wd^er dflreh Ihr WoHwh. 
Heir Ftmis Kattfdd desfidii aadifrage bej der Ciaerey Um huem, da dann lUe 
Verordnete denmdben oUgca berichtet, mit enmdien, Jer. Schnitker deifidli n rede m 
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Sicher zum Tkeil auch aus der thatsäclilich ungünstigen Finanzlage ist 
68 ZU eridSren, dan die Eimmereibfirger im Jtmi imd Jidi die tobi Bath 
geforderten BeitrSge fQr Befestigangsarbeiten verweigerten oder doch 
erklärten, dass man sich auf das AUemothvendigste beschränken müsse. 
Erst in der zweiten Woche des Angnst zeigten sie grössere Geneigtheit 
zum bewiUigen. Mittlerweile war die G^hr allerdings immer näher 
gerttckt Eine immer schwülere Atmosphäre lagerte über Hamburg, wie 
vor einem Qewitter. Bereits am 19. Morprens wollte Terlanten, der 
König Labe von der Stadt niclit nur die Erbhuldigung, sondern auch die 
Auslieferung der Schlüssel des Millernthors gefordert, das mit dem könig- 
lichen Wappen versehen und durch dänische Truppen besetzt werden 
solle. Ueberdies — hiess es — verlange der Könip^ eine jährliche Tribut- 
zahlmi<r von i:)0 000 Thalcrn. Wenn die Stadt sich \vei£ren\ diese 
Forderungen zu bewillij^'-en, habe sie ein l^onibardement zu er\vart.en. 
Diese Meldungen waren theils veifrttht, theils völlig aus der Luft gegritVen. 
aber sie tragen wesentlich dazu bei, einen Wandel in der öftentlichen 
Meinung herbeizufOhren. Wer jetzt noch bestritt, dass Gefahr von 
dänischer Seite im Anzüge sei, galt fUr einen Verräther an der städtischen 
F^iheit Ein Makler, der an der BGrse die Warnungen vor Dänemarks 
Absichten noch immer Ar nnbegrttndet erklärte, wurde von den Fäusten 
andersgesinnter Börsenbesucher Abel zugerichtet und mnsste ohne Hut und 
Perrflcke nach Hanse gehen. 

Wenn es bisher zur Erhaltung der dänischen Sympathien in Hamborg 
beigetragen hatte, dass man vor stets onenten Oewaltthätigkeiten des 
Herzogs von Zelle auf der Hut sein mnsste und zu deren Abwehr des 
•dänischen Beistandes nicht entbehren zu können glaubte, so war auch 
darin eine Aendernntr eingetreten. Ziniächst war dem Rath von den 
kaiserlichen Gesandten die Zusicherung ertlieilt worden, dass die Stadt 
von dem Herzog von Zelle keine weiteren Feindseligkeiten zu erwarten 
habe. Ueberdies hatte Ernst August, der Herzog von Hannover und 
Bischof von Osnabrück, ein Bruder Georg ^\'ilhchns, am 11. August den 
Baron Görtz als seinen Bevollmächtigten nach Hamburg geschickt und 
durch diesen die Eiklärung abgegeben, dass Hambnig von den in der 
Nähe beflndliehen zellischen Truppen nicht nur keinen Angriff zu besoigen 
habe, sondern dass man viebnehr auf ihren Beistand gegen die Dänen 
rechnen könne. Auch hanndversche Truppen seien im Anzug, um der 
Stadt zur Verfügung gestellt zu werden. 

stellrn. weilen unter den Bürgeren viel rodens duvon were, Wnnmff drii Ault. 
Vormittuga sein Diener anff die Cänierey kähme, und im Namen Jeronyiuus .Schuitkers 
Elieliebste 800 Rtblr. in tpecia darlegte, mit veraelden, weOen Tide Lrate Ar ihm TbOr 
gekommen und dedUls viel we^enK geniachet, ihr Ebemaa aber nicht sn Han.se wäre, hu 
hatte ne die lüsta geOffiiet mid diese 800 Bthlr. damns genonnen n. w. (Bnchst&bUch.) 

4 
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Als daher in der atif den 19. Anglist anberaumten Hath- nnd 
Bttrgersehaftssttxnng der Bath darauf hinwies, dass stündlich eine Be- 
rennnng und Einspeming der Stadt zu gewärtigen sei, da zOgerte die 

Bürrrer Ii itf niclit, die zum Besten der Vertheidignng gemachten Anträge 
' zu bewilligen und bekundete überhaupt in nacbdriickliclister Weise ilire 
Bereitschaft, „flir der Stadt Wohlfahrt und Conserviruiif( der löblichen 
bürgerlichen Freiheit neben E. E. Kath Gut und Blut einzusetzen." 

Selten ist die Stadt von ernsterer Getalir bedroht gewesen, 
selten aber auch zeigte sich eine so erfreuliche Einnüithigkeit. Niemand 
wagte von Zugeständnissen an die Dänen zu reden. Das Ansehen 
der Dreisdger war erloschen. Snitger nnd Jastram wurden Yon allen 
gemieden nnd als Yerrftther angesehen. Am 23. Angnst folgte ihre 
Verhaftung. Bald darauf wurde ein allerdings in mehrfacher Beziehung 
anfechtbares Bechtsverfahren gegen sie eingeleitet. Noch ehe diese beiden 
von der Vollcsgunst emporgetragenen und nicht zum wenigsten durch die 
YolkssUmmnng gesttirzten, vom Freiheitsenthusiasmus zu unverantwoitlichem 
Thun verleiteten Parteiführer ein tragisches Ende auf dem Schatfot gefunden, 
war Haniburfr von der durch sie mit heraufbeschworenen Gefalir befreit 
wnnlen. Diese Errettung dankte die Stadt zunächst der entschlossenen 
Haltuni^ seiner ei^^-nen Angehörif^^en. 

Obwohl der Kath die ihm am '20. zugekommene Aufforderung, 
Deputirte an den König nach Pinneberg zu schicken, mit einem Schreiben 
beantwortete, das keineswegs eine schroffe Ablehnung enthielti sondern 
unter Ausdrücken des tiefen Bedauerns Aber die Ungnade des Königs den 
Wunsch zu erkennen gab, „dass dem dieser Stadt und anliegenden L&ndera 
verderblichen Vorhaben Anstand gegeben werden möge", so traf er doch 
gleichzeitig alle erforderlichen Massregeln zur militärischen Abwehr nnd 
wurde dabei von der BevölkOTUag aufs lebhafteste unterstützt Nicht nur 
die Hamburgischen Soldaten wurden dem Eeind entgegengestellt, auch 
'_'() Bürgercompagnien bezosren die \\';ille. und die Alten der Handwerks- 
ämter verptiichteten sich, im Eall der Noth ihre Gesellen, ja selbst ihre 
Lehrburschen für die Vertlieidigung der Stadt zur Verfügung zu stellen. 

Es wird bezeugt, dass die Hamburgischen Truppen bei den Kämpfen, 
namentlich bei vei-schiedenen Ausfällen, ausserordentlichen ^luth bezeigten. 

Seit dem 21. nahmen brannschweig-lttneburgische Truppen an dem 
Kampf theil. Am 29. trafen auch brandenburgische Truppen ein, die später 
noch erheblich verstärkt wurden. Ihre Anwesenheit war fOr Hambnig 
von grDsstem Werth; doch kamen sie nicht mehr ins Gefecht, da bereits 
am 26. August von den Dänen eine Waffenruhe bewilligt und später mehrfach 

verlänfrerf wurde. 

Dass die Dänen sich sobald dazu verstanden, ihre militÄrisrhen 
Operationen gegen Hambuig zu unterbrechen und schliesslich gänzlich 
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einzustellen, war zum ^iten Tlieil der Dazwischeiikunft Brandenburgs 
zuzusi'Iireiben. Allerdings nicht dieser allein; denn mit dem grossen 
Kuifursten zugleich oder wenig später verwahrte sich ganz Deutsehland, 
ja — fast könnte man sagen — das balbe Europa gegen die Ver- 
gewaltignng Hambni^. 

Die Specnlation auf Hamburgs Hültlosigkeit und alle jene diplo- 
matischen Schachziige, die darauf abgezielt hatten, die Stadt in ihrer 
Isolirung zu erhalten, bewiesen nur, wie sehr die Sachlage von Christian V. 
und von seinen Ratkgebem verkannt worden war. Der Kaiser und d«r 
Hersog von Zelle unterdrückten ihren Groll gegen die Stadt. Der letztere 
stellte ilir, wie erwähnt» seine militärische Kraft zur Yerfüguug, und der 
erstere machte sein volles Ansehen als Beichsoberhaopt gdtend, am an 
den verschiedensten Stellen znm moralischen und militärischen Beistand 
iHr Hamburg an&uforderni am Beichstag in Regensburg, beim nieder- 
sächsischen, obersächsischcii. Avestfillischen, fränkischen Kreis, ausserdem 
speeiell beim Landgrafen vonüessm, bei den Herzögen von Br nui > hweig- 
Lüneburg. sowie bei dem grossen KurfQisten. Ueberall fand dei" Kuf, 
für Hambuig einzutreten, patriotischen WiderhalL 

Die erwähnten norddeutschen Fttrsten hatten bereits einige Zeit, 
ehe die kaiserlichen Schreiben an sie gelangt waren, ihre Theilnahme 
für Hamburg bekundet. Ueberhanpt trat hinter den selbständigen Kund- 
gebungen dieser die Action des Iveiclies erbcblich zurück, und das von 
dem Kaiser an den Kurfiirsen von Hrandenbuirj und Herzog Georg Wilhelm 
von Zelle als ausschreibeiKlc Küistcn des iiiedcrsäclisisclien Kreises 
gerichtete Commissorinni. <rej;eii den König von DiiiuMuaik als Friedens- 
brecher und Unnihstitter auf Grund der Keichsexecntidusordnung zu ver- 
fahren und ihn mit der Keiclisacht zu bedrohen, diente diesen Fürsten 
nur als eine der Handhaben, um den König ihren Wünschen gefügig zu 
machen. Immerhin ist es von Wichtigkeit festzostellen, dass die Bettung 
Hambnigs als eine ftlr das ganze Reich wichtige Angelegenheit betrachtet 
wurde. Dass sie als Beichssache zu behandeln sei, wurde auch vom 
grossen KnrfOrsten wiederholt betont. Er legte Gewicht darauf, dass sie 
soweit wie möglich mit Ausschluss auswärtiger Mächte betrieben werde. 

Erwflnscht wäre ihm allerdings wenigstens anfänglich eine Diversion 
Schwedens gewesen, das ja wegen seiner Besitzungen im Boich nicht als 
eine völlig l^mde Macht gelten konnte. Der brandenbnigische Gesandte 
in Stockholm wurde angewiesen, darauf anfinerksam zu machen, dass, wenn 
Hamburg in dänische Gewalt gerathe, auch das Herzogthum Bremen 
gefährdet sei. In der That zeigte die schwedische Begierung grosse 
Geneigtheit, im Hamburgischen Interesse einzuschreiten, und wenn es auch 
nicht zum Bruch mit Dänemark kam, so wurde doch unter der Hand 

4» 
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eine Anzalil schwedischer Offldere der Stadt zn Hülfe gesandt, von 
denen iiamentliGh dei' Ingenieor-Offlcier Oyldengranat sehr dankensweithe 
Dienste leistete. 

Nicht so augenfällig, aber inmierhin bedentsam genng äusserte sich 
die Theilnaluiie anderer europaisclier Mädite für Haml)nrp:. Jacob IT. von 
P^ngland richtete ein persönliches vSclireilir'n an Cliristian V., in dem er 
das dänische Unternehmen sowohl mit Hinblick auf die gesammte noliiische 
Weltlage, als mit Kiu ksiclit auf die Handelsintcressen der Engländer und 
das Wohlwollen, das er für Hamburg hegte, aufs entschiedenste missbilligte. 
Holland erklärte sieh sogar bereit, zu Hambnigs Unterstützung Schiffe in 
die Elbe zu schicken. Ja selbst die Annahme, dass der dänische Anschlag 
auf Hamburg von Frankreich gntgeheissen ^wttrde, wie man in Dänemark 
gehofft, in DentscUand gefürchtet hatte, stellte sich als irrig herans. 

Unter den Diplomaten, die im Atigust und September sich beim dänisclien 
Künii: für Hamburg verwandt, spielten neben den ^'ertretern des Kaisers, 
der Kurfürsten von Hran<lenbnrg und Sachsen, der Herzöge von Zelle, 
Hannover und Wolfenbüttel und des T.andgrafen von Hessen-Cassel auch 
die Gesandten von Schweden, Kn^^Iaiid und Frankreich eine mehr oder 
minder hervorragende Rulle. Während nun aber die meisten dieser 
Diplomaten sich auf einen gelegentlichen und gleicdisam stossweise geübten 
Einfluss beschränken mussten, während die Intervention der kaiserlichen 
Gesandten zu Gunsten Hamburgs unzweifelhaft dadurch an Wirksamkeit 
Terlor, dass sie gleichzeitig angewiesen waren, den K6nig von Dänemark 
um militärischen Beistand wider die Türken anzugehen, wurde Yon den 
Bevollmächtigten Eurbrandenbuigs, der Herzöge von Brannschweig- 
Lttneburg und des Landgrafen von Hessen-C'Rssel planmässig und unaus- 
gesetzt mit Dänemark verhandelt, Dass auch Landgraf Karl von Hessen 
auf Veranlassung des Kaisers sich an der Intervention zu Gunsten Ham- 
burgs betheiligte, erklärt sich theils aus dem guten Ruf, den er als eifriger 
deut^Jcher Patriot genoss, theils aus seiner nahen Verwandtschaft mit dem 
dänischen Königsliause, um deren willen von seiner Mitwirkung ein 
günstiger Kinfluss auf die dänische Regierung erwartet werden durfte. 
Anderseits freilich legten diese verwandtschaftlichen Beziehungen dem 
Landgrafen und seinem Bevollmächtigten, dem Oberst v. Bamnbach, bei 
den Verhandlungen mit Dänemark eine gewisse Zurückhaltung auf, so dass* 
seiner BetheUignng doch nur eine secundäre Bedeutung beigemessen werden 
kann. Man darf daher behaupten, dass die Rettung Hamburgs vorzugs- 
weise dnrcb Eurbrandenburg nnd Braunschweig-Lüneburg herbeigeführt 
wurde. Den gemeinsamen Bemühungen dieser kam es zu statten, dass 
der grosse Kuifürst während seiner Jlitte August stattfindenden Rückreise 
von Cleve nach Herlin Gelegenheit hatte, mit den Herzögen Ernst August 
und Georg Wilhelm persönlich zusammenzutreffen. Hierdoixh wurde 
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es erldcliterti wenigstens dem Anschein nach wegen der znm 
Schutze Hamborgs zn ergreifenden Massregeln ein vollkommenes Ein- 
verstftndniss an erzielen. In der weiteren Behandlnng der Angd^genbeit 

trat allerdings ein nicht ganz nnerheblicher Unterschied zwischen den 
Tendenzen der brannschweig-lüneboigischen Herzöge und denen des grossen 
Knrfursten zn Tag^e. Die ersteren wollten, ebenso wie der Kaiser, den 
Anlass benutzen, die Immedietätsfrage gänzlich aus der AVeit zu schaffen, 
und es daliin bringen, dass Dänemark ein für alle ^fal seinen Ansju iklien 
anf Hamburg entsagte. Hei diesen lieslrebnugen wurden sie jedoth vom 
grossen Kurfilrsten nicht unbedingt unterstützt. Der letztere trug 
offenbar Bedenken, diese Forderung allzosehr in den Vordergrund 
zu stellen, weil darüber leicht das znnftehst anzustrebende Ziel ver- 
fehlt oder wenigstens dessen Erreichung verzögert werden konnte. 
Je Iftnger aber die Entscheidung hinausgeschoben wurde, um so 
grlSeser war die Gtefiüir, dass der Bamburgische Streit zu wdteren 
eiuopäisclien Yerwickduogen führe. Wie sehr stand zu besoigen, dass 
Ludwig XIV,, wenn er auch dem Unternehmen Christians V. ursprttnglich 
gänzlich fem gestanden, doch nachträglich, wenn die Wirren an der 
Niederelbe einen ernsteren Charakter annalmien. sich doch nocli einzu- 
mischen suchen oder den Zeitpunkt, da die Aut'meiksuiukcit Deutschlands 
auf Hamburg gericiitet war, ausnutzen werde, lun einen erneuten AuLnilf 
auf die Kheinlande zu unternehmen. Nun lag ja freilich der Gedanke 
an eine Abrechnung mit Frankreich dem grossen Kurfürsten während 
seiner letzten Leben^ahre durchaas nicht fem. Es ist bekannt, welche 
Hoibungen für Europas religiöse und politische Freiheit er auf eine 
Goalition gegen Frankreich setzte. Doch die Yorbedhigung eines erfolgreichen 
Sampfes war, dass zuvor jene Umwälzung in England stattgefimden, die in 
Cleve den Gegenstand seiner Besprechungen mit Wilhelm IH. von Oranien 
gebildet hatte'), und dass der Tilrkenkrieg zu si^eichem Ende gef&hrt 
worden. Zur Zeit mnsste es ihm jedenfalls geboten erscheinen, dem enieuten 
Ausbruch eines deutsch-französischen Krieges voraubeugen. Es galt daher, 
der Hamburgisclien An£^ele<renheit möglichst schnell eine erwünschte 
Wendung zu geben. Der Kurfürst suchte deshalb das Selbstgefühl des 
dänischen Königs möglichst zu schonen. Ebenso Hess er es sich an- 
gelegen sein zu verhüten, dass die Verhandlungen über Hamburg 
durch Yerqnicknng mit der von verschiedeneu Seiten gewünschten 
Intervention für den Herzog von Qottorp erschwert und verzögert würden. 
Anderseits aber behielt er die Hauptsache unentw^ im Auge und suchte 
die ihm uneililsslich scheinenden Zugestandnisse dem DänenkOnig durch 
ebensoviel Klugheit, wie Festigkeit abzunOthigen. 

*) Vgl. BntnuuuudSrffar, Deotacbe G«aebi«hte vom wettflUisehen Frieden bis mm 
SegiMrnigMmtiitt EiiedrielM des Orosaen, Band 1 S. 708. 
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So bekundete er die ihm eigenen staatsmännischen Vorzüge, politischen 
Weitblick, .Afensclienkenntniss, kluge Mässigiing und Thatkraft, aach 
bei diesem Anlajis. 8ie veiliolieu ihm das Uebergewicbt über seine 
braunschweig-lünebuiigisGlien Bundesgenossen und den eiwünschteu £rfolg 
bei Christian V. 

Es sei gestattet, sein Verfalin-n im Einzelnen noch etwas genauer 
zu verfolgen. Nachdem das Sehiciben Christians V., in dem dieser sein 
Vorhaben wider Hamburg angekündigt hatte, in seine Hände gelangt war, 
beanfti-agte er den d&nischen Gesandten, seinem Hemi zu melden: er wolle 
jetzt sehen, ob der KOnig die Beibehaltang seiner Freundschaft höher nnd 
werther als die Occupimng der Stadt Hamburg achte, die er doch nicht 
behalten werde, wenn er sie gleich eingenommen. ^ Bei einer anderen 
Gelegenheit aber äusserte er gegen denselben Gesandten: er meine es so 
gut mit dem König von Dänemark, dass er nimmer von dem Sentiment 
abstehen werde, die Stadt müsse Sr. Königl. Majestät alle gebührende 
Dcferenz und Kespect erweisen. Auch deutete er wiederholt an, dass er 
hauittsäclilich deshalb Truppen nacli llninliurg schicke, inn zu verhindern, 
dass sich die Hamburger den Lüiielnu i^^i u vrdlig in die Anne würfen.-) In 
S(dcher Weise suclite er den Eindriu k zu erwecken, dass er nicht sowohl 
ein parteiischer Gegner iJänenuirks, als vielmehr ein wohlwollender 
Yermittlei' sei. Andei'seits Hess er es nicht an entschiedeneren Kundgebungen 
seines Willens fehlen. HierfUr aber bediente er sich der Diplomaten, die 
er ins dänische Hanptqoartier entsandte. Zn seinem Bevollmächtigten 
hatte er noch anf der Beise von Cleve nach Berlin am 18. August in enter 
Linie Wolfgang von Schmettau anaorsehen. Da aber dieser nicht in 
seiner Nähe weilte und daher bis zu dessen Anfbnich noch einige Zeit 
verstreichen musste, beauftragte er am 20. August in Diesdorf den ihn mit 
der Ritterschaft des Districts bcLrrüssenden Thomas von dem Knesebeck, 
sich sofui t zum dänischen Künifc zu begeben und so schleunig wie möglich 
anf Einstellung der Feindseligkeiten zu dringen. Bemerkenswerth ist, 
dass der Entwurf einer Tnstiui tiuu für Scliniettau vom 19. August und die 
sonst mehrfach abweichende Instruction für Knesebeck vom '20, August 
übereinstimmend die Erklärung enthalten, dass es dem Kurfürsten fast gleich 
gelte, ob Hamburg oder Berlin angegriffen wflrde. 

*) Nach den Bericbtea des däuiscliea Gesandteo t. Leute im Kopenhageoer 
BdfihfeMKlllT. 

*) Die Oeneiiuaaikdt des Toigehens gegen Dtneinark veiUnderte den grossen 

Kurftirsten in tler Tliat nicht, eifor^iialitiir darülipr zu waHien, dass unter doii oljwaltendon 
Verhältnissen siih das Haus Uniuuschw eig-Liiiu liiir«: in Hamburg nicht allsusehr festsetze. 
Vgl. uucli Urkunden und ActenstUcke zur Ge^cLichte des XurfUrsten Friedric]! Wilhelm, 
B«nd 14 8. 1818. 

Knesebeck wurde angewiesen, dem Köni<;r zn erklären „itaa wir fast keinen 
üntOTScltied wttssteD} ob die btadt Uamborg oder Berlin attaqniret würde"; und in dem 
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Bereits am 23. August traf Knesebeck im dänischen Lager ein, und - 
am 24. hatte er Gelegenheit, dem dänisi-licn KQnig gegenttber rieh seines 
Auftrags zu entledigen. Aus seinem Bericht vom selbigen Tage ist sn 
entnehmen, welch tiefen Eiiulnick seine "Worte hervorriefen. ') 

Der Hanibiiifrer R;ith konnte mit I^t^'lit von Knesebeck riUinien, «*r 
sei der Erste gewesen, der das Eis «gebrochen. - 1 Seinem Anftreten wiir 
es vorzugsweise zu verdanken, dass i\ov König, wie erwähnt, bereits am 
■JG. August eiue — wenn auch zunächst nur kui-ze — Watieuruhe 
zugestand. 

Welches Gewicht der grosse Kurfürst auf eine schleunige und erfolg- 
reiche Beendigung der Sache legte, zeigte er ferner, indem er kurze Zeit 
nachher einen seiner henrorragendsten Staatsmftnner, Paul von Fuchs, 
ins dänische Hauptquartier sandte. Dieser setzte in der geschicktesten 

Weise die Bemühungen Knesebecks fort. Dänischerseits bemühte man sich 
freilich nicht wenig, dem einflussreichen brandenbuiigiscben Diplomaten die 
Unverfängliehkeit des dänisclien Erbhuldigungsverlangens einleuchtend zu 
machen. Man setzte ihm auseinander, die Erbhuldigung wäre „mehr eine 
Ceremonie und äusserliclie Eiirenbezeugung, als dass dem König dadurch 
etwas zuwüchse." Enchs verkannte jedoch die Gefahr nicht, dass die 
verba honoris sich mit der Zeit in verba obligatiunis oder gar siibjectioni.s 
verwandeln könnten. Indessen erklärte er sich, der massvollen Politik des 
gi ossen Eurfltrsten entsprechend, damit einverstanden, dass die Huldigungs- 
ftage nicht sofort erörtert, sondern einer späteren besonderen Verhandlung 
vorbehalten werde. Anf^ entschiedenste aber mahnte er den K6nig von 
Enienerung der Feindseligkeiten gegen Hamburg ab. Im Verein mit 
anderen dratschen und auswäiligen Diplomaten, die er übrigens insgesammt 
an Bedeutung überragt zu haben scheint, bewirkte er, dass bereits am 
September mit HinwegTührung der dänischen Truppen begonnen und 
zwei Tage spätei- die (Tcsammtheit der dänischen Truppen eine Meile weit 
von der Stadt weggezogen wurde. 

War zufolge dessen die dioliendsto Gefaltr abgewandt, so fehlte doch 
viel, dass die Angelegenheit hierdurch zum Abschluss gekommeu wäre. 

Entwarf der allenlinc^s nicht ausgefertigten Instmetion für Schmettan finden sieb die 
Worte: ^Indern Uns wpf'cn Unsers dabei habenden hOchst iniimrtirenden Intere.sse fast 
f^Mch scheinet, ob die Stadt Hamburg oder Berlin utUquiret werden sifllte.'' Berl. A. 

*) Kncsebeek selireibt dem Kurfllnteii, der KOoig habe ihn in Oegenwart des Onfon 
von Revcntlow und der Geheiniräthe ym Joel und Ehrensihild m^ar jniiidi)j:st angehört, 
fügt dann alicr hinzn: „wiewol ich ancemerket, dass nie etlichcniahl ihr Gesichte und 
absonderlich da ich die Expretusiun gethan, dusa Ew. Ch. l). fast keinen Unterscheid wü»ten, 
ob Hamburg oder Beriin attaqtiiret würden, in etwas« geendert, und es sienlieh angeschienen, 
alss wenn de Aber dem, dass E. Ch. D. diese Saobe m gar sdir an Hertaen nemen, 
etlicfaeraafiRen consternirot wcrcti'*. RfH. A. 

*) Antrag an die Kämmereibürger vom 1. September 1666. 
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Nocli hatten die Dänen eine Anzahl Hamburgischer Schiffe mit den darauf 
befindlichen Waaren in H&nden, und ehe sie sich bereit erklärten, diesen 
Uuterpfilndern zu entsagen und überhaupt den Handelsverkelir mit Hamburg 
zu Wasser wie zu T^aiide wieder völlig frei zn geben, wünschten sie einen 
neuen Interims- oder Präliminarrecess aufzulichten, durch dessen Inhalt 
und Wortlaut der Schein veruiieden werden sollte, als ob sie vor Hamburg 
oder seinen Scliutzniiichieu zurückgewichen seien. Aber auch di-ii Ifanihiirgreni 
nuisste daran g-elegen sein, dass der Streit mit Dänemark ausdrücklich 
für beendigt erklärt und ilinen dadurch eine gewisse Sicherheit gegen 
Wiederautuahme der Feindseligkeit gegeben werde. Ungemein schwierig 
var es freilich, dem laterimsvergleich eine GMalt m geben, die den 
Wflnschen beider Parteien entsprochen h&tte. Die Hamborger hatten dem 
König wiederholt in respectvoUer Fonn ihr Bedauern Uber das eingetretene 
ZerwQrfiiiss nnd den Wnnsch nach Wiederfaerstellong des guten Yerhftltiiisaes 
zn erkennen gegeben. Sie verwahrten sich aber auft änsserste dagegen, 
dass in der Einleitung des Interimsrecesses — wie in dem königlichen 
Entwurf zn lesen war — das A\'ort „Deprecation" gebraucht werde. Ebenso 
erregte es ihren Widen^mdi, dass ihnen in dem dritten Paragraphen des 
königlichen Entwurfs angesonnen wurde, 'MO 000 Thaler als Ersatz fftr die 
dänischen Kriegskosten zu entriditen. Falls der König duichaus darauf 
bestehe, dass dieser Ansjirucli in den Kecess hineingebracht werde, 
wünschten sie wenigstens, (hiss auch ihre Schadensersatzforderung, 
die sicli auf (lOO OOO Thalern belief, darin Erwähnung tinde. 
Abgesehen hiervon stellten sie dem dänischen Entwurf einen andei n völlig 
ihren Anschauungen entsprechenden gegenüber, in dem der städtischen 
Ersatzforderung mit grosser Ausführliclikeit, der königlichen aber mit 
keinem Wort gedacht und jede Verhandlung über die Huldigungsfrage 
Ton der Zustimmung des kaiserlichen Hofes abhilngig gemacht war. Es 
begreift sich, dass dieses Project dem König ebenso unannehmbar erschien, 
wie das königliche den Hamburgern. Zwischen den beiderseitigen 
Anschauungen nnd Forderungen einen Ausgleich herbeizuführen, war die 
mflhseUge Angabe, die den mit der Yeimittelnng speciell betrauten Ge> 
sandten oblag. Die Vertreter Brandenburgs, Braunschweig -Lüneburgs 
und Hessen-Cassels Hessen es insgesammt hierbei nicht an gutem Willen 
fehlen, und auch die erhöhte Schwierigkeit, die sich dadurch ergab, dass 
der König und seine Minister sich am 14. Septbr. nach dem Schloss Gottorp 
in Schleswig zurückgezoo^en, während der Hamburger Rath dorthin — 
über die Grenzen des Kelches hinaus seine Deputirten zu schicken 
Jieilenken hatte, vermochte ihren Eifer nicht zu lähmen. An der Spitze 
dieser vennitteluden Gesandten stand WoUigang von Schmettau, der nach 
der Abreise ron Fuchs als der einzige Bevollmächtigte des grossen Kurfüi-sten 
in den Conferenzen mit den dftnischen Ministem stets das Wort führte 
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ond, wie es acheint, sowohl dem Ansehen des von ihm vertretenen Fürsten 
entsprechend, als snfolge seiner eigenen diplomatischen Tüchtigkeit anf 
die Verhandlangen den grOssten Einflnss flbte. Er ermahnte die Ham- 
burger mclnfach zur Nachgiebigkeit und Ehrerbietung gegen Christian V. 
nnd liess sich überhaupt ebenso sehr, wie Fuchs, angelegen s^, den 
dllnischen Herrscher glimpflich zu behandeln. Andei-seits kuin man ihm 
das Zeugiiiss nicht versagen, dass er äusserst bemüht war, sich in die 
Anschauungen der Hamburger liineinzuvei-setzen und ihnen, soweit möglich, 
Benaclitheilignncren und Demütliigniifren zu ersparen. Abgeselk'U von den 
bereits erwähnten Punivten bereitete bei den Ikrathungen über den Interims- 
recess namentlich die Fassung desjenigen Paragraphen Schwierigkeit, in dem 
die Entscheidung über die Huldigungsfrage künftiger Verhandlung vorbehalten 
werden sollte. Der König wollte ungern auf das Kecht verzichten, falls die 
gütliche VerbandluDg fehlschlüge, seine Ansprüche in der ihm gut scheinenden 
Weise zur Geltung zu bringen, wogegen die vermittelnden Gesandten 
Hamborg aneh in der Zukunft vor dllnischen Gewaltstreichen gesichert 
zu sehen wünschten. 

Dem Druck der Gesandten nachgebend, liess sich der König dazu 
herbei, seinem Entwurf (am 30. Septbr.) eine neue Fassung zn geben, die 
wenigstens hier und da sich den Wünschen der Stadt und der Gesandten 
näherte. Doch auch in seiner modificirten Gestalt wurde der königliche 
Kntwurf in der Conferenz vom 1. October von den Gesandten nicht völlig 
gutgelieissen. Nochmals suchte der König sein Kutgegenkommen zu 
zeigen, indem er einige weitere Zugeständnisse machte. Unter anderem 
erklärte er sich bereit, die Kntscheidiing üV)er die von ihm gefonlerte 
SatisfactioiKssumme bis zur Verhandlung iiber die Huldigungsfrage aus- 
zusetzen. Die Kluft zwischen den (lUiiischen und Hamburgischeu 
Anschauungen war dadurch freilich nicht überbrückt. Die Hamburger 
fonden an dem königlichen Entwurf auch in seiner dritten Fassung, die 
ihnen von Schmettau vorgelegt wurde, noch manches ansiuetzen. Sie 
wünschten einiges getilgt, anderes modülGirt, wieder anderes hinzugesetzt 
zn sehen. Der König aber, der am 8. October nach Kopenhagen abzureisen 
beabsichtigte, war der Yerhandlnngen AberdrOssig geworden. Er erklärte 
Schmettau, der ihm am Morgen dieses Tages den' Abftnderungsvorschlag 
der Hamburger vorlegte, er ersehe aus dem Verhalten der Stadt, dass sie 
ftberhaupt keine Lust zu einem neuen Vergleich hätte. Er schlug deshalb 
vor, den Streit durch wechselseitige Declarationen zu beendigen, womit 
der Gesandte, als dem unter obwaltenden Umständen allein zum Ziel 
fikhrendeu Auskunftsmittel, einverstanden war. 

In der That versjtrach der König noch am s. October in einem 
besonderen Document. die Ungnade gegen die Stadt lallen zu lassen, die 
angehaltenen Hamburgischeu Schiffe, Waaren, Gütei* und Effecten zuiUck- 
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zogeben, den freien Handelsverkehr mit ilir wieder berzostellen nnd die 
Entscheidung über die von ihr geforderte Satisfiiction bis zn der bevor- 
stehenden Verhandlnng Aber die Huldignngsfrage anszosetzen, in der 
Toranssetzung, dass auch Hamburg alles wieder in den vorigen Stand 
setze, die Httlfstmppen i iithisse und sich hierzu, wie zur Befolgung des 
Pinneberger Recesses durch ein schriftliches Versprechen verbindlich mache. 
Die erwartete Gegenerkhiniiig der Stadt eifolgte am 16. October. Diese 
Lösung des Tontlicts war ein Erfolg der Haniburirisilien Zähip-keit. Es 
hatte sich lierausgestellt. dass ein erneuter Iiiteriiiisiecess für 1 »aiicinark 
nur dann ^\'erth liatte, wenn er wenigstens den einen oder andeni 
Hamburg zur Dciniithigung oder /um Nachtheil gereichenden Artikel 
enthielt. De.shalb entsprach es dem Ilauiburgischeu Interesse, dass ein 
solcher Recess ü1)erhanpt niclit zu Stande kam. 

Seine Gegenerklärung vermochte der Rath so zu formuliren, dass sie 
den Anforderungen des Königs leidlich genügte, ohne doch den Rechten 
der Stadt Abbruch zu thun. Um aber auch zu verhüten, dass aus der 
königlichen i'hklärung vom 8. October oder aus den während der voraus- 
gegangenen Coufei enzen von Christian V. und seinen Ministem erhobenen 
Ansprüchen etwas Nachiheiliges fUr die Stadt gefolgert werden könne, 
liess sich der Rath von den Gesandten, die bei der Vermittelnng betheiligt 
gewesen, ein besonderes Attest ausstellen, durch welches die Hambnrgischen 
Vorbehalte beglaubigt nnd einer für Hamburg ungflnstigen Deutung 
gewisser wftbrend der Gonferenzen gethanen Aeussernngen vorgebeugt 
werden s(dlte. So wurde z. B. bezeugt, dass auch nach dftnischer Auf- 
fassung das der Stadt gestellte Ansinnen, die Hülfstruppen zu entlassen, 
keineswegs das jus praesidii Hamburgs, d. Ii. das Recht, nach Belieben 
zum Schutze der Stadt Truppen anzuwerben, in Frage stelle. Ausserdem 
wurde im Jahre 1<5S7 der Stadt in einer besonderen Assecurationsurkunde 
von dem Kurfürsten von Brandenburg, den Herzögen von Braunscliweig- 
Lüneburg und dem Land<i raten von Hessen-Cassel der Inhalt dei- kimig- 
lichen Plrklärung vom October noch einmal ausdrücklich garantirt nnd 
ihr Hülfe zugesagt für den Fall, dass künttig wider \ erniuthen etwas im 
Widersi)ruch mit jener Erklärung vorgenommen werden sollte. 

Bemerkenswertliei A\'eise ist eine ähnliche (-Jarantie von kaiserlicher 
Seite niciit eifolgt, weil die wechselseitigen Erklärungen eine Bestätigung 
des rinneberger Interimsrecesses enthielten, in dem die Rechte und die 
Autorität des Reiches nicht hinreichend gewahrt worden waren.') Vom 
Standpunkt des Reichsrechts hatte mau allerdings auch im Jahre 1686 nur 

') Ein Erla.ss an die kaiserlichen Gesandten vom4. Dedir. H;S6 scbiifte diesen ein, 
sorgfältig (iiirauf Adit zn ^'cbcn, dtus der Piunebeiger BeccM neque tadte, neqae einsäe 
confiimirt werde. Wiener St-A. 



Digitized by Google 



59 



einen nnyoUkommenen Erfolg zn verzeichnen. Trotzdem war man in Wien 
einsichtig genug, um dem, was die jiorddentschen Fflrsten und insbesondere 
der grosse Kurf&rst ittr Hamburg geleistet hatten, die lebhafteste 
Anerkennung zu zoUen. 

Gingen auch noch acht Jahrzehnte vortibei-, bis der Hamburger 
Tmniedietätsstreit endg-ültig in einem für Hamburg und Deutsdiland 
güustigeu Sinne entschieden wurde, so war docli im Jalire erreicht, 
ilass deutlicher, als je zuvor, aller Welt kmidhar jrewnrdeii. wie sehr dem 
deutschen Reich, wie sehr den angesehensten deutscheu uml ausser- 
(leut scheu Staaten daran gelegen war, dass Hamburg in seiner bisherigen 
Unabhängigkeit erhalten bleibe. 

Im allgemeinen pflegte sich die öffentliche Meinung während der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts bei Anschlägen von Fürsten gegen 
deutsche Städte nicht allzu sehr zu erhitzen. Die Bedrohung Hamburgs 
aber wurde anders angesehen, als die von Erftnt und Braunschweig; denn 
obwohl der König von DAnemaric seine Anspr&che auf Hamburg als 
Herzog von Holstein, also als deutscher Reichsfttrst, erhob, herrschte doch 
darüber allgemeine üebereinstimmung, dass die Unterweifiing Hamburgs durch 
Christian Y. eine Entfremdung der Stadt vom Reiche bedeutete. Diese zu 
liinlertreiben, hat Deutschland eine in jener Periode seltene Einmüthig- 
keit und Thatkraft bekundet, die umso bemerkenswerther ist, als sie 
fünf Jahre nach dem Fall von Strassburg zu Tage trat. Vielleicht ist die 
Annahme gerechtfertigt, dass der Schmerz und die patriotische Scham 
wegen des Verlustes von Strassburg nicht wenig dazu beigetragen liabe, 
den Wunsch hervorzurufen oder zu verstärken, dass nicht auch noch eine 
zweite deutsche Grenzwarte dem Reiche veiloren gehe. Sicher legt ein 
Vergleich der Haltung Deutschlands im Jahre Ki.sii mit der von 
Zeugniss dafür ab, dass die patriotischen Gesinnungen in Aufschwung 
begrÜTen waren.') 

Auch in dem Verhalten des grossen Eurfttrsten zu den nationalen 
Fragen hat sich während dieser f&nf Jahre ein bedeutsamer Wandel Toll- 
zogen, und wenn es auch feststeht» dass er bei seinem Eintreten für 
Hamburg zugleich ein besonderes Interesse Bnwdaibnrgs vertheidigte, und 
wenn er, wie erwähnt, auch schon aus Grfinden seiner europäischen Politik 
Teranlasst war, eine möglichst schleunige Beendigung der Hamburger 
Angelegenheit herbeizuführen, so wird dadurch doch weder ilim noch 
Hamburg die Ehre verkümmert, dass er als deutscher Patriot die deutsche 
Stadt Hamburg vor dem Schicksal der FremdheiTSchaft zu bewahren 
suchte. Sicher entsprach seiner innei-sten Uebeizeugung, was er am 
24. August IH8(> dem sächsischen Kurfürsten geschrieben: es sei daran 

') Mit Hecht sai^t Tu\on :i. a. i\ S. jCJ: Dct er et af de gauke £m Tüfselde, 
liTor man i det ITUe Aarltandrede k&u tale um HTysklaad". 
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gelegen, daflS ein solches vornehmes Emporium und Schlüssel des Reiches 
nicht in auswärtiger Potentaten Gewalt und B(»tnuissigkeit gerathe. 

AVie sehr nun aber auch in dieser Periode der grosse Kurfürst seine 
Tlieilualinie für Hambuifr und anderseits der Hamburger Ratli seine 
dankbare Gesinnung dem Kmfüisten gegenüber an den Tajr ^elefjt hatte, 
so fehlte doch viel, dass dadurch aller Zwiespalt zwischen ihnen beendigt 
worden. Abgesehen davon, dass der Kurfürst den Rath beschuldigte, gegen 
die nmimehr gestürzte bOiverliche Partei mit zn wenig Milde vorgegangen zn 
sein, blieben, wie bereits angedeutet, auch in dieser Zeit die Bemühungen 
Fdedrich Wilhelms, seinen handelspolitischen Fordemngen und seinen zu 
Gunsten der Beformirten, wie im Interesse des brandenbutgischen Postwesens 
geäusserten Wünschen in Hamburg Eingang zu verschaffen, ohne Ergebniss. 
Es begreift sich daher, dass in den Kundgebungen des Kurfürsten aus der 
letzten Zeit seiner Regierung mitunter wieder ein recht ungnädiger Ton 
Hamburg gegenüber angeschlagen ward. 

Besonders kräftie: äusserte sicli die Erbitfeninp: des Kurfürsten über 
Hamburg in einem Kilass an die kuvfiiistliclien Bevolliiiiiclitigten, die im 
Anfang des Jahres Ki^s über die erwähnten Punkte vergeblich mit Deputirten 
des Senats verhandelt hatten.') Die enieuerte Weigerung, den branden- 
bui-gischen Beschwerden wegen der Handhabung des Stapehreehts und der 
Zonforderungen in Hambuiig abzuhelfen, Teranhisste ihn zu der schroffen 
Aeusserung, er habe „nicht geringe, sondern fast gewisse Nachricht, ihr 
(der Hambnxger) ganzes Zollwesen sei mehr auf eine eigenthAtig eingeführte 
nnd angemasste Usurpation, als auf geAvisse und in denen Bechten bestehende 
privilegia gf'Ln ündet". Zu der von den Hamburgern betheuerten Dankbarkeit 
und Willtälirifikeit stelie ihr thatsächliches Verhalten in Widerspruch; und 
wenn man hamburgiscliei-seits. gleichsam um sich ein wenig von der Pflicht der 
] )ank]iiii ki^'t zu entlasten, darauf hingewiesen, dass das Eintreten für Hamburg 
Dünemark gegenulier im eigenen Interesse des Kuifürsten und seiner Lande 
geschehen sei, so blieb auch das nicht oline schaife P^ntgegnung. „Wir be- 
gieifen zwar genugsam," — heisst es in dem Erlass — „dass Wir und Unsere 
Lande, wie des Baths Deputirte euch auch vorgestellt, bei der Consenration 
der Stadt Hamburg interessirt wftren. Gleich wie wir aber in Unsrer der 
Stadt bisher geleisteten Assistenz um ein Grosses weiter gegangen, als es 
solch Unser eigen Interesse nicht eben erforderte, zumal wir dann gedachte 
Stadt bishero nicht anders, als unsere Residenz selber consideriret und 
Tertheidiget, also könnte auch hinkUnftig, wann die Stadt in solchem ihrem 
ungebülirlichen Verfahren weiter continuiren sollte, in solchem Unsenn 
Eifer wohl in etwas nachgelassen werden." 

■) Friedrich Wilhelm an Paul von Fuchs und funradt Barthold Stille (Potsdam 
d. -Jl. Januar/:» Fi lini ir 1G8S auf seiner ChorfL PurchL gnädigsten SpecinlbefeU. Heiaden) 
im Hamb. Staatsarchiv. 
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Man darf flberbaupt nicht TerkeDnen, dass wenn ancb — wie im Torigen 
dargestellt worden — zor Zeit, als die Stadt von den Dänen bedroht 
wurde, in den yerschiedensten Theilen DentscMands ein lebhafter Eifer 
zn ihrer Settang beizutragen henroigetretoi war, daraus doch keineswegs 
geschlossen werden kann, dass sich das Hamburgische Gemeinwesen 
allgemeiner Sympathie zu erfreuen h.attf^. Es ist bezeichnend, dass 
schon im Jahre IßT.'i eine Schrift unter dem Titel „Hamburgs Wohlstand 
gut für Deutschland" ') erschienen war, deren Veifasser - er nennt sich 
Sincems Gennanus — sich die Aufgabe f^estellt liatte, offenbar berrschendeu 
Vorurtheilen gegenüber die T^edeutung und die ^'erdienste Haiiibnrgs in ein 
recht helles Licht zu rücken. Es galt nicht zum wenigsten diejenigen 
aufzukhiren. die der Handelsstadt Hamburg schon deswegen nicht gerecht 
zu werden vennochtcn, weil iiiiien der kaufmännische Beruf als ein minder- 
weilhiger erschien. Zw Belehiung dieser wird historisch ausgeführt, dass 
der Handel den Landom zur Ehre gereiche, und dass insbesondere Hambui g 
wegen seines ganz Europa umfassenden, den Regierungen wie den ünter- 
thanen Deutschlands Nutzen bringenden Handels eine Zierde des Vaterlandes 
seL Aber auch abgesehen von der Würdigung der commerdellen Leistungen 
Hamburgs und auch von der Anerkennung der Verdienste, welche sich die 
Stadt und ihre Bank um das deutsche Mfinzwesen erworben, insofern man 
doi-t die >[Qnz8orten „nicht höher aestimiret, als ihr Valor nach des Reiches 
Fuss an Schrot und Koni austrägt", wird der Stadt vom Veifasser gar 
manches begiündete und auch wohl manches unbegründete Lob gespendet, 
um den an die Spitze der Scbrift gestellten Satz zu illustriren, dass durch Ham- 
burg der deutsciien Nation niclit nurVortlieil, sondern auch „Renommee und 
Anseilen" zngewaclisen sei. Xur eines der von ihm hervorgehobenen 
Verdienste Hamburgs sei hier noch gedacht, weil es in der bisherigen 
Dai st eilung nur kurze Erwähnung gefunden. Ein besonderer Ruhmestitel 
der Stadt war es nach der Ansicht des Verfassers der Flugschrift, 
dass sie ihre Kauffahrteischiffe durch e^ene Convoy sicherstellen konnte.*) 
Wohl räumt er ein, man möge es im Vergleich mit dem, was andere Volker 
zur See leisteten, für geringfBgig halten, wenn in Deutschland zwei, drei, 
hCchstens vier bewaffnete Schiffe ansgerOstet wQrden. Doch fügt er, die 
nationale Bedeutung des Hambmigischen Gonvoywesens treffend würdigend, 
hinzu: „Verstfindige wissen, dass die Hamburger Convcy schiffe, so wenig 
ihi«r auch seien, der Welt zum Ezempel dienen der Macht, die Deutschland, 

') Der ToUständige Titel lautet: Hamborgs Wohlstand gntt vor Deut»tchlaud oder 
knrtse Betraehtutg des Amdieu und Nntsena, so der gratMn hoeUBblieheii dentadioi 
Nation au dieser iber -weltlieltaittoi Anseo- nnd Handds-Stadt Bamlmig eatspiiage, tarn 
Druck beordert durch Sincenim nertnannin. Anno lßT5. 

Kirif> :ni<<t'iihrliche Beliandlnii^ liat nonordinirs E. Kaasch in seinem Buch „Hamburgs 
ConToyachiflaiirt und Convoj'wescn" dem liegenstand gewidmet. 



Digitized by Google 



62 



wenn es e ratione Statos, sowohl za Wasser in Hambni^gr tind andern See- 
häfen als zn Lande kann anurflsten, nnd dass es nicht gar entblösset sei 
an Leuten, die der tränier znr See zn streiten erfkhren seien.** 

Mit solcher Auszeichnung' konnte der Verfasser allerdings der 
bescheidenen llaniburgischen Kriegsfahrten zur See nur in einer Zeit 
gedenken, da es noch nicht hinrcicliend hekaiint war. dass der grosse 
Kurfürst sich anschickte, eine bi;uidi'iil)Urp:isc]ie Secniaclit zu schaffen. 
Anderseits muss man sich vergegenwärtigen, dass jene Zeilen geschrieben 
wurden, ehe der nacliiiials gefeiertste llamhurgische Convoyfalii er zu 
grösserer Berühmtheit gelangt war. Ei-st in die Jahre, die dem Erscheinen 
der Schrift folgten, falleii die g^ftnzendsten Leistungen Karpfangers, deren 
Abschlttss jener Unglücks- nnd Rnhmestag in der Bncht von Gadix 
bildete, an dem sein Schiff Yon den Flammen eigriffen wnrde nnd er 
selbst seinen Untergang fand, anf dem Posten ausharrend, pflichtgetien 
bis znm letzten Athemzuge. Hätte der Verfasser der erwähnten Fing- 
schrift hiervon Kunde gehabt, so wäre er in noch höherem ^fasse befugt 
gewesen, seine dem Hamburger Convoywesen gewidmeten Zeilen mit den 
Worten zu scbliessen: Ex nnguibus leones. 

II. Aus dem 18. Jahrhoudert 

I. Hamburgs Baziebungeii zu Ptmissm, ImbMoiidere im ZMtaittr 

Friedrichs des fireesen. 

Kaum ein sprechenderes Zeugniss lässt sich anillhren f&r die bahn- 
brechende Bedeutung der Regierung des grossen Knrflirsten, als dass auch 
die Politik seines ihm so ungleichen Nachfolgers in so manchen Beziehungen 
seinen Traditionen folgte. Dies gilt nicht znm wenigsten von dem Ver- 
halten Friedrichs III. gegen Hamburg. Im Anfang seiner Regierung, nach 
Wiederausbmch des Krieges mit Frankreich, kam es zwischen Brandenburg 
und Hamburg zu enieuten Conflicten, ähnlich denen aus der Zeit von 1074 
bis l<i79. die im vorigen Abschnitt ireschildert worden.') Gleich seinem 
Vater hat Frieilrich III. die Kechte und liit »Messen seiner rnterthanen gegen- 
tUter der Hanibur<rer Stapel- und Zollpolitik zu sciiülzen gesucht. Anderseits 
hat auch er, als Kurtürst wie als König, es als seine Ptliclit betrachtet, 
lür Hamburg einzutreten, so oft die Stadt auis neue von Dänemark 
bedroht ward. Es kam Hamborg zu gute, dass auch nach dem Tode des 
grossen Kurfürsten der mit den dänischen Tendenzen wohl vertraute 
Panl von Fachs henronagenden Einfloss anf die brandenbnrgische Politik 



*) Vgl B. FMter, IMe amdrten Stiade nnd die TMdaikjAtgsnrßmmg 1681—1697 
& 147 Ii: 
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ttbte. Aber auch Bfldiger von Ilgen, in dessen Händen später die 

Leitung der answäiligen Angelegenlioiten Frenssens Torzugsweise lag, 
beliielt Hambniig stets im Auge Auch ihm ci schien es geboten, der Stadt 
nicht etwa nur im Aiiprenblick der Bedrungniss Beistand zu loisten, sondern 
der Gefahr vorzulnnigen. Gefahrdrohend erschien vor allem die Fori- 
dauer der hürgerliclien Wirren, weslialh der brandenliurn^ische (gesandte 
in Hamburg einmal über das andere angewiesen wurde, zur gütlichen 
Beilegung der Parteikämpfe beizutragen. Da dies niclit gelang und 
fiberdies der Verdacht sich mehrte, dass Dänemark bei den städtischen 
Unruhen wiedenun die Hand im Spiele habe, so hielt die prenssische 
Begiemng es im Herbst 1707 für geboten, in Stockholm nnd Wolfenbttttel 
die Frage anzuregen, welche Mittel von Seiten des niedersächsischen 
Kr^es xn ergreifen seien, nm die Ordnung in Hamburg wieder herzu- 
stellen. Zufolge de.ssen verständigten sieb die Regierungen von Prenssen, 
Schweden, Wolfenbüttel und Hannover über gemeinsame energische "Mass- 
regeln zur IJntenlrückuug der Hamburgischen Unruhen. Das ursprünglich 
nur als Sache des niedersächsischon Kreises geplante Unternehmen wurde 
allerdings durch die nachträ^'licl! erfulgende kaiserliclie Sanction und 
durch das Hinzutreten des kaiseilichen Bevollmiiclititrten Hugo Damian 
von Schünboru zu einer Keichssache gestempelt. Iiiiiiierliin bleibt der 
preussischen Regierung das Verdienst, zu der kaiserlichen Commission von 
1706—1712, die in die Geschicke Hamburgs so tief und im wesentlichen 
segensrdch eingegriffen hat, den ersten Anstoss gegeben zu haben.') 

Im grossen und ganzen bewegte sich auch die Politik des zweiten 
preussischen Königs, Friedrich Wilhelms L, Hamburg gegenüber in den bis- 
herigen Bahnoi. Auch während seiner Regierung kam es zu unerquicklichen 
Verhandlungen und zu ernsten Zerwttrfiiissen mit dieser Stadt. Anlass zu 
Conflicten gaben aufs neue angebliche und wirkliche Benachtheiligungen 
preussischer Untertiianen durch Hamburgische Behörden, sowie auch Be- 
S( liwerden der Kefoniiirteii in Hamburg, die neben den Generalstaaten auch 
die iiieussisch-brandenburgischen Herrscher beständifj: als ihre Fiescliülzer 
betrachteten. Anderseits fehlte es auch nicht an Klagen Hambuigs über 
Preussen, insbesondere über widerrechtliche Forderungen und Uebergrilfe der 
preussischen Residenten. Gelegentlich fanden diese Klagen beim ki^seriichea 
Hofe Gehör und Berücksichtignng. Trotzdem hatte die Stadt aUen Grund, fort- 
dauernd mit dem stsrken Willen und der rücksichtslos durchgreifenden Art des 
Königs zu rechnen. Aber nicht nur die schroffen Seiten seines Wesens zeigte 
er den Hamburgcni. Wie maischenfreundlich und milde klang es, wenn er, 
als bald nach seinem Regierungsantritt in Hambui-g die Pest ausgebrochen, 
dem Rath der Stadt schrieb, wenn er auch Schutzmassregeln wegen der 



*> Nach Acten der Archive in Berlin, Wien nnd Stockholm. 
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in Hamburg herrschenden Epidemie habe ergretfen mfisseOi so sei es 
doch in einer Weise geschehen, ans der ersichtlich, dass er der Stadt 

v,ehe zu thnn und ihr UnglQck zu mehren nicht gewillt sei! Gleichzeitig 
sicherte er Hamburg: seinen Beistand zu, um zu verliüten, dass - wie 
man damals allerdings irrtlittmlich besorgte durch den von Dänemark 
zum Zweck der sanitären Absponimg nördlich von der Stadt und zwar 
auf deren eigenem Territorium i)ostirten Tnippencordon die Unabhängigkeit 
Hamburgs in Gefalir gerathe. Auch als die Stadt während der folgenden 
Jalirzehnte zufolge der Streitigkeiten über den Schauenburger Hof und 
wegen der Hamburger Münzverordnungen ernstlicher von Dänemark 
bediängt wuide. tiat Friedrich Wilhelm I. mit gi'osser Entschiedenheit 
für sie ein. Seine etwas polternde Art hat allerdings in Kopenhagen, 
wie es scheint, mehr yerstimmt als eingeschüchtert. Immerhin ist es 
bemerkenswerth, dass sich gerade in einer Flngschrift ans dieser Zdt 
die Aenssemng findet: der Hambniger Bath habe den prenssischen 
Hof als seinen rechten Schirmhalter angesehen.') Einen sehr wesentlichen 
Dienst erwies Friedrich Wilhelm I. den Hambni^em jedenfalls, als im 
Jahre 17.34 zufolge der zwiespältigen polnischen Ktaigswahl ein erneuter 
Beichskrieg gegen Frankreich ausgebroclien war. Die prenssische Für- 
sprache erwirkte damals, dass der Stadt die Ausweisung des französischen 
Gesandten und die Veröffentlichung der kaiserlichen Mandate gegen den 
Keichsfeind erlassen wurde. 

Das \'ertrauen Hamburgs zu Preussen wurde zweifelsohne mtcli 
gesteigert, als Friedi'ich der (4i()sse zur Regieruiitr f^elangte. ?]s ist bekannt, 
dass Friedrich II. wälirend der ersten Monate seiner Regierung jeden 
Anlass benutzte, um .seinen Kiutlnss in Keichsangelegenheiten geltend zu 
machen, und dass er dem Oberst von Camas, den er im Juni 1740 nach 
Paris schickte, die Weisung gab, von seiner lebhaften und stUnnischen 
Sinnesart zu spi echen'). Hit Beschämung und veriialtenem Zorn hatte er 
erlebt, dass sein Vater sich während der letzten Jahre manche Dematbigung 
hatte gefallen lassen müssen. Nun aber galt es, durch Kundgebungen 
aller Art die Welt davon zu flberzeugen, dass eine nene Aera in Preussen 
begonnen habe. Diese Stimmung nnd Tendenz Friedrichs ist auch Hambuig 
zu gute gekommen. 

Im Jahre 17.30 war zwischen Hamburg nnd Dänemark der Kopen- 
hagener Vergleich vereinbart worden. Aber dieser Vergleich bedeutete 



') Vertraute Schreiben eines zu Amsterdam wnlinenden putnotiscli-gcsinnten Ham- 
bai^rs an seinen Bruder, betreffend die wahre Veranlassung und rechte Beschaffenheit 
der kOnigliebeB diaisdiai wider gedachte Stadt seit yendiiedeneii Jalnrea gcfBhftes 
Beaehwerden etc. 1734. 

0 Vjrl. Pulit. Correspondenz Friedrichs des Grossen, Band 1, S. 4, und Kooer, XOnig 
Friedrich der Grosse. Bund 1, S. 19. 
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keinen Frieden, sondern höchstens einen Waffenstillstand; denn wegen 
Teracbiedener Streitpunkte war nur eiu vurläufig^s Abkommen endelt worden, 
andere waren völlig unerledigt geblieben. Zu den letzteren gehörte die 
BVage, ob der Baaksaiid, der licutige Baakenwerdcr. als Hamburgisches 
oder dänisches Territoriuiii anzusehen sei. Da dieser Sand, der sieh seit 
dem Ende des 17. Jahrhunderts in der Elbe gebildet hafte, dicht am grossen 
Grasbrook und am Oberhalen gelegen war, so erhoben die iianiburger 
Ansprüche darauf; da er aber auch nicht weit von der damals holsteiuischen 
oder d&nischen Insel MVeddel" entfernt war, so bebanpteten die Dftnen, 
der Baaksand sei dänisches Besitztbum. Eine Begleichung der beiderseitigen 
Ansprflche war 1736 weiteren Verhandinngen vorbehalten worden. 
Noch ehe es jedoch zn solchen gekommen, war dftnischerseits der £nt- 
scheidnng vorgegriffen worden. Ein anf der Veddel ansitesiger 
Pächter Hess, offenbar auf Veranlassung der dänischen Ivegierung, am 
Baaksand eine Anzahl grosser ITähle einrammen, um Holztiösse daran 
zu legen. Der Hamburger Kath gab seinem \'erdruss hierüber in helligen 
Beschwerden und Keclitsverwahrunseii Ausdruck und verlangte, da.ss auf 
dem Baaksand alles wieder in d^-n fi iilici cn Stand gesetzt werde. Er verharrte 
bei dieser Forderung, obwidd der dänische (iesandte seine Verwunderung 
darübel zu erkennen gab, dass die Hamburger kein Bedenken trügen, wegen 
einer Anzahl elender Pföhle sich den Unwillen des Königs zuzuziehen. Fttr 
die Stadt handelte es sich eben nicht um die Pfähle, sondern um das gute 
Recht, das man nicht preisgeben durfte, und vor allem um die Gefahr, dass 
die Dänen im Besitz des Baaksandes den Hamburger Oberhafen schliessen und 
ausserdem eine mit Hamburgs Sicherheit unverträgliche Position gewinnen 
könnten^* Kaum hatte nun Friedrii h der Grosse von dieser Angelegenheit 
gehört, als er sich bereit erklärte, „Hamburg die hülfreiche Hand zu bieten"*). 
Um dieselbe Zeit enipfald der dänische Gesandte in Hamburtr seiiier 
Regierung, zu iil)i'rlc;ien. ob es niclit im Hinblick anldcn IcidenschiUiIichen 
Tliatendrang der neuen Kegierung in Preus.sen dem Interesse Dänemarks 
entsiireche, zu verhindern, dass der Berliner Hof einen Anlass finde, sich 
in die Hauiburger Angelegenheiten zu mischen.') Thatsache ist, dass sich 
zufolge der preussischen Intervffltion Dftnemuk den Hamburgiscken Vor- 
stellungen zugänglicher zeigte. 

Auch bezttgHch des Gardinalpunkts der Hambuigischen Politik, bei seinem 
Streben nach endgtUtiger Anerkennung der Beichsunmittelbarkeit, wurde 
Hamburg von Friedrich dem Grossen unterstützt. Bereits im Jahre 1744 
deutete Friedrich in einem Schreiben an seinen Gesandten in Moskau den 

') Nach den Berichten den dänischen Gesandten von J<»h«n vom Oktober 1740 und 
den d l' ' i liet^etulen Hambxirfnschcn Schriftstücken iibiT «Iii *p Aii'^m I- lti iilifit. Kophp. A. 
■j Ktlas.s au den jironssischen Ke.sidenten Dcstiuou iu Hamburg vom 1>. Uctober 17-10. 

BeiL A. 

3) Johuu's Bericht vom lö. October 1740. 

B 
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Weg an, wie durch Vermittelimg Riisslands in gütlicher Weise der alte 
Streit zwischen Hamburg und dem Hause Holstein beglichen werden könne. ' i 
Ks wai- annähernd derselbe Weg. der 2'» Jahre später thatsäclilieh besehritten 
ward und zum erwiinscliten Ziel führte. Wie beim dänischen und l ussischen 
Hufe, su liat Friedrich der Grosse gelegentlich auch bei dem 174'J gewählten 
Kaiser Karl \ und ebenso auch in Frankreich Hamburgs Interessen 
zu verfechten gesucht. Kurz, iu der Zeit von 1740 — 1745 konnte Preussen 
mit nodi weit grösserem fieeht, als in der Periode Friedrich Wilhelms 
fttr den Schiimhalter Hamburgs gelten. Alsdann trat eine Wendung 
ein. Der jetzt wieder nnd zwar stftriEer als Mher hervorbrechende 
Gegensatz auf wirthschaftliehem Gebiet musste auch die politische Intimität 
beeinträchtigen. Dieser ümschwun? hatte sich langsam vorbereitet Im 
Beginne seiner Kegiernng, nicht laiiL'« nach dem Ausbruch des ersten 
schlesischen Krieges, hatte Friedrich allerdings den Hamburgeni das 
ausdrückliche Versprechen ertheilt, auch ihren Handel erhalten und 
mehren zu wollen.-) Die Krobeinng Schlesiens durch Friedlich den Grossen 
hatte in der Tliat ja zunächst zur Folge, dass Hamburg in wirthscliaft- 
licher Üezieliung für Preussen uocii wiciitiger wurde als zuvor. Galt doch 
Hamburg seit langer Zeit als der geeignetste Hafeujplatz für den JOxport 
der Leinewandy des schlesisch^ Haupterzengnisses. ESne andere Folge 
der Eroberung Schlesiens aber war, dass die Oder, von dem fttr die 
Schiffahrt nicht in Betracht kommenden obersten Lauf abgesehen, ein 
völlig preussischer Fiuss wui'de, wodurch die Bedeutung Stettins fttr 
Preussen erheblich gesteigeit ward. Erst jetzt konnte daran gedacht 
werden, diese im Jahre 17_M) von Schweden abgetretene Stadt an Stelle 
Hamburgs zum Hauptplatz für Preuss« iis I jnfuhr und Ausfuhr zu erheben. 
Hereits im Jahre 1711 bemerkte der ilambnrgische Syndiens Lipstorp 
nach einem voriilit'igelicndt'n Aufcntlialt in P>eilin, der preussisclie Hof sei 
gegen Hamburii: sehr j^qii «.n^innt. von dort sei lür sie iiiclits zu besorgen, 
„es wäre denn, dass, um der preussischeu Uuterthaneu und insonderheit 



') VgL meine Abhandlang tm Oescbicbte des Qottorper Vergteidu in dem Jahrbadi 

der ir iiiil). WissenschafU. Anstalten XIII. Jalir^an^ S. 16. 

') In f'in»'Tii Krl;is'< an il<ii Ivf-siiltMili-n Itistiiion vom X .Innnar ITH (AliMlnift im 
Cuioiu. A.) lieisHt i:h: Demnach ich aus eurer Uclatiuu vom 1"J. verwichcnen Decenilu-rs 
enehen, dass die rornehinfiten fhuuOsiscben Handelslente m Hambmg einige Surgo gvgcn 
( iK'li vi-rnicrkon la.s>('n, als ob meine Expcditiou in Schlesien der Handlang' dieser Stadt 
mit Fnukici, h nai li(ln iliir m in mörlitc, so Ifcfelilf ich cndi hieniit, ullr H.inibnrgische 
Handelsleute, sowohl auswärtige als oinhciniihchc, wider diese übolf,'egrün»lctc Reisorgc zu 
Tersiehem und ihnen positiTe n declariren, daM ich der Handlung besagter Stadt im 
geringsten keinen Tort tkva^ sondern Tielmebr eine besondere Aaflnerkssmkdt tragen 
wollo, (lirsflbo zu oiinserviron und irnr zu vcrnifliron, d;iss ich mit Vergnügen alle 
Mittel eri^rcileti werde, welche mir dieselbe fluriüsanler zn machen an die Hand gegeben 
werden köuneu n. s. w. 
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der Stetliner Gominercinm zu befördern, einige prSjndicirlicbe Verfftgnngen 
gemacht werden möchten, inmassen der KGnig anf alle nnd jede Weise 

sich angelegen sein Hesse, Stettin flonssanter zu machen ; jedoch stünden 
diesem Dessein noch gar viele Hindernisse im Wege."*) Manche der 
Hindeniisse, welche Lipstorj) vorschweben mochten, wurden indess während 
der nächsten Jahre gehoben. Die Swine wurde verlieft, nnd durch die 
Gründung von Swineniiinde erhielt ^Stettin einen Halen unniiltelhar am 
Meere. Dazu kam, dass, wenn der grosse Kurfürst — wie erwähnt — 
durch die Anlage des Friedrich -Wilhelm- Cauals der Oder einen neuen 
Abfluss über Hamburg nach der Nordsee vermittelt hatte, durch den 
Finow- nnd Planeschen Ganal für die mittlere Elbe eine neue Mflndung 
in die Ostsee geschaffen ward. Ueberdies war Friedrich bemüht, die 
Schiffahrt anf der Oder durch die Hei-absetznng der hier erhobenen Z3Ue 
zu begünstigen. Ging also des EOnigs Bestreben offenbar dahin, den Flnss- 
verkehr auf der Oder gegenüber dem auf der Elbe zu lieben, so behielt 
selbstvei-ständlich dessen ungeachtet auch fernerhin die Elbschilfahrt für 
Preussen ihre Bedeutung. Zum Nacht heil Hamburgs strebte Friedrich aller- 
dings dahin, den Antheil seiner Unterthanen ilanui erhrblii h zu steigern. 

l)is gegen Kiidc des is. .Tahrliunderts war die Si liitrahrt zwischen 
Hamburg und Berlin fast ausschliesslich in den Händen der Hamburger 
gewesen. Erst im Jahre 1700 wurde eine sogenannte lieihefahrt verein- 
bart, an der sowohl brandenburgische wie Hamburgische Schiffer Antheil 
haben sollten. Indess kam es wegen dieser Reihefahrt za mancherlei 
Streitigkeiten. Die Hamburger fühlten sich durch die betreffenden An- 
ordnungen beengt und benachtheiligt, weshalb auch weder beim Begierungs- 
antritt Friedrich Wilhelms I. noch bei dem Friedrichs II. eine Bestätigung 
des Reglements nachgesucht wurde. Anderseits aber klagten die kur- 
mäi kischen Schiffer, dass sie von den Hamburgern „in der Frachtung und 
Fahrt beständig naehgesetzet und zur Ungebühr antgehalten würden" und 
das Streben obwalte, sie gänzlich von der Fahrt zu verdrängen. Um die 
vorhandenen Missstände zu beseitigen nnd insbesondere um sich seiner 
T'nterthanen anzunehmen, Hess sieh nun Friedrich II. angelegen sein, eine 
neiu' Iveihefahrtsordnung durihzufüliren. l>a al'er die Hamlniiger mehrere 
Jahre zögerten, auf die Vorschläge der preussischen liegierung einzugehen, 
so verfttgte diese in dem Reglement vom 21. Februar 1748, daj» in 
Zukunft kein Hamburgischer Schiffer sich mehr an der Reihefahrt 
betheiligen, diese vielmehr der knnnärkischen Schiffisigilde allein zustehen 
solle.*) Zweifelsohne waren die Hamburger nicht ganz ohne Schuld an 

') Bericht des Syndicuä Lipsturp iu der Kathssitzung Tum 21. Jaii 17-11. (Nach 
dem Bathsprotokoll-Anssoir Hanl». A.) 

^ Vgl. E. Baasch, Zur Geschichte der Berl!ii-Hanibnr|,'er R* i1ii fahrt in der Ztschr. 
des Yerehu f. Hamb. GesdiiGhte, Bd. 9, S. 1$2— 201 und Toeche-KitUer a.a.O. &61— i^i. 

6» 
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dieser Wendang. Dun es jedoch mit der Fahrt zwischen Hamborg nnd 
Berlin erheblich besser geworden, seitdem sie sicli aosschliesslich in df-n 
Händen der Urandenlaiifror liefand. lä>st sich nirht behaupten. ^ ielmebr 
scheint e>, <las> sich zufi»l«,'e (It-r niiui{i:»'ln(len Concurrenz rnzutntglirhkeiten 
der verscliiedensieii Art licrausstfllten. Im .Tabre IT«;!» klagte ein 
preussischer Minister geradezu, da.ss die Scliilbibrt zwischen Hambuig und 
Berlin beschwerlich, kostbar, langsam und unsicher seL Er hob iL a. her> 
vor, dass allzn grosse nnd schwer zn ttberwachende Schiffe bointzt md 
znfolge dessen dieWaaren hftnfig gestohlen oder yerülscht würden. *) Ans 
diesen nnd andei-en Hissständen erhellt, dass die FriTOegirong der 
mirkischen Scfaiffergilde die Hamburger geschädigt hat, ohne doch fflr die 
prenssiselien Lande den erwünsditen Nutzen zu bringen. 

Bereits ein Jahr, ehe die Hamburger endgültig von der Heihefahit 
verdrängt worden waren, hatte Friedrich der Glosse eine andere ihnen 
naclitheilige Massregel erirritVen, die Wiederlieistellung <les Magdeburger 
Stapelreclits. Die alle (ieretlilsaiiif Mat:del)urL'^s, zufolge welrlier alle 
dahin konimendeji \\ aareii durt aii.-ziilailni und zum Verkauf auszubieteu 
waren uud, \\ eiin sie keinen Kiiuler landen, nur duich Magdeburger weiter 
befördert werden durften, war nach der Katastiophe von 1631 ausser 
Uebong, doch nie ganz in Vergessenheit gerathen. Jahrelang mnssten die 
Schiffer, die bei Magdeburg vorbei elbabwftrts fahren wollten, einen Kevers 
unterzeichnen, in dem sie bezeugten, dass ihnen auf ihre Bitte gestattet 
worden, durch die Brflcke nach Hamburg zn fahren, dass diese Erlanbniss 
aber dem Kath und der Gemeinde von Magdeburg an ihrer Stapelgerei htigkeit 
nicht zum Nachtheil gereirheu solle. Pas änderte jedoch an der Thatsache 
nichts, dass über ein Jahrhundert ein lebhafter directer Verkehr zwi>cben 
Dresden und Ilanibunr bestand, der .sowohl für die Handelsbeziehungen 
Hauilttir^s uiil Sacliseii. wie aii<-li für die mit Oe>ten>'icli irrüsster 
Bedeuiuii;: war. Hierin trat int -fahre 17 17 \N andt'] ein. Im Marz d. .1. hatte 
die Magdeburger Kaufniannst halt eine Denkschrift einireieicht. in der unter 
Beschwerdefühi-ung darüber, diu>s der Klbhandel ganz in ilie Hände der 
kursftchsischen Schiffer gerathen sei, um 'Wiederherstellung des alten Stapel» 
rechts gebeten wurde. Dieser Anregung folgend, veilugte Friedrich während 
seines Aufenthalts in Magdebuig bereits am 17. Juni in einem Erlass an 
das Generaldirectorinm, dass die Vorbeifahrt bei Magdeburg aufgehoben und 
die Stadt bei ihrer Stapelgerechtigkeit geschützt werden solle Der Schlag 
sollte zunächst Sachsen treffen, verursachte aber inu li <len Hamburgern, unter 
diesen nicht zum wenigsten den Anwohnern des Kehrwieders, an welchem 
bis daMR die Dresdener Schiffe zu liegen pflegten^, erheblichen Nachtheil. 

'} Nach einem weiterhin nftber zn besprechenden Aufsatz des Ministers von der Hont 

*) Preuss. Staatssc!irift*n ans der Regierun:,'.«;zeit Küniir Frit-drichs II., Band".', S. :'.■_'•>. 
\gL Büsch, Veniuch einer Geschichte der Uauborgischen Handlung. S. luä. 
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Noch empfmdliclier waren füi* Hamburg die Massiegelu, die von 
Friedrich dem Grossen gegen den Hanptplats des sächsischen Handels 
gerichtet worden. Zur Bekftmpfang des toq Leipzig geübten Stapelrechts 
nnd Strassenzwanges wnrde nämlich von den nach Leipzig bestimmten 
GOtem bei der Bnrchfhhr durch das Brandenbnigische ein erhöhter Transit- 
soU erhoben, üm non der sich hierans ergebenden Beeioträchtigong des 
Hamburgisch -sächsischen Handelsverkehrs entgegenznarbeiten, kam man 
in Sachsen auf die Idee, diesen ^'erkehr über neu anzulegende odci- in 
besseren Stand zu setzende Strassen zu leiten, die das preussische (icbiet 
nicht t)enilirten. ilan plante, dass der Waarenzu;jr von llaniluii ? bis Tiiiiicburg 
zn SchitV, von dort über anf der Achse znniichst bis Üraunschwcif^- und dann 
entweder auf der sog, Detourstrasse nni den westliclien Kaud des Harzes 
herum iilier Seesen, Osterode, Duderstadt oder aul einer einer durch den 
Harz führenden Stiasse über Brauulage, Stolberg und Kossla nach Leipzig 
stattfinden solle. Behu& Herstellung oder Terbessenmg dieser Verbhidongs- 
wege wurden Verhandlungen mit Hannover und Brannschweig eingeleitet, 
die bei Hannover sofort, bei Brannschweig wegen der dort auf Prenssen 
zu nehmenden Bflcksicht erst nach längerer Zeit zum Ziel führten. 
Nachdem die Detourstrasse leidlich in Stand gesetzt worden, empftU 
der sächsische Kesident in Hamburg den dortigen Kaufleoten, sich dieses 
Handelsweges zu bedienen. Versuche wurden alsbald gemacht. Indessen 
schreckten zunächst j^ar zuviele Hindernisse zurück. Wenn die Gilter zu 
Schiff nach Lünebur^^ gebracht waren, feidte es dort an hinreichendem 
Fulirwei'k zur Weiterbetöiderung-. Znr Leipziger ^fesse bestinnnte Waaren 
versäumten daher den rechten Tennin. oder sie verdarben gar zufolge des 
langen Lagems. Da uuu fieilich der hannoverschen Regierung nicht 
minder, als der sächsischen, daran gelegen war, die neuen Strassen in 
Anfhahme zu bringen, so wurde baldige AbhiUfe in Aussicht gestdlt 
Anderseits bemtthte sich der preussische Gesandte, den Hamburgern ICiss- 
trauen gegen die Detourstrasse einzullGssen. Da hiess es, sie sei auf der 
durch das kunnainzische Eichsfeld führenden Strecke völlig un&hrbar. Der 
sächsische Resident gab das für eine prenssische Erfindung aus. Aber bald 
mussten auch die Hamburger Kaufleute bestätigen, dass die Strasse im 
Kuniiainzisrlien zufolge des liäufigen Befahrens mit schwerem Fuhrwerk so 
eingesunken sei, dass zwei lallen liocli ]\rorast und Wasser darübei- ständen. 
Noch .'^eldimmer sah es mit der Ilaizstrasse aus, die ;uu Ii iriiiisti'jsten 
Falls nur wenige Soniniennonate hinchinh befahrbar war. Ks erklärt 
sich hieraus zur Genüge, dass die Hamburger es in der Regel doch vor- 
zogen, die hohen preussischen Durchgangszölle zu zahlen nnd die nach 
Leipzig bestimmten Waaren zu Wasser oder zu Lande fiber Magdeburg 
zu senden, üm nun freilich hiervon zurückzuschrecken, wurde im Verlauf des 
prenssiseh-sächsischen Handelskrieges von der sächsischen Kegierung ange- 
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ordnet, dass Waaren, für die man sich beim Transport durch das 
Prenssiselie den dortigen Zollfordenugen gefügt, in Leipzig ebenfalls mit 
einer erhOliten Abgabe zu belegen seien. Vorstellnngen der Hamburger 
bewirkten jedocb im Verein mit dem eigenen Interesse Sachsens, dass 
der Hamburger Handel mit dieser s&chsischen Betorsionsmassregd ver- 
schont wai'd. Man begreift daher, dass die neuen Handelsstrassen 
anfänglich von der Hamburger Kaofmannscliafb nnr wenig benutzt wurden. ^ 
Indessen sclieint man sich doch allmählich an sie gewöhnt zn haben. 
Weni«;stens ^vurde im Angust 1769 von pi-eussisclier Seite Klage darüber 
erhoben, dass so viele Waaren von Uambui^ über Lüneburg statt Uber 
Magdeburg befördert würden. 

Wie der Handel, wurde auch die Industrie Hamburgs durch die Wirth- 
scliaflsjiolitik Fi iedi iclis des (irossen erlieblicli l»enaclitlieiligt. ^'on den beiden 
llauptlabrikuiioiis/w ,.)ir,.ii Hanibuigs hatten die Kattundi uckereien schon 
(luicli die Kiiifiiln vcrlMtte Fticib idi "Wülicbiis 1. ^a-liltm. Durcli Friedrich 
(U^n (irossen wurde auch den I liinibur«i:er Zuckeisiedereien ein eniiifindliclier 
Stoss versetzt. Vm diesen ( "(»ik iii renz zn ber»'iten, suchte er aiitänglicli 
Haiuburgisclie Znckersieder ins Treussisclie zu ziehen. Da dies nicht 
gelang, privilegirte er die 1711) in Berlin gegründete Splittgerbersclie 
Zuckersiederei, zu deren Schutz die Eünfubr raffinirten Zuckers anfänglich 
durch einen I^hibitivzoH erschwert und später völlig untersagt wurde. 

Wenn in allen den erwähnten Fällen Haniburg sich durch die Mass* 
regeln, die Friedrich zn Gunsten des eigenen Landes getroffen, beeinträchtigt 
fühlen mnsste, so wurde anderseits in Freussen stets aoi^ neue darüber 
geklagt, dass Hamburg die preussischen Interessen schädige oder sich 
ihnen doch nicht in dem erwünschten Masse dienstbar erweise. Der im 
Jahre 1750 von Friedrich privUegirten Asiatischen Handelsgesellschaft in 
Emden felilte es uidit ganz an Hnmburgischer Betheiligung ^; doch war 
diese recht gering Im Vei^^leich zu den ansserordentlichen Anstrengungen, 
die gemacht woi-den waren, das Interesse der Hambuigischen Kaufmann* 
schalt lilr das Unternehmen zu gewinnen. 

Zur Verstärkung der zwischen Preussen und Hamburg obwaltenden 
Missslinnnung trug der Umstand sehr erheblicli bei, dass sich Preussen zur 
Zeit Fi iedriclis g-anz ebenso, wie frülier Dänemark, durch die Hambnrgische 
Münzverfassuug, die z. B. unmöglich machte, dem Fiiedrichsd'or einen 



') Nach den rnitokollon des Ilaml). Honats und der TThtiiIi Commemlepatatioa, 
suwic auch dcu licricLten des »ächsischcD Kcäidcuteu tou der Lilli iu llauibarg (Dresd. A.). 
Vgl. ancb SebmolI«r, Jahrbuch für Oesetsgfebvng, Band 10 S.718ffi and Hennaan HeDer, 
die Handelawege IiinerdeutHclilands im 16.— 18. Jalirlinndort and iln« Beriehongen ni 
Leipzig im NVucn Archiv f. sJlrhsi.«( lii' (h s( h. I?iind o S. fiS flf. 

0 Vgl. V. Ring, Asiatische Uaudclscompaguieu Friedrichs des Grossen, S. 79 L 
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festen Coui"s zuzuei können, boeinträcliti^t fühlte. Der preussisehe Miinz- 
Director Graumann galt daher für einen der erbittertsten Widei-sacher 
der Stadt 

Alle diese Differenzen vci hinderten sellistverstiindliih nicht, dass 
aneb inHamboi^ die ungewöhnlichen llen Sehergaben Friedrichs des Gro.^i>en 
Bewnndemiig fonden. In ge-stcigertem Hasse war dies in der Zeit des 
siebenjährigen Krieges der Fall. Wenn es nun im Folgenden meine Antgabe 
ist, die Stellong Hambuigs während dieses Krieges zu Teranschaulichen, 
so ist es selbstverständlich erforderlich, zwischen der oificiellen Haltung des 
Baths und den Gesinnungen der Bevölkerung zu unterscheiden. Unzweifelhaft 
lultte der Bath am liebsten unbedingte Neutralität bewahrt. *) Da es sich 
jedoch um einen T?eichskrieg handelte, konnte ei- sich dem Verlangen 
des Wiener Hofes nicht entziehen, jährlich zui AMiisung desKeichs» imtlngents 
7;') 000 11. zu zahlen. Dafür en*eichte er jedocli, dass ihm das Ans< lila<ren 
der kaiserlichen Mandate ^ff^cn den K'eiclisfrieileiisstörer und die Aus- 
weisung: des preussisciien (lesandten ei lassen nnd überdies die Fortsetzung 
des Handelsverkehrs mit Preussen, selbstverständlich mit Ausschluss der 
Liefenni},^ von Kriegsmaterial, zu^-estanden wurde. Annäiiernd war dalier 
die Stellung der St^vdt während dieses Ifeichskriegs gefren Preussen 
so bes( hallen, wie sie es während der Iieichskriege gegen Fiankreich 
— obschon in den meisten Fällen vergeblich — erstrebt hatte. 

Allerdings tehlte es auch dieses Mal nicht an Contlicten mit beiden 
Parteien. Dass die Keichsregieruug die Unterdrückung der preussisciien 
Werbungen in Hamburg verlangte, war begreiflich genug. Der Bath begnügte 
sich aber nicht damit» dei' kaiserlichen Forderung nachzukommen, sondern er 
untersagte alle Werbungen der kriegführenden Staaten» was gewiss nicht im 

') In clf>n Von Williclm Adolph l'iUilli lioraust,n'f,'ebeiicn „Poetisdien Cieilaiikcn v«ni 
pobtiscben und gelehrten Neuigkeiten*' Jalir^,'. 17 i J S. :\G'2 finden sich fulgende Verse zum 
Lobe Friedrielu: 

Man ancht ums'-nst in »li-r (tcschichten 
Den König, wehlier Friedrich gleich^ 
Und durch Erfüllung kluger Pflichten 
Der Naehwelt Stoff am Lobe rneht 

Ifon sieht entavnt, wie er im Kriege 

Der Feiudo Si lüiaron iiit'deriegt 

Und nach lirj^rliu kt iTtorlitncni Siege 
Für soino Ländor Sort^c triiirt. 

Er, der in dem crhalionen llii-^i n 

Verstand und Tupierkeit verinühlt, 

Ist selbst ein GVnner kluger Kttsen etc. 
Des Folgende meist nadi den Hamb. Bathsprotokollen nnd den Berichten des 
kaiserlichen Gesandten, sowie der Rc!<idonten von Preussen und Sachsen. Für EiOMlIieiten 
wurden meli die Berichte der Vertreter Frankreichs nnd Dänemarks benutzt. 
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Sinne des Wiener Hofes war. Wiederliolt wurde von kaiserlicher Seite 
das Ansinnen an Hamburg gestellt, den Somhandel mit FireDSsen ein- 
zustellen, aber der Rath weigerte sich dieser Znmnthung Folge zu geben, 
indem er einerseits auf die der Stadt im Anfang des Krieges zugesicherte 
Handelsfreiheit hinwies und anderseits geltend machte, dass man sich im 
Fall der Nachgiebigkeit gegen die Wünsche des Wiener Hofes dem 
Unwillen und den Repressalien Freussens aussetzen wttrde. 

Aehnliche Argumente wurden ins Gefecht geftthrt, als der Wiener 
Hof im Jahre 1759 verlangte, dass von Hamburg die kaiserlichen Patente, 
in denen die von den Prenssen auf den Streifzugen im fränkischen Kreise 
erpressten Wechsel für ungültig erklärt worden, in Hamburg durch öffent- 
lichen Ansclila!;' bekannt freniaclit und ebenso wie die Weisungen des Reiclis- 
hofraths, welche die \'enii(iitiin2: der iiiinib'rwerthijren preussischen Münzen 
anbefalilen, aufs st ren^-ste befolf^t würden. Hinsichtlich jener Wechsel, von 
denen nianciie direct anf Ifainburgische Handlnngshäuser ausgestellt waren, 
musste sich die kaiserliche IJegicrnnjr nach längeren Verhandlungen damit 
begnügen, dass die Ungültigkeitserklänuig durch einen den Inhalt der Patente 
verkürzt wiedergebenden Zeitungsartikel zur üffeutlichen Kenntniss gelangte. 
Bezüglich der preus^hen Münzen aber durfte der Rath die yOUige Ablehnung 
des Ansinnens damit begründen, dass die preussischen MOnzen, wie alle 
fremden, in Hambarg keinen festen Cours besSssen, sondern als Waaren 
nach dem Bancomassstab bemessen wfirden. 

Kaum minder häufig, als durch solche Versuche, die frde Bewegung 
und Neutralität des Hamburgischen Handels zu hemmen, kam die Stadt 
durch die Anfechtungen und Zumuthnngen, denen die Hambnigische Presse 
ausgesetzt wurde, in die Glefahr, zwischen zwei Feuer zu gerathen. 

Ging auch das Streben des Raths und der vom ältesten Syndicus 
gehandhabten Zeitungscensur dahin, keinerlei Artikel und Mittbeilungen in 
den Hamburger Blättern zu dulden, die bei einer der kriegführenden 
Mächte Anstoss erregen konnten, so war dies doch nicht völlig durch- 
führbar. Auch für die voisichtigste Zeitungsredaction war es ungemein 
schwierig, von Friediichs des (j rossen Siegen bei Prag, Rossbaeh und 
Leuthen zu berii hten, (liine in Wien Aergerniss li('r\ nrzinufm, oder über die 
Schlacht von ( 'ollin, ohne in Berlin KniiiHndliclikeit zu erwecken. Da nun 
bis Mitte 17.')S die Erfolge Friediichs des Cirossen überwogen, so 
erklärt es sich lei<ht, dass der kaiserliche Gesandte die Kedaction 
des Haniburgischen Correspondenten und den Hainburgischen Censor 
der Parteilichkeit für Prenssen und Hannover bezichtigte. Nun war 
es ja allerdings aufi&lUg, dass der Redacteur des Hamburgiscben Cor- 
respondenten*) zugleich Agent der hanndverschen Regierung war. Auch 

<) Der Secretär fiarthold Joachim Zinck. 
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galt der mit der Gensiir betraute Syndicos KleMer in der That fllr einen 
Hann, der seinen Gesinnungen nach zn Prenssen und HannoTer hinneigte. 
Trotzdem fehlte viel, dass der Correspondent eine aasgesprochene preussische 
oder hanndversche Tend^z an den Tag gelej^, oder dass Klefeker sich 
irgend welcher Parteilichkeit schuldig gemacht hätte. Das beste Zengniss 
ffir seine Unparteilichkeit lag vielmehr darin, dass nicht nur der kaiser- 
liche, sondeiTi ancli der prpussisclie Gesandte gegen iim den Vorwurf 
richtete, sich der Gegenpartei allzu günstig oder doch nachgiebig ei wif'sen 
zu haben. Thatsächlich wurde es von dem prcussischon h'csideuKMi, 
Johann Julius von Hecht, wie von der preussisclicn Iiegi^riiii^^ ül)el ver- 
merkt, dass von Herlin eingesandte Artikel häniig nur verstiunnielt in den 
Correspoiidenten aufgenommen wurden. Der Unwille hierüber kam mit 
besonderer Heftigkeit zum Ansbmch, als man prenssisehersdts die Wahr- 
nehmung zu machen meinte, dass Hamburg der kaiserlichen Begiemng 
gegenüber sich gefügiger zeige. Der Vertreter des Wiener Hofes, Graf 
Baab, setzte es nämlich durch Drohungen durch, dass ein Artikel der 
Wiener Zeitung, in dem Prenssen Prahlerei und Charlatanerie zum Vor- 
wuif gemacht wurde, im forrespondenten vom i' I . October 1 758 Aufnahme 
fand. Hecht beeilte sich, das Hlatt mit der nächsten Post nach Berlin zu 
senden, worauf von dort verlugt wurde, dass dem Con-espondenten s<»fort 
der Postdebit in Prenssen entzoiren wenlen solle. Ausserdem ging an Hecht die 
Weisung, der Stadt mit feindlichen Massregeln zu drohen und den schuldigen 
Eedacteur zu ennahnen sich künltig mehr in Schranken zu halten, da man 
andernfalls schon Mittel finden werde, solch missfälliges Verhalten au seiner 
Person zn ahnden. Dieser Auftrag wurde von Hecht p&nktlich ansgefiUirt 
Grössere Schwierigkeiten bereitete das Verbot des Postdeblts. Das Hof- 
postamt bezeichnete es als erwfinscht, hiermit bis zum Schluss des Quartals 
anzustehen, um Verwirrung in der Abrechnung der Fostimter unter einander 
zu vermeiden. Zufolge dessen wurde die Massregel in der That verschoben. 
Zugleich gab das Berliner Cabinet der Hoftnung Ausdruck, dass die Redaction 
des C'orrespondenten die ihr gewährte Frist benutzen werde, um „in sich zu 
gehen" und dadurch das in Aussicht genommene Verbot zu verhüten. Selbst- 
vei-slündlich waren nun Zeitnngsherausgeber und Censor doppelt bemüht, 
die preussische Begierimg zufrieden zu stellen. IJeberdies wurde es jetzt 
noch mehr als früher üblich, dass die Entscheidung über die Aufnahme 
oder ZurückweiBung von Zeitungsartikeln in allen irgendwie zweifelhaften 
FftHen tou der Gesammtheit des Baths getroifen wurde. Als dabei* im 
NoTember d. J. Oraf Soltikow, der russische Gesandte in Hamburg, ver- 
langte, dass eine am 22. September in Petersburg gedruckte, in einigen 
Ansdriteken für Prenssen verletzende Relation von dör Schlacht bei 2Somdorf 
im Correspondenten abtredinckt werde, ward das Ansinnen zurückgewiesen. 
Die Folge hiervon war, dass jetzt der Wiener Hof ffir die russische Forderung 
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eintrat Schon vorher hatte Giiaf Baab dem Batb er^ftaei, dass der russische 
(JleHandie in Wien die Hambnrgfer Zeitungsschreiber wegen ihrer Parteilichkeit 
itlr Preussen verklagt habe. Nunmehr aber erhielt er von seiner Regiening 
den Auftrag, fAr den Fall, dass Soltikow sich nicht etwa bereden lasse, 
Mich mit dem Abdruck eines Auszuges ans jener Relation zufrieden zu 
stellen, sondern auf «loren vnllständige Wiedergabe brsteho, seine Forderung 
cncr^^nsch y.w nntcrstiitzen und dem Senat anzudrohen, dass im Weigornngs- 
falle der Kaiser die Ifambui-gisclien Zeitungen verbieten und der Stadt auch 
sonst seine Ungnatb' l'ühlltar nuichen werde. IJaab scheint dem Senat gegen- 
iibei- seinem AultiaLrc in sehr schroft'er Form F(il2:e irregehen zu halien, was um 
so i^n'ivscre \'ei legenheit hejvoirief, als gleielizeitig aucli von lierlin aus 
die ( liiL'i<rkeit Hamburgs von neuem auf die Probe gestellt wuide. Man 
Vcrlaiigif \>>u ilort die iMiirihkuutr eines Artikels zur Wideilegung des 
hauust iien 15»'ii( hls nhvi die Abbrennung der Dresdener Vorstädte durch 
die l'reussen. Kam man dieser Fordening nach, so wurde sicher der Unwille 
des Wiener Hofes aufe ftnsserste gesteigert ; weigerte man sich, so lag die 
(lofahr vor, dass der eben erst bes&nftigte Zorn der preussischen Begiening 
wieder aufflammte. 

I>a8s Hamburg aus dieser Verlegenheit gerissen wnrde, war das 
AVnlienst dt^s Residenten Hecht, der zwar das Interesse seines KGnigs 
MteUt eifWg und Obereiflrig wahrnahm, doch auch fiir die gedrftckte Lage 
d<*r Stadl VerstAnduiss zeigte und durch seine Berichterstattung erwirkte, 
duHs man \\\ r>erlin die Sache nicht bis zum Aeussersten trieb. Kr wurde 
«ngevviesi<n. die letzte Fonlerung fallen zu lassen. Auch von dem Verbot 
des Hamburgischen Korrespondenten war nicht weiter dit^ l'ede. Anderseits 
erledigte sich die russisch -österreichische Foi-demng \v.<ren der IJelation 
ilb. r die Schlacht von /.orndort dadurch, dass Stdtikow. nachdem niittler- 
\\r\\v voviel Zeit verflossen war, auf die Eimückung des Artikels keinen 
Nunderh. Io n \\ frth n\«*lir bgte. 

ncH.nidend mac es heute ei>cheiuen. wie jener Zeit die Anfnahme 
oder /inii« kwcisung eines .loumalaitikels SU einer grossen Staatsacdon 
lUifRobauitclit >vni>le. Immerhin lag darin eine Aneikennung der Bedeutung 
doM danmlip'n Hambunjischen Zeilungswesens. Die Streitiii^eiteu wegen 
tlor llambnt>ri$chen IV«$:e veranschaulichen uns ngleieh aufs deutlichste, 

Kohwor es dauuits fttr Hamburg war, wihrend des Kampfes der 
Hit^somi Staaten utta«irt*f»»chien tu bleiben. Auch während der späteren 
Jnhh« do» Mebe^v^iUri3^»n Kri»^ gab ier Hambuiger Conespondent zu 
miinehi^vtot KooLiwatit^non Anl.\-<. 

S»» t>s aber auch »^ m K.itke mC^lich war, allen Wünschen und 

II. .« hw. tde« dor krie»:!\Uuvu%len M.sck:e c-mV:T zu wt-nlen, so eriribt 
Mch de, h uuH *,mi»*r llahurg fv^rl^utm«! das irewissenhal^e Streben, die 
•h»»un%U» l ui^vtnJwUkrit tu N»wai;!xn. Mvvhien aach von den einzelnen 
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BatluniiitKliedem persdnlicli einige anf die prensascliei andere auf die 
österreichische Sdte neigen, so hinderte dies nicht, dass man sich bei 
allen officieUen Schritten dnrch die im Interesse des Gemeinwesens für 
richtig erkannte Nentralitfttspolitik leiten liess. Nicht die gleiche kalte 

Ünparteiliclikeit konnte man bei der Hamburger ßevölkwnng beobachten. 
Die Gesandten der beiden kämpfenden Parteion stimmen mit dem des 
neutralen Dänemarks darin Uberein, dass die Hamburger ihre Sympathei 
den Preussen und Hannoveranern zugewandt hatten. Als Ursaclieii dieser 
Sympathie wurden die lveh;?i()iis«:!:enieinschaf't, die NaLlil)arsehaft und das 
comincn ielle Interesse bezeichnet. Sicher nidit mit l'nrecht. Daneben 
wui(b' auch Wohl gelegentlich von ]>ienssenl'ein(llicher Seite angeführt, die 
Haniburgische Hevölkerung sei »Inn h die i'rahlereien und ( irosssprechereieu 
des preussischen Gesandten gleit lisaiii betäubt worden. Unzweifelhaft hat 
Hecht das Seinige dazn beigetrageu, um die preussischen Sympathien 
während des 8iebei||ftiirigen Krieges sa entfachen und immer wieder anfe 
nene zn beleben. 

Da der Rath anf Veranlassung des kaiserlichen Gesandten den 
Vertrieb der Schrift: ,,Unbilüges V^ahren des Erzhauses Oesterreich 
g^en die Eyangelischen" ^ verboten hatte, liess Hecht diese Pnblication, 

die bekanntlich bestimmt war, den Kampf gegen Oesterreich als einen 
Beligionskiieg erscheinen zn lassen, unentgeltlich unter die Bevölkerung 
vertheilen. Nach den Siegen von Hossbach und Leuthen veranstaltete er 
Dankfestlichkeiten in der unter seinem Srliutz stehenden Capelle der 
französischen Keforuiirten, und stets war er bemiilit. jeden grösseren oder 
kleineren Erfolg Friedrichs des Grossen zur ailgemeiiieii Kunde zu Itringen. Es 
ist möglich, dass er dabei mitunter etwas zu stark in die Posaune stiess. Das 
würde aber \ielleicht das Gegentlieil der liezweckten Wirkung hervorgerufen 
haben, wenn nicht ohnehin die Heldengiösse Friedrichs die Herzen der 
Hambui'gci zur Theilnahme und BewunderuDg entzückt hätte. Wieweit man 
sich in Hamburg damals bewusst geworden, dass Friedrich, indem er seine 
eigene Sache verfocht, auch das deutsche Interesse vertrat und forderte, 
muss dahingest^t bleiben. Dass aber das Reichsoberhaupt das wahre 
Interesse Deutschlands nicht vertrat, veranschaulichte den Hamburgern die 
Intimitftt des kaiserlichen Gesandten mit den Vertretern der Alliirten 



*) linedambgeiInMkt u den Prennwelien Staatsidiriffeeii «n der Beg^enmgsMit 

Friedrich» II., T3and :5, S. -jr)!;. 

') Anch in Hamburg scheint iiumcntlieli die Schlacht bei IJossljacli Pi-iedrich den 
Qrossca popalär gemacht zu haben. liei dem von Hecht nach dieser Schhicht veranstalteten 
Daakgotteedioift wwr die Betheili^iinff der Hamburger BeTAlkemng eine recht lebhafte, 
md in Anfuig^ des folgenden Jahres beschwerte sich der Vertreter Frankreich;« beinBatil 
darflber, dass ein Lied von dem Siecke der Preussen bei Rossbach auf den OMsen abgemmgen 
nnd Terkaaft werde. (BathsprotokoU vom ü, Februar 1756.) 



# 
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Oesterreirlui. FrankrektLS und Rnas^lamlSr eine latnutät, die aiek wiedcrtolt 
hl fitiftT Weifi« äa.«i(erre, die fSr Exmharg ebeuo Birhtheflif wie 
d^imfithigend war nnd wahriicli aoeh D^scbland nicht nr Ehre gereiebte. 
f> ISfiantSt bifr anzndenten, dass der kaiserfiche Gesandte jede berechtigte 
od^r unberechtigte ßes^bYrenle des rassischen oder franzüdschen Gesandten 
zs »f-ATifr f\i*-ri'-u Aiig^ftlegftnheit m.ii Ire, 

Alji der Kath einen ^anzf'n Tag gezögert hatte, zwei mssische 
}^n^^Tf-T\. die d^-r pren.<>i>rhfn Gefanir^üs^baft entronnen waren, in die 
.SfH«lt »•inzTila.«-*-n, v^ rlan^te Graf Raab. <Ia.>s d^r R ith d«^n Grafen S^dtikow 
df-h'iH» nrn Knt>rhnldi2iiii£r l'itrt- nnd an»h künfrifr _tur dt-n mssischen, 
wi«; für all«; iU'He'fn G»'-andt»-n d^-r ."tlliirTHH Mfiohtt'. welche sich so grosse 
lind rfihmlif lif Mnlic um da-s Utsit des deutschen Keiches gäben, den 
>(ebührf iid<'n Rfspf-rt hf-tre.'* 

Mehr als Graf Soitikow machte übrigens der französische Gesandte 
«der irielmehr — da dieser selbst vielfach von Hamborg abwesend war — 
defwen Hohn nnd Vertreter, der jüngere Champeanx, den Hamburgern zn 
fiehaffen. Der dänische Gesandte schildert ihn als einen jangen Mann 
Ton nnmhigeni Temperament nnd sehr schlechtem Charakter, der da 
glaube, seine Person nicht anders znr Geltung bringen zn können, 
als indem er durch unzureichend verbürgte Hittheilungen in Paris Argwohn 
gegen Ifambarg erwecke'). Als Beweis daf&r, dass dieses Urtheil nicht 
allzu hart ist, möge angeführt werden, dass (Miampeaux eines Tages an 
den Herzog von Choiseul, den französischen Minister der auswärtigen 
Angelegenheiten, sclu ieb, Preussen gehe damit nm. einen prenssischen General 
zum ('omniaiidaTircii von Hamburg zu machen, um alsdann in dieser Stadt 
um so willkiiilicher schalten zu können. Zur Betorderung dieses Voihabens 
liemiilif^ sich der preiissisclip Gesandte, es dui-ch Vemiittlung der Schwüiin in 
des bisherigen Coniniandantcn ins W erk zu setzen, dass dieser freiwillig 
zurücktrete, wofür ihm Friedrich der Grosse 2500 Dukaten sofort nnd 
(K)0 Dukaten jährlich zu zahlen erbutig sei*). Natflrllch theilte Champeaux 
seine Entdeckung auch dem kaiseriichen Gesandten mit. Es erfolgten 
Nachfragen beim Hamburger Senat, der von der Sache nichts wmste 
und nichts wissen konnte. Dem kaiserlichen Gesandten vermochte man 
klarzulegen, dass die ihm von Champeaux zugetragene Legende auf 
völlig irrigen Voraussetzungen beruhe, da es dem Commandanten durchaus 
nicht zustehe, seiner Stelle za Gunsten eines andern zu entsage. Champeaux 
aber rühmte sich nichtsdestoweniger bei seiner Regierung, dass er eine 
so gefahrliche Intrigue vereitelt habe. Kr suchte dieses Verdienst in ein 
nocli helleres Liclit zu stellen, indem er darauf hinwies, dass Herr von 

') Bericlit de« Henii Ton Johnn 36. November 1750. Auw. Arobiy in Kopenhagen. 
^ Bericht von Champcanx vom 1. .Tannnr 17''(i im Au.«w. Archiv m Fftrit, Beriet 
des Grafen Baab vom 2^. Decbr. 1759 im Wiener StaataarcbiT. 



Digitized by Google 



I 



77 



Hecht durch seine Gattin mit mehreren lütgliedera des Senats verwandt 

sei M. Za den ans der Lnft gegriffenen Beschwerden wider Hamburg kamen 
allerdings aach manche, die, von franzüsischeni Standpunkt beuitheilti 

durchaus fferechtfertio^t erscheinen mussten. Es begreift sich daher, dass 
nuui in Haniburj:^ stets mit einer gewissen Sorge erlüllt war, wenn die 
Franzosen während des \'eilaufs der ki'iegerischen Kreitriiisse im nieder- 
siichsischen (lebiet l'osto lassteu oder sich hierzu wenigstens anschickten. 
Ki'Stert's war 17.')7 der Fall gewesen, letzteres gescliali im Jalire 17.')'.). 

Im Anfantr des .lalires 17.')i< hatten sich die Fraii/.osen der freien 
iicichsstadt Frankturt bemächtigt, im Juli des dahres waren die französischen 
Heere, das des Herzogs von Broglie, wie die Hauptarmee unter dem Marschall 
von Gontades bis nach Westfalen yoigedrungen; einzelne französische 
Abtheilnngen streiften sogar bis nach Hannover. Wie leicht keimten da 
die Hambarger mit einem Besuch bedacht werden! Oing doch das Gerücht, 
der kaiserliche Gesandte habe vor einiger Zeit ge&nssert, wenn Hamburg 
sich nicht gefügig zeige, so werde der Kaiser den Franzosen die Reichs- 
execution wider die Stadt übertragen^). Tst es nun auch nicht nachweisbar, 
dass Graf Kaab eine so nngelieuerliche Drohung wirklich ausgesprochen 
habe, so veranschaulicht sie doch <lie Lage Niederdentschlands im Sommer 
des Jahres 17,'ti», eine LaLO'. die freilich am I.August durcli die Schlacht 
von Minden, den glorreiriien Sieg Ferdimuuls von Brauuschweig über die 
Franzosen, mit einem Schlage verändert wurde. 

Die Kunde von diesem erfreulichen Wandel wurde den Hamburgern 
in eigenartiger Weise übennittelt Am 2. August zwischen 12 und 1 Uhr 
Mittags hielt ein hessischer M%jor mit fttnf blasenden Postillonen in der 
Stadt seinen Einzug, um die Nachricht von der Schlacht dem in Hamburg 
weilenden landesvertriebenen Landgrafen von Hessen zu verkünden. Doch 
begab sich der Trupp keineswegs direct nach der Wohnung des I^and- 
giafen, sondern zog durch die belebtesten Theile der Stadt, beim Rafhhaus 
und der Börse und nicht minder bei den Wohnungen des Grafen Kaab 
und des Hemi von ("hampeaux vorbei, vor welchen die Postillone 
besonders kräftig geblasen haben sollen. Selbs;! verständlich erl>'lgte ein 
gewalliger Auilaui von Menschen, die ihre Euiptiuduugeu über den äieg 



Die Fran 'l< s prons^ix lirn Gesandten w ir c'ww Tddit'T ilf« Biirijcriin i-ti-rs 
Wie«e (t 17:iS), sie wiir iu erster Ehe mit liurtji-nin'i.-iter Kuluiit ( J- IT t J), in zweiter Ehe mit 
Bflrgermeister Widow (f 1754) Ternililt gewesen. Ein Brader des Bargermeisters U. H. 
Scheie (1751—1774) war Ileohta Schwager. 

^) Uericht von Tr<'< bt vom IT. .luli !T5;». Sicher ist, dass jener Zeit allerlei niilitiiri-cli« 
Vorkebrungeu getrufleu wurden. Man beäcUuss, l.'jO Tonuen Büchseupulvcr auzus^chatleu 
und die im Zeaghans beflndUchen schadhaften Gewehre sn repaiiren. Auch Warden die 
YSgte von Muorbnig und üchsenwwder nnd der Amtsverwalter von Beigedorf angewiesen, 
Ton der AnnAherang firemder Trappen sofort Bericht sa erstatteo. 
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Ferdinands von Brannscbweig unbekümmert mn die Neutralität des 

officiellen Hamburgs (liiicli lautes Frohlocken zu erkennen gaben. Diplo- 
matische Beschwerden konnten da nidit ausbleiben. Besonders entrfistet 
war der junge Cliniiipoaux. Der Katli that freilich das Seinige, um ihn 
zu bescliwiclitigen. Kr entschuldigte sich damit, dass der Vorfall ihm 
sell)st iiberras( licinl trcknmmen und voinrthcilte die Hamburger Fiihrknechte, 
die sieh in die Livret-u hannöverscher l*ostill(»ne liatten kleiden lassen, 
zu einer (Geldstrafe. Dies schien aber dem Vertreter Frankreiehs keines- 
wegs au.sreiiliend. In meinen Augen war das V<irgefallene nicht etwa 
bloss ein grt)ber Unfug, soudein eine Beleidigung der Majestät des 
französischen Königs. In diesem Sinne berichtete er nach Paris, von wo 
znrfickgeschrieben wurde, Hamburg habe sich wider die Ehre der 
französischen Nation vergangen» nnd es sei zur Stthne erforderlich, dass 
ein Hambnrgischer Syndiens nach Paris komme nnd dort im Namen der 
Stadt um Verzeihung bitte. Ausserdem wurde den Hambniigem von 
Choiseul ein langes Sündenregister vorgehalten, das im wesentlichen 
den .\ngebereien von C'hampeauz entstammte. Indessen gelang es diesmal 
noch, deu Zorn der Fmnzosen zu begfltigen. Ludwig XV. erklärte sich 
bereit, das Veigangenc zu vergessen, \v< im Ilambui'g in Zukunft seine 
l*liichten gegen das Kcieli und de.ssen \ » i buiidt t»* besser rrfillle. 

Im Frühjahr 1 7(10 kam es jedoch zu eiiu in nfunt und folgenreiclici eii 
Cniillict. ( 'li.iiiiiM'aux liailf mit zwei in Hamburg weiU*nden franzüsischfii 
Oftirieren und einem dort ansäs.sigen fianzösisehen Kaufmann (Nagant) 
einen An.schlag verabredet, um eine für die hannöversehe Armee bestimmte, 
englische Geld.^endung von mehr als *J00 000 Thalern auf der Elbe abzu- 
fangen. Der Stieich wurde dm'ch die Wachsamkeit der zaständigen 
Hambui'ger Behörden vereitelt Die Fahrzeuge, die bereits mit Waffen, 
Munition und Uniformen beladen, abei* noch nicht bemannt waren, wurden 
am 1. April d. J. im Hafen beschlagnahmt Erklftrlicherweise gerieth 
der Hambuiger Senat durch diesen Vorfall anfs neue in ein Kreuz- 
feuer der verschiedenartigsten Requisitionen. Die Regierungen von 
Preussen, Hannover und England oder deren diplomatische Vertreter 
verlangten strenge Untersuchung und Bestrafung der Urheber des 
Ans( hl tL's. Champeaux dagegen forderte sofortige Rückgabe der Schiffe 
und tb i Ladung, welche Ki.j<iitlinm des Königs von Frankreich seien. 
Er beseiiwerte sieh anls heltigste über den Prätor, der die Heschlair- 
nahme veranlasst habe. Dieser hütte sehoii vor dem Hinweis auf den 
Auftrag des Königs von Fr;iiikreich ziiriu kweiclien müssen. „Durlte er 
ausser Aelit lassen." so sdniel» ('hami>eaux an den Hamburger 8enat — 
„dass es niemand auf i'jden zustellt, über die Befehle Seiner Königlichen 
Majeslät ein veiniessene.s Unheil zu lallen, dass Seine Königliche 
Majestät niemand Rechenschaft zu geben hat?" Dem Hamburger Rath 
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leaehtete jedoch keineswegs ein, dass er sich dem absoluten Herrscher- 
Willen eines fremden Monarchen widerspruchslos zn fügen habe. Er ant- 
wortete dem französischen Geschäftstracrer, dass er das Verfahren des 
T'rätüis billige und sicli wegen der Angeh^genlieit diiect an den König 
wenden werde. In der That beschwerte er sich sowohl bei Tjiidwig XV. 
wie bei dem llerzd*; von C'hoiseul über das V(trgelallene und verlangte 
wegen der \ erletzung der Ilaniburgischen Neutralität Genugthuung, l>iese 
Forderung wurde freilich schroff zurückgewiesen. „Seine Migest&t ist sehr 
erstaunt," schrieb Ghoisenl am 11. Mai an den Hamburger Rath, „dass 
Sie Satisfaction fOr einen Vorfall in Ansprach nehmen, bezüglich dessen 
es ihr znsteht, Satis&ction in fordem." Hamborg habe kein begrOndetes 
Anrecht anf Neutralität. Als Reichsstadt sei Hamburg vielmehr verpflichtet, 
zum Erfolge der gemeinsamen TJnternehmnngen wider den StOrer des 
("iffentlichen Friedens beizutragen. Hesässen die Hamburger aber auch in 
der 'l'liat einen Anspruch auf Neutralität, so liätten sie solchen durch ihre 
Parteilichkeit verwiikt. „Tdi kann ihnen nicht verhehlen", — heisst es 
weiter „dass, wenn !Sie lortl'alireii, ^.ccgen das Tiiter<'sse des Königs von 
h'rankreich, der tili" niclits andeies als lür die gernianix iie l-'n-ilieit käniid'i, 
Beweise von l'arteilichkeit au den Tag zu legen, Seine Majestät nicht 
umhin kommen wird, sich mit allen ihren Verbfindeten zu vereinigen, um 
Ihnen die gerechten Wirkungen ihres gemeinsamen Unwillens ftthlbar zn 
machen.** Noch ehe der Senat in der Lage war, hierauf etwas zu erwidern, 
wurde die angedrohte Kundgebung der königlichen Ungnade schon zur That- 
Sache. „Weg&i der bei jeder Gelegenheit hervorgetretenen unverantwortlichen 
Parteilichkeit der Stadt" erkhirte Ludwig XV. am 20. Mai den im Jahre 
171C den Hansestädten bewilligten Handelsvertag, soweit er Hamburg 
angehe, für aufgehoben. Hamburg s»dle fortan gleich den wenigst 
begünstigten Staaten behandelt werden. Aiilant!: Juni irelangte überdies 
die Xachiiclit nach Hambuig, dass in frauzösischeu Häfen auf Ham- 
burgische Schitl'e Endtaisro gelegt sei. 

Wenn Hamburgs Handel sich wähi'end der ersten Jahie des Kriegs 
in gedeihlicher Weise entwickelt iiatte und Hüscli später das Jahr 17r>9 
als das des grössten und solidesten Wohlstandes Hamburgs bezeichnen 
konnte, so drohten die französischen Massnahmen, diesem Zustand ein 
Ende zn bereiten. Selbstverständlich erweckte der schwere Schlag, der 
Hamburg betroffen, die Theilnahme Englands und Preussens, wie auch 
des neutralen Dänemarks; Abhülfe konnten sie aber nicht schaffen. Diese 
durfte die Stadt — von ihren directen Bemühungen in Frankreich 
abgesehen nur vom Kaiser erwarten. Doch nicht leicht war die 
kaiserliche b^ürspraclie zu erlansjen. Der Wiener Hof stellte sich in dieser 
Angelegenheit durchaus auf die fraii/.iisi^dit' Seite. Kr li- ss ileiii Ham- 
burger liath durch den Urafeu Kaab zu erkuuneu geben, dass die iStudt 
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nur eine verdiente Züchtigung empfangen. Von einer Verwendung des 
Kaisers fttr die Stadt könne nicht die Rede sein, bis sie ihr Unreeht 
wieder gut gemacht habe. Der Rath möge eine Deputation an Champeaux 
schicken und ihm erklären: der Kaiser habe ihm anbefolilen, der Krone 
Frankreichs die gebührende (Tenugthuunp: zu geben und sich auch künftig 
so zu betragen, dass dem König von Frankreirh keinerlei Ursache zum 
Missfallen gegeben werde. Solcher Demüthigung sich zu unteiyiehen, 
widerstand dem Senat aufs äusserste. Er zögerte, der kaiserlichen 
Weisung zu willfahren. Die Folge aber war, dass Raab nunmehr er- 
klärte, wenn Hamborg sich nicht schleunig füge, werde der Kaiser der 
Stadt nicht nnr die gewQnschte FOrapraehe beim finnzOsiscben Hof ver- 
sagen, sondern seinen Einflnss dahin geltend machen, dass die Begünstigungen, 
die Hambni^ bisher in fYankreich genossen, fortan einer andern 
deutschen Stadt zu Theil wUrden. Nicht lange darauf, am 8. Angnst, 
begaben sich zwei Vertreter des Hamburger Baths zu dem jungen 
Champeaux, um mündlich und schriftlich Erklärungen abzugeben, die dem 
franzosischen Qeschftftstrftger, wie auch dem kaiserlichen Gesandten wolil- 
gefäUig waren. Champeaux Hess es sich nunmehr angelegen sein, durdi 
ausgesuchteste Höflichkeit den Kathsdeputirten die Erfüllung ihrer Mission 
minder peinlich zu machen. Aber die Thatsache war dadurch nicht 
beseitij^t, dass Hamburg abeiinals durch das Juch gegan^ren war. 

Die l>etrachtiingen, zu denen diese \'nrffänire Aidass geben mus.sten, 
sind in einer im Juni des Jahres 1 7(iu erscliieiiciien l'ublication „Schreiben 
eines Gelehrten in Hamburg an seinen Freund in Amsterdam von den 
Ursachen des feindlichen Hezeigens der ivrune i^'rankreichs gegen die Stadl 
Hamburg'' niedergelegt worden. „Wie thener" — heisst es darin gegen 
Ende — „kommt nicht die Freundschaft des Kaisers und des Hauses 
Oesterreich mit Frankreich den schwachen Ständen in Deutschland und 
insonderheit den freien Reichsstädten zu stehen. Dieser Frennd des Kaiseis 
ftthret sich nicht anders als ein despotischer Gebietiger in ganz Deutschland 
auf ... t Hau sollte glauben, dass man in Versailles selbst keine andern 
Gedanken hätte, als dass sich die (h.spotische französische Gewalt Uber 
Deutschland nicht weiter erstrecken könnte, als es durch französische 
Truppen und liesatzungen unter dem Joche erhalten wird. Allein Sie sehen 
ans dem Vorfalle mit unserer Stadt, dass wirklich die Einbildung in Versailles 
herrschen muss, dass sich schon fjanz Deutschland bis in seine äussersteu 
Grenzen in der franzi"»sisclien Despoterei befindet. Urtheilen Sie selbst, ob der 
französische Hof von Dünkirchen oder St. Malo, wenn sich eine von diesen 
Städten einem ungerechten seeräuberischen Ansclila<re widersetzt liätte, 
mehr hätte verlangen können, als dass der .Magistrat mit aller ferneren 
Untersuchung gegen seine implicirten Einwohner sofort aufhören sollte, 
und ob er eine von diesen Städten härter hätte bestrafen kOnnen . . . . 
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FraOicb sollte sicli unsere gute Stadt des Schutzes des kaiserlichen Hofes 
gegen dieses ausserordentlicli liarte und ungerechte Verfahren Frankreichs 

za verspreclien haben . . . 

Die Sclirift, der diese Wendungen entnommen, wnrdf^ alsbald nach 
ihrem Ersclieinen vom Rath verboten '"i und auf wiederholtes Verlangen 
des kaiserliehen Gesandten am 1. August 17(i() von dem Frohn auf dem 
ehrlosen Block zenissen und verbiannt. Hätte man aber auch den Vertrieb 
und fi-eien Umlauf der Schrift gestattet, so würde sie schwerlich in 
liSlierem Masse dazn beigetragen haben, das kaiseriiehe Anseben in Hamboig 
zn beehitr&cbtigHn, als die YorflUle, die sie beleuchtete. 

Ende 1760 worde das auf die Hambmgiscben Schiffe in fYankreich 
gelegte Embaigo fttr aufgehoben erklärt. Veigeblich waren dagegen die 
Bemühungen, Frankreich zu bestimmen, den Vertrag von 17 IG für Hamburg 
wieder in Kraft zu setzen. Erst im Jabre 17f;!> ei-langtc die Stadt, dass ihr 
von der französischen Regierung ein neuer Handelsvertrag bewilligt wurde. 

Der Conüiit mit Frankreich vom Jahre 17(!() bedeutete für Hamburg 
zweifellos die iuk lilialtigste Schädigung, welche die Stadt im Laufe des 
siebenjährigen Kiitges eifaliien hat. Aue Ii sonst freilich nnisste Hamburg 
während dieser Periode manche Unldll i'iber sich ergehen lassen. Ks sei 
nur an die mit Uuneniaik abgeschlossenen sogenannten Leih- und i^'reund- 
scliaflsvertrage von 1759 nnd 1762 erinnert, von denen der letztere durch 
niilitäriscbe Gewaltmassregeln erzwungen ward. Anderseits ist es der 
Stadt wilbrend der ganzen Dauer des Krieges zu gute gekommen, dass 
— von den erwähnten fhuizösiscben Nachstellungen und den nnvermeidlicben 
britischen Rflcksichtslosigkeiten abgerieben — ihr Handel, als der eines 
neutralen Gemeinwesens, namentlich auf dem Meere ungestört blieb, während 
z. B. der von Stettin durch Russland und Schweden gelienmit ward. 

Nach <lem auch in Hamburg freudig beginssten Frieden brachte hie)- 
freilich theils der Fintluss von Bankerotten in anderen Handelsstädten, 
theils die l'ebei-specnlation am Platze selbst eine Handelskrisis hervor, 
von der sich die Stadt jedoch allnuihlicli wieder eiholte. Die Zeit vom 
Hubertsburger Frieden bis zum Tode Friediichs des Grossen war für 
Hamburg eine Periode von zwar nur bescheidenem Wohlstände, aber doch 
von gedeihlichem Fortschreiten auf den verschiedensten Gebieten. Das 
Gleiche gilt im grossen und ganzen auch von dem ttbrigen Deutschland. 
In Prenssen wandte bekanntlich der König selbst seinen ganzen Eifer der 
Aufgabe zu» zur Heünng der Wunden, die der Krieg geschlagen, durch 
Hebung der Landeswohlfabrt beizutragen. Es konnte dabei nicht fehlen, 
dass BMh neue ein gewisser Gegensatz der wirthschaft liehen Interessen 
Pieussens und Hamburgs hervortrat. Benierkenswerther aber war die 
Verschiedenheit der wirthschaftlichen Ansichten. 

*) 8fliiat0protokoll vom 30. Juii 1760. 
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In Hamburg kamen immer mehr freihändlerische Anschauungen zur 
Geltung. W enigstens neigte die Kanfniannschaft diesen zu. Wenn ihiit-ii 
im llamhurerer Staat niclit in hüheiem Masse h'echninif^ getiageii wurde, 
so erklärt sich dies vorzugsweise aus linanciellen Gründen. Man liegte 
die Besorgniss, dass siih für die Kinnahmen aus den Zöllen nicht leicht 
ein ausreichender Ersatz finden lassen werde. Wo derartige Bedenken 
nicht im Wege standen, pflegte sich der Senat in allem, was den Handd 
betraf, den Gatachten nnd Batbsehlägen der Commeizdepatirten anzn* 
schliessen, die jedem Zwang nnd jeder Bevormundung anf eommerdellem 
Gebiete abhold waren. Umgekehrt sollte in so manchen anderen dentscben 
Territorien das wirthschaftliche Leben von oben her regulirt und gefördert 
werden, und zwar möglichst schnell, m<3glichst durchgreifend. Da tauchten 
denn an allen Ei ken nnd Enden jene Projcctenraacher und Tausendkünstler 
auf, die den nationalökonnmischen Stein der Weisen gefunden zu habeu 
meiutt-n, d. h. ein Mittel, um die Landesschulden zu tilgen und den Staats- 
säckel zu lullen, ohne die Untertham n zu driirken, die sich verniassen. die 
Blütlie von Ackerbau, Industrie und Handel mit einem Schlag hervorrufen, mit 
einem Wort ein veraimtes, verödetes und verschuldetes L»and in ein irdisches 
Paradies verwandeln zu können. Solche Abenteorer trieben namentlich 
in den kleineren deutschen FttrstentbOmem ihr Wesen. Friedrich der Grosse 
war, wie sein Vater, jeder Windmacherei abgeneigt, und sein besonnener, 
staatskluger Sinn schützte ihn in der Regel davor, sich anf unreife Plane 
und fiberstfirzte üuternehmnngen einzulassen. Doch gerade in den Jahren 
nach dem siebenjähiigen Krieg veileitete ihn mitunter der Feuereifer, 
seinem Lande aufzuhelfen, auch seinerseits dem nationalökonomischen 
Wuiidcrglaulien jenes Zeitalters seinen Tiibut zu zollen. Jedenfalls wurde 
er lit iiü'ide, Ivaulleute, Hanquiers. Tfchnikei-, Industrielle der v^-r- 
schiedeiisi.'ii Art lieranzuzielien , um iliif \'(»ischliiire zum iJestrii der 
LandeswuliUaln t eutgegenzunelunen und unter I niständen ilire K-xpi i imente 
zu untcrsliitzen. Gelegenilich wurden auch Uamburgische Kaufleute vom 
König berufen nnd durah Bewilligung von Titeln und ansehnlichen Gehalien 
gefesselt; es waren das freilich meist Leute, die in Hambuig kein besonderes 
Ansehen genossen hatten und dann auch in Preussen nicht den gehegten 
Erwartungen entsprachen. 

Ein grösserer Achtungsbeweis, der Hambui-g von Preussen zo Thefl 
wiu-<Ie, bestand darin, dass man die Beihttlfe der Stadt zur wirtbschaf1> 
liehen Förderung des Landes zu erlangen suchte, im Interesse des 
schlesischen Leinenliandels, wie lür di ii Alisatz der in Preussen fabricirten 
Pdrzellanwaaren und nirlit minder zur Wiederbelebung des Handels und 
der Schitfalirt von Magdeluirff. Auch daduicli bekundete die |)reus>isclie 
Kegiernng den Hanibnr<rern eine gewisse Anerkennung, dass sie von ihnen 
gelegentlich Gutachten ül)er cummercielle Angelegenheiten einholte, so u. a. 



Digitized by Google 



83 



über die Fk-a^, wie den Messen in Frankitart an der Oder aafinihelfen 
sei. Die Ausarbeitung der Antwort ftbemahm Job. Scbnback, derTiceprftsident 

der Coinmerzdepiitation. In der betreffenden Denkscbrift bemtthte er sieb 

nachzuweisen, dass der Rückgang von Frankfurt an der Oder wesentlich 
durch das Prohibitivsystem herbeigeführt worden sei. Er schloss mit den 
Worten: „Freiheit muss die Losung werden." Die von Schnback 
kundgegebenen Anschauungen waren siclier die in Hamburg herrsi lu iiden. 
Man kann sich danach vorstellen, welclics Befremden es bervorrit'f, als im 
Juni 17(1!» der Commerzdeputation vom Senat die Mittheilung gemacht 
wurde, der preussische König beabsichtige, „die ganze Handlung mit Waaren 
In doro Landen* sn Terpachten, wie dies mit dem Tabaek bereits vorher 
geschehen war,*) und wUnsche zu wissen, ob die Hamburger sich hierbei zu 
betheiligen gedftchten. Man gewinnt noch heute ans den betreffenden 
FtotokoHen den Eindruck, dass die Herrra der Commerzdeputation bei der 
Eenntnissnahme dieses Projects ein gelinder Schänder überlief. Dass Hamburg 
sich auf etwas derartiges einlassen könne, erschien ihnen ausgeschlossen. 
Das Project durcli Gegenvorstellungen zu bekämpfen, hielten sie fftr 
fruchtlos; sie konnten, wie sie dem Jvath am Juli schrieben, sich nur 
mit der HotViiiuijr beruhigen, dass die göttliche Vorsehung ihr Flehen 
erhören werde, einem so grossen und weisen Kiniige gnädigere Gedanken 
über das allgemeine, das Wohl aller Staaten lürdernde freie Tommercium 
einzutiössen. Zur Ausfühiung i.st das Pioject in der That niciit gelangt; 
indessen scheinen ähulicbe Ideen die preussische Regierung noch eine 
Weile beschäftigt zu haben. 

Im weiteren Verlauf des Jahres 1769 wurde der Commerzdeputation 
▼om Senat aufgetragen, ein dem preussisehen Minister von der Horst*) 
einzusendendes Gutachten ftber die Frage auszuarbeiten, wie dem 
Hambuigischen Handel mit Prenssen zu grösserem Aufschwung zu ver- 
helfen sei. Die Abfassung der Deuksclirifb wurde wieder von Schnback 
übernommen. ^) BemerkensAverth ist darin n. a. die Zurückweisung der 
in Prenssen verbreiteten Ansicht, dass Hamburg dem preussisehen Handel 
abgünstig und gerade/n scliädlich sei. Diesem Vunirtheil gegenüber 
betonte er, wie sehr Hamburgs Wohlstand von dem seiner ^atllbaren 

') Nach dem Rathsprotokoll TOm 21. Jani ITfi!) zn Rchlieüseii, w:ir die Erklämog 
des preusfiischeu Ge.siuidtcn, die m dieser MittheiimiL' .\iiIiihs g^'^a lu-n hatte, .illcrdinirs 
nicht 80 weit gegaiigen. Hier beisst es nur: „dass zalulgc eiuer uächäteuü bevorstcheudi^u 
Eiariditaiig die ISoflilir nnd Lieferung Terschiedener Waaren von einigen aaewKitigen 
Handeltileaten übernommen und mit Ansschluss anderer aUeinig werde besorgt werden, 
v,\o drnn die Engländer dif Liefcrnntr des Reifios übomorniion li;ilion follton ; Er, der 
Herr Geb. £atb, Hesse es also dabin gestellt sein, ob etwa aucb einige blusige Kauflente 
die priTative Lieferang ein oder anderer Waaren ttbemelinien woUten." 

^ Comm. A. 15. September* 
FrotolcoU der Conunendq^ntation Tom 19. October 1769. 

6* 
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abhAnge, nnd dass jede Einbusse des Kaoflnaims in Berlin nnd Bredu 
anch in Hamburg fUhlbar sei; anderseits sncbte er im einzelnen za 
veranscliauliclu'n. wie jiiosse Vortlieile der Hamburgisclie Handel den 
I)r('ussisclien Landen durch Vertrieb der preussischen Landesproducte und 
durch Creditsewährung vei-scliafFe. Weiter bemühte er sich, die Vorzüge 
des Freihandels dar-zuthun, der Holland reich gemacht liabe, wäbrend 
Sclnvcdcn. wo das entgcgeng'esetzte System vorwalte, arm gebliehen 
sei. Iii Prenssen wären sonst alle Voraussetzungen für die Wohlfahrt 
der Untertliaiieii vorhanden, „eine völli<re Relifrions- und Gewissens- 
freiheit und eine kluge Beobachtung der strengsten Polizei''; nur die Handels- 
Ireiheit fehle zum Glück des Landes. Uebrigens verlangte öchuback 
keineswegs, dass man sofort durchweg mit dem bisher befolgten System 
brechen solle. Er machte vielmehr Vorschläge, wie man allmählich in freien 
Bahnen hinttberlenken könne. Er empfahl, fremden rafBnirten Zncker noch 
eine Zeit lang um 5— C% hoher als prenssischen zu belasten; wenn sieh 
dann heransstelle, dass die heimischen Fabriken nicht mehr mit Yortheil 
arbeiten konnten, so sei erwiesen, dass sie keine Bevorzugung verdienten. 
Im übrigen rieth er, die Tabacksregie abzuschaffen und dafttr ein im 
ganzen Ijande kopfweise zu bezablendes Tabacksgeld einzuführen- Die 
bestehenden Einriebt ungen, durch welche die Elbschiflfahrt gehemmt und 
dei- Getreidehandel erseliwcrt wurde, empfahl er ganz oder theilweise auf- 
znhelten. InsbesinubMc be/ciebnete er es als erwünscht, die hohen Kllizitlle 
zu ei mässigeu un<l die \ erfiigiing, wnuacb anderes als preussiscbes H^lz 
nur gegen t-iiie (abgesebeu vom gewübnlichen Zoll) zu entriehteiide 
Transilo-Abgabe von .i^'/a^/o die Elbe herunter geüösst werden durfte, zu 
beseitigen. 

Auf diese Abhandlung erfolgte alsbald eine Erwiderung aus Berlin, 
die den Minister von der Horst selbst znm Autor hatte.*) Darin wurden 
Schnbacks Ausführungen als die eines geschickten Verfassers bezeichnet 
nnd anch zugegeben, dass man ihnen beistimroen mttsse, wenn man die 
allgemeinen Hegriffe des Handels zur Grundlage nehme nnd die Wohlfshrt 
des ganzen Menschengeschlechts ins Auge fasse. Zu anderen Anschauungen 
aber komme man vom Standpunkt des prenssischen Staats; denn für 
diesen wurde bei einer Systemänderung die Gefahr entstehen, eine 
starke Bevölkerung, wichtige Einkünfte nnd Mittel zur Erhaltung des 
ansehnlichsten Kriegsstaats zu verlieren. U. a. bemerkte v. d. Hoi-st, dass 
die von Schubaek bekämi»fte Tabackspaelit ein Mittel sei. dem Köni'^ 
ohne sondi'ilieh emplindlirlic Belästigung der ruterthanen mehr Eiiikiiiifte 
zu verschallen, als das grösste FUrstenthum iu Deutschland abwerfen 

") I>ipse Erwiderung findet sieb in dem Protokoll der Conimerz-Dcput iti n v.m 
i:;. Det l)r. 1T<;9. I'iiss Freilicrr von der Uont der Verfasser war, wird im Protokoll vom 
Iis. Nüvbr. ITÖG ausdrücklich gesa;^ 
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kenne. Obwolil er aber Schubucks Argiuneiite durch den Hiuweis auf die 
Lebensbediogimgen des preassischen Staats, lUr den der Handel gar nicht 
in erster Linie in Betracht komme, und durch mancherlei andere EinwSnde 
zn wideiiegen suchte, so war er doch weit davon entfernt, ein Widersacher 
des Hamburger Handels zu sein. Auch meinte er, dass im preussischen 
Lande kein des Handels Kundiger lebe, der sich nicht schämen wflrde, zn 
behaupten, dass Hambnr«? dem preussi.schen Export schädlicli sei. 

In dem letzten Tbeil seines Aufsatzes deutet v. d. Horst in einer 
Reihe von Vorschlägen an, wie vei-jschiedenen der von Schuback vorge- 
brachten Hpschwerd^Mi Hbf2:eh(dfen und überhaupt ein Ausj^leich /.wischen 
den Tlanilnu i^ischni und prefissischen WünscluMi und Interessen l)e\veik- 
steliigt werden ki'»nne. Er hielt es für ausfiilii bar, dass Hand>ur^r, nicht 
die einzelnen Kauflente, sondern die Stadt als co)nniercielle Gesaninitheit, 
durch Entschädigung eines Tlieils der gegenwärtigen Interessenten den 
Hamburger SchUfinn anft neue Antheil an der Fahrt zwischen Hamburg 
und Berlin Terechaffen, und dass man durch Unterhandlung mit den Hagde- 
bnrgem wieder freie Fahrt bis Pirna und Leitmeritz erlangen könnte. Die 
Benachtheiligung durch die Berliner Znckersiedereien w8re durch einen 
Vertrag mit dem Splittgerberschen Hause oder durch T^cbeniahme des 
Betriebs nach Ablauf des diesem Hanse gewahrten Privilegiums hinweg- 
zorftnmen. Auch an die Stelle der privilegirten Hulzcompagnie könnten 
die Hamburnrer treten und endlich ,.dnrch eine alliienieine Verbindung der 
Coninien'irendeii" sirli <les grüssten Theils des Ticiiienliandels von Europa 
beniäclitijjeii, was auch dem preussischen Interesse entspieclien würde. 
Merkwürdige Voi-schläge, die einerseits den Ans( liauungen der Hamburger 
entgegenkamen, anderseits sich in schroffstem Gegensatz zu denselben 
bewegten, jedenfalls aber deutlich zeigen, wie sehr man in den mass- 
gebenden preussischen Kreisen den Werth der wirthschaftlichen KrAfte 
Hambnigs zu schätzen wusste. 

Dass eine Verständigung in der angedeuteten Weise nicht erzielt 
werden konnte, bedarf der Erwähnung kaum. Preussen und Hamburg 
gingw auch ferner ihre eigenen Wege. Aber sie beg^fueten sich doch 
immer wieder. Wie Friedrich der Grosse schon im Anfang seiner Regiening 
dafür eingetreten war. iliss liberale ({lundsütze des Völkerrechts im See- 
kriege zur Geltung i'f lauLrten. so auf's neue treiren Ende seines Tjebens. 
Während des amerikanischen Unabhiingi^^ki'itskne<i:es gehi»rte Preussen 
bekanntlich zu den Mächten, die sich zur Abwehr der von England gegen 
die neutrale Schiffahrt geübten Willkür verbündet hatten, und im Jahre 1785 
schloss Friedrich niit dem befreiten Nordamerika jenen Frenndschafls- und 
Handelsrertrag, der zwar von geringem praktischen Nutzen, aber von 
desto hdherem idealen Werth war. Nicht nur der Grundsatz „F^ei Schiff 
frei Out" war darin anerkannt, sondern es war darin ausdrQcklich erklärt, 
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dass im Fall des Krieges keine Kaperei stattfinden, nnd dass der Krieg 
überhaupt nicht gegen SanlEabrteischiffe, nicht zur Unterbrecbong des 
Handels geführt werden solle. Es begreift sich, dass Bestrebungen dieser 
Art gerade in Hambnig die lebhafteste Sympathie erweckten. 

Nicht zum wenigsten als Vorkämpfer eines liberalen VOlker-Seerechts 
ist Friedrich der . Grosse in den Schriften von Büsch wiederholt gepriesen 
worden. Doch anch in mancher andern Hinsicht hat der weitblickende, 
noch immer nicht genng gewürdigte Hamburger Nationalükonom die 

Verdienste des preussischen Königs anerkannt Der Wirtlischaftspolitik 
Friedrichs gegenüber gehörte er freilich ebenso wenig zu den unbedingten Lob- 
rednem wie zu den blinden Tadlern. Freihändlerischer, als die Mehrheit seiner 
deiitsc'lien Voi ß-änger,*) gab er doch einem Mirabeau zu der charakteristischen 
Aeiisscniiif,' Aiilass. er sei tausend Meilen von den (futen Princijucn der 
Nationalökonomie cntfcint.-) Kr hat über die Mängel und Kinseitigkeiten des 
Mercantilsystenis wiederholt uufs scliärt'ste abgeurtheilt ; aber er verschloss 
sich doch niclit der Erkenntniss, dass Friedrichs des Grossen wirth- 
schaftJiclie .Massiegeln nicht wenig zur wirthschattlithen Fördenmg der 
preussischen Lande beigetragen, und ebeuso wenig verkannte er, dass der 
wirthschaftliche Anftchwnng Prenssens auch Hamburg zum Nutzen gereichte. 
Als thöricht bezeichnete er es, zn wünschen, dass die Mark Brandenbnig in 
ihren ehemaligen betrübten nnd kümmerlichen Znstand zurückversetzt 
werde, in welchem sie von Hambmg abhängiger gewesen. 

Wenn somit in Hamburg selbst Friedrichs Leistungen anf wirthschaft- 
liebem Gebiete gewürdigt nnd anerkannt wurden, so begreift es sich, dass 
sdn Wirken in anderen Beziehungen noch rückhaltlosere Anerkennung 

fand. Auch darf man annehmen, dass seine Refonnbestrebnngen, wie in 
Bovielen anderen Theilen Deutschlands, auch in Hamburg als A'orbild 
gedient haben. Seine Bemühungen zur Besserung der Lage der Bauern 
haben vennuthlicli dazu beigetragen, dass i. J. \772 in den Hambnrgischen 
A\'al(l<li)rfVrn die Holdicnste für ablösbar erklärt wurden. Die von iiiin 
während seiner ganzen l\egieningszeit bekundpte religiiise Toleranz hat 
sicher Eintlu.ss darauf gehabt, dass sich in dieser Beziehung auch in 
Hamburg ein Fortschritt vollzog. Die Lage der Reformirten und Katholiken 
hatte sich insofern schon seit einiger Zeit gebessert, als ihre regelmässige 
Theilnahme an dem Gottesdienst in den Gesandtschaftscapelien der 
Diplomaten, die noch im zweiten Jahrzehnt des Jahrhunderts heftigen 
Widerspruch herrorgemfen, zwar nicht recht- und veifassungsmässig, 
doch nachsichtigerweise geduldet ward. In eine ganz neue Bechtsstellung 
aber traten sie ein, als ihnen durch das Toleranzedict vom 19. September 



') Wilh. Roscher, Geschichte der National-Oekonomik in Deutschland. S. 57:>. 
^ Lettre« du comte de lUrabeaa 4 un de les amü en AUemagne (1792) S. 2«>d. 
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1785 die freie und UDgestürte Religionsübung und das Errichten von 
Bethftnsern — frdttcli olme Thttmie, Qlocken und andere in die Augen 
fallenden Kennzeichen einer öffentlichen Kirche — zugestanden wurde. 

Für die gemeinntttzigen Bestrebungen in Hambni^, die ja in dieser 
Stadt stets heimisch gewesen, war die Zeit nach dem siebeqjflhrigen 
Kriege, insbesondere die erste Periode des Bestehens der Patriotischen 
Gesellschaft, eine Art goldenes Zeitalter. Förderung des Gemeinwohls im 
weitesten Sinne des Worts war damals die Losung in Hamburg, genau so wie 
in Preussen. Dorli tritt uns bei einer Vcrgleiclinng dessen, was hier und 
dort geschab, wie in wirthscluit'tiicher Hoziehung, so anrh bei Kefuim- 
bestrebungen anderer Art immer wieder der Unterschied entgegen, dass in 
Preussen die Action vorzugsweise vom Staatsoberhaupt ausging, während 
in Hamburg sich die Bevölkerung selbst in höherem Masse regte. Gewiss 
bat anch hier sich der Staat der Förderung des Gemeinwohls nicht entzogen, 
indessen trat seine Initiative weniger henror; er begnügte sich hftnüg, wie 
z. B. bei der Begrflndung der allgemeinen ibmenanstalt damit, dem, was 
klnge nnd patriotische BUiger ersonnen hatten, gesetzliche Geltung zu 
Terschaifen. Trotz dieser Yerschiedenheit aber war die Verwandtschaft der 
patriotischen Bestrehungen in Preussen und Hamburg gross genug, um es 
verständlich zu machai, dass man auch in letzterer Stadt für das uner- 
müdliche und aufopfeningsvoUe landesväteriiche Walten Friedrichs des 
Grossen TU'wundt^inng liegte. 

Ein G eint^iu w(>s<'u wie Hamburg hätte nimmer Bestand haben, ninnner 
den hunderterlei von innen und aussen drohenden Gefahren gegenüber sich 
behaupten können ohne Festhalten an dem Princip der selbstlosen Hingebung 
des Einzeben an das Gemeinwohl. Dieses Princip war in Friedrich dem 
Grossen gleichsam zu Fleisch und Blut geworden; es hatte in ihm 
eine Verkörperung erhalten, wie kaum zuvor in der Weltgeschichte. Daher 
konnte es nicht anders sein, als dass seine Persönlichkeit den Hamburgern 
£hrfhrcht einflösste. 

Nicht ganz so lebhafte oder nngetheilte Sympathien, wie für Friedrich, 
hegte man in Hamburg für den preussischen Staat. Neben vielen Institutionen, 
die man bewunderte, fand sich dort so manches, was den Hamburger befremdete 
oder abstiess. und oltwolil die Kxistonz ein(^s mächtigen Preusseus vielleicht 
nicht wenig dazu beigctragm liat, dass Hamburg im Jahre 17(;s in den 
Vollbesitz reichsstüdtischer UnahliiiiiLnjrkcit gclangti'. so ist »loch im Zeitalter 
Friedrichs des Grossen wahrscheinlich nur wenigen in Hamburg das volle 
Verstftndniss dafür aufgegangen, was es für diese Stadt bedeutete, dass in 
Norddentschland eine achtunggebietende, dauerverheissende europäische . 
Orossmacht erstanden war. Als eine dauerverheissende Macht durfte man 
in der That Preussen schon in der Zeit Friedrichs des Grossen bezeichnen. 
Im siebeqjfthrigen Krieg hatte es seine erste Feuerprobe bestanden. Eine 
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zweite Feuerprobe folgte zwanzig Jalire nach dem TodeFriediiebs des Grossen, 
nnd diese Temochte Preossen anscheinend nicht zu bestehen. Einen Monat 
nach den ScMachten von Jena nnd Anerstfldt yeröiFentlichte Archenholtz, der 
in seinen jnngen Jahren im siebenjährigen Kriege mitgekämpft nnd später 

(IuitIi seine Geschichte dieses Krieges soviel znr Begeistemng Püar Friedricli 
den Grossen beig:etragen hatte, in st im r zu llaiiilmtg orsrlirinfnden Zeitschrift 
„Minerva" eine Abliandlun^r, die den Titel führte: „Betrachtungen am Grabe 
der prenssischen Monarchie." Darin bezeichnet er Prenssen als einen 
erkiinsicllen Staat, der nnr als ein historisches Phänomen j]^elten könne. 
Achnlichc Acnssfiunfrcn finden sich in dm Hericlitcii des damnlifren Vei treters 
der Hansestädte Vieini preussisc.hen Hnfc. des l»ekannten Historikers Weltmann. 
Wenn in sojeher Weise Männer nrtheilten, die als Antoritäten anC histori-^ch- 
prditischeni Gebiet ^jalten, so l»egreift es sich, dass man anch in weiti ien 
Kreisen Prenssen als einen St^tat ansah. «1er zwar eine glänzende Vergangen- 
heit, aber keine Zukunft habe. Zum Gluck aber waren solche Anschauungen 
nicht altgemein herrschend. Vielmehr verharrten viele der besten deutschen 
Männer innerhalb und ausserhalb Prenssens in ihrem Glauben an die Zukunft 
des Staates Friedrichs des Grossen. In diesem Glanben lag Rettung und 
Heil. Was Friedrich der Grosse während seines langen, ebenso ruhmvollen, 
wie mühseligen Waltens geleistet-, das ist fast mehr noch, als während 
seiner Regierung selbst, in der Zelt der Erhebnn<^ wider die Fremdherrschaft 
dem gesammten dehtschen Volk und somit auch Hambmig zum Segen geworden. 

2. Hamburgs Betfohungm zam deuliebm Reioli, imiMtondore im ZeHaHer 

der franzfisinhen Rtvoludon. 

Aus der zunehmenden LockemniEr des lleichsverbandes seit dem west- 
fJllist h»'n Frieden ei kläi t es sich znr Genü^-e, dass die Beziehnngen 
Hamburgs zu dem mächiiy:sten norddeutschen Staate bedeutsamer waren, 
als die zum Reichsoberhaupte. Immerhin darf nicht übersehen werden, 
dass die Reichsgewalt auch noch in der zweiten Hälfte des 17. und 
während des grOssten Thefls des 18. Jahrhunderts in den Reichsstädten 
Ansehen und Einlluss bewahrte. Wie sehr dies namentlich in Hamburg der 
Fall war, dürfte zum Thefl schon aus der bisherigen Darstellung anschaulich 
geworden sein. Immer wieder aufs neue waren während der Zeit der bOrger- 
lichen Wirren in dieser Stadt kaiserliche Ck>nimissionen eingesetzt worden, 
um zwischen den hadernden Parteien zu vermitteln, bis schliesslich in den 
Jahren 1708 bis ITI J unter der energischen Leitung nnd eifrigen ^litarbeit 
des vom Kaiser bevollmächtiirten Grafen von Schönboni das Friedeiiswerk 
zu Stande kam. Unter dem Kinthiss der kaiserlichen Autorität wurden 
SMiiiit die Ve!tassuii<rs?^est txe L^-schatVen, auf denen nahezu 150 Jahre das 
bürgerliche Leben in Hamburg beruhte, und um derenwillen wenigstens 
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im Torig^en Jahrhimdert Hamboig als das fireieste und bestgeordnete 

deutsche Gemeinwesen gepriesen wurde. Wkhtij^er war, dass Hambuig 
in seinem Verhältniss zu den übrigen Staaten nicht des Rückhalts zn ent- 
rathen vermochte, den ilini Kaiser und Reich gewährten. Fast nach jeder 
nenen Kaiserwahl Hessen die Haniburfrer es sich angelegen sein, ihre zum 
Theil aus dem Mitteialtfr stanimeiidcn und wälircnd des und 17. .Talir- 
liunderts in nicht unerhelilii her Weise vennehrten kaiserlichen Triv ilciricn 
von dem ncucvkoreneu Ixeiclisnheihaupt bestätigen zu lassen; denn, wie im 
fiühereu Zusauunenliaiig angedeutet, die lienifung auf die alten Freilieits- 
briefe musste ihnen als wichtigste Handhabe dienen, um sich der Znmuthungen 
md Hebelgriffe zu erwehren, von denen Hamburg als ein kleiner 
und im wesentlichen schutzloser Staat beständig dorch stärkere Nachbaren 
bedroht war. 

Vor allen Dingen wichtigr war es für die Stadt, dass das entschiedene 

Eintreten des Kaisers flir ihre Keichsunmittelbarkeit es ihr ermöglichte, 
Jahrhunderte hindur( h den ir(dieitsansprüchen des Hauses Holstein gegenüber 
ihre Unabhängigkeit zu hehauiiten. Allerdings sahen wir, dass die kaiserliche 
Autdiität Hamburg nicht völlig dav<»r zu bewahren vermochte, dass es in 
Zeiten der Htnlrängniss den dänischen Forderungen mitunter recht weit 
entgegeukonimen musste; und nicht minder wird aus den Mittheilungeu 
der früheren Abschnitte anschaulich geworden sein, dass das Reichs- 
oberhaupt der Stadt nicht direct, soudein nur durch Vermittelung der von 
ihm beauftragten BeichsfDrsten wiiksame Htllfe zn leisten im Stande war. 
Häufig musste sich der Wiener Hof überhaupt darauf beschränken, 
zu Gunsten Hamburgs diplomatische Vorstellungen nach Kopenhagen 
zn richten oder allerlei Monitorien, Dehortatorien oder sonstige 
kaiserliche Patente zn erlassen oder auch vidleicht einmal anzudrohen, 
dass in Vergeltung der wider Hambnrg verübten Gewalt alle dänischen 
Effecten im Reich und in den österreichischen Landen mit Beschlag 
belegt werden sollten. Die Ergebnisse solcher Kundgebungen waren 
anscheinend gering. Gelegentlich madifc sich die dänische Regierung 
wohl das Veignügen, einen Erlass des Kaisers, in dem dieser für „seine 
und des heiligen römischen Reiches Stadt" eingetreten war, durch ein 
Schreiben zn beantworten, in dem Hamburg drei- oder viermal als 
„erbunterthänige Stadt" der Unbotmässigkeit gegen ihren rechtmässigen 
Landesherm bezichtigt wurde. Wenn jedoch der dänische Staatsminister 
Job. Hartwig Emst von Bemstorff 1767 die Erklärung abgab, die 
Ansprüche auf Hamburg hätten der Krone Dänemark seit vielen Jahr- 
hunderten nur leere Streitigkeiten, Verdruss uirf Misstrauen, ja Beleidigungen, 
die nicht geahndet werden konnten, eingetragen, so darf man daraus vielleicht 
schliesseu, dass die dänische Regierung die Zurechtweisungen des kaiserlidien 
Hofes dock nicht so ganz kaltblütig von sich abgeschüttelt hat. Ander- 
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seits verkannten die Hambniger niclit, dass zwar das Wohlwollen des 
Kaisers sie keineswegs jeder Gefahr zu entheben, dass aber dessen 
Ungnade die Grundlage ihrer politischen Existenz zu erschüttern vermöge. 
Kur zu gut wussten daher die Träger der kaiserlichen Kegiening und ihre 
Bevolhnächtigten, dass, wenn Haniburg ja auch durchaus nicht in allen 
Punkten dem Kaiser zu Willen war, es sich nach kürzerer oder längerer 
Frist diiili inniier wieder angelegen sein Hess und selbst erhebliche Opfer 
nicht scheute, uin seine Gunst aufs neue zu erlangen. Man verstand 
sidi in Wien auf die Kunst, diese Gesinnungen in finaadeUem Interesse 
auszunutzen, wie ja überhaupt die Beichsstftdte, und unter diesen Hamburg 
zumeist, in unverhältnissmässiger Weise für die Zwecke der Reichs- 
regierung in Anspruch genommen wurden. Bezeichnend ist es» dass der 
genannte Graf Schönbom gelegentlich seine Unzufriedenheit darttber, dass 
man von den Hansestädten zuviel auf einmal gefordert habe, durch die 
Worte zu begründen suchte: „er habe allezeit dafür gehalten, dass die 
Kühe oft, nit aber auf einmal bis auf das Blut zu melken seien."') 

Die Leistungen Hamburgs ttir das KN'itli dauerten fort, so lange das 
alte Reieli überhaujit bestand, wählend die Leistungen des Keiclies für 
Hamburg seit der Zeit der kaiserlichen Commissionen immer geringer 
wurden. Dass das alte Keich den Hansestädten zu keiner Zeit auf dem 
Meere genügenden Schutz zu gewähren vermochte, ist bereits wiederholt 
hervorgehoben und daraus das Streben der Stadt, sich während der Beichs- 
kriege von Feindseligkeiten gegen den Beichsfehid möglichst fernzuhalten, 
erklärt worden. Doch wenn die Beichsgewalt zu schwach war, um Hambuiig 
▼or Demflthigungen durch Fremde zu schützen, so war sie stark genug, 
ihrerseits in direeter und mittelbarer Weise Demttthigungen der Stadt 
hervorzurufen. Als Beispiel dafTir möge zunächst an den Conflict zwischen 
Hamburg und dem Kaiser in den Jahren 1719 bis 17-21 erinnert werden. 

Im Jahre 171!» hatte der Hamburgische Pöbel aus Wuth darülter. 
dass die zum kaiserlichen Gesandtscliafishaus gehörige katholische Capelle 
stattlidier und ansehnliclier. als ihre näcliste Bestimmung erforderte, neu- 
aufgeiichtet werden sollte, niclit iiui- die im Umbau begritfene Capelle, sondern 
auch das Gesandtschaftsbaus angegriffen und zum Theil zerstört. Der Bath 
richtete sofort ein Schreiben an den Kaiser, in dem er sein tiefes Bedauern 
darQber aussprach, dass er wegen der Menge des zusammengelaufenen 
PObels den Auflauf nicht so schleunig, wie er gewünscht, habe unterdrücken 
können. Er liess eine grikndliche üntersndinng einleiten, um die Schuldigen 
zur Strafe zu ziehen, und erklärte sich bereit, ftir alles Zerstörte und 
Beschädigte voUständigeu Ersatz zu leisten. Trotzdem machte der Kaiser 

1) Scbrdben vom 18. Mai ITIS. Wien. A. 

') Das Folgende nach den Acten des Hamb. Staatsarchivs. Vgl. den Artikel Uber 
den Baisenneister Garlieb Sillem (von Wilh. SillenO in der AUg. Dentacben BiogvapUn. 
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die ganze Stadt nod nameiiflich deren Obrigkeit f&r den Vorfift]], der 

als MajestÄtsbeleidigung aufgefasst wurde, verantwortlich. Anfänglich 
beabsichtigte er sieh durch Bestellung einer neuen kaiserlichen Commission 
Genugtliunng zu verschaifen. Hiervon liess er sich durch Vorstellungen 
der Hamburger abbringen, aber er verlangte nun, von anderfii liarten 
Bedingungen altgcselien, dass zwei Mitglieder des Ivaths, darunter der 
Bürgeimeister, der zur Zeit des Tumultes an der Spitze der Hamburgischen 
Regiening gestaiulen. nebst zwei Oberalten sich nach dem kaiserliclien 
Hoflager begeben und dort sich vor dem kaiserliclien Throne „fiisställig 
erniedrigen nnd auf den Enieen liegend die schuldigste Deprecation und 
Abbitte yenichten" sollten* Lange Zelt zOgerte man in Hambug, sich 
in der angedenteten Form zu demflthigen. Scbliesslich mnsste man sich 
fllgen, um die Nachtheile kaiseriicher Ungnade von der Stadt abzuwenden; 
war ja doch angedroht worden, dass, wenn die Stadt sich nicht willig 
zeige, der Kaiser sich ihrer in keinem Punkte annehmen nnd gleich- 
gidtig zusehen werde, wenn sie mit Unglück überschwemmt werden, nnd 
selbst wenn sie einem der Nachbarn in die Hände fallen sollte. Im 
Friilijalir 1721 begaben sicli der Büigcrmoister Sillem und der Kathsherr 
Brockes, der bekannte Dicliter, mit zwei Oberaltcn iiai li "Wien, um dein 
Willen des Kaisers Genüge zu leisten. Es muss daliingestfllt l)l('iben, 
wie weit es der Fürsprache des Prinzen Eugen oder dem diploniatischeu 
Geschick Sillems, seiner von Brockes gerühmten nherzenszwingendeu 
Beredsamkeit" oder den von Brockes selbst dem Kaiser zugeeigneten 
Versen') zuzuschreiben war, dass nicht nur die flbrigen Bedingungen in 
einigen Punkten ermfissigt wurden, sondern auch die Inscenesetznng der 
nuTermeidlichen Abbitte mit mßglichstem Glimpf erfolgte. Nachdem diese 
stattgeihnden, schrieben die beiden Abgesandten: Nicht das Geringste 
werde von diesem Act geredet werden können, was die Stadt bei der 
Nachwelt ,,verkleinerlich" zu machen geeignet sei. Auch beglück wünsclitcn 
sie den Kath aus dem Grunde iliivr Speie, indem sie zugleich der Hoti'nung 
Ausdruck ^^aiM'n, dass die Wiedererlangung der kaiserlichen (inade die 
feste Grundlage für das Gedeihen Hamburgs bis ans Ende der Zeiten 
bilden werde. 

Ein Zwiefaches ist bei den Verhandlungen, welche diesem Unter« 
werflmgsact yorausgingen nnd ihm nachfolgten, bemerkenswerth. Auch 
dem Kaiser gegenaber erscheinen der Bath und seine Vertreter anfe 
ftnsserste bemüht, die Autonomie Hamburgs in politischer und religiöser 



') Da.s Gedicht, <la.s dem Kaiser am Alieml vor der .Xudienz nnter den Teller 
gelegt wurde, euUiielt ülrigeus auter vieleu Uberscbwänglichen Ausdrücken der Verehrung 
die eplgnuunatiidie Wendang: 

Dein Hambarg lieget hie in uns zu Deinen FBasen, 
Dm, WM M tbeili gethan, theils nicht getban, ni bflMen. 
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BeziehoDg zn wahren. Man betonte immer wieder anft nene, daas an dem 

Religionsstande der Stadt nichts geändert werden dttrfe, und man lehnte 

mit Stanflliaftifjkoit and schliesslicliem Erfolge die Forderung ab, dass das 
Haus des kaiserlichon Gesandten künftig von der städtischen Jurisdiction 
hofroit sein solle. Auf der anderen Seite tritt uns aufs ansehaulichste 
eiitL^efren, wie selir der Kespect vor «lei- Maclit und dem Auselien des 
Iveiclis(»b«*rliaui»ts die Gemütlier der damaliiren I'efjenteii Hamburgs 
♦refangeu hielt. Um dies zu verstehen, nniss man sich vergej^enwärtigen, 
dass der Kaiser jener Zeit unter dem Kintluss der gewaltigen Siege, die 
Prinz Eugen über Franzosen und Tliiken errungen hatte, wieder zu einer 
gewissen Vormachtstellnng in Enropa gelangt war. Dessen ungeachtet hatte 
jedoch jener kaiserliche Minister den Mund etwas zn voll genommen, der 
den Vertretern des Hambnrgrer Raths erklarte, dass der Arm Seiner Kaiser- 
lichen Majestät im Reiche lang und stark genug wflre, nm die Stadt 
wider alle ungerechten Vergewaltigungen zu schützen. Die Thatsachen 
stehen mit dieser Behauptung in schreiendem "Widerspruch. 

Weniger noch, als bisher, vermnchte der Kaiser Haiiibnrg zu 
gewiilireii. st'itdem < )estei teidi \'on der Hidie, die es durcli die Krfolpre 
des l'rin/en Ku^'en enuniren liatie. allniählicli heral'jrt'suuken war. Ja, 
es fi^esehah sogai-. dass Hamlmif^ diii( Ii die Kiniuisse. die die Macht- 
stellung des Kaiseis erlitten, in Mith'idenschal'i i^ezujren wurde. 
Um Englands und Hollands otlenbar überschiit/te iiundesgenossen.schaft 
zn gewinnen, hatte sich die Osterreidiische Regierung genötbigt 
gesehen, in den 1731 und 1732 mit diesen Mächten geschlossenen Ver- 
trägen die 1723 in Ostende gegründete Handelscompagnie anftnheben 
und den Bewohnern der Osterreichischen Niedeiiande überhaupt den 
Handel von und nach Ostindien zu untersagen. England nnd Holland 
benutzten dies Zugeständniss, um das ^lonopol ihrer ostindischen Compagnien 
zu allgemeiner Geltung zu brin^ren. InsViesondere richteten sie ihr Augen- 
merk darauf, zu verhindern, dass der ostindisdie Handel der Compagnie 
von Ostende niivermr-rkt auf Hatnlmrg übergehe. Der Argwohn, das.s 
dies im Werke sei, hatte sich ertrebeii. als im Jahre 17:51 der „Apollo", ein 
Schiff, für das die Directoreii der ( umpagnie von Ostende schon im Jahre 
17'29 einen preussi.^chen Pass ausgewirkt hatten, im Jahre 17.il unter 
preussischer Flagge aus China nach Hamburg gekommen war, nnd als im 
folgenden Jahre die „Marie Armande", ein auf Rechnung eines spanischen 
Kanfinanns befrachtetes französisches Schiff, dessen Ladung aber nach 
Ansicht der Engländer nnd Holländer ans einem Schiff der Compagnie yon 
Ostende herübergenommen, in den Hafen von Hamburg einlief.') In beiden 

') \ gL die Bdlagen ra dm hud«ebriftlieheB SaUi> mid BflrgerschaltareeeM Tom 
20. JnU 1738 und J. J. Snilaiids Sduift „Erliatertea Recht der Deutschen nach Indien 
m handelA*' (Caiul lUi) S. 8$* BfgUiiiiagen iknd ich im Wiaatr StMtMtdiiT. 
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Etilen Terlaogten der engÜBChe und der holländische Gesandte in Hambni^, 

dass das Schiff und seine Ladung mit Besclila^ beleiht würden. Der Rath 
erblickte in dieser Zumuthung einen bedrohlichen Angriff auf die Freiheit 
von Handel und Schiffahrt, die er als ein nnscliätzbares Kleinod beschützen 
zu müssen glaubte. Er wullte es nicht dahin kommen lassen, dass 
Fremde sich zu Inspectoren über die Hamburgische Kaut'niannscliatt auf- 
wtuieu. Da die Gesandten in dem ersten Fall ihre Missbillitrung 
darüber geäusseil hatten, diiss die Stadt einem rechts- und vei tragswidrigen 
Handel Zuflucht gewähre, so verwies der Bath darauf, dass die Elbe ein 
allgemeiner freier Strom des dentschen Beiches sei» dass nur dem Kaiser 
mid den Bdchsfttrsten zostehe, den Verkehr auf demselben einzu- 
schrünken, nnd dass daher die Hamburger alle Schüfe, die weder Reichs- 
fdnden noch Seerftabem angehörten, in ihrem Haien zulassen mfissten. 
Diese Haltung des Hamburger Raths fand anfänglich die volle Billigung 
des Kaisers; aucli erklärte dieser ansdrttcklich (12. Januar 17^2'), nicht 
dulden zu wollen, „da.ss die Freiheit eines zum römisclien K'eiche gehörigen 
Hafens gekränkt oder die Einwohner der I^eichsstadt Hamburg wegen 
Vertheidiguiig solcher Freiheit von andern Miuiiten beunruhigt würden." 
Doch bald gi'UUg fülntc dei kaiserliche Hof, dem Druck der Seemäciite 
naeligelMMid, eine andeie Spiaclie. Am l.October IT.;.' foiderte er, dass 
der l\ath die Ladung des Schiüeü „Marie Armande", soweit sie der ehemaligen 
Compagnie von Ostende oder seinen unter dem Verbot begriffenen Erb- 
untertbanen angehöre, bis auf weitere Verfügung sequestrire. Obwohl nun 
wenigstens nach Hamburgischer Auffassung die Voraussetzung dieses Befehles 
nicht zutraf, da laut dem Connossement die Ladung von dem spanischen 
Absender auf seine Rechnung und „als sein propres Gut" an eine 
Haujburgische Finna geschickt worden war, so fUIiIten sich doch die 
Gesandten Englands und Hollands durch den Beistand des Kai.sers 
ermuthigt, eine noch gebieteriseliere Sitrache zu fuhren. Sie dr(diten damit, 
dass englische und holländische Fregatti-n vor der Elbiiiündiiii;,^ 
ei-scheiiien würden, und sie vt liangten. dei- Kath s(dbj das \'ersi>i ecln u 
abgelu ii. dfii verbt»tenen Handel mit nstindion weder in directer n(M'1i 
in indirecter Weise begünstigen und demgemäss nur solclie ostindische 
Woiiren zulassen zu wollen, die mit guten Certificaten versehen wären, 
ans denen ersichtlich, dass sie von den öffentlichen Verkäufen der privile- 
girten Gompagnien Englands und Hollands herrfihrten. Der Rath war der 
Ansicht, dass sieh die Seemächte durch solche ttbertriebenen Forderungen 
ins Unrecht gesetzt hätten. Nicht nur im eigenen Interesse, sondern 
gleichsam auch um gegen eine für das ganze Reich nachtheilige und 
demüthigende Abhängigkeit des deutschen Handels von auswärtigen Mächten 
zu protestiren, verfügte er im Einverneiimen mit der Bürgerscdiaft den 
V^kaof der Ladung des genannten Schiffes. Merkwürdig genug aber, 
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dass sich der Kaiser den Seemftchten gegenflber anft neue gefttj^iiior 
zeigte, als Hamborg. Die englische RegieroDg liess in Wien erklären, man 
würde Gewaltraassregeln gegen Hamburg gero Yermeiden, aber man kunne 
nicht nihig ansclien, dass der Vortbeil, den man sich von der Aufhebang 
des Handels der Coiiipafrnie von Ostende versprochen, verloren gehe, 
indem er auf einen Ort üliertragen werde, wo er für den englischen Hanilel 
unendlich nachtlieiliger sein wiiide, als er in den Niederlanden hätt« sein 
können.') Der Kaiser veranlasste hierauf seinen Gesandten in Hamburg, 
den Rath von dieser Kundgebung in Kenntniss zu sctzeu und ihn zugleich 
zu ermabneD, er mOge in Gflte ans der Sache zn kommen suchen, andern- 
falls babe er sich alle daraus entstehenden Ungelegenheiten nnd widrigen 
Folgen Selbst beizumessen. Nunmehr musste sich der Hamburger Rath 
doch zur Nachgiebigkeit Terstehen. Er liess in einem Mandat (Tom 
15. Januar 1734) einschftrfen, dass dem Verlangen des Kaisers gemäss 
kflnftig ans Ostindien kommende Schifte, die der ehemaligen Ostender 
Compagnie oder andern niederländischen Erbunterthanen des Kaisers zti- 
gehQrten, nicht mehr znzidussen seien und auch deren Waaren weder gekauft, 
noch verkauft werden dürften. 

In der \'erkün(lnng dieses Mandats lag allerdings nucli kein {^rund- 
sätzlicher Verzicht auf jeden Handel mit Indien. Es lief dem nicht 
zuwider, dass während der nächstfolgenden Jahre wiederholt eiuzelne 
Gruppen von Hamburgischen Kaufleuten sich mit Projecten befassten, um 
an diesem Handel Antheil zn erhalten. Auch rQhmten Vertreter des Ham- 
burger Senats noch geraume Zeit sp&ter, dass Hambuig der geschilderten 
Haltung des kaiserlichen Hofes ungeachtet „libertatem navigandi in Indias' 
gegen England und Holland behanptet habe. Thatsachfich aber war es so 
gilt wie unmüprlich, von dieser Freiheit gegenftber dem durch die Nach- 
giebigkeit des Kaisers verstärkten eigensüchtigen Willen der Seemächte 
Gebrauch zu machen. 

Sdlciie Erfahrungen waren » s. die den Hamburger Senat im dalire 1741 
veranlasst<'U, einer an die Kiirlürsit-ii gelichteten Denkschrift die Wehklage 
einzufügen: Die geringe Fürsorge, n>-lihe den Hansestädten Idsher vt>n 
Heichswegen m fheil geworden, habe ihie Widersacher so dreist gemacht, 
dass dieselben sie veifolgten und bei ihnen den Meister spielten, als ob 
sie gar nicht zum Reich gehörten. Der Zweck dieser Denkschrift war, 
zu bewirken, dass den Hansestädten durch einen Zusatz zur Wahl- 
capitnlation ein kräftigerer Schutz gegen Bedrückungen und Beein- 
trächtigungen garantirt werden mochte. In der That wurde nunmehr für 
die bevorstehende Eaiserwahl die Wahlcapitulation mit einem Zusatz ver- 

*) Nach dem Annug «in« SchreibeiiB von Lord Harrington ui Sir Thomas BoUiaon, 
das dem Erlaus dea Kaiaers an den BeflideBten Kurtsiock vom 89. Kovbr. 1783 kdgelest 
ward. Wien. A. 
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sehen, durch den du Reichsoherhanpt verpflichtet wnrde, „wie die 
Handlung treibenden Stftdte flberhaupt, also insonderheit die vor anderen 

zum gemeinen Besten zur See trafitjuirenden Städte Lübeck, Bremen und 
Hamburg bei ihrer Schiffahrt und Handlung, Hechten und Freiheiten dem 
Instniniento pacis ofoinäss zu erhalten und kräftigst zu schützen.** Ein 
Erfolg wurde daduicli tVt'ilich nicht en-eiclit. 

Nicht nur während der Regierung des zuniii hst gewälilten Kai ls \'1I., 
sondern auch unter Franz T. trat in dem Verhalten der LViclisgewalt 
gegen die Hansestädte keine Veriiinleniiig zu Gunsten der letzteren ein. 
Franz I. bekundete allerdings anfänglich für Hauibuig sehr ireundschaftliche 
Gesinnungen. Er zeigte sich ihren Wünschen entgegenkommend nnd 
verlieh ihnen u. a. (am 23. Decemher 1746) ein Privileg, dem gemäss die 
Stadt „hei einem erfolgenden Beichskriege die freie Schiifiihrt nnd 
Handlung mit Ausnahme der Contrebande aller Orten, auch in des 
Feindes Landen, sogleich gemessen" and mit Afflgirung der Avocatorien 
verschont bleilien sollte. Aach sonst bekundete er ein überaus lebhaftes 
Interesse für den Hambnrgischen Handel. Aber zu gieifbaren Ergebnissen 
führte das nicht. Sehr werthvoll wäre es für die Hamburger gewesen, 
wenn der kaiserliche Schutz ihren Schiffen im mitteiläinlisrluMi Meere 
Sicherheit gegen die (iewaltthaten der iiordafVikaiiist Ik u Seeräuber 
gewährt hätte. Wenigstens eine gewisse Aiiiiälierung an dies Ziel schien 
CS zu bedeuten, dass die Städte Ilumbuj g und Lübeck mit in den Vertrag 
aufgenommen wurden, den der Kaiser 1747 mit den Türken abgeschlossen. 
Aber es war darin ausdrücklich bestimmt, dass die Hambuiger und 
Lübecker nnr dann den Unterthanen des Kaisers gleichgestellt werden 
sollten, wenn sie unter kaiserlicher Flagge führen und mit Pässen des 
Kaisers versehen wären. Da nun die Erwerbung kaiserlicher Seepässe 
mit grossen Kosten verbunden war und die Hunburger, wenn sie aus 
Besorgniss vor den Seeräubern auf die Benutzung der eigenen Fhigge 
verzichteten, sich eben so leicht der holländischen, schwedischen u. s. w. 
zu bedienen vermochten, als der kaiserliclien, die ja doch im Grunde die 
österreichische, also auch eiuc fremde war, so wurde durch Jene 
anscheinende l'egünstigung die Lage des Ilamburgis« In n Handels im 
mittelländischen Meere in keiner Weise gebe.ssert. Die Stadt entschloss 
sich daher zu dem verhängnissvollen Schritt, nach dem \ orbild so mancher 
anderen Staaten mit dem Dey von Algier (im Februar 1751) einen Frieden 
zn scUiessen, der ihr einige Sicherheit vor den Oewaltthfttigkeiten der 
Barbaresken in Aussicht stellte, wofür sie sich, von ansehnlichen Ge- 
schenken abgesehen, zu einer jährlichen Lieferung und einer einmaligen 
grösseren Darbietung von SchiiEs- und Kriegsmaterial verstehen musste.*) 



0 TgL & Bauch, Die Hamntldte und die Bartraresken (Kusel 1S97) S. 18 ft 
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Was jedoch mächtigere Staaten im Interesse ihres Handels unangefochten 
<?ethan liatten. wurde Hamburg als schweies Vergehen angerechnet. Das 
Cabinet von Madrid dndite, sich dafür an Hamburg zu räclien, dass dieses 
zu dem unvei*sülinliclien Feinde der Spanier in ein lreuu(ls( haftliehes Ver- 
häUniss getreten, und bewirkte dadurch, dass die Stadt bereits am 
21. Juli 1752 den siebzehn Monate zuvor mit Algier geschlosseneu Vertrag 
für nichtig erklärte. 

In der Hoffnung, die Spanier durch geringere Opfer beschwicbligea 
zu können, hatte Hamburg im November 1751 die Yerwendmig des 
Kaisers beim spanischen Hofe nachgesucht In Wien war man jedoch 
Aber die Hamburger sehr aufgebracht, weil sie unteat franiOsischer Ver- 
mittlung mit Algier verhandelt und dem kaiserlichen Bof von dem abge- 
schlossenen ^'ertrage erst Mittheilung gemacht batt^, als sie durch die 
Angelegenheit in eine missliche TiHge gerathen waren. Der kaiserliche 
Gesandte in Hanibuifr. Grat" b'aab, wurde daher angewiesen, dt iii l.'ath das 
Misstalleu der l\eicli>re«iiL-i uiig zu erkennen zu geben. Audt^rseits ent- 
wickflte der Wiener Hof in der Tliat eine giosse b'ührigkeit, fast 
möchte man sagen, eine geräuschvolle \'ielgeschäftigkeit, um die Aus- 
söhnung Hambw-gs mit Spanien herbeizuführen. Offenbar war Eifersncht 
auf Frankreich, das sich ebenfalls zu Gunsten Hamburgs bemflht hatte, 
dabei die Haupttriebfeder. Von allen Schritten, die der Wiener Hof oder 
der kaiserUche Gesandte in Madrid zu Gunsten der Stadt that, wurde 
Graf Raab aufs genaueste in Kennt niss gesetzt, um sie den Hamburgern 
gegenüber herauszustreichen. Endlich, am 2.*i. December ' 1752, nach 
erlangtem Ausgleich, hiess es in dem au ihn gerichteten Schreiben: „die 
Stadt möge sich wühl glücklich schätzen, dass kaisei liclief Scliutz liiebei 
derselben mit so günstiger Wiiknng zu stalten gekuniiiieir . ' i Aber im 
Grunde hatte die mit der tVaiizösisclien wetteiternde kaiserliche l)i|domatie 
nichts audeieü vermuclii, als den lluuiburgeru die Wege zu ebnen, — um 
sich zu demüthigen. 

Trotzdem hielt mau e.s in Hamburg für geboten, dem Kaiser duich 
eine Rathsdeputation für seine Verwendung zu danken. Sicher hatte diese 
Sendung zur Folge, dass sich die Beziehungen zwischen Hamburg und dem 
Kaiser in der nächsten Zeit wieder recht vertrauensvoll gestalteten, worauf 
allerdings die damals zwischen Hamburg imd Preussen obwaltenden Miss- 
verständnis.se Eintluss gettbt zu haben scheinen. Ein 'Wandel trat hierin 
in der Periode des siebenjährigen Krieges ein. Es wurde bereits erwähnt, 
%vel(lie Nachtlieile und DeniütliiL'iniL^en das Bündniss des Kaisers mit 
Frankreich und Kuäslaud lui- Hamburg mit sich brachte. Wie im vorigen 



') Wien. A. Die obea angedeutete Aoffaflsiuig wird namentlicli aacb durch die 
Beriolite dm dftniMhen Gesandten t. Johnn bestUigt. 
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AbBcbnitt bereits angedeutet worden, konnte es nicht aasbleiben, dass der 
Sespect vor der Rdch^gewalt in dieser Zeit erheblich erschflttert wurde; 
aber ganz geschwanden ist er weder damals, noch wfibrend der letasten 

Periode des heiligen römischen Beiches. 

Epochemachend war in der Geschichte der Beziehungen Hamburgs 
zum deutschen Reich der Rcgfierungsantritt Josephs II. Die Hamburger 
Ratlisdeputirtcn, die im Jahre 17<?() nach Wien kamen, um ihn zu 
beglückwünsclien, haben in der nach ihrer Kückkehr erstalteten Relation 
eine Charakteristik des jungen Herrschers entworlen, aus der sich ent- 
nehmen lässt, wie sehr seine rersönlichkeit sie mit Bewunderung und 
Sympathie erfüllte. Zugleich erkannten sie es dankbar an, dass im Gegen- 
satz zn den Anzapfungen, welchen die Hambarger Abgesandten in Wien 
sonst wohl ausgesetzt waren, .diesmal 'keine ausserordentliche Forderung 
an sie gerichtet wurde, obwohl sich dazu mancher Vorwand geboten 
hatte. Von grösserer Wichtigkeit war es, dass Joseph II. bereits im 
Herbst 17G() die Visitation des Beichskammeigerichts anordnete. An 
anderer Stelle*) ist Ton mir ausgefiilirt werden, wie hierdurch die Ver- 
handlungen angeregt wurden, welche die Beendigung des Tmniedietäts- 
streites herbeiführten. Formell fand dieser dadurch seinen Abscliluss, dass 
der Kaiser am .'jo. Mai 17(i:> den Gottorper Verfrb ich bcstütijirte, durch 
welchen dei- iStreit um Hamburgs Reichsuniiiittclbaikcit b<'<'n(let wurde. 
Dass diese Verhandlungen einen für Hanibm g so s^ünstigeu Verlauf nahmen, 
ist zum Theil auf die politische Lage im .Norden, aul den Einlhuss Calderns 
und Bemstorife, sowie auf die Umsicht und Geschickliehkeit der Uftnner 
zurQckzuf&hren, die Hambargs Interessen während der entsdieidenden 
Conferenzen vertraten. Als die Hauptursaehen der glücklichen Beendigung 
jenes langwierigen Streites mfissen wir aber einerseits die Jahrhunderte 
hindurch bewiesene Standhaftigkeit Hamburgs, anderseits die Haltung der 
Reichsregierung anerkennen, die in dieser Angelegenheit wenigsl( iis seit 
dem westfälischen Frieden der WUixle des K'eii-hs nichts veigeben hatte. 

Wie man in Hamburg bisher auf *h'U Zusammenhang mit Kaiser und 
Reieli vor allem Werth gelegt hatte, uiii ■/.wv Aiicrkcnnmitr der bestrittenen 
Keielisstandseliaft zu gelanjren, so erweckte dvv W'iiiiscli, sieh in dem 
Besitz (liest'S Guts zu beliaupten, dass man in solcher (Tesinnung verharrte. 

Diese gewiss rühmliche Geneigtheit, den Anforderungen von Kaiser 
und Reich gerecht zu werden, war immerhin recht wesentlich von dem 
Terschieden, was wir heute unter Patriotismus verstehen. Wenn die 
Hamburger im vorigen Jahrhundert von Patriotismus redeten, so wollten 
sie damit in der Bogel nicht sowohl die Liebe zum deutschen Vaterlande, 
als vielmehr die der Vaterstadt gewidmeten Gesinnungen der Treue und 
Hingebung bezeichnen. 

1) Jahrbndi der Hamb. WlmnucbaftL Aiwtalteii, J«liig«iig Xm, 8. 20. 

7 
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Liebe zur Vaterstadt hat mit yerhältnissrntaag geringen AmnaluDeii 
seit JaJirhimderteii das Verhalten deijenigen bestimmt, die an der Spitse 

des lieiniisdien Gememwesciis standen. Von Liebe zur Vaterstadt zeugten 
die im Laufe des 18. Jahrhunderts stetig an Bedentnng zunehmenden 
gemeinnützigen Ik»strebnngen des Hanibnrger Bttrgerthunis. Wohl mochte 
dieser Tvocalpatriotismus mitunter verzent erscheinen, insofern er sich 
vielleirlit in Wirklichkeit bei manchen so äusserte, wie bei dem „Grobian" 
(in dem Boikensteinsclien Lustspiel „der liuokeslu ntel"), der nichts vom 
Keisen in fremde Städte wissen will, weil Hamburg ja doch der grösste 
und beste Ort in der ganzen Welt sei. Der Localpatriotismus mochte 
femer manchmal auf politischem Gebiete zn engherzigen oder knnsichtigen 
EntschUessnugen führen. Im ganzen irirkte er segensreich, nicht nor 
durch das, was er unmittelbar leistete, sondern weil er die Einzdnen 
daran gewöhnte, ihre W&nsche und Interessen der Wohlfahrt einer 
grosseren Gesammtheit unterznordnen, und somit Charaktereigenschaften 
grosszog, welche die Hamburger befähigten, ^ter ancb den an sie 
herantretenden nationalen Pflichten in vollem Masse zu genßgen. 

Zunächst freilich war es weniger vaterländische, als vielmehr welt- 
bürgerliche Gesinnung, die dem Particularismus als Gegengewicht oder als 
Ergänzuii«( diente. In kosninpolitischer Ixichlnng wirkte der Handelsbetrieb 
der llamburg^er, der im Ausj^au^'' des IS. Jahrhunderts sich zum Welt- 
handel zu erweitern begann. Kusuiopdlitisebe Anregungen gingen aber 
auch von der deutschen Litleratur uns, zu deren wichtigsten rtlegestiiileu 
Hamburg im vorigen Jaiirhuudert gehurte. Die Begeisterung, luit der 
Klopstock in verschiedenen seiner Oden die französische Revointion verherr- 
lichte, hat insbesondere in seiner Hamburger Umgebung lebhaften Wider- 
hall gefunden. Man gUnbte in Hambniig die Fk-eiheit schon zu besitzen, 
welche die Franzosen im stürmischen Kampfe zu erringen suchten. 

,,0 dreimal .seli<,' unsere Vatentadt, 

J^iisn Frii-d' nml Freiheit sie Tor StolxeQ NatioiMD 

So hoch begnadigt liat!" 

8o san^^ mau im Januar 171)0 bei der rir)jäiirigen Jubelleier der 
Connner/.dt'putation. Also nicht etwa, wie anderswo, in der Hotinung, 
dass durch die französische Kevolution auch die eigene Lage eine Ver- 
besserung fahren kOnne, sondern aus uneigennütziger weltbürgerlicher 
Theilnahme jubelte man den französischen Umstorzhelden zu. Doch nicht 
lange währte dieser Enthusiasmus. Wie Klopstock, vor den Blntthaten 
der beginnenden Schreckensherrschaft zurQckschandemd, seineLobpreisongen 
der Franzosen zurttcknahm und wehmflthig klagte, dass ihn des goldenen 
Traumes Morgenglanz nidit mehr umschwebe, so ist auch bei so manchen 
anderen Hamburger Freiheitsfreunden die frühere Bewunderung der 
Pariser Vorgänge, wenn nicht einei* scharfen Vernrtheilung, so doch einer 
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kttbleren und kritischen Denkungsart gewiclicii. Nur der Leichtgläubigkeit 
oder der Klatschsucht, oder vielleicht auch dem Wunsche, Hamburg bei 
den monarcliischen Rogi<'run<roii in ein möglichst schlechtes Licht zw setzen, 
ist es zu/nschreibeii, wenn immer wieder aufs neue ausfresprengt wurde, 
dass in Hamburg Jacobinenlubs taf2:ten, wenn man die Zahl der in 
Hamburg und Altona lebenden Jacobiner auf etliche tausend veranschlagte 
und hochangesehene Kaufleute and selbst Männer, wie Klopstock, Professor 
BfiBch nnd den Domherm Heyer daza rechnete, oder wenn gar gemeldet 
wurde, dass der Senat im Handsclmli des NationalconTrats steckCi dass 
die Hamburger Karats nnd Bobespieires das grosse Wort ftthrten und die 
Biedennftnner in der Minderheit seien. ') 

Das Einzige, was die entschiedenen Widersacher der französischen 

Revolution der Stadt zur Last legen durften, war ihr Zögern, den Weisungen 
des Wiener Hofes und des niedersäclisischen Kreises nachzukommen, als si( h 
der Krieg Preussens und Oesterreichs gegen Frankreich in einen I?eicliskrieg 
verwandelt hatte. Man war in Hauiburg darüber nirht im Unklaren, 
dass es in diesem Kriege unmiij^Iit li .s< iii wrrdc, eine vollständige Neutralität 
zu beobachten, aber man .strcblr durii ilihiu. w eiiiu-stcns einen allzu auf- 
fälligen Bruch mit hiaiikroich zu vermeiden, nicht aus besonderer 
Sympathie für Frankreich, sondern aus denselben Uründeu, die schon in 
den Zeiten Ludwigs XIV. solche Wünsche hervorgerufen hatten. 

Durch Vorstellungen in Wien erlangte man, dass der Stadt die 
Afßgirung der kaiseilichen Mandate wider den Reichsfeind erlassen 
wurde; aber vergeblich suchte man die Ausweisung des fk'anzösischen 
Gesandten, sowie die Befolgung des Inhalts der Inhibitorien, d. h. der wider 
Frankreich gerichteten Handelsverltote, abzulehnen. Am 18. Februar 1793 
sah sich der französische Gesandte, Lelioc, veranlasst, Hamburg zu ver- 
lassen. Die Ftdire hiervon war ein Kmlmrgo auf die in französisclien 
Häfen brtindlifluMi Scliitb' der Hansestädte, das freilich auf Aiisuehen 
ft'anzösiseher Hau(ll'l^^kaIlmlel•n sehr liald wiedt'r aufgehoben wurde. \\'ie 
die Aufrechterhalt Ui)','- der llandelslieziehuiigen zwischen Hamburg und 
Frankreich in jener Zeit für letzteres Land von grosser Wichtigkeit war, 
80 entsprach sie begreiflicherweise nicht minder dem Interesse Hamburgs. 
Es hatte deswegen in der letzteren Stadt nicht geringe Bestürzung 
erregt, dass die erwähnten Inhibitorien zwar den Handel mit dem Keichs- 
feinde nicht völlig untersagten, aber, abgesehen von der eigentlichen 
Kriegsmunition, eine ausserordentlich grosse Zahl von Waarengattungen 
(Getreide, HttlsenfrQchte, Heu, Stroh, Horn- und Klauenvieh, Blei, Salpeter, 



') l'elifT s*il(li*' Dinnnciationon liprichtete ilcr prenspi.Tlio ntsuinltf, Major 
TOD Uoechbaasen, seiner licgiüruug u. a. um 1^. Decbr. 17ü2 uud am ol. Juiiuar IVJ'6. 
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Schwefel, Kupfer, Messing, Eisen n. 8. w.) als Contrebande bezeichneten. 
Nachdem jedoch wiederholte Dispensationsgesuche in Wien abschlägig 
beschieden worden waren, Hess man es nicht an pflichtschuldigem Gehorsam 
gepen die Keichsgewalt fehlen. Der Hamburger Senat hatte seit dem 
Frühjahr 171'.'} umfassende Ma>sregeln getroffen, um durch die allerschärfste 
Coutrolle jede Uebertretung der kaiserlichen Handelsverbote zu veihiiten, 
und er wurde dabei von der Commerzdeputation nachdrücklich unterstützt. 
Trotzdem hielten die Gesandten des Kaisers, Preussens und Englands für 
geboten, auch ihrerseits die ünteniehmmigen der Hambnrgisehen Eanf> 
mannschaft zn ftberwachen. Der kaiserliehe Gesandte hatte sich sogar 
mit einem Leinenhftndler, äiear Österreichischer üntertban war, in Verbindung 
gesetzt, um von allen anflälligen Vorkommnissen an der Hamburger Börse 
Kenntiüss zu erhalten. Thatsftchliche Ueberschreitnngen der Handels- 
verbote konnten jedoch nnr ganz ansnahmsweise zur Anzeige gebracht 
werden. Dagegen fehlte es nicht an verleumderischen Denunciationen, 
duroli die nicht nur die Haniburp^er Kanfleut»^ des Handels mit verbotenen 
Waaren geziehen, sondern soof.'ir di»' Kandauj^ischen Behörden besrliuldigt 
winden, solchem strafbaren In ilHii \ urscliub zu leisten. Nun wird man 
ni' ht bestreiten können, dass der kaufnmnni.sche Speculationsgeist es in 
niancbeu Fällen verstand, verbotene Unterneluiiungen allen Controll- 
massregeln znm Trotz durchzuf&hren. Der beste Wüle und die grösste 
Wacbsamkeit der Behörden vermochte nicht völlig zu verhindern, dass 
Hambnrgisehe Eanfleute den Franzosen die von der Beicfasregiemng ver^ 
botenen Sendungen ans holsteinischen oder dänischen Häfen zukommen 
lieKsen. Es unterli^t aber keinem Zweifel, dass die überwiegende Mehrheit 
der Hanibur<rer Kaufleute sich derartiges nicht zn Schulden kommen Uess, 
Hondern den kaiserlichen Geboten Gehorsam leistete - freilich mit innerem 
Wi<lerstreben, das um so gi-össer war, als in Hamburg die Ueberaeugung 
voi"herrsrhte, dass dnrt li die vom Keieh auferU'gten Handelslx'schiHnkniigeu 
nii ht nur <lie Stadt .«^idlist, sondern auch weite Kreise des iibri<(en Deutsch- 
lands geschädigt würden. Man gab daher die Hottnung nicht auf, dass 
die deutscheu Ilegierunguu zu der gleichen Auffassung bekehit werden 
könnten. 

Als Vertheidiger jener Anschauungen war insbesondere Professor 
HQscb in verschiedenen seiner Schriften hervoigetreten. Aber dieser galt 
zu sehr für den Anwalt der Hambuigischen Interessen, als dass seine 
Auseinandersetzungen die gewünschte Wirkung zu üben vermocht hätten. 
In den Kreisen der Hamburgischen Kaufmannschaft tauchte daher der 
Gedanke auf, die Feder eines den Hamburgischen Verhältnissen sehr viel 
fenier stehenden deutschen Publicisten in den Dienst ihrer Sache zu ziehen. 
Dei' Vorsitzende der Hanibnigischen Coninierzdepntation suchte {im September 
TM) den ihm persönlicU befreundeten Göttinger Professor Schlüzer zu 



Digitized by Google 



101 



bestimmeD, eine Denkscbrift zu Gniisteii der Neutralität des Hambnrgischeii 
Handels w&hrend des damaligen Itrieges auszuarbeiten. ScblOzer erldftrte 
jedoch nnter Bethenerong seiner Bereitwilligkeit» «Ihrem — oder Tiebnehr 
unser aller deutschem Hamburg" zu dienen, das ihm gestellte Ansinnen 
ablehnen zu mttssen. Abgesehen davon, dass er als Göttinger Professor den 
Anschauungen der liainiüversohen Regierung nicht zuwider handeln diirfe, 
könne er sich auch von der Berechtigung der Sache, die vertreten 
solle, nicht überzeugen. Er gestellt, dass, als er im vorausgegangenen 
Winter die Schriften von BUseh gelesen, ilun dessen Ansichten eingeleuchtet 
hätten ; nachdem er aber im Sommer die einschlägigen Fragen zuiu Gegeustand 
eines dreimonatlichen Studiums gemacht, wären unauflösliche Scrupel in ihm 
entstanden. Dass zwei Völker, die mit einander Krieg führten, zugleich ihren 
Handel mit einander fortsetzen sollten, erschien ihm unerhört Er fragt, 
ob es nicht etwas anffiülend Widematfirliches habe, wenn „an einem Ende 
des Vaterlandes (in Zweibrflcken, Trier u. s. w.) die vom Convent los^ 
gelassenen Hunde Hunderttausende von Landslenten zerfleischteu und am 
anderen Ende Deutsche, Bremer u. s. w. diesen Conventssklaven nach 
Bordeaux in herziger Vertraulichkeit das Benöthigte zuführten und ilinen 
iiiren l'eberliuss zu deren Besten abnälinien." Kr giht zu, dass Deutschland 
bei der Unterbrechung des Handels mit Frankieicli leide. „Aber", fährt 
er fort, „das Recht und die natürliche Begierde, zu gewinnen, ist höheren 
nnd edleren Geftkhlen und Pflichten subordinirt Wenn ein Schuster meinen 
Bruder grausam misshandelte und ich liesse doch ferner bei ihm arbeiten, 
weQ er die besten und zugleich wohlfeilsten Schuhe macht, würden Sie 
mich nicht Terachten mflssen? nicht sagen, ich wttrfe micfa bloss des Geld- 
interesses wegen zu Bassessen weg?" „Sagen Sie mir nicht," so schreibt 
er weiter „dass den Trierer und Bremer für Brüder zu erklären, ein gar 
altfränkischer Gedanke sei. Mir kam's selbst so vor, wie kh vorige 
Woche in den Zeitungen flie CorrespoUflenz zwischen Brandenbuig, dem 
fränkischen Kreise, dem Bischof von Speier und dem Keichsfeldmarschall 
las. Nur Hamburg ganz vurziiglicli nuiss ignorireu, dass der Reichsverband 
so lax ist, noch minder agiieu, als wäre kein Reichsverband mehr. Ohne 
denselben wäre Hamburg nie Hamburg geworden, ohne denselben hSrt es 
auf, Hambniig zu sein und wird in den nächsten Cienerationen ein Nest 
▼oll reicher Sklaven.* 0 



') Schreiben vom IS. Scplbr. 1794 im Comra. A. — Am 7. April 1T;»1 hatte übrigenB 
der Senat in Veraiiliissnng der von verscliieilcncn Seiten wider Hatnlmriü: erlmbeuen, aller- 
dings nuerwiesenen Beschoidigungen eine erneute Warnung bezüglich des unerlaubten 
Haaddt an die GomiURdepiitatioii gerichtet, in der es gavs ihnlidi, wie in dem SeblOsenehen 
Briefe, heisst: „Bei vernünftigen and rnhigem Nachdenken müsse es einem jeden ein- 
leuchten, wie sträflich es sei, wenn zu el'en der Zeit, da ein beträchtlicher Theil des 
Beiches den «chrecklichsten feindlichen Verwüstungen und Erpressungen ausgesetzt ist, 
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Diese Eondgebniig des berfihmten Pablieisteu yennag in mehr als 
einer Hinsicht unser Interesse zn erwecken. Indessen darf nicht übersehen 
werden, «'ass die Ansichten, zn denen sich SchlOzer bekanntCi in Hamburg 
keinesw^^r» nnvertreten waren. Insbesondere bezüglich der Anerkennung 

der "V^"" V*'J<< n dos Reiclisverbandes für Hamburg bestand kein erheblicher 
Unter>« hii"] zwis( li< n seinen Anschauungen und dem Verhalten, das die 
HanibnriErer wälirend dieses ganzen Zeitraumes bekundeten. Man knirschte 
häuti^^ '^^i'iniL'' unter dt-n AiiordnunL'"t'n des Kciches. diircli die das eiprene 
Gemeinwesen ^ri ^i liädiirt und mit Get'alir bedndit wuide, aber undenkbar 
sehien es. sicli zu Kaiser und Reich in Widerspruch zu setzen, weil diese 
noch innner die Voraussetzung der selbständigen Existenz Hamburgs 
bihleten. Charakteristisch ist eine Aeiisserung, die sich in einem Briefe 
von Syndicns Matsen (v. 6. November 17!)3) an den Grafen Haugwitz findet: 
„Bei dem hiesigen Senat steht der Grundsatz fest, die französische Nation, 
soweit es mit den Keichspflichten bestehen kann, möglichst zu menagires, 
weil sie uns unendlich schaden kann und die Nation fortdauert, wenngleich 
das Kannibalen -Begiment hoffentlich einmal ein Ende nimmt, bei einer 
CoDision der Pflichten aber sich am deutschen Boich als an dem Stamm 
zu halten." 

An Collisionen der Pflichten sollte es allerdings in der Folge nicht 
fehlen. Eine solche erjrab sich u, a. im Verlaufe des Jahres 1 7i>.'>. als 
der französische Wohltaiirtsanssclinss ilen Entschluss g-etasst hatte, die im 
Jahre 17!):; dnrcli die Ausweisung Lehocs abgebrochenen diplomatischen 
li« zieliungen zu den Hausestädten wieder anzuknüpfen. Bekanntlich war 
der jener Zeit zur Vertretung der französischen Bepublik bei den Hanse- 
städten Auserlesene ein Deutscher, der aus Würtemberg gebürtige 
Karl Beinhard,') der, durch seine Begdsternng für die französische 
Bevolution an Frankreich gefesselt, in die Dienste der Bepublik getreten 
war. Als er am 28. September 17!).5 in Hambuig eintraf, hatte sich 
IMeussen schon seit geraumer Zeit bemüht, die Neotralisirung Nord- 
deutschlands durchzusetzen. Abgesehen aber davon, dass diese Bemühungen 

«la Seine KaiscTlicbe Majestät and die ersten Fürsten des Reiches nicht allein ihre Schätze, 
loadem aneh das Blut ihrer Unterthuieii und alle ihre Krftfte gromnflUiig anlbpfem, an 
. das ufeneiaadiafkliche dentsche Vaterland gegen die emdringeaden feindlidieii Scbaaren m 

vcrtlifiiliLTin inirl in Sicliorlirit zu s^tziii, f-<ifr:ir rlr ntsrln' Bürger die?fn F<'iii<l''n zur Fnrt- 
fiot/.iini;: ihrer Angriffe rhin-h vorboteucn scliädlicheu Briefwechsel and allerlei heimliche 
Unterstützung wirksamen Vorschub leisten". (Comm. A.) 

*) Vgl Uber diesen das Buch Ton Vnihelni Lang, Graf Beinhaid. Ein denCseh- 
fr.inzö.«is(hos LcIkmisIiIM 17C1 — is:!7 (Ramberg isflfi). Die erste SeiKlunp Reinhards nach 
Iliiniburi,' ist von mir in den H:insi<i licii (icHchichtslilättiTn, .Tiilirgiinj^ 1>95, auf Gruud 
hanseätädti.schcr ArchiviUieu auäliihilich behandelt worden. Erst später hatte ich Gelegenheit 
die Archive in Wien and in Paris so benntien. Ans dem in diesen nengevonaoiea 
Uaterial Ironnte ich einigeB in der folgenden kflnecen Skiise venrarthen. 
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noch keineswegs als dnrchaiis erfolgreich anznsehen waren, verharrten 
der Kaiser nnd ein TheU des Reichs im Kriege mit lYankreich. 
B^ireiflicherweise eii^ab sich daher f&r Hamboiig ans dieser Sendung eine 
nicht geringe Yerlegenheit. Diese wnrde anlftnglich allerdings dadurch 

etwas verringert, dass die fransösisclie Regierung mit der Forderung, 
Reinhard ofßciell anauerkennen, zurückhielt. Sie nahm zunäclist den 
Standpunkt ein, dass es nntei- iliicr "Würde sim, cincTii kleinen Staat wie 
Ilanibur«: f^egenüber auf eine sulclie Formalität ])esoii(U*rt's tiewiclit zu 
leeren. 8ie wünselite, dass die Ueberreicliuuy des Cieditivs als ein Freund- 
schaftsbeweis der franzi»sis( lien Republik hingestellt werde, den Hamburg 
durch Dienstbeflissenheit gegen Frankreich und durch Lussagung von seiner 
bisherigen, den VerbUndeten ergebenen Politik erst verdienen mttsse. In 
dieser, gleichviel aus welchen Beweggründen stammenden, jedenfells aber 
dem Hambnrgischen Senat wülkonunenen Behandlung der Anerkennnngs- 
fiage trat ein Wandel ein, als der kaiserliche GeschilftstrSger in Hamburg 
im Auftrage seiner Regierung die Erklärung abgaben hatte, die Stadt 
werde sich durch eine übereilte und reiclisverfassungswidrige Auerkenniing 
Reinhards das grösste Missfallen nnd die gerechte Ahndung des Kaisers 
zuziehen. Nachdem die französische I?egierung von dieser Kundgebung 
- wenn auch vielleicht nur in abgeschwächter Form - Kenntniss erhalten, 
wnrde es ilir zur Fhrensache, die Anerkennung Reinhards durclizusetzen. 
Am l.'i. December übersandte der französische Minister des Auswärtigen, 
Deiacroii, dem Gesandten ein neues, vom Directorium ausgestelltes Creditiv 
nnd zugleich den Befehl, Hamburg zu verlassen, wenn es nicht mit der 
gebtthrenden Achtung aufgenommen werde. Veiigeblich bemtthte sich der 
Hambniigische Soiat, wie auch Beinhard selbst» durch Vorstelinngen beim 
Directorium unter Hinweis auf die bedrängte Lage der Stadt die Forderung 
rückgängig zu machen. Es schien in der That, als ob Hamburg jetzt 
nur die Wahl habe, sich mit Frankreich oder mit dem Kaiser und seinen 
Verbündeten zu überwerfen. Der Senat hielt das letztere üebel für das 
gfrössere. Er entschied sich am 2.'). Januar 17!«; dahin, die Otientliche 
Anerkennung zu verweigeni; doch wurde eine definitive Entscheidung 
dadurch verzögert, dass die Oberalten und Sechziger im entgegengesetzten 
Sinne stimmten nnd den Antrag stellten, dass die Angelegenheit in An- 
betracht ihrer ausserordentlichen Wichtigkeit an die Bürgerschaft gebracht 
werde. Mittlerweile beschäftigte sich auch die Öffentliche Meinung mit 
der erwähnten Frsge, und es ist von Interesse zu verfolgen, wie sie in den 
jener Tage erschienenen Flugschriften von verschied^en Standpunkten 
beleuchtet wurde. 

Eine der damals erschienenen Schriften ,,Soll nnd kann Hamburg 
den bevollmächtigten Minister der Fi ankeurepul)lik anerkennen?" warnt die 
Hambarger, sich vor allem nicht durch Berufung auf nationale Gesinnungen 



104 



und Interessen geg«n Frankreich anfbriogen zn lassen. Weder Fnrcht 
Yor Pitt, dem Feinde des Menschengeschlechtes, noch Respeet Tor der 

Reichsverfassung dürfe von dem notliigen Sehritt zurückhalten. Dar 
Kaiser selbst habe die Beichsverfassung durch vers( liit dtMie Handlungen 
verletzt. „Er weiss, dass der alte Stoff zu derb ist, als dass ihm selbst 
diese frrnssen Lücher hätten schaden können, und wird es euch wahrlich 
nicht vciars-en, wenn ihr um eurer Selbsterhaltung willen auch ein kleines 
LücheUhen durch die Constitution macht." 

In viel besonnenerer Weise, als dei" unbekannte Verfasser dieser 
alsbald nach ihrem Erscheinen vom Senat veiboteneu Publicatiou, äussert 
sich Büsch über die Aneikennungsfrage in der Schrift: «Darf Hambirg 
nnd dürfen die Hansestfidte den französischen Gesandten in den Jetzigen 
Zeitumständen anerkennen?" Nach einer historischen Znsamnienstellnng 
der früheren Fülle, in denen Hamburg seine Nentralitilt in Zelten eines 
Reichskri^es mehr oder minder vollkommen gewahrt habe, macht Büsch 
die auch sonst von ihm erörterte Ansicht geltend, dass Hambui-Q: schon 
um seiner Bank willen die Verpflichtung gegen ganz Deutschland und 
gejren die gesammte handeln t jbende Welt 1i;il»e, sich durch eine weitest 
fr*'tri<'l)ene Sorgfalt vor politischen \'rr\virkelungeu zu hüten, die eine 
IVindlicht' ört upation zur Folge haben könnten. „Das Keiclisband ist 
schlaff gewniden", heisst es gegen Ende der Sehrift. Büsch unterlässt 
nicht hinzuzufügen: „Jeder deutsche Patriot wird mit mir wünschen, dass 
es ja nimmer reissen müge.** Aber er deutet an, dass es zofolge der 
Lockerung des Beichsverbandes den einzelnen Reichsstftnden unverwehrt 
sei, auf ihre Sicherheit zu denken. Er schlug daher vor, die Hansestädte 
mochten den französischen Gesandten in fthnlicher Wdse anerkmen, wie 
es der dänische Hof kurz zuvor gethan, nämh'ch so, dass die Erklärung 
weder anf eine engere Verbindung mit der noch bekriegten Nation, noch 
auf sonst etwas deute, was den verbündeten Mächten nnd dem Heich 
unangenehm sein dürfte. 

Mit voller Entschiedenheit p ^en die Anerkennung wandte sicii die 
von .1. L. von Hess verlasste Broscliihe: „Muss Hamburg den französischen 
Minister anerkennen?" Die Notiiweiidigkeit, das franzosische Ansinnen 
zurückzuweisen, wird aus dem allereigensteu lutere.sse der Stadt, zugleich 
aber nnd zwar vornehmlich aus der Verpflichtung gegen das Reich her- 
geleitet. Die in dieser Schrift vertretenen Anschauungen waren auch die 
der Mehrheit des Senats und — man darf es hinzufügen — weiterer 
Kreise der Hamburgischen Bevölkerung. Es ist bemerkenswerth, dass 
man in Hamburg erwartete, auch die auf den 10. März einberufene 
BOrgerscli if! werde dafür stimmen, dem französischen Gesandten die 
officielle Anerkennung zu verweigern. Doch ist es dazu nicht gekommen, 
da bereits einige Tage zuvor die Angelegenheit in eine andere Bahn 
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' gelenkt wnrde. Die CommeTzdepiitation, die von diesem Oonflicte, gleich- 
Tiel nach welcher Richtung die letzte Entscheidong Ton Senat und Bürger- 
schaft ausfiel, die nachtheiligsten Folgen Ü\t Hamburgs Handel und 
Schiffahrt besorgen musste. verfiel auf die Idee, dass ein Vertreter der 
Hamburgisohen Kanfmannscliaft in l\iris erlangen kfinne, was durch die 
Verraittehing amtlicher Organe bislicr vergeblich angestrebt war. nämlich 
das Directoriiim zu Itostimmen, auf die of'ticielle Anerkennung des 
franzüsis» In n Gesandten zu vcrziiliten. Und in der Tiiat wurde auf diese 
Weise die Stadt voiläufig der Gefahr weiterer Verwicklungen enthoben. 
Ende Juni kam ein Vergleich zu Stande. Hambnig mnsste allerdings nicht 
unerhebliche flnandeUe Opfer bringen erreichte aber dafür, dass das dem 
Befehl des Directorinnis gemftss am 12. April anf die in französischen 
Hafen befindlichen Schiffe gelegte Embaigo aufgehoben, sowie dass von 
der Anerkennungsforderang bis zum allgemeinen Frieden Abstand genommen 
nnd Reinhard angewiesen wurde, seinen Sitz in Altona zu nehmen und 
von dort mit dem Senat eine nidif nffuicllo ('orrespondenz zu unterhalten. 

Selbstverständlich war der Wiener Huf mit dieser Lösung der An- 
gelegenheit nicht einverst.mdcn, und in erhöht t-m Masse erregte es seinen 
Unwillen, dass der Hamburger Senat im Frülijahr I7!>7. bereits nachdem 
IVäliminaifiieden V(»n Tieolicn, durch den nicht einmal der Krieg zwischen 
Oesterreich und Frankreich, geschweige denn der Reichskrieg definitiv 
beendigt war, kein Bedenken mehr hatte, den französischen Gesandten 
offldell anzuerkennen. 

Nicht minder als diese formelle Aussöhnung Hamburgs mit Frankreich 
erregte es den Unwillen der kaiserlichen Begierung, dass die Hansestädte 
sich dem von Preussen zum Schutze des norddeutschen Gebietes ge- 
schaffenen Neutralitätsbunde angeschlossen hatten nnd für die zur Ver- 
theidigung der Demarcationsliuie aufgestellte Observationsannee alljährlich 
beträchtliche Beiträge lieferten. Der kaiserliche (üesandte in Hamburg 
Hess sich augelefjen sein, dem Senat klar zu niaclieii, dass die an Preussen 
gezahlten Summen weggeworfen wären. Kr suchte auch sonst wnhl Miss- 
trauen gegen Preussen zu erwecken; aber offenen ^\'iders[lruch gegen die 
den Hansestädten aufgedningene Politik zu erheben, schien doch nicht 
zeitgemäss, zumal da der Wiener Hof weder geneigt noch im Stande war, 
während der erneuten Schwierigkeiten, in welche die Hansestädte durch 
die europäischen Ereignisse gerathen waren, ihnen den geringsten R&ck- 
halt zu gewähren. Als sich Hambiug 170!) in einer besonders peinlichen 
Lage befand, erhielt der kaiserliche Gesandte von seinem Hofe die An- 
weisung, fiir den Fall, dass er um seine Meinung befragt werde, sich 
Völlig „geschlossen" zu halten. Trotzdem glaubte die Keichsregierung befugt 



I) Vgl Hans. Geschiditsblfttter, Jahrgang 1875. 3. lOa 
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zu sein, die Hansestädte fort und fort im financiellen Interesse zu den 
Lasten der Keicliskriegsfillinins^ lieraiizuziehen. Und sie hatte allen Grund, 
mit d«iii pjit^jepcnkoiiinicii llaiiihiirfrs zufrieden zu sein. Im .Tnli ISOO 
konnte der kaiserliche Geivantlte cniistatiren, dass Hamburg seit seiner 
Ankunft im Jahre 17Ih; dem ]\eiche die ansehnliche Snmme von 
1 200 Gulden, davon -Jf)!) 200 Gulden an überpllichtigen Beiträgen, 
gesteuert habe. Auch war er unbefangen genug (scbou in einem Briefe 
Yom Jahre 1799) hervoRidieben, dass Bolehe lieistiiiigeii nm so anerkenneos- 
werther seien, „als nur das schAtzbarste GeflUil der Pflicht allein nnd keine 
wirkliche Anwesenheit irgend eines kriegerischen Schutzes auch in be- 
trächtlicher Entfernung dasu auAnuntem konnte.***) 

Weder die dem Reichsoberhanpt, noch die Prenssen gebrachten Opfer 
vennochten jedoch Hamburg vor der Nothwendigkeit zu bewnliK ii. sich 
im Jahr 17S>8 aufs neue mit der Begehrlichkeit Frankreichs durch eine 
ansehnliche Tributzahlung abzufinden. Es schien für Hamburg um so mehr 
geboten, sicli mit der fianzösischen Kepublik auf guten Fuss zu stelb-u. 
als mau niclit daran zweifelte, dass diese flacht auf dem Keiclisliiedens- 
congress auch bei der Kegeliing der deutschen Angelegenheiten eine 
ent.scheidende 8timme haben werde. Bereits seit mehreren Jahren war 
Hamburg im Verein mit Lübeck und Bremen bem&ht gewesen, das 
Interesse der französischen Machthaber nicht minder als das des Wiener 
Hofes Ar die hanseatischen Desiderien zu erwecken, auf deren BerDck- 
sichtigung man beim Abschluss des Beichsfriedens hoffte, und unter 
denen die Bestätigung der Bdchsnnmittelbarkeit der Hansestädte, sowie 
unbedingte Anerkennung ihrer Neutralität während künftiger Eeichskriege 
in erster Linie standen. Abgesehen hiervon war Frankreich, ehe es zum 
Frieden.sabschluss gekommen war. jeden Augenblick in der Lage, Gewalt- 
niassregeln wider Hamburg in Anwendung zu bringen. Vor Angriffen auf 
die Stadt und ihr (iebiet schien allerdings die preussisciie Militärmacht 
ausreichenden Srlnitz zu gewähren. Noch gegen Ende des 18. Jahr- 
hunderts gab ein preussischer Diplomat, an die berühmte Kundgebung 
des grossen Kurfürsten erinnernd, die Erklärung ab, sein König werde 
nicht zugeben, dass Frankreich etwas gegen Hamburg unternehme, sondern 
solches ganz ebenso ansehen, als wenn es gegen Berlin gerichtet wäre.") 
Indessen waren ja die Hansestädte mehr, als die Übrigen norddeutschen 
Staaten, auch ausserhalb ihrer durch die Demarcationslinie gedeckten 
Territorien verwundbar. Bemerkenswerth ist es, dass die preussische 
Kegiei-ong im Januar 1798 durch ihren Gesandten den Hansestädten 

Ans den Berichten des kaiseilielien Oeaandten von Bnol m Sehraenstein von 
22. April 1799 nnd vom -2. .Tuli IS(iO im Wien. A. 

^ Ans dem Bericbt det liMiseKtüchen Agenten Wiggers ans Petersbofg Tom 
17. März 17di). Lttb. A. 
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aosdrftcklich zn verBtehen gab, wenn Frankreicli anfs neue ein Embargo 

anf banseatische ScliiiTe lege, so werde Prenssen nicht in der Lage sein, 

ihnen tb&üge Hülfe angedeihen zu lassen. Man empfalil ilmpn, sich anf 
gütlichem Wege mit Frankreich abzufinden, wofür der eventuelle Beistand 
de« iironssischen Gesandten zu Paris in Aussicht gestellt wurde. Dt ii 
giiiliclieu Weg, das hcisst den Weg fiiinncipllen Entgegenkommens, konnte 
man freilicli auch ohne iircussisciie Hülle beschreiten. 

r)ie Suinine dessen, was Frankreich allein in deu Jahren I7!U; bis 
171)8 von Hamburg eriut sst hat, ist auf äGOOOtU) Mark Banco bereclmet 
worden. Ks begreift sich, dass solches Schröpfsystem wesentlich dazu 
beitrug, die in Hamburg etwa noch hie und da vorhandene Sympathie für 
Frankreich abzukühlen. Allerdings war noch immer die Ansicht vertreten, 
dass in commercieller Beziehnng das Hamburgiscbe nnd französische 
Interesse znsammenMe, und man meinte wohl, es sei nur erforderlich, 
dies den Franzosen recht klar anseinander zn setzen, damit sie in Zukunft 
nicht nur Schonnng gegen die Stadt übten, sondern anch ftr die Erhaltung 
ihrer Unabhängigkeit einträten. Aber es fehlte anch nicht an Hilnnem, 
welche das Irrige solcher Hoffnungen durchschauten. 

Als im April 1799 in den Kreisen der Commerzdeputation der 
Vorschlag erörtert ward, durch ein ^lemoire, in welchem man die 
Wichtigkeit Hamburgs für deu französischen Handel nachzuweisen suchte, 
die franziisisclie Kegiernng günstig zn stimmen, wurde von melireren 
Seiten betont, dass man bei dfu gegenwärtigen Machthabern der Kepublik 
Dur von s(d(hen Arfrunienten. die mit vollen (.Tteldbeuteln unterstützt 
würden, eine gute Wirkung liotl'en könne. Am entschiedensten spiach sich 
der nachmalige Senator Job. Ernst Friedrich Westphalen gegen den 
Vorschlag aus. Er machte geltend, dass Frankreich zur Zeit nicht einmal 
anf seinen eigenen Handel Bttcksicht nehme, dass es überdies Hamburgs 
weder für die Einfbhr noch fOr die Ausfuhr sonderiich bedürfe, wogegen 
Beweggründe der Politik die Franzosen bestimmen mfissten, Hambni^ 
Boin zn suchen, um auf diese W'ehv. einerseits England einen Stoss zu 
VOTsetzen, anderseits H(dlaud und Brabant zu heben. Wenn von anderer 
Seite die Wichtigkeit der Hamburger Bank für Frankreich liervorgehoben 
war, so bemerkte Westphalen dafregen: „Ein Attachcment an unsere 
liank wird Frankreicii beweisen, sobald die republikanischen Arme lang 
genug sind, um die Silberltarren heraus holen zu können." ') 

Dass auch in weiteren Kieisen Hanil)urgs keine besondere Vorliebe 
für Frankreich herrschte, wie der Stadt noch vor kurzem zum Vorwurf 
gemacht worden war, das bewies die Haltung der Bevölkerung im October 
des Jahres 1800, als Admiral Nelson auf der Heimreise von Italien nach 

I) Conun. A. 
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England in dieser Stadt verweilte. Wo immer er erschien, in den Strassen, 
auf der rromenade, im Theater, wurden dem Sieger von Abukir begeisterte 
Ovationen f^cluaclit. 

i^rit allen Völkern in Frieden nnd Fienndschaft zu leben, das war 
noch inuner die Losung der Hamburger, Während des gewaltigen Kampfes 
der beiden damals mächtigsten Nati«tnen Europas aber neigte sich die 
Sympathie der Hamburger mehr und mehr England zu. Vorliebe für 
England, ja eine gewisse Anglomanie kam nnzweifelliaft In Hamburg um 
die Wende des Jahrhunderts zur Geltung. Von den in manchen anderen 
Theflen Deutschlands schon damals wieder stSrker hervorgetretenen 
deutschen Gesinnungen bemerkte man in Hamburg wenig; nnd doch 
bereitete sich auch hier ein Umschwung vor. Wenn, wie vorhin erwfthnt, 
die deutsche Litteratur zeitweilig dazu beigetragen hatte, die kosmo- 
politische Strömung in Hamburg zu verstärken, so daif doch nicht über- 
sehen werden, dass die deutsche Poesie durch nnd seit Klopstock auch 
auf das nationale Selbstgefühl der Deutschen niäclitiir eingewirkt hat, und 
dass man fast aller Orten, wo die deutsclie Litteratur gepflegt wurde, 
in <ler Zeit, da Deutsclilaiid als politische Gesaninitlieit nichts mehr 
bedeutete, sich umsomehr der Gemeiuscliaft des geistigen Lebens bewu.<st 
ward. Es felilt nicht an Anzeichen dafttr, dass dies auch in Hamburg 
der Fall war. Ein krftftigerer Patriotismus aber erwuchs in Hamburg erst 
allmählich wShrend der folgenden Periode, da die Stadt mehr nnd mehr 
der Gewaltherrschaft Napoleons anheimfiel. 

III. Zur öeschichte Hamborgs im Zeit&lter Napoleons. 

Ein französischer Staatsmann bezeichnete im Sommer 1798 die deutsche 
Nordseekflste als den fOr Frankreich wichtigsten TheS des Erdballes.*) 
Eine anfißUUge Aensserung. Man sollte meinen, fftr die Franzosen wäre 
— von dem eigenen Territorium abgesehen — keine Strecke Landes 
wichtiger gewesen, als das linke Rheinufer, dessen Erringnng ein von 
allen französischen Patrioten seit langem heiss ersehntes Ziel war. Doch 
dieser schöne Landstrich war im Jahre 1798 thatsächlich im Besitz der 
Franzosen, wenn auch noch nicht endgültig abgetreten; und bekanntlich 
äus.sert sich auch auf politischem Geltictf nur gar zu oft die Schwäche 
der Menschen, höher zu stellen, was sie begehren, als was sie in Händen 
haben. Unvergleichliche Vortheile schien den Franzosen die Besitz- 
ergreilung des uordwestdeutschen Küstengebietes in Aussicht zu stellen: 
die Eindämmung der preussischen Macht, die Beheri-schung wichtiger 

') Prensscn und I'nuikrcicli von iT 'ö bis 1S07. Diplomatische ConeBpOBdeamn, 
herausgegeben Ton Paul Baiileo. Band 1, S. 481. 
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dentscher Stromgebiete, die Möglichkeit, durch Herstellung eines Canals 
zwischen Rhein und Elbe Frankreich mit dem Ostseegebiete in Verbindung 
zu setzen, wovon man sich, wie eine Denkschrift jener Tage ausführt, 
für die Versorgung'- der französischen Marine und für den Absatz der 
französischen Produete den erheblichsten Nutzen versprach. Die Hauptsache 
aber war, dass man auf diese Weise den Engländern, denen man nicht 
unmittelbar zu Leibe zu gehen vermochte, wenigstens indireet emplindlicheu 
Sehaden znf&gen zakSimen hoffte. Man glaubte, England zu ti effeu, wenn man 
das Earftrstenthom HaonoTer und die Hansestädte vergewaltigte. Obwohl 
England anf die hannoversche Politik einen lächt geringen Einflnss flbte 
und es ftberhanpt dem Sachveihält nicht entspricht, das Verh&ltniss 
zwischen England nnd dem EnrfÜrstenthnm Hannover als eine reine 
Personalunion aufzufassen, so wurde doch andei^eits die Bedeutung Han- 
novers für die englische liegierung von den Franzosen stark überschätzt. 
Siclier gingen sie fehl, wenn sie meinten, dass die Occupation dieses Landes 
die Engländer zur ireraiisgabc der französischen Zuckerinseln bestimmen, oder 
dass wie eine Denkschrift sich ausdrückt — Georg der Brite sich aus 
Gefälligkeit für Georg den Hannoveraner zum Frieden bequemen werde. 
Aber auch wenn dieser Erfolg nicht erreii hl wurde, erschien die Besetzung 
Hannovers als ein wirksames Klieg^miUel, insofern sie den Franzosen 
ermöglichte, den Engländern die Verbindong mit der Weser und der 
Elbe abzuschneiden, eine Massregel, zn deren Vervollständigung gehörte, 
dass man anch Bremen und Hamburg besetzte oder doch wenigstens in 
Abhängigkeit von dem französischen Machtgebot brachte. 

Bereits zn den Zeiten des Nationalconvents war von den Franzosen 
gelegentlit h gegen Hanibni g dei- Vorwurf erhoben W(trdcn . da.ss es 
Frunkreicli duich parteiische Begünstigung des englischen Handels benach- 
tlieilige. Ks begreift sich, dass diese Klage nach dem .Fahre 17!».") in 
verstärktem Masse wiederkehrte; denn seitdem iiidlaiid in i)()litische nnd 
wirthschaftiiche Abhängi^^keit von Frankreich gerat licii. wurde der eng- 
lische Handel mit dem ( 'nutint iit last ausschliesslich V(tn den liansestäilten 
vermittelt. Vergegenwärtigt niau sich überhaupt, dass uacli einer Angabe 
des Commercial- Agenten Patrick Colqukouu in London der Werth der 
britischen Ausfiihr nach Hamburg in dem Zeitraum von neun Jahren 
des letzte» Kriegs nicht weniger als 70 Millionen Pihnd Sterling betrug, 
nnd dass allein der Werth der Ausfhhr von englischen Manufacturwaaren 
nach Hamburg in dieser Zeit von zwei bis auf acht Millionen jährlich 
angewachsen war,') so wird man es nicht ganz ungerechtfertigt finden, wenn 
Bonaparte in seinem Bericht an das Directoriniu vom 2H. Februar I7!)8 unter 
den verschiedenen zur Bekämpfung der verhassten Briten diensameu Projecten 

0 Nach einem Au&aUs Tom Au&ng d. J. 1S05. Ei ist selbstfenttndlieh der Zdt> 
mim Tor Beginn der ElbUoclwde gemehit. Comm. A. 
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»üch (las anfilhi te, nicht nur Hannover, sondern aach Hamboig „England ZD 
entreissen". Zur Ausführung eines solchen Unternehmens ist es damals be- 
kanntlich nicht frekonnnen, theils weil die gleichzeitig ins Auge gefasste 
Expedition nach Acp-ypton Bonapartes Phantasie in ganz anderer Weise zu 
locken vernun litr, thcils weil rreussen den entschiedenen Willen bekundet 
hatte, die Unversehrtheit des von der Deinarcationslinie umschlossenen nord- 
deutschen (iebieles aufreclit zu erhalten, und jener Zeit weder Bouaparte 
noch das Irauzösische Directorium geneigt war, es auf einen Bruch mit 
Freissen ankommen zn lassen. Erat im Jalire 1803 war die Achtung des 
damalige!! ersten Consols vor dem Staate Friediicbs des Grossen so weit 
gesunken, dass er, in dessen unmittelbare Macht- und InteressensphUre Qber- 
greifend, Hannover und das Hambuiigische Amt Ritsebflttel besetzen liess. 
Doch schon vorher war es zwischen Bonaparte und Hamburg zu manchen 
für diese Stadt nicht eben erfreulichen Berühnmgen gekommen. 

Als im Herbste des Jahres 179!) der Hamburger Senat, den Droliungen 
Englands und den Gewaltthätigkeiten Kusslauds weichend, vier irlfmdisclie 
Flüchtlinge, von denen zwei, Napp<'r Tandy und i^lackwell, mit französischen 
Officierspatenti-n versehen waren, der britischen Ke<rierung ausgeliefert und 
ilies \ erlaliren in einem aiisliihrliclien, an die drei Consuln der französischen 
liepubiik gerichteten Sdueiben zu eiiisi huhligeu veiuucht hatte, schiieb 
Bonaparte an die B&rgermeister und den Katli der Stadt zurück: Ihr Schreiben 
rechtfertige sie nicht. Sie hätten die Gastflrenndschaft verietzt Das wire 
nicht unter den barbarischen Horden der Wflste geschehen. Das Blut der 
beiden Unglücklichen werde ihren Yerfölgem mehr Unheil zuziehen, als 
eine Armee vermocht hfttte. Nicht nur diese Antwort, sondern auch das 
Hambnrgische Entschuldigungsschreiben liess Bonaparte im „Moniteur" 
abdrucken. Die ^*elöttentlichung des letzteren war otteubar ein Act 
raffinirter Bosheit. Denn der Hamburger IJatli hatte nicht unterlassen, 
um sein Verfahren gegen die Irländer Frankreicli gegenüber in ein 
mihleres Licht zu rücken, einen guten Theil (b'r Veiantworlung auf 
Enghmd. linsshmd. den Kaiser und Preussen abzuwälzen, von denen die 
Iteideu ersten die .\nslicferung kategorisch gelordert, das letztere aber 
Hamburg im Stich gelassen hatte, indem es sich geweigert, einen 
Schiedsspruch zu fällen oder sich sonst irgendwie in diese heikle 
Angelegenheit feinzumischen. 

Es entsprach der bekannten Friedenspolitik Friedrich Wilhelms III., 
dass er, trotz seiner Stellung als Director des niedersächsischen Kreises und 
Garant der norddeutsdien Neutralität, nicht geneigt gewesen, sich, um 
Hamburg aus der Verlegeiilieit zu helfen, mit der einen oder anderen der 
beiden grossen kriegführenden Parteien zu überweifen. Inmierhiu bemühte 
er sich nachträglich, dnnh (lii>hjniatisclie Intervention ilen Zorn der 
französischen Hegierung wider Hamburg zu beschwichtigen. Thatsächlich 
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wurde Iwreits Aitfimg 1800 das noch Tom Directoriiim in einem Decret Tom 
9. October 1799 Aber die HambuigiBcben Schiffe in iranzusiscben Hfifen 

verbängte Embarj^o wieder aufgehoben, was freilich auch dem Interesse des 
französisclien Handels entsprach und u. a. von der Kaufmannschaft in 
Bordeaux befürwortet wurde. Die diplomatischen Beziehungen zwischen 
Frankreich und Hamburg aber, deren Abbruch jenes Derret vom i». October 
ebenfalls verfiigt hatte, wurden erst im Jahre wieder liergestellt. In der 
Zwischenzeit blieb das Verhältniss zwischen Frankreich und Hamburg ein 
sehr gespanntes, was zu um so grösserer Besorgniss Aulass geben musste, 
als gerade dieser Zdtranm ein für die Znknnft Hamburgs ansserordentlich 
kritischer war. 

Am 29. Hftrz 1801 wurde die Stadt von einer dänischen Tmppen- 
abtheilnng unter Ftthmng des Prinzen £arl von Hessen besetzt. Es 
war dies eine der verschiedenen Miissnahmen, durch welche die aufs 
neue zum Schutze des Hechtes der Neutralität auf dem Meere verbündeten 
Machte, Kussland, Dänemark, Schweden und Pivussen. der britischen 
Kegierung Schach bieten und sie wnniii£rlicli zur Anei kenniinjr der von 
ihnen verfochtenen völkerrechtlichen (Jrundsätze bestimmen wollten. So- 
wohl von dänischer, wie auch von preussischer Seite wurde der Stadl die 
Temcherung gegebeu, dass es nur auf eiue vurUbergeheude Besetzung 
abgesehen sei, dass nicht die Unabh&ngigkeit da* Stadt, sondern nur ihr 
Handel mit England getroffen werden solle. Doch wurde man dadurch 
keineswegs vOUig beruhigt, zumal gerüchtweise verlautete, dass Paul I., 
der in der letzten Zeit seiner Regierung m. ebenso fanatischer Feind 
Englands, wie zuvor Frankreichs war, dem König von Dänemark als Lohn 
für seinen Antheil an der gemeinsamen Action wider tirossbritannien den 
Besitz von Hamburg mitsammt seinem (Jebietr vci lu ivscn hatte. Duich 
die Ermordnng des Zan n war allerdin^rs dir Situation we>eutli(li ^i-iiniln t, 
keineswegs aber alle Gefahr beseitigt worden. Nicht geringes Aulselien 
erregte in Hamburg eine Schrift, die den Titel führte: „Was könnte 
Hamburg im jet^sigen Zeitraum zu seinem besten (ilücke thuü?", in der 
den Hamburgern angerathen wurde, in Anbetracht der Hfllflosigkeit, in 
der sich die Stadt während der grossen europllischen C!onllicte befinde, 
den EOnig von Dänemark als Schutzhenm anzuerkennen.*) Als Verfasser 
dieser Schrift galt der Altonaer Etatsrath Lawaetz. Nicht unmöglich 
ist es, dass er seine Publication im Auftrage von Karl von Hessen vei fasst 
bat.*) Dass diese den Anschauungen des Prinzen entsprach, ergibt sich 

I) Den hier »U8ge.<(prüclii'ueu Ansiditoa trat J. L. vun IIo.<is iu seiner bckaunteii 
Schrift „HMüburgs bestes OlQek niclit Ton anMen* entgegen. 

Verwanilte Anschaannpren sind übrigens auch in tler Zeitschrift ^Genius des 
i;t. .Tiibrhnnderts", Band 5, S. '22'.^ anir< dcntct ; sie wurden in der Zeitschrift „Hamborg 
und Altona", Jalirg. Ib02, Band 4, ti. oöi &. zarücligewieäeu. 
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wZ^^p ^7'";'' ^'''"^ ^'"'^ ««i«« geheimsten politischen 

im d.^ i ^''^ ^"'"^^ ^^^'J <i^»^^te er nur im allgemeinen 

IdihtTi Sr^"' * in der es sich befinde, 

dieses fti- ^^''"'"""'^ ^1'^^^ entscLädigen, welche 

finirliuid«' ^^^^^^^ ^'^'-^ näijilich die Bekämpfung der Uebemiacht 
efn^nn^^T* . gebracht habe. Das z^veite Mal rü. kte er nach 

cJasl T)" ^'^T ^^^^^ 8P"<^1'^ l^e^^"^- Kr bekannte offen, 

\u^oh '"''"l^''' Hambuiy, Lübeck md Lanenboi^ als Entschädigung 
gcbn und er bat ansdilickUch, den enten Cbnsnl von diesem Wnnaehe 
Bele ti " w weide man die 

fibri^ef I""'" , '"'"^^ -^^t«»*^' Seite niederiegen, ihr im 

titcl hLnf'' i'*"''^'' Künife' woi-de sich mit dem HeIT8che^ 

iTvÄ^^ I^-i»^ so bescheiden ans, am 

bemerkte « "■'"•''"'"l^ «len fVt ton Bissen missgönne. Schliesslich 

würde """" ^^ ''"^ "'c^t einverstanden sein 

bnnrren i^ w" ^'""^"'^ ^^erde sdii Murren zum Scl.wei-en 

-lud wirliin T \ eili;iltnisse in Dänemark damals lagen, 

-Lue weiferTJ!^ berechtigt, Von den Aeu«.erungen des JYinzen von Hessen 
Jes Mini.teri'nr!r ^"'^*'*'""»»en der Regiening, d. h. des Kronprinzen und 
und Lüh. , k. m f ^ weniger, als die Erwerbung Hambuigs 

zu haben s ^.'"'"'"^ ^» '»«'n Lieblingadeen Karis von Hessen geWtat 
Besetznug diesel s; »«g es im dänischen Interesse, die 

<Me Acüon .'e^ i ^''^ fortdauern zu lassen, auch nachdem 

worden war Es " 1"'^ ^'"e" A\ aflVnsü'lJstand beendet 

•l'T Frieden von /'"^'''! !' ''''^"^vai t. n. welche Gebietsveränderungen 
^reraumer Lit 1 » Ih' zur Folire babon werde. 

^Vfltli, |,eu Fürsten ^ Knl.sc liailiirnii-siiiat. i ial für die 

g«*i.stlirb,.„ Fn.- t Kheinufer Einbiis>e erlitten, nicht uur 

alle I^Melisst-i"; ' H ^* ^^^^ »"«^ Keiclusstädte dienen sollten, 
waren, konnte d u,..i • kleineren dem Untei^auge verfaUen 

«J«« wenigsten/ die \f"'"''" ^ wahrscheinlich mnsste gelten, 

»nteressirt waren diebev Existenz so viele Staaten 

a»>^r auch diese ans vT^^^ SoMten 
•^;;l'^vinden, so gebührte L ? ''''' <^1»^<1< '- <l'"s Reiches 

^"«'.ö.vouBernstorff— -nfu**'. 'les dänischen Ministere 

Ti^rr"" «»»nhurg und Lübeck dem König von DÄnemark 

^'^^^^rli.l.^^J^^^^ Stuat uait Däueu^ark zu vereinigten, be- 

«wu», Baron Binder, den 22. August 17b9. Wieu. A. 
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der erste Anspruch. Dieser Ansicht hatte er in den Weisungen an die 
dänischen Gesandten in Paris und Petersliurg Ausdnick gesehen.') Es 
berührte daher am Kopenhagener Hof aufs unangenehmste, als der preussische 
Gei:audte in Kopenhagen dem Auftiage seiner Regierung gemäss in 
nacbdriteklidier, ja selbst in drohoider Wdse auf die Bftumimg Himbnigs 
draog. Indessen fOgte man sieb, and am 23. Kai wurde Eambnifr sim grossen 
Jabel der dortigen BeTOlkenmg von den dftnischen Trappen verlassen. Der 
dänische Eronprinz fiind bald darauf Qelegenheit» sich Aber die Rücksichts- 
losigkeit Preuss^ im Gesprftch mit Lauriston, einem in besonderer Mission 
nach Kopenhagen gesandten Adjutanten des ersten Consuls, aufs bitterste 
zu beschweren, und l^onaparte benutzte den nächsten sich bietenden Anlass, 
um in einer für I'reiissen beleidigenden Weise kund zu thun, dass er das 
Verfahren des berliner Cabinels gegen Dänemark missbillige.-) Imnierhiu 
scheint der (bedanke. Hamburg den Dänen preiszugeben, ihm ferngelegen 
zu liabeu. Zunächst richtete er vielmehr uacii dem Beispiel des Directoriums 
sein Absehen daranf, die Httlflosigkeit der Stadt zom Besten seiner 
Finanzen auszunutzen. 

Am 16. Hirz 1801 hatte ein Courier ein Schreiben Talleyiands in 
Hamburg überreicht, in dem dieser Minister im Auftrage des ersten Cronsuls 
Beschwerde ttber einen Hamburgischen Eaufinann führte, von dem es 
hiess, dass er mit der französischen Begienmg Geschftfte gemacht und sie 
dabei um vier Millionen ttbervortheilt habe. Diese vier Millionen — so 
forderte Talleyrand — sollten vom Hamburger Senat, der sich deswegen 



') In flcm ErlasH an ilen Gesaiulten in Paris vom April ISOl heisst es: 
Je .siiiii)()se que Votre ExcoIIeuce a eu coniittissauce d uu plan que rEinpereur Paul 
Dous a coniiuuniqae uiusi qn'ä la coar de Berliu sotu le Dom de 8*>q altimatum. Saivant 
e« plan qae rmrimoritfi conti« rAngtetenre aToife dicM, le pays de Hanovre devoit Mre 
occupfe par lo roi do Pnisse et r^iuni ä janiais aus £tats prussiens, la villo de Hambonrg' 
avee sou territoire t'tojt destiiiee i\ servir do d6doniinageineiit au Dannemarc Nous 
n'avous pas Öt6 iblouis par Tavantage apparent que ce prujet uou» offroit, nuo» y avuus 
plntAt TO QU lenrre an moyen dnqncd le Honarqne dMint avolt comptft rendre le 
Danneniam l'ingtrunient de sa hainc pa8sionn<'>e contre TAnglctcrre. Nona avons toujoors 
reg«rd6 le principe de l'inviolabilit'' et de l'indöpendancc de chatiue fitat, j^rand nu petit, 
comme la prcniiere base de la äiircte generale et cumme le foudeuient le plus sulide de 
tonte r«Modation politiqne dei diffi6reiw goaTeinenen« de FEiirope et now nmines tiop 
attacb^s k ce principe pour acc6der l^gerement k des plana fondfis snr la violence et 
rusnrpatifin. Si nous savions eependant qn<' par iin arconl enfre les puissances qui dans 
le moment present exerceut une induencc dccisivo sur les affaires de rAilemagne, la 
destraetion de la libntft de tonte« lei viUei bnpftrialei Moit nrArocaUenent airttte, 
nouB croirimie itiie donte deToir üuister nir Tacquisition des villes de Hambourg et de 
Lübeck qne nous ne sanrions voir passer sons la dotnination d'anrnne antre puissance, 
»ans eu redouter puur nous les iucuuv^uiens et les dangera les plus ÖTideos. 
Kopbg. Annr. A. 

VgL CSybeb) Hiitorieehe Zeittcluift, Band 62, S. 7. 
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nacht rü^lich an jenen Kaufmann halten könne, der französisclien 
I?egieruu^^ entrichtet weiden, und zwar die erste Hiilfie im nächsten 
Monat, die amlere Hillfte nach sechs Monaten. Diese Zumuthun^ erregte 
in Hamburg beg:i-eitlicherweise das grösste Befremden. Es schien ebenso 
sehr aller Billigkeit za widerstreiten, dass der Bath die französische 
Begiemng f&r den ihr angeblich dnrch einen Hambni^giscben Priratmann 
zugeftgten Verlnst schadlos halten, wie dass er den letzteren, ohne dass 
Verhör and Untersnchnng voransgegangen, als schuldig hetraditen sollte. 
Der Rath erklärte sich daher nur bereit, sofort eine Conunission ein- 
zusetzen, um den Sachverhalt so schleunig wie möglich aoizuklären. 
Zugleich ersuchte er die französische Reg:iening darum, einen Bevoll- 
mächtigten nach Haniburp: zu scliicken. Aber bald musste man erkennen, 
dass dadiu'ch Bonaparte nicht (lenüge geleistet werde, und dass es sich 
überhaupt weiiif,MM- um einen Rechtsanspruch, als um eine Ausbeutung 
der Situation handle. Ebenso wenig konnte mau sich verbergen, 
dass bei der durch den B'rieden von Luneville uothwendig gewordenen 
Neuordnung der Verhältnisse des deutschen Reiches niemand eine 
gewichtigere Stimme hatte, als Bonaparte.. Die Unabhängigkeit Hamburgs 
gerieth daher in die insserste Gefahr, wenn es nicht gelang, ihn 
znirieden zu stellen. Nachdem viele Monate lang Teigeblich verhandelt 
worden, gelang es endlich im April 1802, ein Abkommen zu treffen. Unter 
der Mitwirkung Talleyrands, der zum Dank dafür nach dem leidigen 
Brauch der Zeit von Hanibnrir mit adit schönen Pferden und 300 Flaschen 
Wein aus ilem iiatliskcllcr l'eschenkt wurde, ward der Friede zwisclien 
Frankreich und llanil)Uig wiederhergestellt, und iui Juni erschien aufs 
neue ein französischer Gesandter in Hamburg. Es war der von seiner 
früheren Mission (1795—98) wohlbekannte, wegen seiner Charakter- 
eigenschaften nnd seiner geistigen Bildung geschätzte Schwabe Beinbaid. 

Auf Jahre der Sorge und der beständigen Beunruhigung schien nunmehr 
eine Zeit dauernden Friedens folgen zu sollen. Der jüngste Beichsscbluss 
vom Jahre I xOO sicherte Hamburg die Erhaltung seiner Unabhängigkeit, 
den Besitz des Üomgebietes, das sich seit 1719 unter hannoverscher 
Hoheit befunden, und endlich — wonach die Stadt sich seit dem 17. Jahr- 
hundert vergeblich gesehnt liatte - die unbedingte Anerkennung ihrer 
Neutralität in allen künttigen J\richskriegen. 

l''.inen wie geringen Werth diese Xeutralitätszusicherung hatte, sollten 
die Hamburger freilich bald genug erfahren. 

Als im Frtthjahr 1803 Bonaparte sich anschickte, die bereits vom 
Nationalconvent und vom Directorium geplante Occupation des Knrfttrsten- 
thums Hannover ins Werk zu setzen, Hess er in derselben Instruction 
(vom 22. Mai 1803), die den Qeneral Mortier anwies, in das Hannoversche 
einzurOcken, diesem zugleich den Befehl ertkeilen, sich in Hamburg und 
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Bramen alle dort befindlichen engUschen Schüfe, alle dem Feinde gehOrigeu 
Magudne, sovie sämmtUche dort anweaende englische Matrosen andiefem 
zu lassen. Wurden anch diese Yorschiiften nicht Tollstreckt, so er- 
folgte doch bereits Mitte Juni d. J. die Besetzong des Hamburgischen 
Amtes Ritzebüttel, eine Massregel, die, abgesehen von dem Leid, das 
durch sie der unmittelbar geschädigten Landschaft zugefügt wurde, Hamburg 
in zwiefacher Hinsiclit aufs empliiuUiL'hste traf. Sie liatte die für den 
Haniburgiscben Handel so überaus verderbliche englische Elbblockade zur 
Folge und zerriss mit einem Schlage die schöne Illusion, dass die Hause- 
städte durch die Bestimmungen des jüngsten Heichsschlusses für immer 
aller Eriegsnoth enthoben seien. Ba ferner die preassischen Bemfihnngen, 
Bonaparte zur Bänmnng Cnzhavens m bewegen, nach einigen Teigeblichen 
Anläufen eriahmten, so lag flberdies am Tage, dass die Zeiten, in denen 
die Hansestädte an Frenssen einen starken Rttckbalt hatten, vorftber 
waren. Schon seit dem Jnni 1803 be&nd sieb Hambnig innerhalb der 
Machtsphäre Napoleons. 

Den Drohungen der Franzosen weichend, musste sich Hamburg daher 
gleich den anderen Hansestädten dazu verstehen, den liannöverschen 
Landständen ansehnlidie Suninicn darznlcilien, die srlbstverstündlicli nicht 
der Landeswolilfahrt Hannovers, sondern der französischen Militärhen schafl 
in diesem Laude zum Nutzen gereichten. 

Ein Gewaltact besonderer Art war der an dem britiseben Gescbäfts- 
trfiger Bumbold verAbte, den Napoleon in der Nacht vom 24. auf den 
25. October durch hundert Mann ans Harburg herübergekommener fran- 
zösischer Soldaten in seiner vor den Thoren Hamburgs gelegenen Land- 
wohnnng aufheben und nach Paris schleppen liess. Napoleon wollte durch 
diesen Streich seiueni Groll gegen Kngland Luft machen und insbesondere 
gegen die englischen Dipiumaten, die er beschuldigte, sich an Conspirationen 
und Mordplänen wider ilin betlieiligt zu haben. Er wollte aller Welt 
kund tlmn. dass er den en^^lisclicn Agenten den Schutz des Völkerrechts 
nicht mehr zuerkenne. Zugleich hutite er, aus den Papieren Rumbolds 
neues Auklagematerial gegen das englische diplomatische Corps entnehmen 
zu kdnnea. Der Vorfall rief begreiflieber Weise in Hamburg die grOsste 
Bestürzung hervor. Sofort suchte der Senat von dem französischen Ge- 
sandten Aufklärung zu erhalten, während er an die ttbrigen in Hamburg 
residirenden Diplomaten gleichlautende Noten richtete, in denen er das 
Ges( beliene mit dem Ausdruck des tiefsten Bedauerns zur Anzeige brachte 
und zugleich verhiess, alle von ihm abhängenden Mittel anzuwenden, um 
die Freilassung der Person und der Kttecten des Vergewaltigten zu 
reclaniiren. Aber alle NOrstellungen und Beschwerden, die der Senat an 
Keinhard in Hamburg, an Bernadotte in Hannover, an Talleyrand in 
Paris richten liess, waren fruchtlos. Der Streich wäre ja sicher unter* 

8* 
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blieben, wenn Napoleon nicht g^Unbt bitte, dem wehrlosen Kleinstaat 
Hamburg alles bieten za können. Dass Preassen, das seit Jahr und 
Tag bei so mancher Verletzung der Neutralit&t Norddeutschlands ein Auge 
zugedrückt hatte, sich gerade diesor Sache emstlich annehmen werde, 
war ihm sclnverlich in den Sinn frekommen. Eint-n Hinweis auf Pieussens 
Missfallen au dem Attentat beantwortete er mit der prahlerischen 
Benieikiing: er werde, wenn er es für nothig halte, kein Bedenken tragen, 
Ivumbolds ( ollegen .lackson (den britischen Gesandten am preussisclien 
Hofe) durch zehn Gensdanuen unmittelbar vor den Thoren von Berlin auf- 
heben lassen. Anders lautete freilich seine Sprache, als er von der 
thats&cblichen Wirkung, die sein jüngster Qewaltact in Berlin hervor- 
gerufen, Kunde erhalten hatte. Hardenberg, der damals die auswärtigen 
Angelegenheiten in Berlin leitete, war der Ansicht, dass Gründe des Bechts, 
der Ehi-e und der Klugheit gleichmAssig dafür sprächen, gegen diese 
emente ^'erletzung des norddeutschen Gebietes Verwahning einzulegen, 
umsomehr, da Rumbold als Geschäftsträger nicht nur in Hamburg, sondern 
auch bei dem niedersächsischen Kreise, also in gewisser Weise auch bei 
dem König von Pi eiis>en lie^'laubif^^t gewesen. Unter dem Eintlnss Hardenbei-gs 
entschloss sich daiier Frieiiririi Wilhelm III., einen lirief an Napoleon zu 
richten, in dem er die Entfülining Kiunbolds als eine ihm persönlich 
zugefügte Beleidigung hinstellte und weiter ausführte, das» er nach allen 
Seiten hin compromittirt sein werde, wenn er nicht dnreh die sofortige 
Befreiung Rumbolds Genugthuung erhalte. Dies der wesentliche Inhalt 
des Schreibens, bei dessen Abfassung jede das Selbstgeftthl Napoleons 
verletzende Wendung soigfUtig vermieden war. Es ermöglichte dem 
Kaiser einen ehrenvollen Rückzug. Wenn dieser jedoch nicht erfolgte, 
war dne kriegerische Ven^ickelung schwer zu \eiineiden. Krieg mit 
Pi-eussen zu führen, lag aber jener Zeit nicht in dem Plan Napoleons. 
Er zog es dalier vor, den Grossmiitliigen zu spielen und alsbald der 
Welt zu veikünden, dass Rumbold zufolge der ihm vom Köniur von 
Preussen zu Theil gewordenen Protection Ireigelassen und über Cherbourg 
nach England zurückgeschickt worden sei. Der Stininuing, in die er 
durch diese unfreiwillige Nachgiebigkeit vei-setzt wiude, gab er 
mit den Worten Ausdruck: „Der König von Preussen hat mir 
eine schlimme Viertelstunde bereitet; ich könnte sie ihm mit Zinsen 
zurttckgeben." Lucchesini, der prenssische Gesandte in Paris, der diese 
Aeusserung in einer vertraulichen Depesche vom 26. November 1804 
nach Berlin meldete, gab auch sonst zu verstehen, dass er es Ür wahr- 
scheinlich halte, Napoleon werde für den ihm von Preussen anfniegten 
Zwang frflher oder später Vergeltung üben.') Was Hamborg betraf, so 

^) Aiis/.ü<re aus dieser als Note socr^tisBimc besddineteii Depesdw habe idi in 
(SybeU) Histor. Zeitschrift, Band 62, S. 30—33 mitgetheilt 
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wurde es durch die von Preosseu bewirkte Krledigung des Zwischenfalles 
von der Sorge befreit, dass England die Eegieruug der Stadt zur Reclien- 
sehaft ziehen werde. Die Bedressirang der Gewaltthat war freilich keine 
TollsUndige. Die Papiere Rumbolds wurden in Paris znrttckbehalten. 
Auch hatte er selbst vor seiner Abreise von dort eine Verpflichtung ein- 
gehen müssen, die ihn verhinderte, auf seinen Hamburger Posten zur&ck- 
zukehren. Er wurde daher im folgenden Jahre durch Edward Thomton 
ersetzt^ der znvor britischer Legationssecretär in Berlin gewesen war. 

Vielleicht hängt auch eine andere Personalveränderung in dem 
diplomatischen Corps zu Haniburg mit dem geschilderten Zwisdienfall 
zusammen. In seinem Berieht an Talleyrand vom '2'2. Octol)er liatte 
Keinhard es als ein Unglück bezeichnet, in die ( i \\;iliiite Aiiiielt jL^cnlicit 
eingeweiht worden zu sein. Ks ist nicht ganz nnwahrsclK-iiilicli, dass ein 
solches Wort, in dem eine Kritik des Verfahrens Napoleons lag, dem 
Gesandten dessen Ungnade zugezogen, obwohl er sichtlich bemüht gewesen 
ist, sdnen fVeimuth durch die Haltung seiner späteren Depeschen ver- 
gessen zu machen. Thatsache ist es, dass er im IVtthjahr 1805 von 
Hambuig abberufen und durch Bonrrienne ersetzt wurde. 

Von den Hofitaungen, mit denen man im Jahre 1802 die Ernennung 
Reinhards znm Gesandten beim nicdersachsischen Kreise in Hamburg 
b^irflsst hatte, war nur wenig in Erfüllung gegangen. Der in seinem 
innersten Wesen ehrenhafte Mann war, um seiner diplomatischen 
Mission gerecht zu werden, zur Verstellung und Hinterlist genijthigt 
worden. Der humane Freiheitsfreund niusste .sich als Werkzeug eines 
gewaltthätigen Desp(jtisnius gel»rauclien lassen. Andeiseits hatte er seine 
pei-sünliche Uneigennützigkeit nicht verleugnet. Sein Abgang von Hamburg 
war daher für die Stadt ein um so gi-össerer Verlust, als sein Naclifolger 
schon mit dem Leumund der Habgier belastet nach Hamburg kam und 
während der nächstfolgenden Jahre das Seinige that, um ihn in erhöhtem 
Masse zu verdienen. 

Im ftbrigen war Bonrrienne ein umgänglicher, geschmeidiger Herr, 
der sich in den Hamburgischen Verhältnissen bald zurecht fand und anch 
ein gewisses Wohlwollen für die Hansestädte zur Schau trug. Anfänglich 
wandte er sich den ihm ertheilten Instructionen gemäss vorzugsweise der 
Aufgabe zu, die Emigrantt^n und dii' Pirsse in Hamburg zu ül>erwa('!ien. 
Hinsichtlieh der Presse gerieihen seine Forderungen allerdings gcirpt-ntlieh 
mit denen anderer Diplomaten in Contliet. Nanientliih dci- russische 
(Tesehäftsträger, der seinen Bestrebungen, den Hamburgischen Oorre- 
spondenten in französischem Sinne zu lenken, entgegentrat und das Blatt 
vielmehr unter russischen Einfluss zu bringen suchte, machte ihm viel zu 
schaffoi. Zeitweib'g brachte Bonrrienne es jedodi dahin, dass die Redaction 
des Correspondenten ihm die Coirecturbogen zur Begutachtung vorlegte. 
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Wichtigere Angaben fldeii Boomeiine sn, ab nach dem Pressbmger 
Frieden anfs nene Besonpiitte beillgiich des Fortbestandes der Unabhingig- 

keit Hamburgs auftauchten. Durch diesen Frieden war Augsburg, eine der 
sechs Städte, denen der jüngste Reichsschlius die Beichsonmittelbarkeit 
OTgesiilu'it hatte, der Krone Bayern ül^erwiesen worden. Es schien also 
die Hcfiirclituns' pfcrorlitfortip^t, dass den iionhleutschen Reiclisstädten ein 
gleiches Scliicksal beV(»istehe, zumal von einer beabsiclitig-ten Gebiets- 
erwoitei niif( i'reus.sens verlautete. Von dieser Beunruhigung der Hanse- 
h^tädte sui hteii die französischen Machthaber Vortheil zu ziehen. In einem 
Erlass vom 25. Februar 1806 wurde Bourrienne von Talleyrand angewiesen, 
die Hansestädte in ihren Besorgnissen vor Prenssen zn bestärken nnd 
zngleich geltend am machen, dass Frankreich die einzige Macht sei, die 
der prenssischen Begehrlichkeit entgegenzutreten vermöge. Er solle des- 
wegen den Studien empfehlen, sich nm dn französisches Protectorat zn 
bewerben und sich bereit zu erklären, als Entgelt für den ihnen zn 
gewährenden Schutz eine einmalige Zahlung von sechs Millionen Livres 
zu leisten und überdies während der Dauer des Krieges jährlich zwei 
Millidiien zu entrichten. Es zeigte sicli Jedoch, dass die Städte sich nicht 
in so plumper Weise ins Netz ziehen liessen. Was konnte widersinniprer 
sein, als, um den Schein der Unabhängigkeit zu retten, sich in die I^age 
von abhängigen Tributärstaaten zu begeben! Man richtete ein Schreiben 
an Napoleon, in dem man zwar anscheinend seine Fh>tection, tbatsftcUich 
aber die Oarantie der Stipulationen yon 1803 nachsuchte, üeberdies worde 
ein ähnliches Gesuch an den Kaiser von Bussland gerichtet 

Durch das Wohlwollen und den gemeinsamen Schulz sämmtlicher 
Orossmäclite schien die Zukunft der Hansestädte am ehest«ii sicher gestellt 
zu sein, weswegen sie jedes besondere Schntzverhältniss als gefährlich 
betrachteten. Es entstand daher fttr sie eine erneute Verlegenheit, als 
ihnen nicht lange, nachdem Kaiser Franz IL die deutsche Kaiserkrone 
niedergelegt hatte, von dem preussischra Gesandten, dem Freihem 
von Giote, die erste Andeutung darüber gemacht wurde, dass Prenssen 
ihren Beitritt zu dem neu zu begründenden nordischen Reicli.sbunde erwarte. 
Sie waren weder geneigt, sich einer prenssisrlien Vctimacht zu unter- 
werfen, noch auch auf die ihnen l^o;! zugestandene Neutralität, die nach 
dem Eintritt in ein j)! eussisch-uorddeutsches Büudniss aufs äusserste 
gefiiludt'l Sellien, zu verzichten. 

Wären übrigens auch die Hansestädte dem Eintritt in den von Prenssen 
gejdanteii Paind günstiger gesinnt gewesen, so hätte daraus doch nichts 
wcrdt ii kitinien; denn Napoleon Hess bereits Ende August den franziisischen 
Gesandten in Berlin und in Hamburg seinen Willen kundthun, dass er 
eine Aenderung der politischen Stellung der Hansestädte nicht dulden w^e. 
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Bekanntlich gehörte die Gegnerscbafb Napoleons dem preussLschcu 
Bondesplan gegenüber, die am anseluuilichsten in aeiiiem Bemftben, den 
Anschlnss der HansesUdte za Terbindeni, ans Licht trat, zn den Ter- 
anlassangen des prenssisch-fraozQsisclien Krieges von 1806. Wahrend 
dieser sieh vorbereitete, pflogen Vertreter der Hansestädte in Lttb^ 
Berathnngen darüber, wie unter den obwaltenden Zeitveriiältnissen das 
uralte Bündniss zu festigen und dadurch widerstandsfähiger zu machen sei. 
Es galt namentlich, sich über einen Ei-xatz für die in Wco^fall gekommenen 
Ifeichsinstitutionen und über gemeinsame ifassnahmen zur Erhaltung der 
hanseatischen Unabhängigkeit, Neutialitilt und Handelsfreiheit /.u ver- 
ständigen. Man war fortdauernd davon übeizen-^'^t, dass der Nutzen, den 
die Städte durcli ihren Handel sämmtlichen Mächten Kuroi>a.s gewährten, 
die beste Bürgschaft für die Erhaltung ihrer Unabhängigkeit bilde. 
Zugleich aber war es eine Lieblingsvorstellung des Bremer Senators 
Smidty der anf die LAbecker Berathnngen den hervorragendsten Einflnss 
flbte, dass die Hansestädte als Asyle des Friedens, als Zufluchtsorte für 
Personen dienen mOchten, die sich den Stürmen des Zeitalters zur 
Förderung einer mhigen, für das Fortschreiten der Wissenschaften und 
Künste heilsamen Tliätigkeit entzitdien wollten. Inmitten einer von Krieg 
und wilder Leidenschaft erfüllten Welt sollten di»' Städte gleichsam 
wie glückliche Eilande von aller Noth verschont bleiben; sie sollten für 
unberührbar, für heilig gelten. Während man in diesem .Sinne zu Tiübeck 
über die realen und idealen Aufgaben der Hansestädte berieth, hatte der 
Krieg zwischen Frankreich und Preussen begonnen. Für den preussischen 
Staat als solchen herrschte noch inuner in den Hansestädten wenig 
Sympathie; aber man ahnte, dass der Ausfall dieses Krieges für ganz 
Dentschland verhftngnissvoll sein werde. Am 18. October 1806, zu einer 
Zeit, als die Kunde von der Schlacht bei Jena noch nicht nach Hamburg 
gedrungen, die öffentliche Meinung vielmehr durch eine falsche Kunde 
über prenssische Erfolge in-e geführt wurde, schrieb dt i dortige 
französische Consul iiacli T'aris, dass scldecht verbürgte MeKiungen vom 
Kriegsschauplatze die (iesinnnngen der Menschen, in deren Mitte er 
weilte, offenbart hätten. Man wünsche den Sieg der preussischen Watten, 
nicht aus Sympathie für Preussen an sich, sondern „weil — wie sie sagen — 
Preussen die deatsehe Sache vertheidige. Vergeblich stellt man ihnen vor, 
dass Bevölkerungen, die weder denselben Souverän, noch dieselben Gesetze, 
noch dieselben Interessen haben, keine einheitliche Nation ausmachen können. 
Alles, was ihre Sprache redet, gehOrt nach ihrer Auffassung zu ihrer Nation.** 
Der mitgetheilten Aeussernug fügte der Franzose die bemerkenswwthen 
Worte hinzu : Die von ihm wahrgenommene leidenschaftliche Eiregung lasse 
die Gefahr hinlänglicli erkennen, die sich für Frankreich ergeben würde, 
wenn es die getrennten Glieder dieses grossen Körpei-s vereinige. 
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Es gereiclit Hamburg zur Ehre, dass eine derartige Beobachtung in 
dieser Stadt gemacht werden konnte. Immerhin bedurfte es noch harter 
PrflAmgen, ehe die nationalen Gtesinnnngen in den Hansestftdten zu voller 
Beife gelangten. Zunächst ging ihr sehnlichster Wunsch noch dahin, auch 
während dieses für Deutschland entscheidenden Krieges neutral zu bleiben. 
Wenn der Kesident der Hansestädte, K. W. Woltniaani Mitte September 
dem Grafen Haiigwitz erklärt hatte: „kein militärischer Fusstritt mfisse 
auf den Grenzen der Hansestädte geschehen, kein Labsal fiir verwnnflete 
Krief^or von ihnen gefordert werden", so eiitspiach dies dem hanseatiscliHn 
Standpunkte auch noch in der nächst lulgenden Zeit. Das hinderte 
freilich nicht, dass am C. Nctvember blutige Kämpfe in den Strassen von 
Lt\beck ausgefoi liten wurden, und dass am lü. November die Franzosen 
in Hanilung, am 20. in Bremen einrückten. 

Mancherlei Demüthigungen und Beeinträchtigungen seines Erwerbs- 
lebens waron Hamburg während der letsten Jahre beschfedea; doch noch 
im Sommer 1806 hatte Joh. E. F. Westphalen eine begeisterte Schilderung 
der EntwidÜung des Hambnrgischen Handete im Aufgange des 18. Jahr- 
hunderts entworfen :0 nHambuigs Flagge wehte im Bothen Heere, am 
Ganges und in China, sie wehte in den Gewässern von Mexico und Fem, 
in Nordamerika, in den holländischen nnd französischen Inseln und Be- 
sitzungen von Ost- und Westindien. Sie war geachtet in allen Welttheilen, 
und fremde Nationen beneideten uns nicht, dass unsere Schilfe uns die 
Schätze beider Indien zuführten, denn auch zur Beförderung ihres Vortlieils 
geschah dieses"; und er hatte dem hinzufügen können: „So ist es noch jetzt 
am Anfang des 1!>. Jahrhunderts". Freilich vermochte er dabei bange Zukunfts- 
ahnungen nicht völlig zu unterdrücken. Die von ihm geäusserte Besorgniss, 
dass die Grundlage von Hamburgs Wohlfahrt» sehie Unabhängigkeit, bedroht 
werden könne, war nur zu bald in Erfttllnng gegangen. Seit dem 
November 1806 war Hamburg nur noch dem Namen nach ein selbständiges 
Gemeinwesen. Die alte Verfassung, die alte Obi^keit bestanden noch 
eine Weile fort, aber Napoleon war der Gebieter Hambnigs. 

Es ist nicht möglich, im einzelnen alle die Leiden zu schüdem, 
welche die französische Occupation, die endlose Reihe der Requisitionen 
und die Durchfühi-ung der Continentalsperre ftir Hamburg mit sich brachten. 
Besonders wurde die letztere für Hamburg verhängnissvoll. 

Das Continentalsystem Napoleons war bekanntlich keineswegs — ■ 
wie man es früher oft dargestellt hat — nur ein Austlnss des Cäsaren- 
wahnsinnsi sondern ein in seiner Qrossartigkeit und Consequenz staunens- 



Aufsatz über Uambargs Hondelseiitwicklung, der in den Knopf des St Petri- 
Kü'chtlmnus gelegt «urde, und von dem eine AbedUtUk dkdi nater den Beilagen der 
Protokolle der Oonunetsdepatalion eihalten hat 
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würdiger Versacb, nicht nur durch wirthschaftliche Massregeln politische 
Zwecke zu erreichen, sondern ein schwieriges wiithschaftliches ProMem 
durch politische und militärische Machtmittel zur Lösung zu bringen. Wie 
in Frankreich und in der .Schweiz, so hat auch in Deutsehland dieses 
System auf die Entwicklung des (JewcrbÜeisses vielfach segensreich ein- 
gewirkt; dem Handel der Hansestädte aber konnte es nur zum Verderben 
gereichen. 

Bereits am 20. November 1806 erging von Marschall Mortier, dem Ober- 
befehlshaber der franzödsehen Truppen in Hamburg, ein Schreiben an den 
Senat, in welchem dem Willen Napoleons gemäss Torgeschrieben war, dass 
alle in der StadC und deren Gebiet befindlichen englischen Waaren versiegelt 
nnd mit Beschlag belegt werden sollten, sowie dass simmtliche Banqniers 
und Kaufleute, welche (Md oder Waaren in Händen hätten, die der 
englischen Industrie entstammten, gleichviel ob sie Engländern oder anderen 
gehörten, darüber binnen 24 Stunden eine schriftliche Dedaration einzu- 
reichen hatten. 

Wenn man sich vergegenwärtigt, welche Bedeutung der engli.sche 
Handel bisher für Hamburg gehabt hatte, und dass nach ungefährer 
Schätzung sich damals für .')() ^lillionen Mark Hanco Hamburgisches Kigeu- 
thum auf dem Meere oder in fremden Lämlern befand, das, wenn Enj^laiid 
Repressalien gebrauchen wollte, füi- Haiiii)Uig verloren war, .so begreift 
man, dass diese Befehle die grüsste Bestüi zung hei vorriefen, und dass die 
ansserordentttchsten Anstrengungen gemacht wurden, um den Kaiser zur 
RQcknahme oder doch wenigstens zur Ermässigung der erwähnten und 
ähnlichen Anordnungen zu bestimmen. Mitglieder des Bathes nnd der 
Commerzdepntation beeüten sich, ihm Vorstellungen zn machen, nnd folgten 
ihm deshalb bis ins polnische Gebiet. In einer Denkschrift stellten sie 
alles zusammen, was sich vom allgemeinen, wie vom Hamburgischen 
Standpunkte gegen die Mas.snahmen wider den englischen Handel sagen 
liess. Bei einer Audienz, die dem Syndicus Doornuin vom Kaiser gewährt 
wurde, erklärte dieser jedoch: um England durch Repressalien zum 
Frieden zu bestimmen, sei er gezwungen, ]\Iassregeln zu ergreifen, die 
unter anderen rmstiinden abscheulich und nur der Bjubaren und Ostgothen 
würdig sein würden.^) 

Wie erwähnt, mns.ste die barbarische d. h. culturzerstörende Seite 
diesej Politik vor allem die Hansestädte treften. Nicht an die einzelneu 
im Interesse der Continentalsperre ergriifenen Massregeln, sondern nur an 
ihre Wirkungen kann hier erinnert werden. Zunächst mögen hier die 



*) Der Berieht I>oonnaiu iit l^er nidit eABlten. Di« angegebenen Woite 

werden von dem preu«<<ifirlioii Go^andten, dem FNilwrni Ton Grote, in leinein Berieht 
▼om 24. Decbr. 180C mltgetbeilt. BerL A. 
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welunfithigen Worte folgen, mit denen Angost von Hennings seiner Ein- 
drücke während seines Yerweilens an den sehOnen Elbnfem outeibalb 

Altonas gegen Ende des Jahres 1809 gedenkt: „Wie nnbesedt flos^s die 
Elbe bei Neumühlenj nur die Ebbe und Fluth spielte einsam mit den 
Wellen. Ich hörte am Ufer kein Geräuscli als Axt und Säge eines Auf- 
käuft'is verleckter Scbiffe, der sie am Strande zerschlug. Wer konnte 
ahnen, dass Menschen je das scliiine Bild schwellender Sepel auf dem 
herrlichen Strome vernichten winden, die siclier von Indit-n und vom 
Eismeer ihren Tribut hierher brachten, den Menschen zur Ehre und. zur 
Freude! Wenn das schöne, sanfte, erhabene, wohlthätige, erfiiscbende 
Bild wiederhergestellt sein wird, dann wird man schände» Iliber den 
Vandalismns, der es zerstören konnte, wenigstens ebenso sehr, wie Ober 
den, der Werke der Knnst zerstört" 

Genauere Mittheiinngen über die traurigen Zustände, die jener Zeit 
in Hamburg hen-schten, finden sich in einer Denkschrift, die der mehrfach 
genannte .Toli. E. F. Westphalen wenige Wochen, nachdem er in den 
Kath gewählt war, an Bounienne richtete. Er suchte darin nachzuweisen, 
dass die \'erlnste, die Hamburg seit dem November 1807 dun !» die 
französischen Kiniiiiartierungen und Kcquisitionen und namentlich durch 
die Störung des Handels erlitten, etwa \)l Millionen Mark lianco betrügen. 
In demselben Schriftstück gab er eine ergreifende Schflderung von dem 
damaligen Notbstande, der ihm als Hitglied der Armenverwaltnng Tor 
Angen getreten war. In der Versammlung der Armenvorsteher — schreibt 
er — seien Frauen mit zahlreichen Familien erschienen, die vielleicht 10 bis 
20 Jahre von den Famüienhäuptem redlich ernährt worden, bis diese 
pliUzlich die Ihrigen verlassen hatten, — zum Theil aus Verzweiflung über 
die Nahrungslosigkeit dem Wahnsinn verfallen oder znm Selbstmord 
getrieben. Keine Miiglidikeit bestelle mehr, den Armen Arbeit zu vei"- 
schaften, und bahl könne man überhaupt nichts mehr für sie thun. 

Gewiss wird uns diese Darstellung nicht übertrieben erscheinen, 
wenn wir uns vergegenwärtigen, dass die Schiffahrt so gut wie gänzlich 
eingegangen war, dass der Binnenhandel mit den grOssten Schwierigkeiten 
kUmpfte, dass, wie Westphalen angibt» die Znckersiedereien, die zavor 
2200 Menschen Beschäftigung gegeben, zwei Drittel ihrer Arbeiter 
enthisscn hatten, indess die übrigen nur noch ans Menschenfreundlichkeit 
in lirod erhalten wurden, und dass in anderen Gewerbszweigen älnilirhe 
N erhältnisse obwalteten. „Wir sind hier so tief gefallen, dass wir berrit< 
auf dem Punkte stehen, das letzte aui^geraubfe deutsche Dorf zu beneiden." 
So schrieb Georg Kenier, der seit ls();{ als Arzt in Hamburg lebte und 
von 1807 bis 1810 nebenher als Verirauen.'suiann des Bremischen Senats 
thfttig war und als solcher dem Bremischen Senator Smidt Uber die 
Hamburgischen Zustände berichtete. Anders lautete das Wort» das 
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Boorrienne lageschrieben wird: „Die RdchÜiflmer dieser Stadt sind nn- 
erschOpflichy selbst das Pflaster ist hier yon Qold." Es scheint freilich, 
dass Boorrienne selbst da Gold aufzutreiben vei^tand, wo andere nor 

unergiebiges Gestein zu erblicken vermochten. Später legte ihm Napoleon 
bekanntlich zur Last, dass er sicli in Hambarg auf unerlaubte Weise 
7— 8 Millionen erworben habe.') Da er in dieser einträglichen Stelle 
jedeufiills nur verweilen konnte, so lange die Stadt wenigstens (leni NaiiuMi 
nach ein selbständiges Gemeinwesen blieb, so lag es sicher in seinem 
Interesse, dass ihr durch Angliederung an den Kheiubund eine solche 
nominelle Unabhängigkeit gesichert werde. 

Seit dem Jahre 1807 war von den bansestädtischen Senaten selbst 
wiederholt erwogen worden, ob es sich empfehle, den Eintritt der Städte 
in den Rheinbnnd zn beantragen. In Bremen hatte sich namentlich 
Senator Smidt, in dessen Ansichten seit 1806 ein gründlicher Wandel vor- 
gegangen, auf das entsdiiedenste dafür ausgesprochen. Unter den nnn> 
mehrigen Verhältnissen schien ihm eine isolirte Stellung der Hansestädte 
die grösste Gefahr in sidi zu bergen. Die Idee der hanseatischen 
Neutralität galt ihm jetzt als eine veraltete und chimärische. Aucli war 
ihm ein .Anschluss an den Rheinbund sehon deswegen willkommen, weil 
dieser, wenn auch nicht alle, so doch den grüssten Theil .iller Deutschen 
umfasste.') In Hamburg übeiwog dagegen ofienbar die Rücksicht auf 
Kngland, die Abneigung, sich uuaufgelordert neue Fesseln anlegen zu 
lassen, und überhaupt die Scheu vor einem Scbiitt, dessen Folgen man 
nicht ttbersehen konnte. Um solchen Bedenken ein Gegengewicht zu 
geben, wandte sich Bonnienne gelegentlich (im Jahre 1808) an ein Hitglied 
des Hambmgischen Rathes mit den warnenden Worten: Wenn die Städte 
die einzigen sein wollten in ganz Deutschland, die der Protection des 
Kaisers gänzlich entbehren zu können glaubten, so würden sie am Ende 
als das Oi)fer ihres Eigensinns und ihrer Halsstarrigkeit fallen. Zu einer Zeit, 
wo alle deutschen Staaten, einer nach dem anderen, um die Aufnahme in 
den Rheinbund gebeten, wo fast alle europäischen Mächte, und jetzt selbst der 
Künisr von Spanien, ihr Heil nur aus den Händen des Kaisers erwarteten, 
bekümmerten sich die Städte um nichts. Müsse der Kaiser nicht glauben, 
da.ss sie eine so unüberwindliche Anhänglichkeit au England hätteU; dass sie 
trotz aller erlittenen Drangsale sich nicht im mindesten bewegen Hessen, 
sidi seinem System iVeiwillig anznschliessen? Er werde sie ans Verdmss dem 
ersten Besten flberlassen, der sich die Mflhe gäbe, sich um sie zn bewerben.^ 

*) Corrof^poiulancc de Niipol^on T. Band 21, S. 34G. Aeluüiche Anklagen Anden 
Bich iu demselben Bande ä. ^>.'>, 100 and 325. 

^ Vgl Johmnn Smldt. Ein Gedenklmcli nur Sftenlarfeier leinei Qebortitngs. (Branen 
1878.) S. 291—296. 

*) Nneh ehten Bericht tos Senator Smidt Tom 14. Mai 1S08. Bxem. A. 
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Obwohl diese Worte zu ernstem Nachdeuken Anlass gaben, waren 
sie doeh nicht im Stande, in Hamburg das Widerstreben gegen eine 
hanseatische Initiative zur Hei'beif&hrang des Anschlusses zu ttberwiuden. 
Lieber wollte man das gegenwärtige Leid noch eine Weile tragen, als 
einen Schritt thnn, von dem man befürchtete, dass er eine künftige Besserung 
der Lage erschweren werde. Dass Napoleon im Sommer des Jahres 1808 daran 
dachte, das nordwestlidic De utschland einschliesslich Hamburgs mit Holland 
zu vereinen, scheint den Hambuigem nicht bekannt geworden zu sein. 
Dieser Plan Miel) allertlinfjs iinauRgeffthrt, da König TiUdwig sicli damals 
sträubte, iti die Vtiraussetzung dieser l-Jebictserweitennifr, den Verzicht auf 
die hulliiiulisclien Provinzen ßrabant und »Seeland, zu willigen. 

Im Herbst iso'.' l)es(häftigte sich Napoleon aufs neue mit der 
Zukunft der Hansestädte. Am i't;. September des Jahres gab er in 
einem aus Schönbiunn an den damaligen Minister des Answürtigen, den 
Grafen Ohampagny, gerichteten Schreiben seinen Willen za erkennen, dass 
bald nach dem Frieden der bisherige provisorische Zustand in Deutschland 
durch eine festere Oiganisation ersetzt werde. Zu diesem Zwecke schien 
unter anderem erforderlich, dass die politischen YerhUtoisse dar Hansestädte 
geregelt wüiden. Napoleon bezeichnete es als das Yortheühafteste lÜr 
Frankreich, sie als kaiseiliche Städte bestehen zu lassen, ordnete aber im 
übrigen an, dass sie ein Contingent zur Plieinbundsarniee zn stellen hätten. 
Ihm schwebte offenbar der Gedanke voi, diiss die Städte sich dem Pheinbuud 
anschliessen, also auch ferner ein gewisses Sonderdasein führen, zugleich 
aber in ganz anderer ^^'eise, als die übrigen Pheinbundstaaten, ihn als 
ihren eigentlichen Herru betrachten sollten. Er wünschte auf die Verwaltung 
und namentlich auf die Polizei in den Städten Einfluss flben zu können 
und ihre diplomatischen Beziehungen auf die mit Frankreich beschränkt 
zu sehen. Welche Einrichtungen zur Erreichung dieses Zieles im 
einzelnen zu treffen waren, darüber sollte Beinbard, der mittlerweile 
die Gnade Napoleons wieder gewonnen und sein Vertreter am Hofe des 
Königs Jßröme in Kassel geworden, sich mit Hourrienne verständigen und 
alsdann dem K;n^' t Lreriuiiete \'()rsehläge unterbreiten. Bounienne war 
als Gesandter in Hamburg niiht völlig zn umgehen, aber es war offenbar 
Nai)oleons Meinung, dass die Angelegenheit im wesentlichen durch iieinhard 
betrieben werden solle. Dieser suchte dem Vertrauen des Kaisers, zugleich 
aber auch den Interessen der Hansestädte gerecht zu werden, indem er 
zunächst Besprechungen von Deputirteu der drei hanseatischen Senate in 
Hamburg veranstaltete. Er wünschte den Hansestädten nur die zur 
Erreichung des kaiserlichen Willens unerlAsslichen Opfer an&ueriegen, 
hoffte aber zugleich ihre Vertreter Überreden zn können, dass sie sich mit 
den unter den obwaltenden Umständen nothwendig gewordenen Aenderungen 
der hansestftdtischen Institutionen einveiBtanden erklärten. Zu diesem 
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Behufe theüte er am 31. Ootober den Depatlrten in Gemeinschaft mit 
Boonienne die vorlftoflg von ihnen fomnlirten Vorschläge mit Die 

wichtigsten der von den Gesandten beantragten Nenemngen waren folgende: 
Die Städte sollten kOnftig als „Villes Uuie.-^ Iiniuriales" einen Staat des 
Rheinbumles bilden, sie sollten den kaiserlichen Adler in ihrem Wappen 
lind ihrer Fhi^^f^e fähren und dem Kaiser die hohe Polizei zuei'kennen. 
Die hohe Poii/ei sollte dureh den „Ministre Imperial" ausgeübt werden, 
und in jeder Stadt sollte einer der Syiidici, der „Syndic Imperial", der 
vom Ivaiüer zu bestüligeu wäre, als Mittelj^lied zwischen dem Ministre 
Imperial nnd dem Senat dienen. Ausserdem sollte der Kaiser das Hecht 
haben, in Eriegszeiten die Obersten des von den Stftdten sor Rheinbund- 
armee zu stellenden Gontingents zu ernennen. Die Städte sollten beim 
Eaiser-Protector einen gemeinsamen Gesandten unterhalten; verboten sollte 
es ihnen dagegen sein, diplomatische Agenten an andere Regiernngen an 
schicken oder diplomatisclie \'ertreter solcher bei sich aufzunehmen. Auch 
fremde Cnnsuln sollten ihre Functionen in den Hansestädten nicht ohne 
Geneliiiiigung des Kaisers ausüben. Andere Vorschläge betrafen die 
Gleichstellung der cliristlii lien Confessiniien, die Verhältnisse der Juden, 
die Einführung des fran/üsischen «iewiclits- und Masssystems, sowie die 
des Code Napoleou und fei ner eine umfassende Keform der bisher geltenden 
Städtchen Verfassungen. 

Gegen diese Vorschläge, namentlich die ersterwähnten, erlaubten sich 
die haasestädtischen Depntirten mancherlei Einwendungen zu machen« 
Sie wttnschten, dass den Hansestädten ydUige Gleichstellung mit den 
fibrigen Rheiobundstaaten zugestanden, dass von der Einsetzung nkaiser^ 
lieber" Syndici oder sonstiger Einrichtungen zur Ueberwachnng der 
Städte al>geselien und ihr diplomatischer Verkehr mit anderen Staaten 
nicht verküiuDiert werde. Auch legten sie Gewicht darauf, dass die 
einzelnen Städte als gesonderte politische Gemeinwesen bestehen blieben, 
und dass sie die Bezeichnung „freie Hansestädte", ferner auch ihn- bis- 
herigen Wappen und Flaggen, die von allen Nationen gekannt und geachtet 
sden, beibehalten dürften. Sie gaben der Hoffnung Ausdruck, dass es 
den Städten gestattet sein wei-de, ihre Contingentspflicht durch Geld- 
leistungen abzulösen, und brachten auch bezOglich der voigeschlagenen 
Jostizreform, sowie einiger anderer Punkte verschiedene Bedenken oder 
Abändenui fr s vorschlage vor. 

In dem Bericht, den Rdnhard nnd Bonrrienne hierauf (am & No- 
vember 1809) an Champagiiv sandten, bemühten sie sich, die Anschauungen 
der hansestädtisrhen Deputirten getreu wieder zu geben. Sie beantragten 
auch, auf einzelne hanseatische Kinweuiluiigen oder (logenvorsililage 
Rücksicht zu nehmen. Zum Schluss uhi'v empfahlen sie nachdrücklich, 
dass, sobald sich der Kaiser für eine Modalität des Anschlusses der Hanse- 
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stSdte entschieden habe, von jeder weiteren Verhandlong mit ihnen 
abgesehen werde; anderenftlls würde sich die Sache nnr endlos in die 
Länge ziehen, denn im Grande gefaUe ihnen nichts Yon allem, was zur 
Modiflcation ihres bisherigen Zostandes voigeschlagen worden seL 

Nach Einrdchung dieses Berichts aiheitete Cniampagny den Entwarf 
eines Vertrages zwischen Napoleon und den Hansestädten ansy der &st 
noch mehr, als in den letzten Vorschlägen der Gesandten angedeutet 
worden war, den Wünschen der Städte entgegenkam. Am 13, Januar 1810 
wurde dieser Entwurf dem Kaiser unterbreitet. Eine Weisung desselben, 
auf dieser Grundlage abzuseldiessen oder weiter zu verhandeln, ist jedoch 
niemals erfolgt. Auch scheint Napoleon auf die Idee, die Hausestädte an 
den Kheinbund unzuL^licdcrn, nicht mehr zuriickgekoninien zu sein. Wo- 
durch die Aeuderung seiner Ansichten herbeigefiihit wurde, darüber lassen 
sich begreiflicher Weise nur Vermuthungen äussern. 

In dem Schreiben an Chumpaguy vom September lbUl>, in dem 
zuerst die Ansieht ausgesprochen war, die Hansestädte dem Napoleonischen 
System aaf dem Wege besonderer Vereinbarnngen dnzafttgen, war sogleich 
der Wille bekundet, das gesammte Deatschland za organisiren, d. L mit 
anderen Worten: den Rheinbund zu erweitem nnd inneriich za befestigen. 
Im Dec^ber desselben Jahres aber buchtete der Bremische Syndicus 
Gröning aus Paris, der Kaiser wolle von einer Consolidiruug des Rhein- 
bundes Alistand nehmen, weil er sich fürchte, den Gemcintreist dadurch 
in Deuts( lihuid wied«'r zu h^tdicn, der für Frankrt'ii Ii u( t;ilii lieh werden 
könnff. Sicher ^niig Napülc(»iis Tendenz von dieser Zeit an weniger daliiii, 
Deutschland zu organisiren, als vielmehr, es auseinander zu reissen und 
daduich zu euluationalisireu. Am 20. Mai l.sio schrieb er jenen Brief 
an seinen Bruder Ludwig, in dem er andeutete, dass, wenn dieser sich 
seinen Flflnen geillgiger gezeigt hätte, Holland durch eine die nord- 
deutschen Lande bis Hamburg umfassende Gebietserweiterung vergrOssert 
worden wäre, was daza beigetragen haben würde, den deutschen Geist 
noch heimatloser zu machen'). Es liegt nahe, dass die Erfahrungen, die 
er noch im Herbst l-so!» gemacht hatte, das Attentat Ton Staps und die 
letzte Erhebung in Tirn). diese Umstimmung in ilnu hervorgerufen. War 
also der Plan, aus Deutschland ein von Frankreich abhängiges Ganzes zu 

*) „Si Tons avies raiyl ee plan de conduite, vom series aigoiird*hnt roi de rix millioiii 

de njeU ; j'unrais considörc Ic trönc de Holtande comine un pi6de*tal, rar leqnd j*aiiniis 

ctcndn HamliHiirL'. ' »snnlinn k, tt niie partie da nonl «le r.\ll< iTi!i£!;no, pnisiinp e'ci'tt ^-t^ nn 
iioYiui de peuple c^ui eüt dt-payse duvantage Tesprit uUeinand, ce qui est le premicr but de ma 
pulitiqae." Der Brief findet rieb oiebt in der Oesammtansigrabe der Correspondens Napeleons 
sondern bei Rociiiuiin, Napoleon I^r et le roi Lmiis (Paris is'ä) S. 273 ff. und neuerdings 
wieder ahgedruckt bei Lion Lecestre, Lettre« inödites de Napolton (Pui« 1897.) 
Band 2 UtL 
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bflden, aufgegeben, so lag auch kdn Onind Tor, die HaDaestftdte mm 
fibembnnd in Besiefauogen za setzen. Allerdings hatte Napoleon noch am 
24. December 1809 mit Bezog auf den erwähnten Bericht von Beinhard 
und Bonmenne geschrieben: „Was man mir hinsichtlich der Hansestädte 

vorschlägt, scheint mir ziemlich vernünftig." Aber er hatte hinzugefügt: 
„Die Hauptsache ist, dass ich in der Lage bin, dort im Falle eines See- 
krieges meine Befehle gegen die Engländer zur Aiisfülirung zu brinj^cn." 
War dies die Hauptsache, so hijr die Frage nahe, («h sich das Ziel durch 
Einverleibung der Städte in Frankreich nicht viel einlUclier erreichen lasse. 
Noch waren sie allerdings von den Grenzen des französisciien Keiclies weit 
entfernt. Aber die Einverleibung Hollands balinte den Weg; und wie 
Napoleon Hollaud seiner Unabhängigkeit beraubte, um die Contineutalspeire 
dort wirksamer durchzufahreD, so sprachen die gleichen GrBnde dalftr, auch 
dieEfistenlande des nordwestlichen Dentschlanda mit Frankreich zayerdnjgen. 
Zugleich lockte den Kaiser der Gedanke, dass auf diese Weise eine aus- 
schliesslich dnrch französisches Gebiet fahrende GanalTerbindang zwischen 
der Seine nnd der Ostsee herbeigeführt werden kSnne. Es wurde erwähnt, 
d;iss schon zur Zeit der Republik die Anlage eines derartigen Canals als 
fiii Frankreich sehr erwünscht bezeichnet worden war. In den Jahren 1809 
und 1810 aber war namentlich in den Hansestädten auf den Nutzen solcher 
Canalverbindungen aiifnit rksam gemacht worden. In dem Aprilhefl des 
Politischen .lournals vom Jahre ISO!) hatte der Ilamburgische Deichinspector 
Heinricli W'illielm Heydemann darauf liin<^e\vipsen. dass nach der Vollendung 
des Canals von St. Queulin, der l'aris uiii IJrii.süel, Antwerpen und Amsterdam 
za verbinden bestimmt sei, es nur noch der Canalverbindung zwischen der 
Honte nnd Leda sowie zwischen der Oste nnd Geeste bedflrfe, um eine 
binnenlftndische, vor Seegefahr und Kapern geschätzte Schiffahrt Ton Paris 
nach Lflbeck zu ermöglichen. Insbesondere die Lübecker Hessen es sich 
angelegen sein, den Franzosen den Nutzen dieses Wasserweges klar zu 
machen, sie hofften auf diese Weise das Interesse Frankreichs fhr die seit 
geraumer Zeit betriebene, aber immer wieder ins Stocken gerathene Ver- 
besserung des Stecknitzcanals zu erwecken. 

Es muss dahin gestellt bleiben, oh und wie weit diese r)arle<ruiip:en 
auf das Canalpruject Napoleons und auf seine Ihitscliliessun^^'U be/.u^dich 
der Hansestädte Einfluss geübt haben. Die Hansestädte ahnten wohl, dass 
etwas wider sie im Werke war; doch in der Ilauiitsache wurde alles im 
tiefsten Geheimuiss vorbereitet und besonders dafür Sorge getragen, diiss 
die jener Zeit in Paris anwesenden Vertreter der Hansestädte nicht vor- 
zeitig Wittemng erhielten. Der hanseatische Resident Abel nnd der 
Bremische STudicns Gröning erachteten noch am 7. December 1810 die 
Sachlage fOr durchaus beruhigend. Dem Hamburgischen Syndicus Doorman 
wurde freilich aus den Kreisen des seit geraumer Zeit in den Hintergrund 
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getretenen Talleyrand das Wort zngenumt» die Zeiten seien geilUirUeli, die 
Stftdte konnten sich nnr dadurch retten, dass sie sich schlemiigst dem 
Kheinhiinde anschlössen. Doch hatte dieser in ddn betreffenden Augen- 
blick völlig werthlose Wink offenbar nnr den Zweck, die Dienstbeflissenheit 
des Warnenden zu bezeugen. 

Das erste bekannt p-cwordene Actenstiuk, das sich mit der Ein- 
verleibung der Hansestädte beschäftigt, ist der Bericht, den Cliarapagny, 
selbstverstäiidlicli der An^veis^ng des Kaisers gemäss, am s. December 1810 
an diesen richtete.') Jlier liiulet sicli sclmn die beiiiliiiite Wendiinir: «Die 
Junverleiliunn; der Hansestädte, Lauenburgs ini<l aller Kiistenlande zwischen 
der EIIh' iiinl -li-r Kins ist durch die Umstände gflmteu." Ks heisst darin 
weiter: „Die uiieniiessiichen Magazine von Helgoland würden unaufhörlicli 
drohen, sich auf das Festland zu entleeren, wenn ein einziger Punkt an 
den Kftsten der Nordsee dem englischen Handel offen bliebe, nnd wenn 
die Mttndnngen der Jahde, der Weser nnd der Elbe ihm nicht ffir immer 
verschlossen wttrden." Zugleich wurde die Nothwendigkeit der Herstellnng 
einer Canalverbindung zwischen Frankreidi und der Ostsee durch den 
Hinweis begründet, dass die Beschlüsse des britischen Geheimen Käthes 
die Privilegien der neutralen Schill'ahrt zerstört hätten, so dass der Kaiser 
nur Tidch vermittelst der binnenländischen Schiffahrt im Stande sei, seine 
Arsenale zu vcipi uviantiien und den Handel mit dem Norden in sicherer 
^\'♦Mst' zu bcwerkstelliiien. Hirselbe He<j:riindung der ins Auge gelassten 
Heuni<tnen kt-liiic in der IJotsi liall des Kaisers an den französischen Senat 
vom 10. Dei-ember nnd zum Theil im Senatsc<)n>idt vom December wieder. 

.Am Aliend ilcs lo. J iiccinber, als die gewöhnliche Cour beim ans- 
wärligeu Minister stattfand, erhielt Svndicus Doorman von einigen trau- 
züi»ischen Senatoren Aiideutungeu Uber den Inhalt der kaiserlichen Bot- 
schaft vom gleichen Tage. Der Minister leugnete jedoch vorläufig noch 
alles ab, um erst am folgenden Morgen dem Hambnrgischen Syndicus im 
Auftrage des Kaisers mitzutheilen, dass der Beschluss gefasst worden, die 
Hansestädte nebst den flbrigen Eflstenlanden des nordwestlichen Deutsch- 
lands mit Frankreich zu vereinigen. Er fügte hinzn, der Kaiser habe dies 
im Interesse der Wohlfahrt des Beiches fttr nothwendig befunden.*) 

Den Berichten der hanseatischen Deputirten zufolge rief die Kunde 
von dieser jüngsten Entschliessnng Napoleons in Paris die grftsste Bestflrznn^ 
hervor. Sie hatten den p]indruck, dass auch die Franzosen diesen Gewaltact 
als nachtheilig für ihr Land nnd ihren Handel betrachteten. Es schien, 
als ob mit ihm die Losung: „Ewiger Krieg mit England" gegeben sei. 

*) Oorraspondanee de Napolfou, L Band St, S. 805 ff. 

^) Die» utiil <1a.s Folgende nach den Berichten des hunsestfdtisdMn Besideiitai Abel 
und des Biemischen Syndidu Qxtoiog ans Paris. Brem. A. 
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Anch in anderen TheOen Eoropas ▼emrsachte er begreillicber Weise 
ansserordentlicbe Erregiing. In Berlin sab man darin Meine neue Bethätignng 

des anseligen Incorporationssystems Napoleons" und besorgte verstärkte 
Bedrückung des Verkehrs, zumal wenn dem Prinzen Flckmühl die oberste 
Gewalt in den nen zu bildenden Departements beigelegt werden sollte. 
Tiefe Niedeinrcsclilaireiihcit hensi-hte in den Hansestädten. In Hamburg 
war die tnuirige Kiuidt- am 18. December einp:('troffen. In der Mittlieilung, 
die der Senat der Biuger.^^cliaft in der gemeinsamen Sitzung des '22. Deeembers 
von der "Willensäu.ssernng Napoleons machte, konnte er nicht umhin, der 
Wehniuth darüber Ausdruck zu geben, dass die Unabhängigkeit Hambui-gs, 
die mit Beeht von den B&rgem als das bOcbste Kleinod gescbätzt vorden 
sei, dahingeschwunden. Doch fllgte er hinzu, „^i^ Bfligerscbaft werde sich 
mit dem Rath leicht flberzeugen, dass unter den obwaltenden UmstSnden 
allein eine TOllige Besignaüon in diesen Willen des Kaisers und ein 
Bestreben, möglichst die Nachtheile einer solchen VerAndenmg in unserer 
Lage zu vennindern, den Interessen dieser Stadt angemessen sein könne." 
Der Mehrheit der Bevölkening blieb hieniach nirlits weiter übrig als 
Resignation. Und in der Tbat trog die Stadt tortan das Geprftge 
hoflhungsloser Kr<(ebung. 

Einen Versuch zu machen, die Nachtheile der Einverleibung nach 
Kräften zu vermindern, war die Aufgabe, die den hansestädtischen Deputii ten 
in Paris zutiel. Sie waren in der Tiiat icdlich bemüht, durch Einreichung 
von Denkschriften und mündliche Vorstellungen zu bewirken, dass von 
der hanseatischen Eigenart der Städte möglichst viel in die neue 
Aera binfibeigerettet, und dass es ihnen womöglich gestattet würde, ihre 
altebrwttrdigen Verfassungen als Gommnualverfassungen beizubehalten. Von 
Wichtigkeit schien es, insbesondere den Prinzen Eckmtthl zu gewinnen, da 
Napoleon ihn zum Ftasidenten der Commission ernannt hatte, welcher die 
Organisation der neuen Departements oblag. Als nun Syndicus Gröning 
diesem am 2'.). December die Wünsche der Hansestädte vortrug, erklärte 
er anfänerlicli, es sei die Alisichl der Connnission, so viel von dem 
Bestehenden beiznbelialten, als mit der I'iirksiclit auf das Ganze verträß-lich 
sei, wie ja auch Napoleon angeordnet liabe, so wenig wie möglich 
Neuerungen einzuführen. Anderseit.s aber bemerkte er: es sei eine gewisse 
Amalgamatiou nuthwendig. Worin bestehe die Stärke des französischen 
Beiches? Darin, dass von Born bis Lübeck nach einerlei Grundsätzen, 
nach einerlei Oesetzen regiert werde. Es ist deutlich, dass durch diese 
letzte Aeussemng der Werth der ersteren wesentlich redudrt ward. Den- 
noch hörten die Vertreter der Hansestädte nicht auf, auch nachdem 
Davout seinen Posten in Hamburg bereits angetreten, bei den französischen 
Machthabern im angedeuteten Sinne thätig zu sein. Eckmühl gab daher 
in einem Schreiben (vom 20. April 1811) dem Kaiser zu erkennen, dass 

9 
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er das längere Verweilen jener Deputirten in Paris fUr nachtheilig erachte, 
da es dazu beitrage, in den Hansestädten cbimärische Hoffnungen zu nähren 
nnd dadurch den passiven Widerstand, dem die Einführung der neuen In- 
stitutionen begegne, zu verstärken. Er fügte hinzu: „Man wird diese 
Leute nicht ^efüg-if^ macheu, so lange sie einen Schatten von Hoflfnung 
haben".') Das Dante'sclie „Lasciate ogni speranza voi ch'entrate" wünschte 
somit Davout gleichsam an die Eingangspforte der neuen französischen 
Departements gesetzt zu sehen. 

Die UrtbeOe fiber DATOUt gehen seit einiger Zeit sowohl in Frank- 
reich wie in Deutschland ziemlich weit auseinander, so dass es anch 
in dieser kurzen Schilderung seines ersten Hamburgischen Aufenthalts 
erforderlich scheint, einige Bemeikungen Uber seine Persönlichkeit einzu- 
schalten. In einem sdner Ende December aus Paris gesandten Berichte 
meldete Gröning u. a., dass strenge, wenngleich oft dem Anschein nach 
harte Rechtlichkeit allgemein an dem Marschall gerühmt werde. Dieser 
Buf war nicht unbegründet. Iiechtlichkeit und Härte, allerdings nicht bloss 
sclieinbare, sundein wirkliche Harte bezeichneten sein Wesen auch während 
seiner späteren Laufbuhn. Ausserdem herrschte allgemeine Uebereiiistinimung 
über die unbegrenzte, bis zum Fanatismus gesteigerte Hingebung, die 
Davuut seinem Kaiser bekundete. Rist schreibt ihm die Aeussenmg zu: 
„Ich würde meinen Bruder töten, wenn der Kaiser es beföhle". Den 
gleichen Sinn hat es, wenn nach Thißbaults Memoiren ') Davonts General- 
stabschef General de Laville von ihm behauptete, er wOrde seine Gattin 
nnd seine Kinder opfern, wenn die Pflicht es geböte. In ähnlichem Sinne 
wurde dem Hamburgischen Senator Bartels wiederholt von Franzosen yer- 
sichert, Eckmüld hänge mit so unbeschränktem Vertrauen am Kaiser, dass, 
vreuü dieser ihm beföhle, mit seiner Cavallerie ins offene Meer zu sprengen, 
er ohne weitere Ueberlegung dem Hefehl zu folgen sich anschicken würde. 
Dass er dem Kaiser in der Tliat eine iinl)edingte, unerschötterliche und 
zugleich völlig uneigeiuuitzige Hingebung widmete, erhellt auch aus den 
vertraulichen Briefen, die er an seine Gattin richtete. Die erwähnten 
Ueberlieferuugen deuten allerdings an, dass sein Gehorsam gegen den 
Kaiser, sein Fanatismus der Pflichterfüllung weder durch Regungen de^ 
Gemttths, noch durch Erwägungen des Verstandes ennftssigt wurden. Dies 
war in der That der Eindruck, den seine Haltung im grossen und ganzen 
bei Feind nnd Freund hervorrief, was freilich nicht ausschliesst, dass er 
im einzelnen auch Napoleon gegenüber gelegentlich sein durch genauere 
Eenntniss der Sachlage begründetes eigenes Ürtheil zur Geltung brachte. 

Allgemeine Anerkennung fand die Fürsorge, die Eckmühl seinen 
Soldaten zu Theil werden liess. Diese rühmt auch Thiöbanit, der sonst 

0 Fariaer Nat A. 
^ Band V & 5a 
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eben nicht gnt auf ihn za reden ist» allerlei nnverbltargte Anekdoten anf- 
tischt, um ihn in ein schlechtes licht zn stellen, und ihn überhaupt als 
einen kleinlichen, bmtalen Despoten und noch dazn als einen mittelmässigen 
Feldherrn scbildcurt. Dass EckmUhl seine Erfolge nur der Tüchtigkeit seiner 
IJnterfeldben'en verdankt habe, wird niemand Thiebault nachsprechen dürfen. 
Er verdankte seine Siepre, wenn vielleiclit ancli nicht genialer Strategik, 
so doch seiner militärischen Kenutniss lind fJrl'alirung, seiner Entschlossenheit 
niid l>eharrlichkeit und vor allem der Herrschaft, die er i\ber seine Truppen 
ausübte. Er war der (geborene Befehlshaber, Wenigstens in der Zeit 
seiner glänzendsten militärischen Leistungen übertraf ihn keiner in der 
Fähigkeit, Disciplin zn halten nnd zugleich die Truppen mit dem heiligen 
Feuer der Kriegsbegeisterung zu erfüllen. Bedeutend war auch sehne 
oiganisatorische Begabung und nnveigleichlich seine Arbeitskraft, die er 
allerdings wohl mitunter dadorch zn sehr zersplitterte, dass er ans Misstrauen 
gegen seine Untergebenen sich auch mit kleinen und allerkleiusten Dingen 
befasste. Unzureichend waren dagegen seine politischen Fälligkeiten. Um 
der ihm in Hamburg gestellten Aufgabe f^ewarlisen zu sein, fehlte es ihm 
überhaupt an Weite des Blickes und an Menschenkenntniss. Alle Staaten 
und Individuen zeitielen für ihn nur in zwei Kategorien, Anhänger und 
Widersacher seines Kaisers, Feinde Englands oder dessen Helfershelfer. 
Nicht nur die Hamburger, soudeni auch die fremden Diplomaten behandelte 
er je nach üem IfasM von Ergebenheit gegen Napoleon, das er bei ihnen 
Yoraossetzen zn dttrfen glaubte. Unter den Vertretern fremder Staaten 
nahm zeitweilig Joh. Georg Rist, der frflher dänischer Gleschaitstrilger 
gewesen und nach der Einverleibung Hamburgs zum Generalconsnl ernannt 
wurde, eine bevorzugte Stellung ein. Obwohl iK isönlich kein Freund des 
damaligen französischen Kegiments, hat er doch als Vertreter eines für 
franzosenfreundlich geltenden Staates, als ein Manu von grosser Klugheit 
und diplomatischem (ieschirk. der Davout bei seinen Ei^'-cnheiten zu 
nehmen verstand, bei diesem anfänglich die beste Aufnahme gelunden. Docli 
dem Wohlwollen, das Davuul für ihn hegte, wurde bald eine gute Boitiou 
von Argwohn beigemischt. Dass liist sich von seinen alten Hauiburger 
Freunden nicht völlig lossageu wollte und abeiliaupt nicht geneigt war, seinen 
Verkehr völlig nach dem Wunsche des Prinzen einzurichten, dass er vielldcht 
auch nicht in jedem Augenblick seine Worte und Mienen vollständig genug 
beherrschte, um nicht ein gewisses Befremden Ober manche Uassnahmen und 
Amisserungen Davouts hervortreten zu lassen, war für letzteren Grund 
genug, um an sdner Ergebenheit zu zweifeln. Wie liist schon Mitte 
Mai 1811 in einem vertraulichen Briefe') seinem Minister schrieb, wurde 



') Ri^^( an den Minister Rosenkranz vom 14. Mai ISll. Kophg. Auaw. A. Die 
Mittheiluiigeu über Duruut, die bick in Bists Lebenserinneraugen finden, sind wolil 
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er beobachtet und hatte stets das Qeftthli sich auf glOhenden Kohlen zu 
bew^en. Man mag hieraus schliessen, mit welchem Argfwohn Davont gar 
erst das Thun nnd Treiben der Vertreter Preussens uud Schwedens ver- 
folgte. Kaum minder misstraiiisch als die fremden Diplomaten überwachte 

er seine französ^ischen Untergebenen. Gegenüber jedem von ihnen, der 
auch nur im geringsten sich einer PHiclitvergessenlieit oder eines Mangels 
an erwünschtem Diensteiter .schuldig machte, brach sein Unwille und zwar 
oft in der schroffsten Form heivor. Es kann hiernach nicht Wunder 
nehmen, dass er sich den Hamburgern, die nach seiner Auffassung ins- 
gesammt der yerdammuDgswürdigen Kategorie von Menschen aDgehörten, 
als ein finsterer, argwöhnischer Gewaltherrscher gezeigt hat. 

Am 9. Februar 1811 war Prinz Pkkmühl in Hambmg eingetroffen, 
nicht mit allgemeinem Enthosiasmns empfangen, wie es dank einer allzu- 
beflissenen Feder im „Hamboiigischen Correspondenten** zn lesen war, 
sondern in aller Stille, weil er sich jeden feierlichen Empfang verbeten 
hatte. Alsbald begann er seine Thätigkeit an der Spitze der Begierongs- 
commission, deren Aufgabe war, die altüberlieferten und unter sich ansser- 
ordentlich verschiedenen Einrichtungen im Gebiet der di*ei neu za 
organisirenden Departements duicli die französischen Institutionen zu 
ersetzen. Manche Neuerungen sollten sofort, andere im Laufe des 
Jahres l.sil durchgetülirt werden. Am I.Januar JSI2 sollte alles auf 
dem Kusse der alten t'ianzüsischen Departements geordnet sein. Davout 
hatte in dem Graten Chabaii und dem Staatsrath Faure zwei hervorragend 
tüchtige uud pflichtgetreue Mitarbeiter. Indessen entsprach es seiner 
Natur, sich keinesw egs mit der formellen Oberleitong zn begnügen, sondern 
er betrachtete das ganze gewaltige Organisationswerk als seine persönliche 
Angelegenheit. Rist durfte daher von einer Herculesarbeit Davouts reden. 

In militärischer Beziehung hatte Davont von Napoleon die An%abe 
erhalten, Helgohmd den Engländern zn entreissen. Es wurden von ihm 
zu diesem Behufe mit den dänischen Behörden Verabredungen getroffen 
und alsdann in der Nacht vom 18. auf Ii). November 1811 zwanzig Kanonen- 
böte ansgesandt Aber das Unternehmen sdieiterte kläglich. Davont 
schob es darauf, das.s die französische Marine nicht von dem gleichen 
Feuergeiste ertlillt sei, wie die iranziKsische Armee. 

Wenigstens zum Tlieil ertolgreicher waren die technischen Arbeiten, 
für deren 1 innlitiilirung er zu surgen hatte. Um eine bequemere Ver- 
bindung zwischen den neuen nnd alten französischen Departements ins 
Leben zu rufen, galt es, eine Landstrasse von Hambuig bis nach Wesel 

du Beste von allem, wu Zeitgenoraen VlMr den eiserneii Heneball gesdnieben hebeiu 
Doch vielleicht lux h wi rtlivuller .sinrl Rists nerichte nii den Minister des AuewSrtigea ia 
Kepenhagen, die im Folgenden vielfach venrertliet woiden sind. 
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sn bauen. Bereits im Laufe des Jahres 1811 wurde sie in der Ilauptsaclie 
fertiggestellt, was freilich nur möglich war, indem man rücksichtslos 
durchgriff, sich dnrchaiu nicht dabei aufhielt» bes&tes Land zu umgehen, 
und die Anwohner der geplanten YerkehrsUnie zwang, sich für einen 
geringen Tagdohn an der Arbeit zn betheiligen. Sicher hat auch das 
nnennfldliche Dringen Davonts das Werk beschleunigen helfen. 

Minder unmittelbaren Einfluss vermochte Eckmühl auf die von 
Napoleon projectirten Ganalbauten zn Üben, obwohl ersiehselbetrerständlich 
auch für diese lebhaft interessirte. Zn den Vorarbeiten Ar die Verbesserung 
des Stecknitzcanals wurde sofort geschritten. Den früher zu diesem Bdiuf 
entworfenen Plan galt es namentlich in dem Sinne abzuändein, dass der 
Canal auch von massigen Seeschiffen (zu 50 Lasten) befahren werden 
konnte. Grössere Schwierigkeit bot die Anlage der Canäle zwischen dem 
Rhein und der Elbe. Ks ergab sich sehr bald, dass sie mehr Zeit und 
Ausgaben erforflern und g<'ringeren Nutzen bringen würden, als Napoleon 
voraus<rt S(-t/t liatte. Hereits am !». August 1811 scluieb Nap(»le<tn an 
den Majiuemiuiijler Decres, der geplante Canal zwischen Rhein und Elbe 
werde offenbar in (Medenszdten yon bescheidenem Werthe sein, und auch 
im Hinblick auf Kriegszeiten sei es zweifelhaft, ob die Anlage eines neuen 
Ganais vortheilhafter sei, als wenn man die Schiffahrt von Hamburg und 
GuzhaTen durch die Watten nach der Zuidersee leite. Kurs darauf gab 
er die Weisung, das Fahrwasser (b r Watten austiefen und für die Sichov 
Stellung der Wattenfahrt durch Kanonenböte und Anlage von Battmen 
Sorge tragen zu lassen. Das Canalproject wurde jedoch keineswegs so 
vollständig aufiregeben, wie es iiinnach sclieinen konnte.') Ks stellte 
sich niludich heraus, dass die Wattent'ahrt zwischen den Mündungen der 
Elbe und der Weser durch Stürme und durch den Wechsel von Ebl»e und 
Bluth gelährdet und auch gegeu feindliche Augriffe nicht leicht zu «iichern 
sein werde, weshalb man die Anlage einer binnenl&ndischen Wasserstrasse 
zwischen den unteren Läufen beider Ströme unter allen Umständen für 
geboten hielt. Nach den Weisungen des bekannten französischen Ingenieurs 
Jousselin wurden Vermessungen vorgenommen, an denen sich u. a. auch 
der Hamburgische Wasserbautechniker Woltman betheiligte. In den vor- 
läutigen Projecten wurden verschiedene Linien theils dicht am Meeresufer, 
theils mehr landeinwärts ins Auge gefasst; doch jede bot ihre l)eson<leren 
Schwierigkeiten, sodass man weder bezüglich der Richtung des ( anals 
selbst, nodi hinsichtlich der Localitüt des mit ihm in Veibindinig zu 
setzenden Kriegshafens an der Unterelbe zu einem endgültigen iieschluss 
gekommen ist. 



') Dm Folgende nach Papieren ans dem Nacblau von Beinhard Woltman. 
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Dass bei den Bemühungen, derartige schwierige technische Probleme 
m lösen, EekmUil hinter den SachTeisüUidigen znrDcktrat, enebicn selbst- 
yerstftndlich. Dass aber anch bei der Behandlung commercieQer Fragen 
die Sachkenntniss ein gewichtiges Wort mitzureden hatte, seheint ihm 
weniger znm Bewnsstsein gekommen zn sein. Hin ond wieder hat er 
allerdings der in eine „Cliambre de commerce" umgewandelten Commeix- 
depntation oder ihren Vertretern (rehör gegeben; aber deren Ansichten 
waren ihm von vornherein venläclitig, und man mag hinzufügen, er würde 
siVh selbst verdiiditig vor'jrknmmen sein, wenn er den Darlegungen 
Hanibuiiiisi her Kiiuflciite irgrinl einen erheblichen Eiiitluss auf seine Ent- 
.scldies>uiig('n eingeräumt hätte. I^ocli auch anderen Saeliverstäniligen 
gab er nur ansnahuisweise Gehör. Als Rist gelegentlich einmal einen 
Versuch niaihte, Davout bezüglich gewisser commercieller Miussrt-gelu 
umzustimmen, stellte dieser den Auseinandersetzungen des dänischen 
Qeneralconsnls seine eigenen Anschauungen Aber den fraglichen Gegenstand 
gegenüber. Diese waren freilich der Art, dass fiist es nicht Ar geboten 
erachtete, anch nnr den Versnch einer Widerlegung zn machen. 

Der ihm von Napoleon zugewiesenen Aufgab«, die Continentalsperre m 
den neuen Departements anfe strengste durchzuführen, suchte Eckmuhl als 
Soldat und Polizeibeamter gerecht zn werden. Misstrauiscbe Ueberwachung 
nnd rücksichtslose Energie ei-schienen als die geeignetsten ^fittel, nm 
diesen Zweck zu erreichen. Die Gerechtigkeit erheischt jedoch anzuerkennen, 
dass nicht bei allen coninierciellen Anordnungen des Mai-schalls blinde 
Rücksichtslosigkeit obwaltete. So bestimmten ihn z. B. mitunter politische 
Erwägungen, den Vorstellungeu Ri^ts zu Gunsten des dänischen Handels 
doch eine gewisse Beachtung zu schenken. 

Einen Gegenstand eingehender ErOrtemngen bildete die Frage, ob 
in Hamburg ein Entrepot einzurichten sei. Die französische Regierung 
war bereit, eine solche Anlage gutznheissen, vorausgesetzt, dass die 
Stadt selbst den Bau der erforderlichen Magazine übernehmen würde. 
Es scheint aber, dass die Hamburger hiergegCTi grosse Bedenken hatten, 
weil sie besorgten, dass durch die Herstellung neuer Lagerräume der Werth 
des Grundeigenthums allzu erhebliche Verminderung erleide. Die An- 
gelegenheit wurde daher zwar nicht aufgegeben, aber vertagt. Zu weiterem 
P^ntgegenkommen den Hamburgeni gegenüber war man um so weniger 
geneigt, als man in der Stadt und deren Umgebung immer wieder ver- 
botenen Waaren oder verbotener l'urrespondenz mit I jigland auf die Spur 
kam. Haussuchungen, Verhaftungen nnd StrafVerfUgungen wegen Ueber* 
tretung der Gontinentalspeire wollten daher kein Ende nehmen. 

Kaum weniger sls den Hamburger Kaufleuten war der Prinz den 
Mitgliedern des ehemaligen Hamburger Senats abgeneigt Einige von 
diesen hatten sich in den Ruhestand begeben, andere aber sich dazu ent- 
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schlosseoi auch unter den neuen Verhältnissen Aemter zn bekleiden. 
Verscliiedene ehemalige Rathsherren waren Miti^lieder des Hunidpal- 
Gonseils geworden, das zuerst am 19. Februar unter dem Vorsitz des 
provisorischen ICaires, des früheren Bürgermeisters Heise, zusammengetreten 
war. Diese letzteren, wie Oberhaupt wolil die meisten alten Hamburger, 
die sich auch während der französisclien Hen-schaft mit den öffentlichen 
Angelegenheiten hefassten, thaten es offenbar in dem Wunsche, auch jetzt 
noch nach Kräften für die ^\'ühlfahrt ihrer Jlitbürger Sorge tragen zu 
können. Sie bemühten sich redlich, so manche der von den Franzosen ins 
Auge gefassten Massregeln abzuwenden oder zu ermässigen. Wo das nicht 
möglich war, verzögerten und erschwerten sie doch die Ausführung, weil 
sie sich nicht so schnell daran gewöhnen konnten, sich Aber das hinweg- 
zusetzen, was ihnen früher fttr recht und billig gegolten hatte. Schon 
hieraus erklirt es sich zur Genüge, dass Dayout ihnen nicht besonders 
gnädig gesinnt war. 

Unter den Eintragungen in den Protokollen der Uunicipalität finden 
sich wenige, die merkwürdiger wären, als die vom 2. und 4. April 1811, 
ans denen ersichtlich ist, dass die Mitfi;lieder dieser Körperschaft am 
ersten dieses Monats durch ein nnterfrescliobenes Billet des Secretäis der 
Regierungscommission, Petit de Heauvei^rer, „wegen dring-eiider (icschäfte" 
znm Präfecten beschieden wurden, um alsbald zu ei fahren, dass sie in den 
April geschickt waren. Etwas später vernahm man, dass auch andere 
angesehene Männer ähnlich angeftthrt worden seien. Wahrscheinlich 
handelte es sich um die nicht zur Munidpalität gehörigen Hli^lieder des 
ehemaligen Senats. Die Municipahräthe hatten anfängUeh die Absicht, sich 
zn beschweren, verzichteten jedoch darauf, als sie erfhhren, dass Prinz 
Eckmühl „die ganze Sache als einen unschuldigen Spass ansehe, den einer 
seiner jungen Leute gemacht habe". Es ist mit ziemlicher Sicherheit 
anzunehmen, dass Davout selbst der Urheber dieses Spasses war, der 
freilich den Vertretern einer tief unglücklichen Stadt gegenüber nicht als 
unschuldig, sondeni nur als roh bezeichnet werden kann. 

In den Briefen Davouts au seine Gattin, die vor einiger Zeit von 
sdner Tochter, der Marquise von Blocqneville, herausgegeben wurden, 
erscheint er unzweifelhaft als ein Mann, dem es an Zartgefühl nicht fehlte. 
Den Hambnigem gegenüber glaubte er jedoch oifenbar dieser Tugend 
nicht benöthigt zu sein. Während er aber die Eaufleute und Wfirdenträger 
des alten Hamburgs absichtlich verletzend behandelte, um ihnen seinen 
Unwillen über ihr Widerstreben gegen die Neuordnung der Dinge fühlbar 
zu machen, so lässt sich anderseits nicht verkennen, dass während seines 
Waltens in Hambiug wenifistens antlinglich die Tendenz hervortrat, die 
ärmere Bevölkernng der Stadt durch woliltluitige Verfügungen und sonstige 
Gunstbezeugungen füi- das französische Regiment zu gewinnen. In Beschlag 
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genommene Gftter worden für milde StifUmgen bestimmt Auf EckmfkUB 
persönlichen Antrag wnrden Wegearbeiten in St Geoig angeordnet, um 
älteren Arbeiteni eine gewisse Einnahme zn sichern. Zur Feier der 
Gebnrt des Königs von Rom wurden die Kinder im Waisenhanse, die 
Insassen der Hosiiitälcr, ja selbst die Gefangenen im Zucht- und im 
Spinnbanse, auf der Fiolinerei und in den Wachen mit besonderen 
aiablzciten oder doppelten Rationen regalirt, und wenij^ später, bei 
Gelegenheit der Taufe des franz(">sisclieii Tlinnifolp^ers, wurde verl'ügt, dass 
im IMandhaiise den ainien Leuten iiiie Tliinder zurückgegeben oder doch 
die Hälfte der rfaiulsumme gestriclien werden solle.') Durch solche Ver- 
anstaltungen wurden jedoch die ärmeren Volkskbissen ebensowenig mit der 
französischen Herrschaft ausgesöhnt, wie die übrigen durch die Erwägung, 
dass manche der französischen Neuerungen, wie z. B. die französische 
Oerichtsverfassung nnd die Gleichstellnng der Confessionen, als Fortschritte 
zn betrachten waren. Ueberwiegend blieb in allen Klassen der BevSlkening 
das Gef&hl der Unterdrückung. Und ganz abgesehen davon hasste man 
die französischen Institutionen, gleichviel ob sie gut oder schlecht sein 
mochten, weil sie eben fremd und aufgezwungen waren. Für die Befriedigung 
eines fremden Ehrgeizes wnrden die Hamburgischen Mannscliaften aus- 
gehoben. Ftir fremile Zwecke mussten die Hamburger Steuern un<l wieder 
Steuern zahlen. Anscheinend frenidei- De.^potenlaune zu Liebe mussten sie 
sich im Handel und Verkehr uuaufhörlieher Controlle und unerträglielien 
Chicanen unterwerfen. Nur gar zu viele unter den bisher für redlich und 
zuverlä.ssig geltenden Einwohnern glaubten es daher mit ihrem Gewissen 
vereinbaren zu können, jene Gebote und Anordnungen durch ein schlau 
ersonnenes Schmuggelsystem zu umgehen. 

Wie die zur Täuschung der ZoUwIlchter dienenden Kunstgriife und 
Zettelungen einerseits, so zeigten die von Eckmflhl besoldeten Spiondienste 
und Angebereien, zu denen sich auch Hamburgische Einwohner hergaben, 
anderseits, dass die Stadt» deren materielle Wohlfahrt Ulngst damiederiag, 
auch in ihrer sittlichen Ebdstenz gefährdet war. 

Trotz alledem ist die Zeit der FremdheiTschaft nicht ohne segensreiche 
Polgen für Hamburg geblieben, \ie\e Hamburger sind sich erst in dieser 
Periode ihres Dentschthums Y(dlkommen bewusst geworden, nnd diejenigen, 
die schon vorher nationale Gesinnungen gehegt hatten, wurden in ihrer 
Denkungsart bestärkt. 

Nur in aller Kürze kann liier angedtiutei werden, wie sieh in Hanil)Ui"g 
unter dem P^intluss der ers( hutternden Ereignisse des Napoleonischen Zeit- 
altei^s der Uebergang von kosmopolitischen zu patriotischen Gesinnungen 
vollzogen hat. 

Nach den llnnici^ttttaprotokollen im Hamb. A. 



Digitized by Google 



137 

Za den Stfttten einer den Ani^hörigen der verschiedensten Völker 

zugänglichen Geselligkeit, in deren Mitte weltbürgerliche Begeisterung fÖr 
die französische Revolution oft in lebhaftester Weise zum Ausdruck i^dangt 
war, hatten während des letzten Jahrzehnts des vorigen Jahrhunderts die 
Häuser zweier liüclianp^osrliener Haniburgischer Kaufleute, das von Georg 
Heinrich Sieveking und das Joli. H. E. Westphaleus j,^eh<"nt. Da ist es nun 
hemerkenswerth, dass der Sohn des eisleren, Kail Sievekiiig, bereits in 
seiner bei seinem Abgang vom Jcilianneum ^iiber die Ansiclit, die der Freund 
des Vaterlandes von der Gesiliithte liat" gelialtenen Hede von seiner 
patriotischen Denkuugsart Zeugniss gegeben'). Seine Universitätsjahre, die 
zugleich die Jahre der tieftten Erniedrigung von Dentschland waren, haben 
ihn in dieser Gesinnung bestärkt. Im Jahre 181 1 vnrde er für knrze Zeit 
Frivatsecretär seines Oheims, des mehrfach genannten Diplomaten Karl 
Reinhard in Cassel, und der Gedanke ward ihm nahe gelegt», sich gleich 
diesem dem franzosischen Staatsdienst zo widmen. Aber es war ihm ein 
nnertrSglicher Gedanke, „während das ganze Vaterland auf dem Amboss 
lag, mit zum Hammer zu gehören." In demselben Brief, in dem sich diese 
Auslassung findet, fiigt er der Aeusserung eines Fianzosen: „Um diese 
Lande gut zu regieren, müsse man die Dentsclien daraus vertreiben" die 
eigenen Worte liinzu: „Wirklich liaben die Deutschen schon jetzt nirgends 
mehr das Heimweh, als in ilirem Vaterlande"*). Indem er sich wäliiend der 
folgenden Jahre in historische Studien lernend und lehrend vertiette, suchte 
er ftr eine kflnftige bessere Zeit Kräfte zu sammeln. 

Inzwischen waren bei Westphalen und seiner Gattin durch das 
nnmittelbare Anschauen des Elends, das die Franzosenherrschaft fiber 
die geliebte Heimatstadt gebracht hatte, mit dem Zorn wider die Untei^ 

') Abge'lnmkt von Dir^^ctor rinrlift in <l< r Pnlilication: Zwei Proben dentsrlior Reden, 
welche von Studirendeu im .Fohanncam gehalten worden sind. (Ubg. IbUb.) ä. 16 — 24. Jieuierkeus- 
wtttii iti aanealJieh die folgende Stelle (S. 21): nHaben die DentBcben Ton Oriecbenkuid nichta, 
aiditi vea FhiUpp ten Maoedonien Ternommen? horten sie nie, wie er sich eindrängte in 
den Rath der Ainpliiktyonen, wie er in die innern Hämlel sii Ii mi«( lite, wie endlich mitten 
in Griechenliind seine Heere ungestraft standen, wie freie Männer von ihm sich \>rfassunt,'en 
geben und Gesetze vorschreiben Hessen, die sie an das Joch allmlihlich gewöhnten, wie 
■dlwt&ndiger, tateilBndiMber Sinn, Natlonalcbarnkter nnd endUeh allei Orome unter den 

Dmcke fremder Hemduift Tencbwand Vielleicht wenn man die Fnnllele gezo<ren, 

wenn mau geahnet hätt«, was die Zuknnft Iiiillte, was sie noch hüllt, es hiitten die Deutschen 
nicht vergessen, dass sie zu Einer grusscn Nation gehören." Noch bedeutsamer vielleicht 
irt der Aitinif, den der noch nicht ISjShrige einem Hinwei« anf die Geschieice Dentechlands 
wihrend des dreissi^ährigen Krieju^es folgen IftsBt (8. 22): „Wehe der Nation, die nur in 
(inssrer Hülfe Rettnni; sieht! Auch diese änasre Httlfe wird sie nioht retten, wenn niclit 
der Glaube da ist an eigne Kraft." 

*) Brief an Oraf Gnstay Schlsbrendorf Tom 21. Jnli 1811 (anter den Sehlabrendoif» 
Fnpieren im Königl. Staatsarchiv in Breslau). Vgl. auch Poels Bilder aus vergangener 
Zeit Zweiter Theil. Bilder ans Karl Sievekings Leben (Hambnig 1887) L 8. 155 f. 
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drftcker anch warme patriotische Empfindangen erweckt worden. Ihren 

der Vatei-stadt und dem Vaterlande gewidmeten Gesinnungen hat 
Christine We.«<tphalen namentlich in den „Gesängen der Zeit" Ansdmck 
gegeben. Schon in dem ersten Gedicht dieser Saromlnng „IHOG-" beklagt 
sie die unheilvolle Veränderung, diV Hamburg, der Sitz der Freiheit und 
des Friedens, zulolge schnöder (jcwaltthat erfahren hat. Schwermüthig 
malt sie sich aus, wie nicht nur Glück und Wohlstand vernichtet, sondern 
aucli der freie Sinn gebrochen wii'd, und der Knkel, durch Sklaverei 
entnervt, feige den Ketten lächelt tmd den Gesetzen Hohn spricht Doch 
schliesslich ruft sie sich selbst das Trostwort zu: 

»Hinweg in Bild der Schmenen; 
Dn Tranm, der mirli nmwaiid! 

Nie weicht ans dentscheui Herzen 
Oottl Freibeitl Yaterlandr 
Ein Gedicht von ihr ans dem Jahre 1807 schliesst mit dem Wehornf: 

„I'nil, ach! Die Henscliheit sich vor Einem Hemehsil beugt!" 

und eins ans dem Jahre 1810 beginnt mit den Worten: 

„Wir spotten deiner Uebennacht, 
Tyranu der weiten Erde!"' 

Man begreift nach diesen Proben ihrer Dichtung, dass sie von den 
französischen Machthabem vei^eblich aufgefordert wurde, Napoleon zu 
besingen.') Statt dessen hat sie in ihren Versen immer wieder ihrem 
Oram ttber das ünglfick und die Schmach Hamburgs und Dentschlands, 

nicht selten aber auch der zuTersichtlichen Hoffnung auf dereinst^ 
Erlösung Worte geliehen. Es war niclit möglich, dem Vertrauen auf 
Deutschlands sieghafte Zuktinft bündigeren Ausdruck jai geben, als es in 
dem Distidion geschehen ist, das sie ihrer Dichtung ,Auf Wartburgs 
Höhen" (181*2) hinzufügte: 

nDentsebland, teUiniiin iddit liagerl EAeb* in der mächtigHteD Kraft Dieb! 
Tmne der Slirke dee Arai; Teofd beiebwOrt er noch hentl" 
Indessen die trefflichen Gesinnungen, die Karl Sieveking in seuien 
Briefen äusserte und Christine Westphalen ihren sorgsam behQteten, erst 
im Jahre 1815 dem Druck übergebenen Poesien anvertraute, vermochten 
zunächst nicht auf weitere Kreise Eiufluss zu üben. In der Zeit nach der 
P^inverleibung wäre ja zweifellos jede ütfentliche patriotische Kundgebung 
als Hochverratii bestraft worden. Docli nicht lange vorher, im Verlaufe 
des Jahres 1810, hatte der wackere Buchhändler BMedrich Perthes in 
Hamburg sein „Vaterländisches Museum" erscheinen lassen, in der Absicht, 
die vaterländische Denkungsart im deutschen Volke zn kräftigen. Zu- 
gleich hatte ihn bei der Begründung dieses Organs der Oedanke geleitet, 
indem er die besten und bestgesinnten deutschen Schriftsteller zur Iflt- 

') Nach einer bandscliriftUcbeu Notiz in dem Exemplar der „Qesinge der Zeit", 
das Im BnAtB dar Bambniger StadtbiUiothek ist. 
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arbeiteraebaft anfPorderte, eine litterarisclie Vereinigung zu schalFen, die 
sich dereinst in einen Bimd verwandeln k&nne, der tfln kr&ftigen Thaten 
Kraft und Zusammenhang bedtze".') Der einzige erschienene Jahrgang 
enthilt n. a. Jean Fanls „Nachdimmemngen für Dentschland", patriotische 
(^Reflexionen'' Ton GOrres, zwei von Taterlftndischem Geiste beseelte Eeden 
des Eönigsberger Professors Hüllmann, ausserdem einen Aufsatz von Saalfeld 
Aber die politische und mercantiliscbe Wichtigkeit der Hansestädte, in 
dem es gelegentlich von diesen heisst, „der blühende Baum ihres 
Glückes sei dm-ch den Sturm entblättert, der ertötend über Kuropji dahin- 
fuhr". Es ist aus diesen wenigen Andeutungen ersichtlich, dass es in dem 
„Vciterläudischeu Museum" ebensowenig an warmherzigen patriutisclien 
Mabnworten, wie an Aeusseningen scharfer Kritik über das Napoleonisclic 
Zeitalter fehlte. Sicher gehörte ein ungewöhnlicher Muth dazu, derartiges 
im Jabre 1810 zn TerölFentlichen. Auf die Fortsetzung dieser PabUcation 
mnsste Perthes allerdings yendchten, als Hamburg der nnmittelbaren 
Gewalt Napoleons nnterthAnig geworden; doch seine Gesinnungen bewahrte 
er treu, einer besseren Zukunft entgegenharrend. Bekannt ist seine 
eigene Aeasserung: „Die Ideologie, wie Napoleon das ihm im Wege 
stehende Geistige nannte, zu alle dem drang Davont und seine GehUlfen 
nicht, und so wurden die Grundsätze wahrer Ordnung, Freiheit und 
Nationalität, wie ein stummes Geheimniss von uns bewahrt, bis die 
Morgenröthe kam."*) 

Die Tiefe des deutschen Gemüths- und Geisteslebens war für Davont 
in der That eine fremde Welt. Immerhin ahnte er, dass in der deutschen 
Litteratur eine Macht liege, die der franzüsisclien Herrschaft früher oder 
später gefährlich werden konnte. In seinen Unterredungen mit Rist liebte 
er es, von der deutschen Litteratur wie von einer verderblichen Pest zu 
reden; und er blieb bekanntlich nicht bei Worten stehen. Von Hamburg 
aus gab er Befehl, den verdienten Schriftsteller Bndolph Zacharias Becker zu 
Gotha in seiner Wohnung verhaften und unter Escorte von 50 Gavalleristen 
nach Magdeburg itthren, weil er an verschiedenen Artikeln der von diesem 
heraa.«gegebenen „Nationalzeitung der Deutschen" Anstoss genommen hatte. 
Dass diese Gewaltthat in dem Gebiete eines Rheinbundfttrsten vor- 
gmommen wurde, rechtfertigte Davout Rist gegenüber mit dem Hinweis, 
man brauche mit einem Rheinbundfürsten, namentlich mit einem solchen 
dritten Ranges, nicht viel Federlesens zu machen. Napoleon liabe durch 
die Verhaftung des Heizogs von Enghien den Massstab dafür gegeben, 
¥rie weit die Unabhängigkeit der Rheinbuudfürsteu zu respectiren sei. 



') Vgl Friediidi Perthes* Leben, nach denen schriftUohen irad mttndlidien Hit- 
thdfanigeB nllseidduiet von Oemens Theoder Perthes, Bend 1, S. 166. 

^ Fdedrieh FtedieB' Leben, Band 1, 8. 183. 
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So glanbte Eckmllh] also selbst die schnödeste Gewaltthat seines 
Abgottes als Vorbild Ar seine Handlnngsweise hinstellen zn kOnnen. 
Man kann daraus entnehmen, dass er ebenfalls vOUig im Geiste Napoleons 
sn verfahren meinte, wenn er jre^en die Hamburger möglichst schroff und 
rü(k<;ichtslos vorofing. Ueberliaupt darf man bei der Beurtheilung Davouts 
nie übtTschen. d.iss der frrüssere Theil dfr Verantwortung für das Leid, 
das er (b'ii Haniliui ircrn zufügte, auf Napuleun fällt. Andeiseits steht 
fest, dass sie aufatlmieten, als er am 1. März lsr_» in aller Frühe die 
•Stadt verlie.s.s, um sieh an dem Heereszuge wider Ji'ussland zu bet heiligen. 
Die Männer, die nunmehr in Hamburg die obei'ste Gewalt hatten, der 
Gteneraldirector der Polizei, d'Anbignosc, und deir Präfect des Departements 
der Elbmflndnng, Baron De Conninck, führten ein etwas gelinderes 
Regiment Von einem Systemwechsel war freilich nicht die Bede. 

Erst die Katastrophe, von der Napoleons Armee in Rnssland betroffen 
wurde, bildete einen Wendepunkt wie in der allgemeinen, so in der Hara- 
burgischen Geschichte. Allerdings wurden die Hamburger fortwährend 
allzu sehr von den Argusaugen der französischen Polizeiorgane übewacht, 
al.s dass sie es hätten wagen können, gleich den Bremern nach dem 
Bekanntweitlen des bei itlmiten Bulletins den Jubel ihres Herzens durch 
laute Freudenbezeugiiiigen zu bekunden. Doch war seit P.eginn des 
Jahres isi;» auch in Hamburg aus immer deutliclieicn Anzeichen zu 
ersehen, dass die l'ranzösische Zwinglierrschaft ihren lähmenden Zauber 
nicht mehr Übte. Immer fhrchtloser offenbarte sich die Abneigung, ja 
selbst die Missachtung demjenigen gegenftber, vor denen man noch Tor 
kurzem gezittert hatte. Der Tumult vom 24. Februar, zunächst nur der 
Ausbruch der lange verhalteoen Wuth Uber die Plackereien der ZoUwächter, 
enthtUlte den Franzosen Überhaupt, wie verbasst sie in der Hamburgiscben 
Bevölkerung waren. Gleichsam epidemisdi fjriff die aufrührerische Ge- 
sinnung Ton Hamburg ans um sich. In den benachbarten LandschaAen, 
wie in den Städten Lübeck, Lüneburg und Stade kam es zu franzosen- 
feinillichen Demonstrationen und Aufläufen; und obwohl die äusserliche 
Ivtihe ziendich schnell wicflerhergestellt wurde, dauerte doch die (Tährung 
in den Gemüthern fort, und es erklärt sich hieraus, dass sich bei den 
französi.schen Beamten zu der Furcht vor den Kosaken ein nicht geringes 
Grauen vor dem erwachenden Freiheitsgeist der niederdeutschen Bevölkening 
gesellte. Der Unteipräfect von Ldneburg, der statt des erkrankten Prä- 
fecten der Elbmttndung nach Pftris berichtete, schrieb am 28. Februar: 
„wenn die Bussen kämen, so wQrden sicher alle Franzosen daran denken 
müssen, sich ihrer Haut zn wehren. Sie würden von den Einwohnern 
angegriffen werden;" und etwas spater schrieb er über die letzteren, sie 
seien russisch, englisch, nur nicht fitinzösisch gesinnt') Dass sie deutech- 

1) Paiiier Nat.-A. 
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gesinnt sehi k&nnten, war freilich fttr ihn, wie für so manche Franzosen 
ein femliegender Gedanlce. 

Za der Bennrnhigong der französisehen Beamten in Hamborg trug viel- 
leicht am meisten bei, dass der militftrische Oberbefehlshaber St Cyr, der 

allerdings zufolge der Entsendungen nach Magdeburg nicht mehr über eine 
sehr erliebliche Triippenzalil gebot, völlig den Kopf verloren hatte. Er schrieb 
am März an den Grafen Chaban : Da die Truppen, über die er verfüge, 
unzureichend seien und man bei der Eircj,anig der Bevölkerung auf neue 
Unruhen gefasst sein müsse, so sei es geboten, die Eventualität eines 
liückzuges ins Auge zu fassen. Dieser werde sieh in militärischer Weise 
Yollziehen; um Nichtmilitars, Frauen und Kinder werde man sieh nicht 
kOnunem können.*) Dieser unüberlegte Brief hatte natürlich die Folge, 
dass die Beamten vor allem daran dachten, sich selbst oder doch die 
Ihrigen in Sicherheit zn bringen. Zunächst suchten sie in Altona eine 
Zuflucht, und zwar in solcher Zahl und in solcher Eile, dass doit nach 
wenigen Tagen in keinem Wirthshaus mehr ein Unterkommen zu finden war. 

Am 12. März wurde Hamburg von den bisher noch anwesenden 
französischen Truppen und Behörden verlassen. 

„Zerspringe niehf in ileiner relM'rfiillf, 

Mein Herz, im wonnotrunknen Ft •iln itsrausch!" 

So beginnt ein beim Abzüge der Franzosen aus llamluirfr entstandenes 
Gedicht von Christine Westphalen. Die Mehrheit der Bevölkerung fühlte 
sich schon au diesem Tage wie von einem schweren Alp befreit. Nicht 
SO freilieb der Ifaire nnd die Mitglieder der Hnnidpalitit, die aJs einzige 
Vertreter der französischen Herrschaft zurückgeblieben waren. Deren Lage 
war begreiflicher Weise eine ausserordentlich peinliche. Mit dem Bufe: 
^Anf Wiedersehen in zwei Monaten" hatte d'Aubignosc die Stadt yerlassen. 
Kurz vorher hatte er ein Schreiben an den Maire gel ichtet, das alsbald nach 
seiner Abreise der Municipalität vorgelegt werden sollte. Der Zweck dieses 
Sehreibens war, die Aussichtslosigkeit aller gegen Frankreic h geplanten Unter- 
nehmungen flarznthun. l'usslaiid hiess es da — operire zu weit von seinen 
Grenzen, um sogrosse AnstrLii,Lriinr;:en foi tsetzen zu können. Oesterreich werde 
nichts gegen Frankreich unlei uelimen, wenn es nicht gar für dasselbe sein 
werde. Preussen beginne die Gefahr der lusurrection zu spüren. Der 
König, der von seinen ünterthanen beherrscht ui, werde sich diesem Joch 
zu entziehen wissen und au6 neue die Sache der Civilisation ergreifen. 
Dänemark werde unerschütterlich neutral bleiben und den Hamburgern 
helfen, den Pöbel im Zfigel zu halten. Schweden werde eine Demonstration 
machen, vielleidit Pommern wieder in Besitz nehmen und alsdann die 
Verzeihung des Kaisers zu erlangen suchen. Den Engländern sei es um 



') Nach den Angaben Bista vom 5. März Kojiculig. Ausir. A* 
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nichts weiter zu tbim, als ihre Waaren in Deutschland einmschmnggeln n. s. w. 
„Non überlegen Sie,^ heisst es weiter, „was alles der Kaiser Feinden von 

so verschiedenen Absichten und Interessen, so schwachen und so schlecht 
geleiteten Kräften entgegenstellen kann, und Sie werden, wie jeder denkende 
Mensch, zu dem Titheil frelanqren, dass drei Monate hinreichen, damit 
Frankreich die Stelhing wifilci' erhuifjt, welclie die ihm innewohnende 
Macht und das Gciiio seines Herrschers dem Lande für immer sichern 
müssen." Glei<-hvi('l weh-hen Wertli die Mitglieder der Muiiicipalilät den 
einzehien Angaben dieses Schreibens beimassen, jedenfalls mussten sie mit 
der Möglichkeit rechnen, dass die Franzosen noch einmal wiederkommen 
könnten. Dem an sie geriditeten Ansinneu, sich anlzalOsen, den alten 
Senat wieder m berufen oder eine proyisoiische Begiemng einzusetzen, 
glaubten sie daher nicht ohne Gefahr, nachtrftglicb der FflichtTerletzung 
geziehen zu werden, Folge leisten zu können. 

Zum Olflck fehlte es in Hamburg nicht an Männern, die sich von 
den Franzosen nnabliängig fühlten und eine gewisse Initiative zu ergi-eifen 
bereit waren. Neben dem liereits als Patrioten genannten Friedrich Perthes 
hatten .1. L. von Hess, Mettlerkam]), FiMdinand Beneke, Ewald und Prell 
sich bereits vor dem Abzug der Franzosen bemüht, niclit nur die deutschen 
Gesinnungen, sondern auch die \\'ehrf;ihigkeit der Hamburger zu stärken. 
Unter diesen trat, wie in späterer Zeit Mettlerkamp, so iniFiülijalir isi;] 
der aus der alten Hansestadt Stralsund stammende J. L. von Hess am 
meisten hervor. seinen Bemttbungen um die Wehrharmaehung da* 
Hamburger kam es ihm zn gute, dass er in jüngeren Jahren im schwedischen 
Heere gedient hatte. Er war flberdies ein ungewöhnlich befiUiigter, 
kenntnissreicher, vielseitig gebildeter Hann, der als Schriftsteller und 
Patriot nicht nur in Hamburg eine angesehene Stellung einnahm, sondern 
auch im Übrigen Deutschland geachtet war. Die auf ihn gesetzten 
Hoffnungen vemiochte er allerdings später nicht völlig zu erfüllen. Dies 
darf uns jedoch nicht verhindern anzuerkennen, dass er sich duich seinen 
Kifer für die gute Sadie, namentlich im >färz 181. '5, um Hamburg verdient 
gemacht hat. Durch zwei seiner gesinnungsverwaiidten Berliner Freunde 
war zwischen ihm und dem mil einer russischen Heei'esabtheiinng vor- 
dringenden Oberst Tettenborn eine Verbindung hergestellt, so dass dieser von 
dem Stande der Dinge in Hambuj-g rechtzeitig Kunde erhielt. Als am Morgen 
des 17. März Tettenborn in Bergedoif mit Hess zusammentraf, gab er ihm 
die Versicherung, dass er von seinem Kaiser ermftchtigt sei, den Hamburgern 
zn verkttnden, so lange der russische Kaiserthron stehe, wOrden die 
flranzösischen Adler nicht wieder auf Hambuigs Wftllen aufgepflanzt werden. 
Zwei Deputirte der Manicipalität, die ebenfalls in Bergedorf eingetroffen, 
suchten vergeblich eine Audienz bei Tettenborn zn erlangen. Er Hess 
ihnen vielmehr zu verstehen geben, dass er nicht mit der Mnnicipalitftt 
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einer franzOsischeii Stadt verhandeln wolle; wenn er diese noch bei seinem 
bevorstehenden Einzog in Hamborg antreffe, werde er die Stadt als eine 
eroberte betrachten nnd die sftmmtlichen Honidpalbeamten verhaften lassen.') 
Die Folge hiervon war, dass sich die Monidpalität in der Nacht vom 

17. auf den 18. März anflöste und den ältesten der vormaligen Bürger- 
meister, von Graffen, veranlasste, den Senat sofort wieder zu benifen. 
Aber auch die Körperschaft, die jetzt an die Spitze von Hamburg trat, 
war sich der vollen .Scliwere ihrer Verantwortlichkeit bewusst; sie ent- 
sandte zwei Depiitirte an Tettenborn, um ihm den Wunsch vorzutragen, 
dass er vor seinem F^iiizuge durch eine die Hambiirgischen Behörden 
möglichst wenig comprumiltireude Proclamatiiju die Stadt liU- frei und 
unabhängig erkläre. Tettenborn verlangte jedoch, dass, noch ehe er ein- 
ziehe, die Unabhängigkeit der Stadt vom Senat selbst proclamirt werde. 

Glücklicher als die Männer, die bei jedem ihrer Schritte die Ver- 
gangenheit ond die Zoknnft Eoropas bedftchtig in Erwägung zu ziehen 
hatten, vermochte die Masse der Hambmgischen Bevölkerung der Stimme des 
Herzens zu folgen. Der am 18. März mit elementarer Gewalt hervorbrechende 
Volbgubel war nicht nur flkr Hambutg, sondern fllr ganz Deutschland ein 
epocbemachoides Ereigniss. Am 17. März hatte König Friedrich Wilhelm III. 
den berühmten Aufruf „An mein Volk" erlassen, der in ergreifenden 
Worten auf die Not h wendigkeit eines letzten entscheidenden Kampfes um 
des Daseins, um der Ehre willen hin\Yies. Der Aufruf war nur an Preussen 
gerichtet, doch schwebte von vornherein die Befreiung von ganz Deutschland 
als Ziel vor. Für diese aber war es vnn eiü eiiliehster Vorltedeutung, dass 
bereit« am folgenden Tage eine volkreiche deutsche Stadt, die vor kurzem 
uoch von Napoleon als ein Stützpunkt der französischen Herrschaft in 
Dentschland angesehen war, mit dem Jubel Aber ihre Erlösung zugleich 
ihren Abschen vor der Fremdherrschaft zu erkennen gab. 

„Es diene dieser erste glttckliche Erfolg als Vorbote und Beispiel 
unserer ferneren Fortschritte in Deutschland!** So hiess es in einem Erlass 
der preosÜschen Begierung an den preussischen Gesandten in Hamburg, 
als dieser über den Einzug Tettenborns und die Frendenknndgebungen der 

Hamburger berichtet hatte. 

Doch nicht allein in begeisterten Demonstrationen, sondei-n durch 
Thatenlust und Opfermnth äusserte sich die (Tesinnung der alten Ifansestadt. 
Bereits am 2(1. März konnteGrafGrote nach Herlin berichten: „Die Hamburger 
bewähren ihre guten Gesinnungen durch die SclmeUiffkeit, mit wideiier sich 
die Freiwilligen stellen. Schon sind MlM) Infanteristen und "200 Mann zur 
Cavallerie autgezeiclinet, von denen viele, die vorher mehrere tausend Mark, 
um bei der Conscription einen Stellvertreter zu kaufen, verwandt haben, 

0 Himidptlititspnrtokoll vom 17. Hin 1818, Abends IP/s Uhr. HamKA. 
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nun noch selbst die Kosten ihrer Equipirung tragen" Auch ans der 
Entfemong kamen Hambnrgfische JQnglinge herbei, am sich in die hanseatische 
Legion einreihen zn lassen, so z. B. eine Anzahl junger Hambniiger, die jener 
Zeit in Qöttingen studirten, unter diesen der nachmals so bertthmt gewordene 

Joli. Franz Encke'). Karl Sieveking, der in dem vorausgegangenen Winter 
in Göttingen als Docent der Gesrliichte gewirkt hatte, trat in die BQrger- 
garde oin und fand aiu li sonst wälirend dieses denkwürdigen Jahres manche 
Gelegeulieit, seine patriotische Gesinnung zu bewähren. 

r:\triotiscli zeigten sicli damals die edler gearteten Süline Hamburgs 
nicht nur in dem Sinne, wie man das Wort früher hranehte, nirht nur 
dureil opferbereites Kintreteu für die Heimatstadt, sondern auch dureli die 
feurige I^-geistening, mit der sie den (^e<lauken der Befreiung des ganzen 
deutschen \ aterlaudes ergritleu. Unter den Schriften, die dies bezeugen, 
sei liier insbesondere die kleine Publication von Ferdinand Beneke „Heer» 
gerftth fQr die hanseatische Legion" hervorgehoben. Der Zweck des 
Verfassers war, bei den hanseatischen Kriegern hanseatischen Gemeinsinn, 
zugleich aber auch wanne, das ganze Deutschland umftssende Vaterlands- 
liebe zu wecken. Als Aufgabe stellte er ihnen den Kampf bis an Deutsch- 
lands künftige Grenze, damit „das grosse Vaterland, ganz und eins, seine 
uralte Reichsstelle in Euiopas Mitte; — wie die Natur es so deutlich 
will: trennend das Feindselige, verknttpfend das Veiwandte — wieder 
einnehme." 

Das Hervortreten solcher Gesinnungen war an sich schon ein segens- 
reielies Krgel'uiss jeuer grossen Zeit, wenn auch nicht alle Hotfnungen. 
die man an die Krhebuug liamburgs in den Märztagen 1813 geknüpft 
hatte, in Krfülhing gingen. 

Die Haniliurgisclie (ieseliit lite in der Zeit vom März IKl.S bis 
Mai IS14 ausführlicher darzustellen, nui.ss ich mir für eine späteiv 
( it'lf;:»'uheit vorbdialten. An dieser Stelle möge es genügen, darauf 
hinzuweisen, da^s, wenn es auch den Hand)urgern nicht beschieden war, 
an den grossen gewaltigen Entscheidungen der Freiheitskriege theil- 

') Drei Tage svTor hatte er gescLrieben : ^Ich kann meinem gestrigen Bericht heute 
nur hinznfn<,'(Mi, dass der P.itriotisiinis der Huinluirirf'r sicli durch Bc\v>'iso hostätigt. Eine 
sehr grosse .Meii<.^e junger Leute nimmt täglich freiwillig Dienste unter Uer baQ«e«ti«chen 
Legion. Es ist unglaublich, wie alles elektrisirt ist" Beri. A. 

*) SowoU Job. Franz Eneke, der naehnalige Aitronom, wie aoch Angut Backen 
der nachmalige prenssische General gehörten der hanseatischen TiOgion an. Der MSfeen 
hatte sich froilidi anf dem Mur«< lio von Güttingen nach Hamburg die Füssp M-nndgf'gftngen. 
sodass er erst im Juni 1>1.> in die reitende .\rtillerie eintreten konnte, in der sein jüugerer 
Bruder August, der sich unmittelbar nach seinem Abgang vom Johanneian snm ESntritt 
in die Legion gemeldet hatte, bereits Wacbtmdster war. Vgl. Bmhns, Job. Frans Bndte 
(Leipaig 1869). 8. 84 iL 
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sunehmeDy wenn sie selbst in Ermangelang ansreichenden Beistandes von 
aussen nicht einmal die eigene Stadt erfolgreich zn vertheidigen ver- 
mochten, doch die Tüchtigkeit ihrer Leistungen jener Zeit von Fieund 
und Feind anerkannt wurde. In dem Bericlit des im März 181.) an Stelle 
De Cunnincks zum Präfecten des Klbdepartemcnts ernannten Baron ßreteuil 
vom 30. Mai ist von einer wahrhaft beispiellosen Hartnäckigkeit, von 
einem bis zum Wahnsinn getriebenen W iderstande der Hamburger ilie 
Bede. Unter den Enndgebungen fon dentscher Seite sind nicht zum 
wenigsten die Worte des Rittmeisters Baersch bemerkenswerth, der 
speciell von der Hamburger BQigergarde aussagte, dass sie »ehrenvoll, 
in mhmwflrdigem Beispiel fOr ganz Deutschland, fUr Selbständigkeit und 
Freiheit gekämpft habe." Gemessener, aber darum nicht weniger anerkennend 
sind die Zeilen, in denen der prenssiscbe Gesandte die in Hamhmg 
während der Frülilingsmonatc lsl'5 gewonnenen Eindrt\cke zusammen- 
fasstc: „I.)as Zcuf^niss. dass die Hamburger der allgemeinen Sache willig 
grosse Opfer brachten, dass sie mit Kifer und Patriotismus handelten, und 
dass sie, wenn man den Ort hätte vertlieiiligen kininen, willig die grössten 
Gefahren tretheilt haben wiinlen, kann man ihnen unmöglich versagen." 

Nachdem die Stadt aufs neue in die Gewalt der Franzosen gekommen, 
vermochten allerdings nur «liejeni^-en, die als Glieder der hanseatisi lieu 
Legion und der hanseatischen Bürgergarde in der isordarmee kämpften, 
ihre Liebe für die Vaterstadt und fUr Deutschland durch die That zu 
bekunden. Aber auch die Leiden der Dabeimgebliebenen sind nicht ver- 
geblich gewesen, denn sie trugen dazu bei, die TheOnahme des Übrigen 
Deutschlands für Hamburg rege zn erhalten, in den Hambuigem aber 
die Ueberzeugung zu wecken, dass die Stadt nur durch die innige Ver- 
])indung mit dem deutschen Gesammtvaterlande vor der Wiederkehr 
ähnlicher Drangsale bewahrt werden könne. 

17. Aas der Zeit von 1814—1888. 

I. Zw fieaohiohte der nntionalen Gesinnung in Hamburg. 

In seinen Anfang 1^11 geschriebenen „Wünschen hei Hamburgs 
Wiedergeburt" hat Senator Abendroth seine Anschauungen ül>er das ver- 
gangene Verlialten Jlambui'gs in die scharfkritisclien A\'orte zusammen- 
gefasst: „Wir luiben uns widil etwas zu wichtig geglaubt/' Er tilgte 
hinzu : „Dass wir für die Zukuult nicht su hüli los und schutzlos nantes in 
gurgite vasto bleiben kOnnen, sagt die Erfahrung. Was wflrde es uns 
helfen, frei zu sein, wenn Deutschland nicht frei wAreP 
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Von nicht minder einsiclitigcr und patriotischer Denkangsart zengen 
die Worte, die Senator Bartels am 20. Mai 1815 seiner „Actenmässigen 
Dan^tellung des Verfahrens der Franzosen bei dem durch deu Marschall 
Davout befohlenen Verbrennen des Krankenliufes zwischen Hamburg und 
Altona" vorausschickte : Er wähle die gegenwärtige Zeit, d. h. den Zcilpankt, 
als Napoleon von P^IVta nach Frankreich zurückgekehrt war, „um anch em 
Scherlleiu dazu beizutragen, damit man die Ungerechtigkeit der FnmoBeB 
nieht veigease und der Vorsatz immer fester werde, nicht zo daldcn, daas 
unser Wille wieder dem ihrigen nnterthan werde. Die deutsche Xatkn irt 
starker, als irgend eine andere; sie ist onftberwindlich, wenn nur Einigkeit 
unter uns herrscht." 

Wie sehr anch in weiteren Kreisen der Hamburger BeTölkerang die 
nationale Gesinnung Wurzel gefasst hatte, das erhellt besonders aus ver- 
schiedenen Vorkommnissen des Jahres isic;. Auf Veranlassung des Senats 
fanden zwischen diesem und den bürgerlichen Collegieu niehifach Verhand- 
lungen darüber statt, ob und in welcher Weise die Feier der nationalen 
Gedenktage zu bescliränkeu oder durch \ erlegung auf einen Sonntag zu 
nioditit Iren sei. Da ist es nun bemerkenswerth, dass die Oberalten sich 
zwar gegen die \ ervielfälliguug der Hamburg allein angehenden potttischen 
Feste aussprachen, dagegen auf eine würdige Feior des 18. Octobers, als 
des „Festes aller Deutschen**, das grttsste Gewicht legten und insbesondere 
die vorgeschlagene Verschiebung derselben auf den folgenden Sonntag 
aufs entschiedenste verwarfen. Sie erklärten: darin, dass es sich um eine 
in ganz Deutschland gleichmässig veranstaltete Nationalfeier handele, liege 
gerade der grossUerzige Charakter des Festes. Die Geniüther seien jetzt 
mehr denn je für nationale Kinstiniini^^kfit. Der Senat sah sich veranlasst, 
ih-v in solcher Weise von den Oljcraltcu und äiinlicli auch von den Secliszigern 
zum Ausdruck gebrachten ölientliclien .Meinung nachzugeben.') Die Schlacht 
bei Leipzig wurde auch im Jahre IMü am lö. October gefeiert, und am 19. 
konnte der Hambuiger Correspondent seinem Bericht darllber die Worte 
vorausschicken: „Millionen feierten diesen Tag mit uns, niigends aber ist es 
gewiss mit innigerer Eropifaidung geschehen, als hier." 

Wohl noch grösserer Enthusiasmus aber hatte sich in Hamburg 
wahrend der patriotischen Festtage offenbart, die hier einen Monat zuvor 
stattgefunden, als Blücher der Gast dieser Stadt war. Bereits am Js. August 
hatte der Senat bei den Oberalten beantragt, dem Feldniarschall. der dem 
Publicum als das Idol des deutj^chen V aterlandes gelte, durch die üblichen 
Festivitäten die üH'entliclie Aeht nu^^ zu bezeugen. Die Oberalten erklärten 
sich selbstverstäiiillicli daiiiil einverstanden. Was alier olliciell zu Ehren 
Blüchers geschehen konnte, wurde weit überboten durch die ihm aus allen 

0 Dies und das Folgende nach dem Olieralten-ProtokoU vom Jahre 1$16 im Hiuab. A. 
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Kreisen entgegengetragene Begeistemng. ESne nogesäUte Menge war Oun 
über die Grenzen des Hambnrgischen Oebiets entgegengezogen. AUe Hftneer 

selbst vor den Thoren der Stadt waren erleuchtet, als er sich ihr am 
Abend des 12. Septembers nahte. „Blücher, nichts als Blücher! ist jetzt 
die .Tubellosung in Hamburg" ; so liiess es an einem der nächsten Tage in der 
Zeitung. Wo immer sich der «preise Feldniarschall den Blicken der 
Bevölkerung zeigte, wollte das Zujauchzen kein Hude nehmen. In so 
überwaltigeuder, in so erdiückeuder "Weise stürmte die Liebe und Ver- 
ehrung der Hamburger auf ihn ein, dass er äusserte, die Hamburger 
Festtage bitten seinem robusten Körper mehr zugesetzt^ als manche 
Campagne.') Vor seiner Abreise aber gab er den Wonsdi zu erkennen, 
das Bttrgerrecbt der von ihm so sebr geliebten freien Stadt Hambnig za 
erhalten. Mit begreiflicher Frende und Genngtbnnng wurde diesem Wunsch 
entsprochen. 

Auf solche Tage des patriotischen Rausches folgten dann freilich 
wieder ruhigere Zeiten, in denen der Sinn auf das Nächstliegende gerichtet 
war, in erster Linie auf die Wiederautriciituiig des Wohlstandes der 
Einzelnen und des rJemeinwesens. Darin mochte ja in der That mancher 
realistiscli angelegte Hamburger seine volle Befriedigung finden. Wer 
aber in idealistischer Gesinnung, das Herz nuch immer erfüllt von den 
Hoffnungen, welche die Zeit der nationalen Erhebung wachgemfen, seine 
Blicke über die Grenzen der Heimatstadt hinaus auf die deutsche Ge* 
sammtheit, auf das deutsche Vaterland zu richten pflegte, der musste von 
Jahr zu Jahr mehr enttäuscht werden. An Stdle des im Aufruf von 
Kaltsch verheissonen ehrwürdigen Reiches, das ans dem ureigenen Geist 
des deutschen Volkes hen'orgehen sollte, war der deutsche Bund getreten. 
Auch von diesem hoffte man in den Hansestädten anfänglich, dass er die 
nationalen liedürfnisse weni^-stens in einiüHr jjeziehnng zu In'friedis:,^'!) im 
Stande sein werde. Aber auch die besciieideusteu Ji^rwaitungen blieben 
unerfüllt. 

Es ist allgemein bekannt, dass der im Juni 1817 von den vier freien 
Städten an den Bund gerichtete Antrag, durch welchen Massregeln zum Schutze 
der deutschen Flagge wider die Gewaltthätigkeiten der Barbaresken 
bezweckt wurden, zwar zur Niedersetzung einer Commission und zu einigen 
patriotischen Kundgebungen Anhiss gab, aber keinerlei thatsächliches 



') In der gleichzeitigen Anfzeicbnnng der Toclitor des Pastors Grautoff wird die 
.'•Ji liildonnig der Anwesenheit IMihhers in Hanibnrg mit den Worten hesdilossen : ^Wo er 
äich im Volke zeigt, ist dus Gedränge immer sehr gross und des Zi^uuchzens kein Knde. 
Diese alba gresfle ZvauAgvmg der Hambarger ma^^ indess in der Lange listig für Hin 

werden. Er sagte gestern zn Vater, er würde 8chon am Freitag Hamburg Teriassen, 

weil er fürchtete, wenn er länger bliebe, dass man ihn dann hier be<,'r.ib. ii miisse, 80 sehr 
fühle er sich angegriüeu durch die immer wahrende Folge vuu Festlichkeiten.-' 
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Ergebniss erzielt hat.') Nicht minder erfolglos blieben die ßemüliungeB 
der freien Städte im Interesse des deutscheu Postwesens. Doch wegen 
der gleichsam typischen Art, mit welcher der betrelfellde Antrag 
deotschen Bunde begraben wurde, möge seiner hier in der Kttne gedacht 
werden. Von Hamborg, wo begreiflicherweiee die beklagenswerthen 
Mangel des dentschen Postwesens noch mehr, ais in den übrigen Bundes- 
staaten empAinden wnrden, eiging am 8. Mai 1819 die Weisnng an Syndicus 
Gries, den Bevollmächtigten der Stadt beim Bundestage, sich mit den 
Vertretern der anderen freien Städte über die erforderlichen Schritte zu 
verständigen, um durch Vermittliinir des Bundes die Abstellung: der 
schlimmsten Missstände ;nif dem erwähnten Gebiete zu erwirken. Die 
AnrcpTuni? schien auf nui. n Hoden zu fallen. Der Hamburgische Vorschlag 
wurde von den Bev<dlni;u h1 igten der übrigen freien Städte gutgeheisscn. 
und im Einvernehmen mit ihnen entwarf Ories d«i an die Bund«- 
Versammlung zn richtenden Antrag. Als das Erwünschteste wurde darin 
die Begründung einer einheitlichen Bundespost bezeichnet, die abgesehen 
von den Vorzügen einer centralisirten Verwaltung auch noch den Vortheil 
gewahren werde, dass ihr Erti-ag zu gemeinschaftlichen ßnndeszwecken 
vorwandt werden kfinne. Da dies jednch voilänfig als ein nneneichbares 
Ideal angesehen werden musste, so beschränkte sicli der Antrag im wesent- 
lichen darauf, unter Bezugnahme auf die zur Zeit im deutschen Post- 
wesen hervorgetretenen Mängel und Unzuträgliclik*'iten eine Verständigung 
aller Bundesstaaten über Massregeln zur HerbeifUhruug der möglichsten 
Schnelligkeit und Wohlfeilheit der Postcommunication zu bcfÄrworten. Der 
Inhalt des Antrages, der am 29. Juli d. J. von dem stimmführenden Gesandten 
der Stftdte in der Bundesversammlung verlesen wurde, fand anscheinend all- 
gemeine Zustimmung. Der Bundestagsprüsident, Graf von Bnol-Schanenstein, 
schlug die Krnenuung einer Commission von drei Mitgliedern zn weiterer 
üerathung des Gegenstandes vor. Indessen wurde von anderer Seite 
eingewandt, dass es gegen das Herkrmimen beim Bundestage Verstösse, so 
schnell zur Niedersetzung einer ('<Miiniis!<i()n zu schreiten. Man bescliloss des- 
halb fürs erste nur, — in der näclisten Sitzung auf den Gegenstand zurückzu- 
kommen. Aber auch in dieser (am .'). August j wurde die sofortige Einsetzung 
einer Commission beanstandet Es hiess, eine solche würde doch mit ihrer 
Arbeit nicht recht vorwärts kommen könneu, ehe die Instructionen eingegangen. 
Mau bes( bloss daher nunmehr, „dass dieser GegensUnd den Regierungen 
cmpiehiend v.rzutragen und Tnsti ucti..nen hierüber in der Hoflhnng ZU erbitten 
wl^' Serien die f^undesversammlung in den Stand setzen 
eroen, der hie rnächst zu eiwählenden Commission einen sicheren Leit- 

? '«S' ÄlJÜ'- «'»"^«e^wate uud die Barbaresken. S, 138 
'Olgenae nach einer Acte des Hamb. A. 
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faden ihres Gutachtens an Händen zu geben". Als Ursaclie dieser Ver- 
lügerung bezeichnete Gries (in seinem Bericht vom 6. August) die 
Besorgniss einiger Oesandten, ihre Regiemngen mficbten es ttbel anfhebmen, 
nwerni die BondesTersammlang es sich anmasstei bei einem Gegenstand, 
der in die Befpieningsrechte eingriffe und noch dazu ein Regal betiftfe**, 
ebne voigängige Tnstmctionseinbolnng zum Niedersetzen einer Gommission 
zw schreiten. Nicht minder bemerkenswerth ist es, dass der Vertreter Bayerns, 
Freiherr von Aretin, bei der £r9rtemng des Antrages zwar versicherte, sein 
Hof werde bereit sein, „zu einem gemeinntttzlichen Resultat mitzuwirken," 
jedoch zuglnicli andeutete, seiner Ansicht nach werde die Sache durch unmittel- 
bare Conimunii alinii zwischen den Kegieningen oder durcdi eine ZnsaniniPii- 
kunft von PostVteaniten besser geloKUMt, als durch Ueberlegungen in einer 
Bundestagsconmn'ssion. Da nun iilierdies der Generalpostdirectur der 
Thum und Taxis'schen Post dem Bundestagspräsidenten sein lebhaftes 
Missfallen darüber zn erkennen gab, dass die freien Städte es gewagt 
hätten, ein so abfälliges Urtheil Aber, das bestehende deutsche Postwesen 
zn Protokoll zn geben, so konnte das Schicksal des Antrages im Omnde 
schon vor den Bondestagsferien als entschieden angesehen werden. 

\'on den bansest iidtisclien Senat t-n wurde ungeachtet solcher Miss- 
erlolge der deutsche Bund als die nun einmal zu Keclit bestehende deutsche 
Centraibehörde in Ehren gehalten. Ms erscheint aber begreiflich genug, 
dass sich in vielen Kreisen der Wunsch regte, eine so unzureichende 
politische Organisation Dentscblands durch eine den nationalen Bedflrfiussen 
gemässere ersetzt zu sehen. Bei manchen fährte dies za pha|itastischen 
Tranmgebilden und schwannerischen patriotischen Entwürfen, bei änderen 
auch woU zu politisdien Erwägungen, die einen mehr realpolitisch^n^ 
Charakter trugen. 

Unter den politischen Schriftstellern Hamburgs und Deutschlands nahm 
J. L. von Hess auch nach den Freiheitskriegen eine geachtete Stellung ein. 
Als im Jahre 1820 das berüchtigte Manuscript aus Süddeutschlaud ei-schienen 
war, das vorgeblich vom Standpunkt des wahren und reinen Deutschlands, 
thatsächlicli von dem eines sich überhebenden süddeutschen Parlicnla- 
risniiis gegen die Hansestädte, wie gegen Prenssen unbegründete Angriffe 
in ungebülirlichster Form vorbi achte, da trat Hess mit seiner Schritt : „Aus 
Norddeutschland kein Manuscript" (ISJl) nicht nur für die Hansestädte, 
für die er schon so oft seine Feder geführt, sondern auch für Prenssen 
ein und verkündete laut vor aller Welt Preusseus dereinstigen Beiuf, 
indem er erklärte, sobald Prenssen in den Besitz einer repräsentativen 
Verfassung gelangt sei, werde kein deutscher Staat sich besser dazu eignen, 
„der EinigUDgs-, der Haltnngspunkt zu sein, um den die anderen Theile 
Deutschlands die Peripherie ausmachen.** 
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Es verdient jedenfalls Beaehtnng, dass zehn Jalire, ehe im Schwaboi- 
lande Panl Pfizer nnd Friedrieh Notter in ihrem bertthmten „Briefwechsel 
zweier Deutschen" die Fordenmg der Hegemonie Preossens ttber das ganze 
nicht» österreichische Deutschland gleichsam wie ein neues Programm in die 
Welt hinaussandten, ein Hamburgischer Schriftsteller sich zu ähnlichen 
Gesinnunfren Ix'kaimt hatte.*) Allerdings waron solche Anschannngen in 
Hamburg jener Zeit nnr veieinzelt vertreten. Im allgemeinen tragen hier 
die unerfrenliclien Zustände des dentsrhen Bundes, wie einst die des alten 
d«'ntsohen Reiches, dazu bei, den Purticuhirismus einerseits, den Kosmo- 
liölitisnius andersoits zu nähren. Trotzdem war der Ocist der Frcihfits- 
ki iof,^' nicht erstorben. Die lebendige Erinnerung an die erlt liten S( lnneizens- 
und Freudelltage, die Kauipfgenossenvereine, die vaterliindischen Lieder, 
die dem Jahre ISI.'i eutstammten und hier insbesondere bei der jährlich 
iviedeilcehrenden Feier des 18. Octobers erklangen, bewirkten vereinti dass 
die Oesinnungen, die jene grosse Zeit 'wachgerufen, der Hambmgischen 
BeT5lkerung nicht veiloren gingen. 

Zur Erweckung vaterltedischerGesinnungen unter der heranwachsenden 
Jugend trag namentlich die im Jahre 181G ins Leben gerufene Hamburger 
Turnerschaft bei. Fast symbülische Bedeutung hatte es, dass kurze Zeit 
nach ihrer Begründung Blücher in ihrer Mitte erschien und ermuthigende 
Worte an sie riclttete. Der Geist der Freiheitskriege liat ihren tretflichen 
Bestrebungen die höhere Weihe gegeben, und zu ihren Festtagen gehörte 
vor allem der Tag der Schlacht bei Leipzig. Nachdem am Vomittag des 
18. Octobers ein öffentliches Schauturnen stattgefunden, zogen des Abends 
die Hamburger Tnmer Jahr um Jahr mit ihren Fackeln nach der Stemschunze, 
um das weithin lodernde Freudenfeuer zu entzünden und zugleich ihre Herzen 
an patriotischen Reden und Liedern zu erheben"). 

Im Jahre 1838 wurde nicht nur der 18. October, sondern Torher 
schon der 18. März festlich begangen. Bemerkenswerl^i ist, dass man 
auch bei der letzterwähnten Feier nicht etwa nur Hamburgs gedachte. 
^r;ni p] it s es als den schönsten Ruhm der Vaterstadt, dass sie D&chst 
Preussen dem übiij^en Dentsddand mit leuchtendem Beispiel vorangegangen. 

Wie fast in allen deutschen Landen, war auch in Hamburg während 
der vieiziger .lalire dieses .lahrhundei 1s das Nafionalgefühl aufs neiic im 
JSteigen begriffen, hieben den allgemeinen Anregungen, die das Zeiliüter 



') An audrer Stelle (in Sybeb Histor. ZeitecJirift, Band Ü2 S. 41) habe ich bereits 
«at eine Denksdiiift von Jahre 1807 avflneiteam gemacht, die von einem ans PimiaeeB 
<:i Ijürtitren Bewohner Hanibnrgs herrftlirt, und in der schon 14 Jabre früber bet^tnt ward, 
dii^s l'n uss«>n b> ruft n sei, den Stamm sa bilden, an den sich allmthlich alles Oleichaitige, 
alles Ueutaclie auscbüessea werde. 

Vgl. Oarl Schüler, Die Hambniger Tamerschaft von 1816 Ton üirar Begrttndiiqg 
bii cur Gegenwart (Hamborg 1891). S. 90 n. 88. 
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bot, wirkten in dieser Beziehung noch manche besondere Verliältnisse 
auf Hamburg ein. Der grosse Brand von 1842 hatte znnäcbst allerdings 
die natnrgemSsse Wirkung, dass aUe Gedanken auf das lieimische Gemein- 
wesen concentrirt wurden. Linderung des Nothstandes, Herstellung dei' 
zerstörten Stadttheile, Ifassregeln, um der Wiederkehr fthnlieher Eata- 
stroplieii Yorznbeugen, das waren Aufgaben, die eine Zeit lang die ganze 
Kraft der besten Mftnner des Gemeinwesens erforderten. Aber anderseits 
hatte sich die Hoffnung, welcher König Friedrich Wilhelm IV. von Prenssen 
in seinem Brief) an den Hamburger Senat Ausdruck gegeben, in glänzender 
Weise bewalirlioitet. Die schweren Leiden und die Xotli Hamburgs waren 
von dem gesaninuen deutsclien Vaterland als gemeinsanie Leiden und 
gemeinsame Noth gefühlt und getragen worden. Hambiirtj: liatte aus allen 
Theilen des Vaterlandes so zahlreiche Beweise vcn ineiischenfreiindlicher 
Oesinnung und Hülfsbereitschaft empfangen, dass diese Liebe Gegenliebe 
wecken und das Bewusstsein des innigen Zusammenhangs mit allem, was 
deutsch war, yerstftrken mnsste. 

Aber auch sonst hat diese Unglttckszeit zur Belebung nationaler 
Gesinnungen beigetragen. Sie diente dazu, die Hamburger aus einer 
gewissen Lethargie anßsurfitteln. Obwohl seit dem Jahre 1814 nur 
vereinzelte Reformen auf dem Gebiete des öffentlichen Lebens durch- 
geführt worden, so war doch bei vielen die Ansicht hen-schend gewesen, dass 
alles in Hamburg vnrtrelflicli bestellt sei. iSeitdem man aber in jenen 
unheilvollen Maitagen mit Scluecken wahigenomnien, wie manche der 
vielgepriesenen Einrichtungen im Augenblick der Noth versiigten, schwand 
der Rut nach Ket'onnen nicht wieder von der Tagesoidnung. Im Jahre l<sU 
bildete sich in der „Patriotischen Gesellschaft" eine besondere Section 
für TatersUldtische Angelegenheiten. Dass in dieser bei Erwäguug dessen, 
was der Vaterstadt Noth that, die Beziehungen Hamburgs zum Gesammt- 
vateriande nicht ausser Acht gelassen wurden, dafür sorgte eines der 
eüUgsten Mitglieder, Professor Wurm, ein Mann von umfassenden 
historischen und staatsrechtlichen Kenntnissen, bei dem der Trieb und 
die Fäbigkdt, für die Oeft'entlichkeit zu wirken, gleich stark vertreten 
waren, der auf die politische Bildung der Hamburger den nachhaltigsten 
Kinfluss übte und diesen Eintluss nicht zum wenigsten zur Erweckung 
und KriiftigunL'' nationaler (lesinnungen verwerthete. 

In der erwülmten Section fVii' die vaterstädtisclien Angelegenheiten 
beantragte Wurm, wie im niuhsteii Abschnitt weiter ansfefülirt werden soll, 
gleich anfänglich, die Beziehungen der Hansestädte zum Zollverein aut die 
Tagesordnung zu setzen, und in der Bede, mit der er am 6. Januar 1845 



*} Abgedradtt bei H. Schleiden, Tcmieh chier Geschichte des grossen Braudes iu 
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die Verlianclliingen Aber dieses Thema erSffiiete, gedachte er der Sehnsncht 
und des Strebens nach einer politischen Einheit, „entsprungen ans den 
BewQsstsein, dass wir nns anderen fthlbar madien konnten, wenn wir 
selbst nns nur fühlten, dass Deutschland, wenn es nnr eins wftre, sich 
allen flbrigen Staaten gleichstellen kdnnte." Er betonte daher wiederholt, 
dass man bei der ErOrteroug der erwähnten anscheinend nur handels- 
politischen Fragte deren Zusammenhang mit den nationalen Einheits- 
bestrebungen stets inj Aiif^e behalten müsse. 

Von nicht minder patriotischer Sinnesart war der andere Vertreter 
der historischen Wissensdiaft in dem dam.-ilitren Hamburg, Lappenbcrp. 
dem sich fn'ilich seiner amtlichen Stellung zufnlfre weniger Veranlassuncr 
bot, seinen Gesiniumgen in weiteren Kreisen Ausdruck zu gehen. Doch 
fanden auf dem Germanislentage zu Lübeck im Jahre iS47 beide soeben 
erwähnte Männer Gelegenheit, ihren Patriotismus in wirkungsvoller Weise 
knnd zn geben. Alsbald nach der Eröffinong der Vetsamndnng hielt Wnim 
einen Vortrag „Aber das nationale Element in der Geschichte der Hansa.") 
Nachdem er die Herrlichkeit der alten Hansa gefeiert, redete er auch von 
deren Niedergang, nm dann zn den nnerfrenlichen Znstinden der dentschen 
Gegenwart lunflberzuleiten. Anknüpfend an die empfindliclie Schädigung, 
welche die Deutschen seit geraumer Zeit durch die portugiesische Scbifi'alirts- 
gesetzgebung erfahren, rief er ans: „Ich meine, jeder Deutsche mnss es 
empfinden, da.^s es eine Schmach und ohne Beispiel in der Gescliichte ist. 
dass eine so grosse Xatiitn ihre Einheit dem Auslände gegenüber nicht 
geltend zu machen weiss, dass der geringste Staat iin- jeden Schimpf 
anthun kann und sie keine Wafl'e hat, dem zu begegnen." Dann aber folgte 
die begeisterte Prophezeihung: „Es mnss und wird kommen, wir werden, 
wir Dentschen alle, noch einmal in einem Schiffe zusammenstehen." 

Nach Würm erhielt Lappenbe^g das Wort, als Berichtentatter der 
Gommission, die anf seine Anregung zur Prttftmg der Frage eingesetzt 
war, wie anf die Erhaltung der dentschen Nationalität und Sprache ausser- 
halb der dentschen Bundesstaaten eingewirkt werden könne. Lappenberg 
betonte namentlich, von wie grosser Wichtigkeit es für Deuti^chland sei, dass 
die deutschen AusL-'e wanderten in fremden Erdtheilen sich ihrer Nationalitjit 
nicht ent äussert < i! und sich überhaupt des Zusammenhanges mit dem Mutter- 
lande bewusst bliclu 11. Kr empf'alil zn diesem Heliufu. a.. dass die deutschen 
Regierunrren sich ül)er eine gemeiusame Hundescousulats-lnstiucii(tn, sowie 
über Begünstigung der heimgekehrten Ausgewanderten verständigten. Ferner 
brachte er in Anregung, dass man den dentschen Ausgewanderten, die für die 
Errichtung von dentschen Schulen und Kirchen die Hälfte der erforderlichen 
Mittel sdbst au%ebnicht hätten, die andere Hälfte aus der Heimat zukommen 

*) Verbaudluugen der Gennauistcn in Lübeck am 27., 25. und 30. September löil. 
CLilbeeh 1848.) 8. 4 
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lasse. Grösseren Eindrack, als diese Vorschlä^^e, Uber deren AosfÜlirbarkeit 
und Zweckmässigkeit die Ansichten getkeilt wareUi machte der Satz, den 
Lappenbergf an die Spitze des letzten Abschnittes seines Berichtes gestellt 
hatte: „Wenn in Deutschland bisher die Aoswanderung nur als eine AbhIUfe 
Ar die überströmende erwerblose BeTÖlkwmig betrachtet ist, und daher 
Uassregeln zn deren Schutze und engerer Verbindung derselben mit der 
Heimat nicht ergriffen waren, so ist davon der Grund wesentlich in dem 
Mangel nicht nur deutscher Colonien. sondern selbst einer deutschen See- 
nmdit zu suchen." 'y Dass Laj)penberg mit dieser Aeusserung allerdings 
keine agitatorische Wirkung bez\v<'ckt hatte, prelit schon aus seiner weiteren 
Bemerkung hervor: „Wir können nur von deijenigen Lage unserer Nation 
ausgehen, welche die gegenwärtige ist, und deren wesentliche Veränderung 
kaum zu envarten steht." Indessen sollte bald genug eine wenigstens dem 
Anscheine nach durchgreifende Verftndemng der Verhältnisse eintreten. 
Bereits im folgenden Jahre konnte Lappenberg zum Schluss seiner historischen 
Abhandlung Aber die Bnndeszeiehen der deutschen Hanse*) der Hoffnung 
Ausdruck geben, „^ass die unter der Leitung eines edlen, fDi- Deutschlands 
Rohm begeisterten Prinzen neu entstehende deutsche Flotte, indem sie die 
Erbschaft der fast vei-welkten Siegerkränze der einst die nordischen Seen 
beherrschenden Hansestädte nicht verschmähet, die Ansrilstungen derselben 
zur See in ihrem Partie ular-Interesse für immer nnnöthig machen werde." 

Wie bezüglich der deutschen Flotte, so sollten auch in so mancher 
anderen Hinsicht die Hoffnnnpfen des deutschen Volkes noch einmal getäuscht 
werden. Immerhin begann eine neue Periode der deutschen Geschichte. 

Es bedarf der Erwähnung kaum, dass Hamburg an allem, was die 
deutsche Nation wälnend des jüngst verflossenen halben Jahrhunderts 
äu.sserlicli und innerlich erlebt hat, den unmittelbarsten Antheil genommen 
hat. Nur in aller Kürze kann hier au die wichtigsten Momente erinnert 
werden. Freiheit und nationale Einheit waren auch in Hamburg im Jahre 
1848 die Losungsworte. Auch hier begeisterte man sieh Ar die Idee der 
Begründung eines durch Einheit m&chtigen, dem Ausland Achtung gebietenden 
deutschen Reiches. In der ersten patriotischen Aufwallung und von 
Sehnsucht erfUlt, was an ihnen war, zur Wiederherstellung des nationalen 
Ansehens beiznti-agen, zogen ans Hamburgs Mitte eine Reihe edler Jünglinge 
und Männer in den Kampf für Schleswig-Holstein; und mit athemloser 
Spannung vernahmen die Daheimgebliel)enen die Hotschaften vom Kriegs- 
schauplatz ebenso wie die vom Frankfurter Nationalparlament. 

Der Gang der Verhandlungen in Frankfurt wurde selbstverständlich 
in Hamburg von den Einzelnen je nach ihrer Parteistelluug verschieden 



*) A a. 0. S. 8& 

^ Li d«r Zeittcbiift dei VereiDS für Bamli. OMdu«hte, Baad S 8. 171. 
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benrtheilt. Manche hatten von vornherein kein gedeihliches Eigebniss 
erwartet, nicht wenige aber die Erf&Unng aller ihrer fttr die OrGsse, 

P^reiheit und Einigkeit Deutschlands gehegten Wünsche erhofft. Die 
Enttäascbun^'' konntt' nirlit ausbleiben. Es folg'te eine Zeit, in der 
man vielfarli auf dir Mewegung des Jahres 18i8 wie auf einen Rausch 
oder wie auf eine .liipcnillliorlicit zuriu'kblickte. End doch blieb die He- 
\V)'triHi;j; niclil oliiit' st'<;('nsr('ii he Xachwiikniigen, zu denen vor allem 
•j:elii»rte, da.ss die Sehnsucht nach einem einigen Deutschland, das man im 
.Jahre 1848 gleichsam wie ein eutziickendes Trannibild geschaut hatte, 
wenn auch zeitweilig zurückgedrängt, doch mit immer erneuter Kraft 
hervorbrach. Kaum bei einer anderen Gelegenheit Sasserte sidi in Hamburg 
diese Sehnsacht so ergreifend, wie während der Schillerfeier vom Jahre 
1859, da alle Kreise der BevOlkening wetteiferten, snigleich mit ihrem 
Enthusiasmus fttr Schiller auch ihren patriotischen Hoffliungen Ausdruck 
zu geben. Wie in so mancher anderen deutschen Stadt, wurde auch in 
Hamburg die zu Ehren des volksthttmlichsten deutschen Dichtars veran- 
staltete Feier zu einer gewaltigen nationalen Demonstration. Niemals 
vielleicht sind die patriotischen Mahnworle aus Schillei*s „.Tunprfrau von 
Orleans" und „Wilhelm Teil" mit nachdrucksvollerer Betonung vorgeti'agen 
und mit stürmischerem Heilall vernommen worden. 

Solche Stimmungen und (iesinnungen, wie sie im November 18.')!» 
aller Orten in Deutschland hervortraten, waren die Voraussetzung der 
Einigung Dentschlands, die freilich nicht durch Begeisterung allein, sondern 
vor allem durch staatsmflnnische Qenialität und nnveigleichliche militärische 
Leistungen verwirklicht ward. 

Bei der lebhaften Theilnahme, die man in Hambuig stets fttr das 
benachbaile Schleswig-Holstein gehegt hatte, war es begreiflich genug, 
dass man die endgültige Loslösung dieser Gebiete von Dänemark freudig 
begrüsste. Nur mit getheilter Sympathie veilolgte man dagegen die Er- 
eignisse des Jalires isCC. Der deutsche Patiiotismus hatte in Hamburg 
bei vielen oiue grussdentsche Färbung. Die Hambnrgische rolitik war seit 
dem Bt'stehen des deutschen Hundes dahin gericlitet gewesen, zu allen 
deutschen Hundesstaaten gute Beziehungen zu unterhalten. Ueberdies 
iühlte man sich seit 1857 OesteiTeich gegenüber fttr die während der 
Handelskrisis geleistete Hfilfe zur Dankbarkeit verpfliditet. Der Wnnsch 
der Mehrheit des Senats und der Bürgerschaft ging deshalb dahin, in dem 
grossen deutschen Entscheidungskampfe neutral zu bleiben. Nnr um 
seiner Selbsterhaltung willen entschloss sich Hamburg am 4. Juli dazu, 
seine Truppen mobil zu machen und dem KOnig von Preussen zur Ver> 
fttgung zu stellen. 

Die preussisdie AufToidernng, dem in Aussicht genommenen nord- 
deutschen Bunde beizutreten, hatte der Senat schon einige Tage vorher im 
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wesentlichen zostünmend beantwortet. ') Im Febmar 1867 entsandte auch 
Hamburg seine Vertreter in den constitoirenden norddeutschen Reichstag. 
Durch das Inkrafttreten der norddeutschen BnndesTerfassung (am 1. Juli 18C7) 
wurden den Hambmgeni allerdings neue Ijasten aufgebürdet; aber reichen 
Ersatz gewährte das Hochgefühl, einem starken, in sich gefestigten staatlichen 
bände anzugehören, der, wenn aoch nicht alle, so doch di<' Mehrheit 
aller Deutschen nnifasstc So manches, wonach man sich seit Jahren ver- 
geblich gesehnt hatte, war uuu eiTeicht wonlen oder stand in naher Aussicht. 

Hamborgische oder hansestadtische Consnln waren seit Jahrhunderten, 
und so auch in neuerer Zeit redlich bemüht gewesen, füi- die Rechte und die 
Interessen der ITaniliuigischen Kaufleute in fremden Ländern einzutreten. 
Auch für Angehürif,M' anderer deutscher Hundesstaateu haben sie sich ilner 
Instruction gemäss geU tjentlicli verwendet. Aber nur zu oft hatte es sich 
gezeigt, dass ihre Intervention vergeblich oder doch unzulänglich geblieben. 
Bezeichnend ist, dass die hanseatischen Senate im Jahre 1M(!2 beim Beginn 
der mezicanbchen Wirren auf Anregung ihres eigenen Qeneralconsnls in 
Mexico die nordamerikanische Begiemng ersuchten, im NothfiUle den in 
Mexico weilenden HansestSdtera ihren Schutz angedeihen zu lassen. Die 
Regierung iu Washington erUftrte sich bereit, diesen Wunsch zu erfüllen, 
und noch im Frühjahr 1.S67, wenige Monate, ehe die Verfassung des 
norddeutschen Bundes iu Kraft trat, sahen sich die gebrandschatzten und 
mit fernerer Vergewaltigung bedrohten Hamburger und Bremer Kautieute 
in der Stadt Mexico veranhusst, den dortigen nordaiiierikanischen Consul 
zu bitten, sich ihrer anzuneliiiien. Ks war ilmen offenbar selbst peinlich, 
als Deutsche fremdländisclien Schutz anzurufen; aber nur auf diese Weise 
glaubten sie während des jener Zeit iu Mexico herrscheuden Terrorismns 
ihre persönliche Freiheit und ihr Eigentbum sichern zu künnen.*) Wie 
ganz anders gestaltete sich die Stellung des hansestildtischen Kaufknanns 
in fremden Erdtheilen, wenn in Zeiten solcher Bedrängniss ein deutscher 
Consul oder Gesandter, der die Macht des norddeutschen Bundes hinter 
sich hatte, für ihn eintrat I 

Allerdings war die deutsche Marine erst im Werden begriffen, und 
es fehlte nicht an Stimmen, welche die Bedeutung einer deutschen See- 
macht für die commerciellen Interessen in Frage stellten. Tu einer iu 
Hamburg erschienenen S( hril't, die einen wegen seiner genieinniilzitjcn 
Hestrebungt n selir p^eschätzten Hiir^er dieser Stadt zum Verta>ser liatte, 
wurde sogar dringend vor der Gründung einer deut-schen Flotte gewarnt. 



*) VgL die Not« des Syndicns für die aoBwirUgen Augelegenlieiten an den königL 
prenssischen Oesandten in Hambwg vom ä<6. Juni 1S6G in StaataudÜT, henuugeg. Toa 

L. K. Aes-idi und A. Klanliold, Bund II. 155. 

Nach Docnmenten im Be«itx der Hamb. Stadtbibliothek. 
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weil eine solche die Lage des deutschen Seebandeis nicht verbessern, 
sondern nngttnstiger gestalten wflrde. Die dentschen Kanflente — beisst es 
da — wären zur Zeit die geachtetsten and bdiebtesten der Wdt, wegen 

der iliiiPii «'ipfPiKMi Ydi züge, zum Tlieil aber auch, weil keine zu Conflicten 
Anlass bietende deutsche Kriegsflotte vorhanden sei. Im (iegensatz zu dieser 
Ansicht bep^riisste freilicli die übcrwiepfende Mchrlifif der Hanibiirorischen 
Kaufleute, die in fernen Landen, zum 'i'lieil auf cxiioniitoni Tosten als Pionific 
deutsdicn Handels und deutscher Gesittung weilten, die Entwickeluntr der 
deutschen Älarine mit freudijjer (lenugthuung. wie ja übeihaupt die segens- 
reichen Folgen der Krstarkuiig Deutschlands von den Deutschen im Auslaude 
vielfach noch lebhafter als im Inlande empfunden wurden. 

Die letzten Bedenken ci'gen die neue lüchtung der deutschen Politik, 
die letzten Ueberreste particularistischer und weltbürgerlicher Anschauungen 
in Hamhuig aber wurden im Jahre 1870 durch den Sturm der Kriegs- 
begeisterung hinweggefegt. Hambuig, das in trülit-ren Zeiten so oft 
während der Kämpfe um die Rheingrenze abseits gestanden und nach 
Nentraliiftt getrachtet» nm sein Handelsinteresse zu wahren, lebte jetzt nur 
dem einen Oedanken, alle Krifte der nationalen Sache tat Veif&gung zu 
stellen. „Jetzt zeigt, dass Ihr Hanseaten seid!'* so lautete der emnntemde 
Znmf an die Söhne Hamburgs, als sie am 2. December berufen waren, 
beldenmflthig in einen der blutigsten, ruhmvollsten und entscheidendsten 
Kämpfe des grossen Krieges einzugreifen. Mit Fug und Becht durfte man 
die Hanseaten an ihre ruhmreiche Vergangenheit erinnern, auf manchen 
Ehrentag in ihier Geschichte durften sie zurückschauen; nie zuvor aber 
hatten hanseatische Krieger um so hehren Siegespreis gerungen, nie zuvor 
sich in solcher Weise um das deutsche Vaterland verdient gemacht. 
Den hanseatischen Kegimentern wurde das Lob zu Theil, dass sie den 
älteren lleei esabtheilungen , die auf eine längere Kiiegseifahmng 
zur&ckblicken konnten, sich ebenbürtig erwiesen hatten. Die aus 
Frankreich heimgekehrten Hambnrgischen Krieger durften daher am 
17. Juni 1871 in der Heimatstadt ihren £inzng halten in dem freudigen 
Bewusstsein, mit dazu beigetragen zu haben, dass der tausendjährige 
Kampf nm die Rbeingrenze nunmehr zn Ounsten Deutschlands ent- 
schieden, und dass ein neues, mächtiges, wahrhaft nationales deutsches 
Reich erstanden war. 

Was in Hamburg so viele patriotische Herzen seit den Zeiten 
der Freiheitskriege ersehnt hatten, das war nun errungen worden. Im 
Besitz des kostbaren Outes der nationalen Einheit durfte man hoilen, 

dass auch alle die übrigen realen und idealen Güter, die das Ziel der 
Wansche des deutschen Volkes bildeten, den vereinigten Kräften erreichter 
sein würden. 
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2. Hambari unil der Zolhranin. 

Nicht ganz so schnell, wie in politischer Beziehung, ist auf wirthschaft- 
lichem Gebiet ein dauerndes Einvernehmoi zwischen Eambug und dem 
Übrigen Deatscbland zn Stande gekommen. Dies in erschöpfender Weise 
zu erkUren, mflsste man anf die Wirttaschaflsgeschichte vergangener 
Jahibnnderte znrBckgeben. Doch dflrfte es in diesem Znsammenliang 
gentigen, das Verhältniss Hamburgs zum deutschen Binnenlande seit den 
Freiheitskriegen und insbesondere seit der Begründung des Zollvereins 
etwas näher ins Auge zn fassen. 

Verhältnissniässig schnell hatten sich die Hansestädte von den schweren 
Verlttsten erholt, von denen sie währoiul df^r Zeit der Xapoleonischen Hfir- 
schaft betroftVn waren. Ihr erneuter Aufschwung wurde alter von dem übrif^en 
Deutschland keineswe^rs mit ungetlieilter Freude begnisst. Hatten sie 
schon in früheren Jahi huiiderten manche abgünstige und gehässige Urtheile 
über sich ergehen lassen müssen, so wurden diese doch durch die Schmähungen, 
die das bereits erwähnte „Mannscript ans Saddentscbiand** (im Jahre 1820) 
gegen sie schlenderte, beträchtlich Oberboten. Die Städte werden darin als 
englische Factoreien, ihre Bewohner als deutsche Barbaresken, als eine 
Kaste von Kanflenten bezeichnet, deren Streben anf Pliinderung des übrigen 
Deutschlands, auf Vernichtung seiner Industrie gerichtet sei. Doch auch in 
zahlreichen anderen Publicationen di( ses Zeitraums wird den Hansestädten 
zum Vorwurf gemaclit, dass sie den Fremden Handlangerdienste leisteten, 
den Deutschen aber das Nationalvermögen abzapften. 

Die besond* I S ] läufig erhobene Anklage, dass der Handel der Hanse- 
städte dem englischen dienstitar sei, war im Grunde nur AN iederholung 
bekannter Aens.serinigen Xiiiioleotis, die ja nllerdinirs diirrli die tliatsäcliliciie 
Bedeutung, die der llaiulel zwiselieii (Tro.«^sl)ritaniiien und den Hansestädten 
seit dem Jahre 171».') erlangt hatte, einigermassen gerecht tertifrt erscliienen. 
Dass auch zur Zeit der Conliueutalsperre der ^ erkehr zwischen Enghind 
nnd den Hansestädten nicht völlig abgebrochen war, ist in einem 
früheren Abschnitt angedeutet worden. Nach dem Sturz Napoleons 
gelangten die Handelsbeziehungen zwischen England und den Städten 
anfs neue zu ausserordentlicher Bedeutung, da den letzteren nach 
dem Aufhören der Continentalsperre die Erzeugnisse der mittlerweile 
vielfach vervollkommneten britischen Industrie in ^(rstärktem Masse 
zuströmten. Wenn nun zufolge dessen die englischen Waaren auf dem 
Wege über die Hansestädte in die entlegensten deutschen Städte und 
Dörfer eindrangen, so waren dofh datlir dtlenhar die hansestädtisclien 
Kaufk'Ute nicht allein verantwortlich zu niaclien. Ks war jedenfalls 
nicht ihre Schuld, dass die Zölle iu den verschiedenen deutschen Staaten 
der Einflihr britischer Erzeugnisse keine grosseren Schwierigkeiten 
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bereiteten, ond dass die binnenländischen Consnmenten die englischen 
Waaren besser oder preiswUrdiger fanden, als die Prodacte des vorläufig 
noch minder entwickelten deutschen GewerbHeisses. 

Schwerwieg'eiKler als der Vorwurf, dass die Hansestädte durch 
Ht'fördoruiiL'" (b-r englischen Einfuhr nach Ueutschland den Absatz deutsdier 
Waarcu im Jiilaude schädigten, konnte der andere erscheinen, dass sie 
\m der Äosfubr nach fremden Ländern und Erdtheilen den doitsdien 
Erzeugnissen nicht die gebührende BerUcksicbtigang schenkten. Doch 
auch gegen diese Anklage waren die hansestftdtiscben Eaoflente gewappnet 
Seitdem die sfid- und mittelamerikanischen Staaten ihre Unabhängigkeit 
erlangt hatten, kamen sie filr den hansestädtischen Export in erster Linie 
in Betracht. Insbesondere dem Untemehmnngsgeist Hamburgiscber Kauf- 
lente war es zu danken, dass in diesen ausgedehnten Gebieten der deutsche 
Handel dem englischen wirksame Concurrenz bereitete. Dieser Erfolg 
kam auch dem Absatz deutscher Industrie zu gute. Aber freilich nur 
allmählich, da die Hewohner jener Länder vui wiegeiid an die Erzeugnisse 
der englischen Industrie gewöhnt waien. Hätten sich nun die Hamburger 
Kanflente darauf gesteift, die Länder Süd- und Hittelamerikas ans- 
schliesslich mit deutschen Prodncten zn versorgen, so wärden sie das 
Hambnrgische Handelsinteresse nicht etwa der deutschen Industrie, sondern 
dem concurrirenden englischen Handel geopfert haben. Ausserdem pflegten 
die Hansestädter mit Recht diejenigen, die sie ihres internationalen 
Handelsbetriebs wegen nnpatriotischer Gesinnung bezichtigten, daranf 
liinziiweisen. dass nur der Welthaudel sie in den Stand setze, sich der 
Ausfuhr «It'Utsclu'r Waaren anzunelinien. snweit solche damals ül>er!iaupt 
möglich war. und «lass sie, auf diese allein beschränkt, ihre Schilfe weder 
in so grosser .Anzahl noch so oft wie bisher übere Meer zu entsenden 
vennüchten. 

Immerhin bleibt die Frage offen, ob die Hansestädte nicht schon 
damals den industriellen Interessen Deutschlands ein grösseres Entgegen- 
kommen, eine wirksamere commercielle F&brung hätten angedeihen 

lass(>n können, als es thatsächlich geschehen, ob sie nicht vielleicht 

doch noch mehr, als mit K Ucksicht auf die Wttnsche der überseeischen 
Consunu'nten unbedingt erfordeilich, den l Aport englischer Waaren vor 
dem der deutschen Pinducte bevorzugt haben. Wenn letzteres der 
Fall war, so düitte es zum Theil aus dem Umstand zu erklären sein, dass 
der Bezug der englischen Producte niclil selten weit geringere Sihwierig- 
keiten bot, als die der entsprechenden deutschen Waaren, namentlich 
. so lange man bezüglich dieser auf den Frachtwagenverkehr oder auf die 
durch zahlreiche Zölle gehemmte Flnssschiffahrt angewiesen war. Immerhin 
steht fest, dass, seitdem der deutsche Gewerbfleiss erft-eulichere Fortschritte 
gemacht hatte, auch eine zunehmend grössere Menge dentschw Waaren von 
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den Hansestädten expoiürt wurde. Wie grossen Werth diese anf die deutsche 
Aasftabr legten, geht n. a. daraus hervor, dass sie hei den Verhandlungen, die 
de mitTerschied^en amerikanischen Staaten ftber den Abschlnss yon Handels- 
verträgen führten, wiederholt bestrebt waren, Bef^ünstigiingen filr die aus 
hanseatischen Häfen exportirten deutschen Producta zu erlangen.') Sie nützten 
auf diese Weise dem Binnenlande, und sie hatten selbst von den in diesem Sinne 
Vereinbalten Vertraf^sbestimniiuifr» n um so grosseren Vortheil, je melu* die 
deutsche Industrie sich entwiekelit-. 

Das deutsche Binnenhind und die Hansestädte förderten einander 
wechselseitig, wenigstens soweit es sich um die wesentlichen Ergebnisse 
ihrer Wirthsehaftspolitik handelte. Yorflbergehend machte sich freilich auch 
ein gewisser Gegensatz ihrer Interessen geltend, oder es hatte wenigstens 
den Anschein, dass ein solcher bestehe.*) 

Als eine Schädigung ihres Handelsbetriebs betrachteten es die Hanse- 
städte, dass sich Kurhessen im August 1831 zum Anschluss an das seit 
1828 zwischen Preussen und Hessen-Dannstadt bestehende Zidlbündniss 
verstand und dadurch ein vom Osten bis zun] Westen Deutsclilands 
reichendes zusammenhängendes ZolI;,n'l)iet f^eschafVeii wurde. Während 
tViiher die han.sestädtischen W'aareutransiiurte von uml iiiicli dem Süden 
sit Ii zwischen den ve) schiedenen deutschen Züllgel>iett'n hiiuliiich winden 
konnten, war nunmehr, wie die Hamburf^er ('oniineiy-dt^Iiutation klagte, kein 
Fussbreit Landes mehr zu ungehinileriem Durchgange frei. Ueberall waren 
die hohen preussischen Transitozölle zu entrichten. Es wurde das um so 
schwerer empfunden, als damals ja auch SQddeutschland noch nicht zum 
Zollverein gehörte und anderseits in Frankreich kurz zuvor fhr die ttber 
Havre ans der See kommenden und seewäits gehenden Waaren die Durch- 
gangsabgaben aufgehoben worden, sodass zu befürchten stand, der genannte 
französische Hafen werde einen Theil des bisherigen Handels der Hanse- 
städte mit Sttddentschland und der Schweiz an sich reissen. Auf 
Anregung des preussischen Gesandten, Herrn von Normann, legte der 
Hamburger Senat seine Besorgnisse wegen der Nacliflieile, die sich aus 
dem A'ertrage Pieussens mit Kurhessen für den liansestädtischen und 
daher auch für den deutschen Handel ergeben würden, in einer au.stülir- 
lichen Denksciirift dar. Dieser wurde alsbald eine wahrscheinlich aus dem 
preussischen Finanzministerium stammende Entgegniuig zu Theil, welche 

') V<,'1. Biiasch, Bcitrüfre, zur (ifschiclite der IfiHKlfl-bezii hniiiri^ii zwischen ll.imburjf 
uud Amerika (iu der Festächrilt der liuuiburgisclieu Amerika-Feier S. 101 f., III, 

135, 157, 168, 169, 182. 

') Dil» Folgende im weKfntlii Inn umh Dommenten des Hamb, i^taatwrdiivs sowie 
nach Hchriftstii( k< II drs Archivs der Hamb. Uandebkaininer. Einzelne Ergiuaogen bot 
das Brem. Stuatüarchiv. 

«Beriiii, den 28. April 1832** datirt, doch dem Hamlraiger Senat ent am sajnK 
d* J. sag«*tell(. Hamb. A. 
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die Hamburffischen Bedenken unter Hinweis auf die weitere Entwickelung 
der deutsclien Zollpolitik Preus.sens zurückwies. Es hiess da u. a.: „Der 
Anscliluss Kurht'ssens .sei nur ein vorläufiger Fortschritt zur EiTeichung des 
allgenu in .^sehnten Zieles, den freien Verkehr der deutschen Staaten möglichst 
zu erweitern/ Dieser Zweck lasse sich nicäit attf einmal erreichen. 
Auch Hamburg werde daher die Eigebnisse abzuwarten haben, die von 
den Beschlttesen mehrerer deutscher Staatsregieniogen zn hoffen seien. 
Schon zufolge der HandelsvertrAge mit Bayern und WQrtemberg könnten 
die Erzeugnisse dieser Lilnder abgabefrei durch Prenssen, Heasen-Darmstadt 
und jetzt auch durch Kurliesscn nach Hamburg gelangen. Sohald eine 
Zollvereinigong mit Bayern, Würtemberg und anderen südlich von Preussen 
und Hessen belegenen Ländern erfolsrte. wüidcii alle Durchj^angsabgaben 
im Verkehr /.wischen diesen Ländern und Hamburg aufhören und die von 
Hamburg geäusserten Betürchlnngen nur noch für den Verkehr mit der 
Schweiz zutreiben. Zum 8i:hluss wurde der Ueberzeugung Ausdmck 
gegeben, dass die bevorstehende Entwickelung eines grösseren deutschen 
Zoll- und Handelsvereins die wohlthfttigsten Folgen f&r Hamburg 
haben wOrde. 

Durch diese Antwort wm-de der Hamburger Rath keineswegs voll- 
kommen beruhigt. Es machte sich geltend, dass die preussische Zoll- 
vereinspolitik nicht nur aus wirthschaftlichen, sondern auch aus politischen 
Gründen beanstandet wurde. Das allmähliche Anwachsen des Zollverbaudes 
durch Anschluss eines Gebietes nach dem anderen erregte Bedenken, weil 
es für die hinzutretenden Staaten eine Minderung ihrer politischen, wie 
ihrer wirthscliafflidifn Auti.uumie zu bedeuten schien. „Nichts wäre 
im allgemeinen und auch für uns wünschenswerther", — heisst es in 
der Relation eines Rathsmitgliedes vom September 1832 — »als dass 
das ZoUwesen Deutschlands nach einem und demselben Frincip und mit 
denselben Zollsätzen f)lr alle Staaten dem Oesammtinteresse des Vater- 
landes angemessen geordnet wfirde. Eine sorgfiUtige Erwägung durch 
alle Staaten Deutschlands in einer gemeinsamen Berathung, aus welcher 
dann gleiche Währung, Masse und Gewichte als natürliche Folgen eben- 
falls hervoi cclicii würden, musste solrlier Vereinigung vorausgehen. Statt 
dessen wolle Pk usscii sein System ganz Deutschland auferlegen." 

Solche .Anschauungen waren jener Zeit in Hamburg vorherrschend. 
Man stellte sich auf den Standpunkt derjenigen deutsclien Staaten, die 
auf Grond des 19. Artikels der Bnndesacte die Regelung des deutschen 
Zollwesens von Bnndeswegen wttnschten und deshalb Preussens Tendenz, 
die einzelnen deutschen Staaten von Grenze zu Grenze fOr sein Zollsystem 
zn gewinnen, als Eigenmächtigkeit verurtheilten. 

Als daher Hannover und Sachsen im Verlaufe des Jahres 18.'^2 bei 
der iiandesversammloDg die Wiederaufnahme der Verhandlungen &ber die 
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AnsflUimng des 19. AitikelB der Bandesacte beantragt nnd dabei den 
spedellen Wansch geSossert hatten, dass die DorchgangszOlIe in Deutschland 
Ton Bandeswegen geregelt würden, folgte Hamborg Ihrem Beispiel. Die 
ün Namen der Stadt am 10. Jannar 18.33 an dm Bund p:pnclitete Note 
protestirte wenigstens indirect gegen die duich den Anschluss Kiirliessens 
an das preussisch-darmstädtische ZollbUndiiiss Itewiikte Erscliweriing des 
deutschen Handelsvcikchis, indem sie den Grundsatz aiissiiracli: „Welclien 
Umfang aucl\ ein einzelnes Zolls v st ein gewinnen niiige, — so lange noch 
zwei Bundesstaaten durch die Zolllinie der dazwischen liegenden von 
einander getrennt bleiben, so lange haben sie das Recht auf eine 
ungehinderte Handelsverbindnng, in welchem der Bnnd sie zu schfttsen 
bemfen ist*. Als das gmndsfttzUch Richtigste nnd Erwftnschteste bezeichnete 
es die Hamburger Erkl&mng, dass die DnrchAihr von Iceinen anderen Ab- 
gaben, als den zur Erhaltung der Landstrassen erfordeitichen Wegegeldern 
betroffen werde. Als mindestes Zugeständniss aber forderte sie nach dem 
Beispiel der hannövers( hen nnd sächsischen Note, dass die Transitoabgaben 
für den Landtransport nielit über den znr Zeit der Grtindung des Bundes 
geltenden Tarif gesteigert würden, da es. wenn auch nicht dem Buch- 
staben, SU doch dem Geiste der lUiiidesacte eiitsiiredie, die für die Fluss* 
Schiffahrt aufgestellten Grundsätze dem Verkehr auf der Landstrasse eben- 
falls zu gute kommen zu lassen. 

Ein Artü[el der in Dannstadt herausgegebenen „Teutschen Yaterlands- 
Zeitung" spottete darüber, dass in der Hamburger Erkiftmng so viel von 
dem Geist der Bundesverfassung die Rede sei. In der That zeugt 
diese Note davon, welchen Werth man in Hamburg damals noch der 
Bundesacte nnd dem Bundestage beimass. Allmahlich ist darin ein 
Wandel eingetreten. Noch im Verlauf desselben .Taliies, io dessen Beginn 
der erwähnte Hamburgische Antrag in Frankfurt zu Protokoll gegeben 
wurde, schloss l^reussen jene Verträjre mit Hayern nnd Würteniberg, 
sowie mit Sachsen und den thüringischen Staaten ab, zulolge deren der 
deutsche Zoll- und Handelsverein am 1. .lanuar 1S;U ins Leben trat. 
Schon damals umfasste er über '2'.i Millionen Deutsche, also mehr als die 
Hälfte aller BnndesangdiOrigen, eine Thatsache, deren Bedeutung uatttrlich 
auch in Hamburg nicht verkannt wurde. 

Bemerkenswerth ist, dass seit dem Jahre 1834 namentlich in SQd* 
deutschland immer neue Stimmen vernehmbar wurden, die den Beitritt der 
Hansestädte znni Zollverein forderten. Wie sehr diesem Verband die 
natürliche Tendenz innewohnte, sich zn erweitem nnd abzurunden, nnd wie 
schwer es für ein in seinen Machtbereich fallendes kleineres Staatswesen 
war, sich seiner erwehren, zeigte das f^eschick der ficieii Stadt Frankfurt 
am Main, die dem Fintritt in den Zollverein längere Zeit aufs än>serste 
widerstiebt und zur Verstärkung ihrer Sondei-stelluug noch im Jahre 
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einen Handelsvertrag mit England geschlossen hatte, doch bald gcnng, 
von Preussen und Hessen in die Enge getrieben, sidi geni>tlngt sah, in 
London Loslassung von dem eben vereinbarten V«ntrage /.u erliitten und 
sich dem Zollverein in die Arme m werfen. Bereits im Februar hatte 
ein Artikel der Augsburger Allgemeinen Zeitung den Hamburgern das Ver- 
halten Frankfui-ts als abschreckendes Beispiel hingestdlt and Urnen an- 
empfohlen, „in einer am Ende doch nnabwendbaren Sadie nicht zu warten, 
bis sie unter' nachtheiligeren YerhUltniaaen angenommen werden mfisse.** 
Hehr Eindruck, als diese Kundgebung in einem der hansestldtischen 
Handelspolitik notorisch feindseligen Jouma], dttrfte es in Hamburg: gemacht 
haben, dass von Seiten eines Fi ankfurter Bürgermeisters nicht lange nach 
dem in Frankfurt erfolgten Umschwung vor jeder entschiedenen Opposition 
gegen Prenssen gewanit wurdf. Nun war allerdings die geoofrapliische 
Lage der Hansestädte, deren Gebiet nirgends an das des Zollvereins 
•rrciiztc. voll (b-r Frankfurts wesentlich verscliieden; sie hatten daher 
Zwaiigsiiiassngehi, wie die gegen Frankfurt geübten, nicht zu befürchten. 
Immerhin zeigte das Beispiel dieser Stadt, wie bedenklich es für einen 
kleinen Staat war, auf die Bechtsgleichheit aller Bandesglieder bauend 
und die thatsächlichen Machtverhältnisse ausser Acht lassend, sich dem 
Zollverein gegenOber gleichsam auf den Kriegsfhss za stellen. 

Doch nicht nur der Respect vor der Macht Preussens, sondei-n das 
gesteigerte BewBsstsein der Interessengemeinschaft bewirkte, dass in den 
Hansestädten vom Jahre 188<) an ungefähr ein Jahizehnt lang stets erneute 
Projecte auftauchten, welclie die Herbcifühning einer näheren Verliindniic: 
mit Pien.s.sen und dem Zollveiein, mitunter allerdings auch mit den übrigen 
deutschen Staaten zum liegen.stand hatten. 

Die erste Anregung dazu bot die SchitFahrtsgesetzgebuug verschiedener 
europäisdier Staaten, neuerdings insbesondere IN>rtugals, durch welche die 
hansestadtische Schilfahrt in empfindlicher Weise bsnachtheiligt wurde. 
Je unwahrscheinlicher es war, dass es Hambntig allein oder in Ver- 
bindung mit den anderen Hansestädten gelingen werde, die auswärtigen 
Seemächte zu gi össeren Zugeständnissen zu bestimmen, um so mehr drängte 
sich der Gedanke auf, dass dies vielleicht durch eine gemeinsame Action der 
beim Seehandel interessirten deutschen Staaten erreichbar sei. In diesem Sinne 
entwarf Karl SievekiiiL'' (seit ixjo Syndicus) im November das Project 

einer „rineuerten deutsclien Scliitfalirtshan.se", als deren Mitglieder er, von 
den llansotiidten aligesehen, Prenssen, Hannover, Oldenburg, Holstein, 
Mecklenburg, also sämmtliche deutsche Seeuferstaaten ausser Oesteneich, 
ins Auge fasste. Die nächste Angabe des Verbandes sollte darin bestehen, 
diejenigen fi«mden Mftchte, von denen die Flaggen der betrelfenden deutschen 
Staaten irgend welche Zurücksetzung erfahren hatten, auf diplomatischem 
Wege und, wenn dieser nicht zum Ziele führte, durch Betorsionsmassregeln 
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mr Kespectinmg der deutschen Interesseii aniohalten. Weitere gemeinsame 
llassregdn zu Gunsten der deatselien Schilliahrt nnd des deutschen Handels 
sollten Torbehalten bleiben. Als wflnsehenswerth bezeichnete Sieveking, 
dass die betheiligten Bnndesstaaten j&hrliche Conferenzen zor Erwflgnng 

aller auf den Vertrag bezüglichen Verhaltnisse beschickten, and dass die 
Scbifife dieser Staaten neben der besonderen Flagge des Einzelstaats eine 
gemeinschaftliche Flagge führten, die sie als deutsche Schiffe kenntlich 
machte.') Zur Empfehlung seiner Vorschläge deutete er noch an, es 
werde in der öffentlichen Meinung und speciell bei Preusseu einen guten Ein- 



*) Da es mauchen Leeer interessiren dürfte, das merkwürdige Pruject volistäudig 
keoBeii in lernen, so möge hier der Wortlent folgen: 

SAmmtliche dem deutschen Bnnde angebOrigen üünstuten der nfirdlicben Meere, 
nämlich, .T. J. M. M. die Köniiere von Preupson, HruMnivfr wvl Piinf^niark, ,T. .T. K.K. 
H. IL die Grossliorzöge von Mecklenbürjf-Schwerin und Oldenburg, die Senate der freien 
Uansestäilte Lübecl(, Bremen und Hambuig, vereinigen sich unter folgenden Bedingungen 
mr Enenenmg tiner dentMhen SeUfEihrtehnaM. 

1. Pie allorböchstpn, büchston und hoben Cnntrubenten nberiiehmpn die Verpflichtung, 
sofern keine friilicrfn Vcrträtrc im Wptre stehen, in sftmmtlichen Iiiifen ihrer zum dcntsrlien 
Bande oder zum deutKclien Zollverein gehörigen Staaten die Flagge fremder Nationen in 
Ihalieher Modniitifc und m einen i^dehen Belauf den dieerininiienden Abgaben m 
unterwerfen, wdebe von ilurer dgenen Flagge in den HIftn der gedaditen Natimian 
eriioben werden. 

2. Dem discriminirendeu .Schiffszoll wird ab Retorsion ein Scbifl'ttzoll, dem Hafen- 
geld ein Hafengeld, dem Lootageld ein Lootsgeld, den diecrlninirenden AneAihrMll Ton 
Waaren ein EinftiliraoU, dem Einfuhrzoll ein AusfuhraoU entgegengettellt. 

r»i'r Ertms^ dieser von jedem einzolnt-n Contrabenten erhobenen discriminirenden 
Betorsionsabgabeu wird als £ut8cbädiguog oder l'rämie unter diejenigen Schiffe des 
dieselben erhebenden Staate Tertheilt, wdebe mit den Sdiiffen der Aidnreh bduteten 
Flag8;e conenniren. 

4. Um dieser Ma«8rPß:el den Cbarakfer vornbertreliender Notbwebr zn lassen, vereiiiiirt 
man «ich dahin, dieselbe von dem Augenblick an aufzubellen, wo die betreffende fremde 
Regierung auf die von ihr erhi»benen discriroiuirenden .\bgaben zu Gunsten der Flagge 
simmtUcber Contiahenten, wo niebt ebne UntencMed des Unpmngs vnd Yendiilfongeorti 
der Ladnng, doeb wenigstens rUcksichtlich der ans dentsdien Hfifen verschifften deutschen 
Erz»ngTiis»e verziditet. Auch die Er/eiin-nisse de« dem deutschen Hunde ansrebörieen 
Theils der österreichischen Monarchie .sind in dieser Heziehung als deutsche za betrachten. 
Bfaie Aiisddming der BedprodtatsrertrSge anf die atw dentscben HBfen, nnter dentadien 
Fbggen ansgefiUuten Enengnisie der Sdiwds wird als ein Gegenstand der 7erbandlnng 
angesehen. 

5. S. M. der König von Preussen, nls das einzige, dieser Schiffalirtshanse und dem 
ZoUveran des Binnodaades anglddi angebOrige Mitglied des dentscben Bundes, fibeminnt 
ea, die Einldtnng sn gleichmlssiger, die freie Bewegung des Handels möglichst wenig 
beeint räcbtig'cnder .AnsfertiimTiK" deutscher T'rsprnng'S-Certiticiif e zn tri fTeii, fallfi dieselben 
durch die Haudelsge.sctzgebuug fremder Staaten als unentbehrlich erscheinen sollten. 

6. Als ein Emblem dieses Vereins und zur Versinnlivhung seiner SoUdaritttt in 
Bcsiehmg anf den beabdditigten Zwedt, yerUnden deb die Contrabenten ra dnen der 
Flagge jedes einadnen nntemionbienden geneinsdiaftliehen Flaggeoaddient 
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dniek machen, wenn HnmlniiYf in dieser Sache die Initiative ergreife; aoeh 
nebte er, daM ^eine solche Verbindimg als eine Vaccine gegoi den iinseni 
Yerhlltnissen weniger angemessenen Zollverein an betrachten sei". Indessen 
stiees sein Pkvject in Hamboiig selbst anf Bedenken der verschiedensten 
Art. Man fand es zu weitanssehend, man bezweifelte, dass es bei den 
fibrigen deutschen Nordseestaaten die erforderliche Unterstützung findoi 
werde. Aticli vermochte man sich in Hambnrg nicht für Retorsionsmass* 
re<^*'iii zu I cL'fistt ni : man hi^ lt dafür, das.*: sie zwar der Khederei fOrderiich, 
fUr den Hauiimr-rij-cLeu Handel abei- nicht vortheilliaft seien. So erklärU; 
es bich, dass der ^^ievekinp^sche Vorsehlasr vorläufig bei Seite gelegt wuide. 

Die NulhwendiL'keit . eine Verstän<li?iing mit Prenssen zu suchen, 
drängle sich jedoch in an<lrer Weise auf. als die preussische Ketriennii^ 
am 21. Januar Ib-i'J im Namen des Zollvereins einen Vertrag mit Holland 




7. Jlbriich wttU» tfd Abgeordnete niiOTWtHchw Coatndieaten bt binbarg cor 
Erwigiuig «Oer aaf diesa Vertng besAglidiai VcihihiiisM venanindB, ind aidi tber 

das Directoriniii bis zar nächstMl Yer!':irnrnlai)g vereinigen. 

S. Die Contrahcnten werden durch wechselseitige Mittkciluugeu der ruu ihnen 
abgeschlossenen Handels- and Schiffahrt« -Verträge, der ihren Consulaten ertheilten 
Inttraetioneii imd von deudben'ciBtattetea B«ridite, der aidi «nf ihren Zweck beiiehendn 
Gesetze fremder Staaten, der Zahl aof ihren Werften von Jahr sa Jahr erbeoter oder 
ihre Häfen lifHU« hf nder schiffe, mit L'nterscheidnng des Verladnxtgsorti, der Vlagge und 
des Tonoengebalts ein gemeinsames Archiv begründen. 

9. Sie behalten es rieh Tor, sn Gunsten des dentsehen Handels nnd der dentsehee 
S*liiffiihrt den Stipulationen die^fs Vertrage« von Zeit zu Zeit eine gprOasere, mit ihren 
Souvtriiiiitiit.srfrlif fTi, mit dfn (Jriunitr'-setzen und Beschlüssen dos deutschen Bandes, SS 
wie mit bestehenden Staatsverträgeu verträgliche Aasdehnung zu geben. 

10. Besonders werden die Gontrehenten sich eine Vereinigung ttbor die im Mi 
eines Seekriegs anfzusteOenden Grandstttie angelegen sein lassen und derselben schon 
im Frieden die eventuelle Sanction der Seemächte SU renchaffen sochen. Ihr Bestreben 
wird in dieser Beziehung dahin gerichtet sein: 

1. Den maritinien Bandelsvericehr anch kriegführender Mächte nach Analogie 
des conthMitalen wo mVglieh gftnsUeh der Sphire des Kriegjs sn entliehen. 

2. Kventnell den Kecjiteu der Neutralität durch wccbselseitiirp VerlAlgang 
einer gcwi-sseuLiilteu f>t'iillung der davon unzertreunlicheD I'fliditen die 
Achtung der kriegführenden Mächte zu erhalten. 

3. Derselben sowohl in Betreff des Eigenthnns als der Flagge jede mit den 
einander wi>1< rsprei benden völkerrechtlichen Omnds&taen der Seemichte n 
vereiniirende Krwi iteninc anszubediiifren. 

11. Jiuvor die Cuntraheuteu zu wirklichen KetursiunsnassregelD schreiten, werden 
sie unter Hittheilung de« gegenwärtigen Tertrags gemeinschafUieh diplomatische Schritte 
tbun, um den Zweck ohne iietorsion zu ( rr( idicn und auf der Grundlage der Reciprocitit 
die Tertriigsmä^si^e Aut lielniiir der ilen ileiusi hen Handel nnd die deatsche SchiIEüiit 
belästigenden discriniiuirenden Abgaben zu erwirken. 

12. Diese Vereinigung wird für einen zebi^ährigen Zeitnnm vom as 

geschlossen and rerbhidet di($|enigen Contrahenten, welche rieh aieht Bin Jahr vor AUsif 
dieses Zeitnunns daTon lossagen, anf anderweitige idin Johie. 
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abflcUoss, dnrcli den diesem Lande zum Nachtheil der Hansestädte erhebliche 
Zugeständnisse gemadit worden. IMe erste Kunde von diesem Vertrag 
erregte in Hamborg begreiflicherweise ebensoTiel Unwillen, wie Yer- 
wonderong. Der letzteren Empfindong gab Eirchenpaoer im Febroar 1839 
in dner znn&chst in der „Börsenhalle*', später als selbständige Poblication 
erschienenen Abhandlung kräftigen Ansdmck.*) Er bezeichnete es als 
höchst anffällig, dass ein Land, das bisher mercantUisch feindlich gegen 
das innere Deutschland gewesen, vor den Hansestädten bevorzugt werde, 
die schon um ihres eigenen Interesses willen dem Zollverein gegenüber 
nur einer freundschafl liehen Haltung fähig wären. 

In ähnlichem Sinne äusserte sich bald daiaul Syndicus Sievf.king 
(am 28. Februar) in einer ünten edung mit dem ihm persönlich befreundeten 
prenssischen Ministerialdirector Eichhorn. Dieser war jedoch bemüht, die 
Besorgnisse der Hamboiiger zn beschwichtigen. Prenssen bemerkte 
er — habe allerdings fttr geboten erachtet, Holland entgegenzukommen, 
da es diesem Krnst zu sein scheine, die alten Geleise einer Dentschland 
engherzig, ja feindselig entgegentretenden Handelspolitik zu verlassen. 
Indessen habe man sich ausdrücklich das Kecht vorbehalten, die gleichen 
Vortheile auch andeni Staaten einzurünnien. Kr wünsche bei dieser 
Gelegenheit den Beweis zu lieieni. dass uiciits der preussischen Kegieiung 
femer liege, als das fremde Holland auf Kosten des deutschen Hauiburgs 
unverhültuissmässig zu begünstigen. Hambujg möge nur seinerseits 
ein nnbedeotendes Zngeständniss namhaft machen, das anderen Staaten 
gegenflber als Yorwand für seine Gleichstellnng mit Holland dienen könne. 
Der Hamboiger Senat glaubte hieranf geltend machen zn dürfen, dass das, 
was Hamborg bisher schon auf Grund des yon ihm befolgten liberalen 
Handelssystems und durch die von ihm abgeschlossenen Handelsverträge 
dem Zollverein an Vortheilen gewährt habe, ein reichliches Aeqnivalent iiir 
die in Aussicht gestellte Begünstigung bilde. Der Hinweis auf dieses dem 
Zollverein bisher gewissermassen unentgeltlich Itewiesene Kntgegenkouimen 
konnte freilich der preussischen Regierung schon mit Kücksiclit auf andere 
Staaten, denen man die Gleichstellung mit Holland nicht umsonst gewähren 
wollte, nicht genügen. Und so mosste rieh denn Hamborg dazn verstehen, 
fortan eine grössere Reihe Ton Artikeln, sofern sie ans den Yerdnsstaaten 
kommen oder dahin gehen würden, Ton dem ohnehin schon niedrigen 
EÜngangszoll gänzlich zn befreien und zugleich die unter dem Namen 
„SchiflbsoU" Ton den oberelbischen, vereinriftndischen Schilfen erhobene 
Abgabe zn vereinfachen.*) 

Auf dieser (-iiundlage gelang es im December 1<S:JU ein Ueber- 
einkommen herbeizufüluen, durch das Hamburg gleicher Vortheile wie 

') Vgl. W. von Melle, Onstav Heinrich Kirchoiptiier S. 42 ff. 
VgL Lohmann, Hamb. Rath- und Bargenehtttne, Band 5, S. IGC ff. 
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HoUand tbeühaltig wurde.*) Die spedelle Ge&hr, tod der Hambmif im 

Anfang des .Tahref? 1839 bedroht zu sein schira, war somit abgewandt; 
doch begreift es sich, dass die allgemeine Be80]|;nus fortbestand, der 
hanseatische Handel könne durch Vereinbaningen Preussens und des Zoll- 
vereins mit auswärtigen Stauten beeinträchtigt werden. Hierin hiu: ein 
erneut <T Antriel), darüber nailizusinnen. ob und in welcher Weise eine 
Annäherung an den Zollverein erfolgen könne. 

Seit dem Jalire is;{;» liaben auf die Erörterung dieser Frage in 
Hamburg die V(in der Scliwesterstadt I5remen ausgehenden Anregungen 
erheblichen Kinlluss geübt. Den Gedanken, ein vertiagsmä^siges Ver- 
hältniss zwischen den Hansestädten und dem Zollvereiu herzustellen, Tertrai 
dort jener Zeit in erster Linie Johann Smidt (seit 1821 BOigenneister 
in seiner Vaterstadt), bei dem — wie bereits in einem firfiheren Abschnitt 
angedeutet worden — Bremischer Localpatriotismns, hanseatisches 
Qemeinschaftsgefllbl und deutsche Vaterlandsliebe innig mit einander 
verknüpft waren. Als Helfer und Mitarbeiter bei diesen Bestrebnngmi 
trat ihm zunächst sein Sohn Heinrich Smidt,*) etwas später auch 
Arnold Duckwitz zur Seite. Der erstere war der ^'erfasser der Bremischen 
Denkschrift über das Verhältniss der Hansestädte zum Zollverein (vom 
11. Mai IH.'V.t), die schon jener Zeit weiteren Kreisen bekannt geworden 
ist.') Den Grundgedanken dieses und so manches andern Aulsatzes über 
das angegebene Thema hat Heinrich Smidt in einem Briefe an Professor 
Wnrm (yom 2. December 1839) snsammengefasst, in dem er halb scherzhaft 
schrieb: «Der Zollverein nnd die flansestftdte als die natflrlicbsten Ver- 
treter seines Weltseehandels sind ein fttr einander bestimmtes Paar, aus 
dem Grosses hervorgehen kann. Hire Ehe ist eine Nothwendigkeit Ob 
dabei Gütergemeinschaft eintritt oder nicht, ist ansserwesentlich. Bekommen 
sie einander nicht, so bleiben sie kinderlos, und ihr Erbtheil fUlt 
Fremden zu.*' 

Auf die Bf'rathungen des Hamburger Senats über die erwähnte Frag«» 
hat namentli« Ii eine nicht in Druck gelangte Denkschrift des älteren Smidt 
vom September IH.'Ji) Kinthiss geübt. In dieser ward u. a. darauf hin- 
gewiesen, dass, wenn die auswärtigen Staaten die Hansestädte früher als 
die wahren ThOrhüter von Dentschland anznsefaen gewohnt gewesen, sie 
nenerdings täglich mehr begreifen leinten, dass durch die Stftdte nnr der 
Vorhof ni Dentschland geöifiiet, nnd dass der eigentliche HausschlQssel 

') £iQ Abkuinmeu äliulicber Art wurde am 4. Juli lb40 zwischen Bremen und dem 
ZoDTCraiii m Stande gnebraeht 

Vgl. übt I diesen W. v. Bippen im Brem. JalnlniGh, Band 10, 8. 1— IG. 

^) Wiedt'niliL'ciirui kt im .\uhaiig der Schrift „Die Aiifgabp der Hansestädte gegen- 
über dem deutsclien Zollverein" (d. i. des CommissionAberichts »n die vaterst&dtiscbe 
Seetioii der Patriotifloh«B OeMÜiehtft) Aunlraig 1847. & 887 ft 
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za dem grofisen Verkebregelnety das znr Zeit den noch getrennten Parzellen 
gegenftber Tonugsweise das Becbt babe, sieb das dentscbe za nennen, 
in BerSa yerwabrt werde. Von einer vertragsmftssigen Verbindung der 
Hansestädte mit dem Zollverein hoffte Smidt daher, dass durch sie die 
Stellung der Städte nicht nur Deutschland, sondern auch dem Auslande 
gegenüber eine Bessemng erfahre. Das Hauptgewicht legte er darauf, 
dass die Hansestädte in dem betroffenden Vertrage ausdrücklich als Ver- 
treter und Beförderer des deutsciien Weltverkehrs anerkannt würden. 
Wie er sich die Einzelheiten des ^'ert^a^i•es dachte, wird von ihm nicht 
näher angegeben. Er bezeichnete es nur im allgemeinen als wünscliens- 
werth, dass die \'ereiubarung, ohne das System und die Selbständigkeit 
der Hansestädte zu beeinträchtigen, doch eine gemeinschaftliche Vertretung 
und FOrderuDg der gemeinsamen Interessen zur Folge habe. 

In Hamburg beeilte man sich, diesen Terschlag in Ueberlegung zu ziehen, 
schon «mn sich nicht 7on Bremen ins Schlepptau nehmen zu lassen*. In 
der Bdation, in der Syndiens Sieyeking am 12. Deeember 1839 Aber die 
Smidtsche Denkschrift berichtete, ist zunächst die Constatimng der Thatsaehe 

bemerkenswerth, dass alle Bemühungen, auf Grund des Artikels 19 der 

Bundesacte etwas für die materiellen Interessen Deutschlands zn erreichen, 
als gescheitert anzusehen seien. Eine Annäherung an den Zollverein 
erschien auch Sieveking geboten und zwar, den Anschauungen Smidts 
entsitrecheiul, in der Weise, dass die Städte nicht Glieder, sondern 
„zugewandte Hundesgenossen" des Zollvereins würden. Da es jedoch 
erwünsciit schien, dass in dem zu vereinbarenden Abkommen genau formulirt 
wUrde, welche Rechte der Zollvereiu den Hansestädten, welche Zugeständnisse 
die letsteren dem ZoUTerein zn bewilligen hätten, so wurden von einer 
Senatscommission zwei Vertragsentwflrfe ausgearbeitet und erOrtert. In 
dem ersten, anslttbrlicheren Entwurf ward eine ausserordentlich innige 
Einigung der beiden Contrahenten in Aussicht genommen; doch kamen 
innerhalb der Commission selbst Zweifel daräber zum Ausdruck, ob darin 
nicht dem Zollverein allzuviel zugemuthet und anderseits auch den Hanse- 
städten allzu drückende Verbindlichkeiten auferlegt würden. Der zweite, 
kürzere Entwurf war unverfänglicher und mehr von idealer Bedeutung, als 
von praktischer Tragweite. Hemerkenswerth ist, dass darin aufs neue die 
Einführung einer gemeinschaftlichen deutschen Flagge vorgeschlagen wai d. 



*) Der und G. Paragraph des Entwvrft lauten wie folgt; 

§ 5. Beide Theile vereinbaren hicIi, znr Bp/cidiniintr ihrer innifr'^n Verbrüdeninj?, 
UDbe»cbadet der wie bisher, so auch femer vou ihren Schiffen zu lülircjidcn Fla«:pe jedes 
«nceinen Staats, zu einem gemeinschaftUcbeu FlaggenseicheD, deaaen facuiutive Ausdehunug 
auf die SdiUfo der nidit lem ZoUrer^ oder der Haiiee gdiSrendeii Staaten dee dentedten 
Baiidec eie dieeen Staaten nnd dem Bunde onheinwteUea. 
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So dringend schien die Losung des erwähnten Problems, d.iss 
auch ausserhalb des Käthes stehende Männer in Hamburg sich mit ihm 
befassten. Professor Wumi erörterte diese Frage in seiner kleinen Schrift: 
„Die Handelspolitik der Hansestädte und das Interesse des deutschen 
Vaterlandes". Auch er lictuiite die Nuthwendigkeit der Herstellung eines 
vertragsuülssigeu Veiliälinisses zwisclien den Hansestädten und dem Zoll- 
verein. Zur Erreieliung dieses Zieles — meinte er — dUrfken die StSdte 
auch vor einem Opfer nicht zurückschrecken, das in das Getriebe ihrw 
Staatshaoshaltes mehr oder minder eingreife. «Ist es eis Opfer, das mit 
ihrer Bestimmung als deutsche Hansestftdte, als WelthandelsstUdte Deutsch- 
lands, vereinbar erscheint, das ihren Häfen nnd ihren Niederlassungen 
di^oilge Freiheit Iftsst, wodurch sie allein fin Deutschland sein nnd 
leisten können, was sie sollen, so dürfen sie das Opfer nicht scheuen". 

Ein Jahr später berührte Soetbeer, damals der zweite Seeretär der 
Commerzdeputation, in der Sclilnssbetraditung seines Buches über den Handel 
Hamburgs ') dasselbe Thema. Nach Erwähnung der Hamburgisch-preussischen 
Uebereinkunft vom Jahre ls:;:i si.rach er den Wunsch aus : „Mögen zeitig 
und wohlbedacht über die fernere innige vertragsmässige Verbindung 
Hamburgs mit dem grossen deutschen Zollyerein Unterhandlungen gepflogen 
werden nnd diese, von beiden Seiten mit Offenheit, Vertrauen und Wohl- 
wollen geführt» einen daueriiaften, den wahren gegenseitigen Interessen 
gemftssen Zustand begrflnden^. Da er jedoch gleichzeitg als Vertheidiger 
der Handelsfreiheit, die in Hamburg nicht künstlich geschaffen, sondern 
organisch gewachsen sei, nicht nur den eigentlichen Zollanschluss verwarf, 
sondern auch gegen Navigationsgosetze, Difterenzialzölle und sonstige 
Iletorsionsmassregeln, bei denen ein Zusaninienwirken zwischen den Hanse- 
städten und dem Zollveiein niöglieh gewesen wäre, die verschiedensten 
Bedenken geltend machte, so ist nicht recht ersichtlich, wie er rieh jene 
„fernere innige Tertragsmftssige Verbindung** Torgestellt hat. Am meisten 
scheint er sich damals von Conventionen der deutschen Seeuferstaaten für 
besondere, klar vorliegende Zwecke Tersprochen zu haben. 

Die Erörterungen von Soetbeo' fanden eine gewisse Ergänzung in 
einem Aufsätze, den Kirchenpauer, damals erster Seeretär der Commerz- 
deputation, dieser im Sommer ISJl vorlegte. Er betont darin, dass die 
öffentlirhe Meinung, die zur Zeit mächtiger sei als je, sieh gewöhnt habe, 
den Zollverein und Deutschland für gleichbedeniend zu nehmen utid dalier 
in den Gegnern des ZoUvei eins auch Gegner der Nation zu erblicken, und 

§ (;. Diesem trciiioiiifK'liaftlichon Flaggenzeichen wird das Reicliswappen zam Gnade 
gelegt, wie muh ilie deutsche Hanse e.s im Mittelalter geführt, mit denjenigen Aendernniren, 
welche die federative Umgestaltung der Verhältaüse durch die Bandesacte und deu 
Zolirecdn «a ein&ehsteft MisiidAatMi gMignet AnA» 

t) Hunbug 1S40, S. S18 
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dass liieraus eine tmyerkennbare Gefahr fltar die Hansestädte Iieiroiigelie. Um 
diese Gefalir abzuwenden, gelte es, die' sich entwickelnde Feindschaft, 
ehe sie mm Ausbrach konune, in Frenndschaft umzuwandeln. Zu diesem 
Zwecke empfahl er nicht etwa den Zollanschluss, den er als etwas fQr 
Hamburg durchaus Verderbliches mit Entschiedenheit verwarf. Auch von der 
sofortigen Herbeiftthmng einer „tractatenmässigen Verbindung zwischen dem 
binnenländischen Zollverein und den deutschen Küstenlanden", die er in 
seiner erwähnten Abhandlung über den Handelsvertrag vom ^l. Januar 1839 
als ci strebenswertlies Zit'l bezL'iclinet, sah er jetzt ab. Als das Kmpfehlens- 
wertlieste für ein gutes Einvernchnien zwischen dem Zollverein und den 
Hansestädten und dem beiderseitigen Interesse entsprechend erschien es ihm, 
wenn sie sich von Fall zu Fall zu gemeinsamer Aetion dem Audande gegen- 
Aber verbtoden. Den nftchsten Anlass dazu schien ihm Portugal zu bieten, das 
vor kurzem den nordamerikanischen Freistaaten Ausnahmen Ton seiner 
den auswärtigen Flaggen sonst so unganstigen Gesetzgebung bewilligt hatte. 
Da die deutschen Staaten eb gemeinsames Interesse hätten, derselben 
Vorzüge theilhaftig zu werden, so bezeichnete er es als wUnschenswerth, 
dass sich Preussen namens des Zollvereins, Dänemark für Holstein und 
Lauenhurg, Hannover, Mecklenburg, Oldenburg und die HansestMte behufs 
Erreichung dieses Zieles zu einer genicinschaftliclien Action verbänden. ') 
Wenn der erste derartige X'crsuch Erfolg gehabt, so werde mau sich 
in ähnlicher Weise über gemeinsames diplomatisches Vorgehen auch anderen 

*) Wie aleh KirchenpftiMr diese Aettoa der genamitea Sttileii mMte, dwtet» er 
an, indem er den fohalt der abmidilieMeiideii Conventioii durch folgende Fangraplwn 

bezeichnete: 

§ 1. Die geoannten Kegierungen verbinden sicJi, einen (oder zwei) Abgeordneten 
uf gemeiiueliaftlidie Kosten, mit den ToUmuliten der verMliiedenen Begieningen ver- 
eehen, nach Lissabon sn senden, mn Aber einen Soliilhhrts- nnd Huidelfvertng mit Fortngal 

m unterhandeln. 

§ 2. Der solchergestalt mit Portugal abzuschliessende Haudels- und ächiffahrts- 
vertrag wird fflr afle die genannten Begierangeo, jedoeh für dne Jede besonden (sodass 
jede besonders aufkündigen kann) geschlossen und in einem gemeinschaftlichen Docnmeat 
abgefasst, von welchem jeder der contraliirenden Staaten eine Ausfertigung erhält 

§ 3. Der Zweck und die (iruudlage des luit Portugal abzuschliessendcn Vertrages 
wird die Oleiehstdlnng der Sdiiffe der vendiiedenen dentsdien Staaten mit denen der 
begfinstigtsten Staaten und eventnaliter mit der Nationalflagge sein, wogegen der portu- 
giesischen Flnggc in (!<'ii 'lentsohcn Hilfen fjleiehe Reclitc /.i!u:< «i' hert wenlcn. 

§ 4. Sollte sich die portugiesische Regierung weigern, hierauf einzugehen, so wenlen 
die Eingangs gmanntea deutschen Staaten solche gemdnsebaftliehe Hassregeln in Erwägung 
■iehen, wdehe geeignet wiren, ihrem gemeinaehaltlichea Ansuchen grOaseren Ifachdnielc 
in geben. 

Zu diesem Entwarf fügt Kirchenpaucr die charakteristischen Worte hinzu: „Im 
Eingänge ist Oestcrreicli nicht genannt; es versteht sich von selbst, dass der Beitritt 
Oesteneidis im höchsten Grade willkommen wire. — Noch besser «ler Bundestag, aher 
mit dem wIre wahneheinlich nicht ans der Stelle ni kommen.* 
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europäischen oder anch amerikaniseben Staaten geg^enttber verständigen 
können. Vielleicht werde aos solcber wiederilolten Gemeinschaft der Action 
ein dauerndes Biindniss erwachsen, nnd „wer mag sagen, ob wir nicht damit 

enden werden, die britische Na\ngationsacte über den Hänfen zu werfen." — 
Das von Kirchenpauer erwiUinte Veilialten Portugals gegen die ans- 
wärtigen Flaggten, das, wie litUKMkf, lioicifs im Jahre 1830 auf das 
Sievekingsche Project einer „deutschen S^cliitl'.ilirtshanse" f^influss geülit 
hatte, spielte seit dem Jahre 1S41 in den Bestrebungen, zwischen den 
Hansestädten und dem übrigen Deutschland eine handelspolitische An- 
nibemng herbeiznftthren, aiift neue eine erhebliche Bolle. Am 8. September 
wurde ein den erwähnten Vorschlägen Eirchenpaners einigermaasen ent- 
sprechender Antrag der Commensdepntation an den Senat gerichtet') 

Nicht ganz in der hier vorgeschlagenen Wei«e, doch wesentlich in 
demselben Sinne waren in der nächstfolgenden Zeit der Bremer Job. Smidt 
nnd der Hambuiger Karl Sieveking an& eifrigste bemttht, eine deutsche 
Gesammtaction zur Erreichung des angegebenen Zwecks ins Werk zn 
setzen, llinen erschien es da.«? Gerathenste, dass zunächst Oesterreich, 
Preiisscii 1111(1 die Hansestädte, welclie letzteren durch eine ausseronlmtliche 
Ge.sanillsclial'l in Lissabon veitreten werden sollten, dort im Kinveniehmen 
mit einander ..innerhalb der Grenzen gerechter Reciprocität" SchitVahrt.<- 
verträge abschlössen, und dass die so vereinbarten Einzelverlräge durch 
eine in Form eines Bnndesachlnsses erfolgende Redprocitätsverbürgung 
sämmtlicher deutscher Seenfnstaaten und dnrch einen „namens des Bandes 
in seiner Eigenschaft einer in politischer Einheit rerbundenen Gesammt- 
macht" abznschliessenden deutschen SchüFahrts?ertrag mit Portngal 
ergänzt würden. 

Dies sollte übrigens nach der Ansicht der beiden genannten 
hanseatisclien Politiker nur der Ausgangspunkt für ihre weitergehenden 
Pläne zur Herstellung einer deutschen Handels- und Sclnffahrti^genieinscliaft 
bihh'n. Beide waren beflissen, namentlich auch Metteniich für ihre Ideen 
zu f^ewiiiMeii. da man von ihm einen günstigen Kintiuss auf die Ent- 
schliessuiigen des Bun«lestages erwartete. 

Dass sie auf OesteiTeich uud auf den deutschen Bund rechnen zu können 
glaubten, erscheint um so auffälliger, wenn man sich vergegenwärtigt, wie 
wenig TOB diesen bisher im Interesse des deutschen Wirthschaftslebens 
geleistet worden war. Bei seinem fixieren Project Tom Jahre 1836 hatte 
Sieveking selbst ^ wie erwähnt — von einer BetheOigUBg OesteiTeiGhs 
abgesehen. Für den ihm und Smidt nunmehr Torschwebenden Flan aber 

Es findet sich darin folgende bemeritenswertlte Stelle: „Die vereinigteii Staaten 
[tos Nordaaierikft] werdm d«i Ywntag wslmelNiiilidi aidit eEbigt htben, doM die Dntanff 
tOB Bctonionemaasregeln durchblicken zu lassen ; Vereinigte Steelan DeBtMfeiaade wflideQ 
vieDeidit mit gleicLem Erfolg danelbc tlum kSDneD." 
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seiden die Mitwifknng des denteeiieD Bundes und deelialb anch Oesterreichs 
imentbehilieb. Es kam darauf an, dass der Bond nicht nur Portugal, sondern 
aOen auswärtigen Staaten gegenüber als Gesammtmacht auftrete, nm zu 
erwirken, dass das Ausland der Einfhbr ans dem ganzen Bundesgebiet unter 
hansestädtischer Flagge durchweg die Vorzugsrechte der directen Einftihr 
zuerkenne. Dass der deutsclie Bund sich bisher noch nicht als Macht gezeigt 
hatte, erklärte man sich aus der Rivalität zwischen Oesteireich und Preussen. 
Man fj-lauhte jedoch, dass diese zurürk treten werde, wenn nicht eine der 
genannten Grossmäclite, sondern die Hansestädte die Initiative zur lieo-riindunf^ 
des projectirten deutsclien Handels- und Scliilfahrtsvei eins eigreifen würden. 

Neben solchen, das ganze Deutschland umfassenden Entwürfen fehlte 
es den Hansestädten übrigens auch in den vierziger Jahren nicht an Vor- 
scfalSgen und Mahnungen, sich sobald wie mSgUcb mit dem Zollverein zu 
verständigen. Die Nachricht, dass Hannover mit Preussen Uber den Anschluss 
an den Zollverein verhandele, veranlasste den Hamburgischen Ifinister- 
residenten in Wien, von Grafen, in einem am 16. Oktober 1842, also wenige 
Monate nach dem grossen Brand, an den Senat gerichteten Schreiben, diesem 
aof das dringendste anzurathen, ebenfalls mit Preussen in Unterhandlungen 
wegen des Zollanschlusses einzutreten. Sowohl nationale Gesichtspunkte, 
wie auch Heweprc^ründe der Klugheit werden daflir von ihm g^eltend 
gemacht. Bemeikensweith sind namentlich die folgenden Mi wä'j^nng'en, di(; 
ihm eine rasche Kntsdiliessung wünschenswerth erscheinen liessen. Wenn 
der Anschluss Hamburgs unveimeidlich sei, so kimne beim Wiederaufbau der 
Stadt darauf Bücksicht genommen werden, wodurch möglicherweise Millionen 
erspart würden. Femer bezeichnet von Grafen es als wohl möglich, „dass 
man uns jetzt noch einen IVeihafen gewährt, ein Umstand, der fttr uns 
von der höchsten Wichtigkeit ist und die nachtheiligen Folgen, welche der 
Anschluss haben konnte, beinahe abwenden wflrde." Es ist daraus ersichtlich, 
dass er unter dem Anschlnss Hambuigs keineswegs ein völliges Aui^hen der 
Stadt im Zollverein verstand. 

Der Gedanke, dass die Hansestädte durch Verhandlungen mit dem 
Zollverein erwirken könnten, dass man ihnen das Foitbestehen ihrer Frei- 
häfen gewährleiste, scheint auch dem Hamburgischen Ministerresidenten 
in Berlin, Carl Godeffrov, vorgeschwebt zu haben. Damit eine sob-he 
Ausnahrasstellung weniger Anstoss enege, erschien es diesem rathsam zu 
beantragen, dass alle deutschen Hafenstädte, namentlich die Ostseestädte, 
die in früheren Jahihunderten zur Hansa gehört hatten, für Freihäfen 
eiklärt worden. Er gab sich der Hofihnng hin, dass bei der an mass- 
gebender Stelle herrschenden Vorliebe fttr alles Mittelalterliche das Zaubei^ 
wort „Hansa" eine vielleicht unberechenbare Begeisterung fttr diese Idee 
erwecken werde.*) 

*) SdneilMa u STiidiou Budes 81« Jamwr 1842. Hamb. A. 



Digitized by Google 



173 



So manche Vorschlftge aber ancb gemaebt worden, mn eine An- 
nShemng zwischen den Hansestädten und dem Zollverein herbeizofllbren, 
so blieb doch vorlänfig alles beim Alten. Dass dieser Hangel jedes Ein- 
vemebmens für die Stildte natditheilig werden konnte, zeigte sich aufs 

Tipuo, als am 1. September 1844 der Zollverein einen Vertrag mit Belgien 
abscljloss, durch den Antwerpen ein vor den Hansestädten bevorzugter 
Zollvereinsliafen zn wcrdtMi scliien. Wie im Jahre lH3i», wurden von 
Ilaiiilmrfr wieder \"oisti'llunfj:<'n nacli Herlin gerichtet. Wie damals, gab 
man il< i liotinung Ausdiuck, dass Preiissen und der Zollverein Hegiinstigungen, 
die sie dem TIafen eines auswärt iiri-n T^andes zugestanden, den Häfen des 
deutschen Bundes niclit vorenthalten würden. Die Autwort Hess nicht lange 
auf sich warten, fiel aber für Hamburg nicht sehr befriedigend aus. Dass der 
prenssische Hinister des Answärtigen, Hen- von Bfttow, in seinem Schreiben 
an den Hambnrgiscben Residenten (vom 4. Deeember 1844) darzuthon snchte, 
der Vertrag mit Belgien werde keineswegs alle die erwarteten nachtheüigen 
Folgen ittr Hamborg haben, machte weniger Eindruck, als der Umstand, dass er 
dem Hambnrgiscben Ansinnen principiell jede Berechtigung bestritt. „Wenn 
Prenssen und seine ZoUverbimdeten mit einem Nachbarstaate nicht ohne 
Fürsorge fiir die (^esammt Wohlfahrt Deutschlands einen Vertrag schlössen, 
dur< ]i den jenem Staate in Vergeltung angemessener Zugeständnisse gewisse 
Vortlieile und Erleichtt inngen des \ erkehrs bediiiigeu wurden sind, so 
könne weder dem Hechte noch der Hilligkeit nacli von anderen deutschen 
Staaten, die an dem abgeschlossenen Vertrage nicht theilnahmen, beanspnicht 
werden, an den zugestandenen Vortheilen Hitgennss zu haben.** Er gab 
zu verstehen, dass das Verlangen der Hamburger nur eine Berechtigung 
haben wOrde, wenn Deutschland in commercieller Beziehung eine Einheit 
büde, was zu bewirken Prenssen bisher vei'geblich angestrebt habe, ünter 
den obwaltenden Umst&nden — das ist der Kern von BUlows Ansf&hmngen 
— mOsse sich Hamburg gefallen lassen, von Prenssen als Ausland betrachtet 
zu werden. 

Der Vertrag zwisehen dem Z(dlverein und Belgien, sowie die Hülowsche 
Note hatten die begreifliche Folge, dass man in Hand)nrg aufs neue darüber 
imchsann, wie man dem Zollverein gegenüber die Auslandsciualität abstreifen 
könne, ohne doch in ihm aulzugehen. Bei den Erwägungen hierüber wui-de 
gelegentlich der Vorschlag gemacht, die Hansestädte sollten sich zunächst 
mit den Übrigen, nicht zum ZoUvorein gehörigen norddeutschen Seeufer» 
Staaten, insbesondere mit Hannover, verständigen, um bei den erforderlichen 
Verhandlungen mit dem Zollverein einen desto kräftigeren Mddialt zu haben. 
Es ist aber charakteristisch, dass man cUesen Vorschlag wesentlich ans dem 
Grunde verwarf, um bei Prenssen kein Misstrauen zu erwecken. 

Dass es erwflnscht sei, sich direct mit Prenssen zn verständigen, 
wurde namentlich von dem bekannten Historiker und Archivar Lappenbeiig 
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in einem g^n Ende des Jahres 1844 abgegebenen Gutachten henronKehohen. 
Er betonte darin, dass man bezüglich der wirthschafUichen Einigung 
Deutschlands vom deutschen Bunde nichts zu erwarten, vielmehr mit der 
durch den Zollverein gestützten „Prftponderanz" Preussens zu reebnen habe. 
Jlit Preussen müsse die Stadt unterliandeln, und zwar nicht in ihrer 
Eigenschaft als Bundesstaat, sondern als die vermöge ihrer geographischen 
Lage und ihrer vielhundertjährigen commerciellen \ i'rfraii<reiiheit berufene 
Vertreterin des norddeutschen Seehandels. Ein baldifier. vertragsmässiger 
Abschliiss mit Prenssen sei für Hamburg eine Lebensfrage. 

Unter den Krört</rinif^en, die dem erwähnten Thema ausserhalb des 
Senats zu Tlieil wurden, möge zunächst ein Gutachten von Sdetheer 
hervorgehoben werden, das im März l.s4ö unter den Mitgliedern der Conmierz- 
deputation cursirte, weiteren Kreisen aber uicht bekannt wurde. Auf 
die Nothwendigkeit einer Uebereinkunfb mit dem Zollverein wurde von 
Soetbeer hier noch weit nachdrücklicher hingewiesen, als in seiner 
Abhandlung vom Jahre 1840. Er deutete an, dass die Zeiten vorüber 
seioi, in denen Hamliurg, auf die Vorzöge seiner geographischen Lage und 
die Segnungen des Freihandels bauend, die Ergebnisse der auswärtigen 
Handelspolitik ruhig hätte abwarten können. Ferner machte er darauf 
aufnierksam, dass der Zwischenhandel zwar immer noch von grosser 
Bedeutung für Hamburg sei, doch an Wichtigkeit dem deutschen Handel 
Hamburgs nicht mehr gleichstehe. Auch sei der von Hamburg vermittelte 
Handelsverkehr zwischen Deutschland und dem Ausland noch einer gross- 
artigen EntwicUnng und Ansdehunug lähig. Im Interesse dieses Vo'kehrs 
empfehle es sich, durch rechtzeitiges Entgegenkommen zu verhüten, dass 
Hamburg vom Zollverein schlechter, als andere Hftfen, behandelt werde. 
Der directe Anschluss kftme erst in Betracht, wenn Hannover beigetreten, 
und würde alsdann nicht leicht abzulehnen sein. Er würde jedenfalls eine 
vollständige Umgestaltuug des Hamburgisclien Handels, wie er sich seit 
.Talirliunderten entwickelt habe, erforderlich nun Iieii. Unter den dauiali<ren 
rnistündeu hielt er es für rathsam, dem Zolhcrcin /.nr DnrrhlTilirnn^ von 
DiUeienzialzullmassregeln — zu deren systcmatisilier Anwenilun«^ ei- 
neuerdings hinzuneigen scheine — die Hand zu bieten und etwa zu diesem 
Zweck für die Anlage von Eutrepots geeignete Localitäten, wie den 
Grasbrook, den ßaakenwilrder oder Hammerbrook zur Verfügung zu stellen. 
Dadurch werde mau vielleicht nicht nur einer ungünstigen Behandlung in 
der Gegenwart, sondern auch der künftigen NOtbigung zum Anschluss 
vorbeugen können. 

Wie im vorigen Abschnitt 0 erwähnt, beschäftigte sich damals, abgesehen 
vom Senat und der Gommerzdeputation, auch die Patriotische Gesellschaft 



'j Vgl. öeite 151. 



174 



mit der Fng9, wie sieb die Hansestldte zum ZoIlTereiii zu etdkii bitten, 

und wnnle deren Erörterung von Professor Warm in der Section fftr die 
vaterstädtischen ADgelegenheiten angeregt. Wurm hatte als geborener Süd- 
deiitsclier Fühlung mit dem deutschen Binneiilande, anderseits aber war er 
während seines damals mehr als siebzehnjähriprn Aufenthalts in Hamburg 
an^relfgcntlich bemüht gewesen, sich über die hansestädtische Handels- 
politik, ihre Ziele und Bedürfnisse zu unterrichten, und hatte namentlich 
während der letzten Zeit über die erwähnte Frage aufs eifrigste mit 
Jobann und Heiiuich Smidt in Bremen correspondirt. *) Somit war er voh 
treffliebste vorbereitet, nm die Debatte zu leiten. Wie ebenfaUs bereits 
angedeutet worden, beleuchtete er in dem Vortrage, mit dem er am 
6. Januar 1845 die Verbandlangen erOflhete, die Frage namentlich vom 
nationalen Standpunkt. Äehnlicli, wie Eirchenpauer in seinem angeführten 
Gutachten vom Juli 1841, betonte er, dass die Sehnsucht nach Einheit, 
die im deutschen Bunde keine Befriedigung gefunden, den Zollverein 
als sein Mol erfiisst halte, weshalb man den abseits stchendtMi Hanse- 
stiülten zum N'orwuif mache, dass sie die deutsche Kinhcit verhin(hMlen. 
Wenn einmal eine parlamentarische Kegierung den Ztdlverein leiten würde, 
dürften die Bedenken gegen den vollständigen Anschluss der Hausestädte, 
die vorläufig noch gerechtfertigt erschienen, in der That weg&üen. Auch 
jetzt aber mttssten die Stftdte dem Zollverein bei der ErflUlang seiner 
Aufgaben btllfreich sein nnd sich an einer gemeinschaftlichen deutschen 
Handelspolitik betheiligen.') 

Während der weiteren Besprechung dieses Themas, die auch noch 
in den ti nsversammlnngen vom Februar, März und April fortgesetzt 
wurde, bezeichnete eine grössere Anzahl von iMitgliedern es unter ver- 
schiedener Begründung ebenfalls als sehr erwünscht, dass die Hansestädte, 
oline dem Zollverein beizutreten, ihm ibich so weit wie möglich entgegen- 
zukunimen suchten. Mit Knfschieileiiheit für den Anschluss sprachen sich 
jedoch nur die Hauptredner der Versannulungen vom 3. März und 7. April, 
C. Woennann und E. Hundeiker aus. Der erstere mdnte freilich, dass 
der Anschluss erst ausführbar und wflnsehenswerth sei, wenn Hannover 
nnd Holstein beigetreten, doch war er der Ansicht» man müsse diesen 
Fall schon jetzt ins Auge fassen, da die Städte durch ihre Sondentellnng 
in eine ganz unhaltbare Lage kommen könnten. Im Gegensatz zu denen, 
die da hofften, dass man sich durch einen Freundschafts- und Handels- 
tractat mit dem Zollverein vor einer feindlichen Politik desselben schützen 
und Autbeii an seinen Verträgen sichern könne, war Woermanu der 

>) Die Wtpeiiniden Briefe der beiden Snidt, wie auch die Ooncepte von Wmiiie 
Briefen fimlen sich auf 'L r II;uii^'. Stadtl-itilioftirk. 

^ Dies uud das Folgeude nach deu Protokolleii der Taterstädtischen Section der 
Patriotischen Oesellscbaft. 
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IfeliiuDg, dass man ohne die Zusage, sich anscUiessen za wolleD, sobald 
die ümstftnde es gestatteten, an keiner Yei-ständiining mit dem ZoUverein 
gelangen werde, da man ja zu wenig Aeqnivalente für die erwarteten 

Vortheile anzubieten habe. Auch sprach er die Ueberzengung ans, dass 
die Macbtbeile des Zollanschlusses zn hoch angeschlagen würden. Durch 
ein grossartiges Entrepot lasse sich manche Ersparung an Geld und Zeit 
eneichen. Ziifol<re des Anschlusses werde vielleicht der Handel mit 
englischen Manufacturwaaren leiden, der mit deutschen Manufactui waareu 
sich jedoch hoffentlich um so mehr heben und überdies ein Aufschwung 
der Jlaniburgischen i'abriken zu gewärtigen sein. 

Noch entschiedener veifoeht £. Hunddto die Sache des Zoll- 
anscblnsses. Er war der Ansicht, Hamburg solle nicht anf die Nachbar- 
staaten warten, sondern diesen den Impuls zum Eintritt in den Zoll- 
verein geben. 

Selbstverständlicli blieben diese Beden nicht ohne Entgegnungen. 
Indessen kam man im Verlauf der Debatte /n der üeberzeugnng, dass ein 
80 schwieriges Thema in niündliclien \'erliandlungen nicht ersdiöpfend 
gennj*' erörtert werden kimne. Man entschloss sich daher, ungeachtet der 
früher dagegen geltend icemacliten Hedenken, eine Uummission einzusetzen, 
die nach giündlicher i'rüfung ein Üutai Ilten liefern sollte über „die Aufgabe 
der Hansestädte gegenüber dem jetzigen Bestand und System des deutscheu 
Zollvereins, sowie in Bezug auf eine gemeinsame deutsche Handelspolitik.'' 

In die Commission wurden Professor Wurm, Dr. Tb. Mttller (der 
nachmalige Senator) und sechs Eauflente gewählt; zn diesen wurde spftter 
noch dm* Jurist Dr. De Chapeauronge hinzugezogen. Nadidem man über den 
wesentlichen Inlialt des abzugebenden Fi theils berathen und, von zwei aus 
verschiedenen Gründen dissentirenden Stimmen abgesehen, zu über- 
einstimmenden Ergebnissen gelangt war, übernahmen Professor Wurm und 
Dr. Th. Müller die Ausarbeitung des Berichtes, der Anfang 1H17 im Druck 
erschien. In den drei ersten Abschnitten desselben wird di»; historische 
Entwickelnng des hansestädtisclien Plandelssystenis, das Verhalten des 
deutschen i^undes zu dem Sti eben nach einer deutschen Handelspolitik und 
endlich die Geschichte des deutschen ZoUvereins behandelt Erst der vierte 
Abschnitt enthlttt das eigenüiehe Gutachten, dessen Ausftthmngen von den 
in den Sectionsversammlnngen geltend gemachten Ansichten namentlich darin 
abweichen, dass nicht sowohl von einer Verständigung der Hansestädte 
mit dem Zollverein, als vielmehr von dem Antheil der Hansestädte an der 
herzustellenden gesammtdeutschen Handelseinheit die Rede ist. Xou einer 
Erörterung der Frage, ob sich ein Anschluss der Hansestädte an den Zoll- 
verein empfehle, glaubte man absehen zu können, weil zur Zeit das Gebiet 
der Hansestädte niigends an das Vereinsgebiet grenzte. Aber auch die 
llei-stellung eines anderweitigen vertragsniässigen Verhältnisses zum Zoll- 
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verein, wie es von so manchen Seiten als wttnschensweiih oder gar noth- 
wendig bezeichnet worden war, vermochte d«r Commissionsbericht den 
Hansestädten nicht zn empfehlen. Er machte dagegen geltend, dass jedes 
AUconmien mit dem Zollverein eine Separatunterhandlung von ungewissem 
Ausgange voraussetze und der Antlieil, der den Hansestädten bei der 
Abscliliessun^' und Aiisfnlinnip: freiiieinsanier ^lassr.'jreln eingeräumt werden 
diiiftc. in liuliL'in (irade zwt ilelliaCt erscheine. Ausserdem sei es unstatt- 
lialt, dem Zolivt'ieiii ir^'-end welche Ziig»'>täiidiiisse zu machen, die mau 
anderen deutsilien Liinderu, z. B. den zum haunöverisch-uldt-nliurgischeu 
Steuervereiii gehörigen Staaten oder Oesterreich vei-sage; denn dem ganzen 
Dentschland seien die Hansestädte angewiesen mit dem Pfbnde zn dienen, 
das ihnen anvertrant sei. 

Als natüi'lichsten Ausgangtipunkt für eine handelspolitische Einigung 
Deutschlands bezeichnet der Commissionsbericht eine deutsche Schiffahrts- 
gesetzgebnng, die für das gesammte Bundesgebiet möglicli sei, ohne dass 
deshalb eine VerschmehEung der Zolltarife erforderlich werde. Im einzelnen 
empfiehlt der Bericht, nicht etwa die complicirten Schilfahrtsacten anderer 
Völker nachzuahmen, sondern sich zunächst auf die Einführung einer 
deutschen Flagge, die jedoch die unterseheidenden Abzeichen der einzelnen 
Staaten ni< lit ansschliesse. auf die Begünstifruiifr der directen Einfuhr vor 
der indirecten und aul beiiutsanie Auwendung- von Ketorsiousmassregelu zu 
beschränken. Sobald erst das deutsche Hnndesgeldet in seiner völker- 
rechtlich anerkannten Integrität als ein Sciiiftahrtsgebiet c(»nstiluirt sei, 
werde die deutsche Centraigewalt auch weitere Veranlassung finden, die 
deutsche Flagge nach aussen hin zu vertreten. 

Es begreift sich, dass in diesem Znsammenhange noch eine Reihe 
andrer nationaler Forderungen, wie die Errichtung deutscher Consulate, 
die EinfUhning eines gleichförmigen Systems der Httnz^, Masse und 
Gewichte erwähnt wurden. Für manche Missstände, durch die der deutsche 
Handel litt, das Fehlen eines gemeinsamen deutschen Handelsrechtes, den 
Zustand der dentsclien Ströme, die Wehrlosigkeit der deutschen Küsten, 
glaubte die Conimission allerdings erst dann auf Abhülfe rechnm zu können, 
wenn es /nfolge des erstarkenden Nütionalgefiilils ZU einer weiteren Ent> 
Wickelung der iJnndesvertässiing gekounnen sei. 

Wohlthuend berührt der patriotische Sinn, der durchweg in dem 
Coniniis^ionsbericlit zum Ausdruck gelangt. Er legt den Bewohnern der 
llansesiädte naclidrncklich ans Herz, ihre Kräfte einer deutschen Schiff- 
fahrts- und Handelspolitik zur \'ertüf,nintr zu stellen, und bekennt sich zu 
dem Grundsatze, du.ss das wellbiirgerliclie Klement, das der Grosshandel in 
sich trage, dem nationalen unterzuordnen sei, so oft eine Collision von 
Ansprachen entstehen könnte. 
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Die lehn-eiche und fesselnd geschriebene Publication erregte innei hall) 
und ausserhalb Hamburgis nicht geringes Aufsehen. Sie wurde von vielen 
St'itt^ii naniPiitlicli doshalb mit Freuden begriisst, weil sie die erste Hani- 
biirgische Kiiml^rfbiing war, die. nicht von Einzelnen, sondern von einer 
angesehenen Kürperschaft ansgelirnd, für die wirthschaftlirlien Kinigungs- 
bestrebungen in Deutschland eintrat. Durch ihren vielseitigen Inhalt wii'kte 
sie anregend auf die Zeitgenossen, wie auch noch auf die folgende 
Generation. Einen praktischen Erfolg erzielten die in ihr enthaltenen 
YorscUfige aUerdings ebenso wenig, wie die verwandten Frojecte, die Smidt 
nnd Sieyeking der Osterreichischen nnd der preossischen Eegiemng zn 
empfehlen bemüht gewesen. 

Dass die genannten Mftnner beiMettemich nnrfreondliche Worte geemtet 

hatten, war nicht za yerwundem. Aber auch in Berlin iiberwogen längere 
Zeit die Bedenken gegen ihre Pläne. Abgesehen von sonstigen Einwendungen 
fand man, dass eine ge.sanimt<l(Mits( jM' Handels- nnd Schitfahrtsiiolitik ohne 
vorgängigen .Viischluss der NuidstM-staatcn an den Zollverein zu eiiicni allzu 
('(»niplicirtcn Systcui fidireu wiudt'. 'i Man uu-iuie aucli wohl, solche lunignng 
nütze nur den Hansestädten, denen dadun li die \'ortlieile des Zollvereins zu- 
fallen würden, uliue dai»s »ie an dessen Lasten theiluähmeu ; diu> Zustande- 
kommen eines dratscben Schiffiihrtsbundes werde sie in ihrem Widerstande 
gegen den Zollverein bestärken. Von anderer Seite wurde freilich geltend 
gemacht, dass die handelspolitische Annäherung zwischen den Nordsee- 
staaten and dem Zollverein vielleiclit den wirklichen Anschluss der ersteren 
an den letzteren vorbereiten wei-de. Lebhaftere Sympathien fand die Idee 
eines deutschen Schiftahrtsvereins in Preussen erst zu einer Zeit, als sich 
Hamburg au der J^efürwortung der Hundespläne nicht mehr betheiligte. 
Die von Dikkwit/, ausgeaibeitete Üenkschiifl vom S. Novend)er IS 14, die 
den in Handuirg vttrlieiisrhenden Anschauuui^eu wenig entsprach, fiel im 
übrigen aul günsiigen Hoden. Duckwitz bezeichnete darin die Anwendung 
von DiÜ'eienzialzöUen als das geeignetste Mittel, inu dem deut-scheu See- 
handel Freiheit und Unabliüngigkeit zu erkämplen ; er betonte aber auch die 
Rftckwirknng, die derartige Hassi'egeln auf die deutsche Industrie üben 
würden, und hob u. a. hei'vor, dass eine solche Ermuthigung des deutschen 
Unternehmungsgeistes auch die rheinischen Städte ans ihrer bequemen 
Passivität aufrütteln und in ihnen dieselbe Rührigkeit w;ichiiifen werde, 
die bereits im deutschen Norden heimisch sei. Um dieselbe Zeit oder 
wenig später wurden in der Presse und auf verschiedenen Landtagen 
ähnliche Forderungen ausgesprochen. In I'erlin iuteressirten sich ver- 
schiedene eintlussreiche Männer, insbesondere der Präsident des lü-l-k 



') Vgl. A. Zimmermann, Geschichte der preossiscb-deutticbeQ Uuudelspolitik, 
OUrabarg and Leipzig, 1892, S. 187 iT. 
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begründeten Handelsanites, H»'ir von Rönne, für die Vorschläge von Dnckwitz. 
Dun l) das stärkte Hervcrkclirt n der I>itVfienzialzullidee schien das I*roject 
eint'j. aligciiifiiit'ii deulschtMi n.ici dn«!i .die deutschen Nordsee- und Ostsee- 
staaten unilassendeu Schitlahitsveiviiis einen neuen Keiz zu erhalten. Die 
Bedenken gegen dasselbe schwanden freilich auch jetzt nicht. Immerhin 
wurden tod der prenssischen Regiemog mehrfach VertraaensmaiiBer ii«eh 
HonnoTer, Oldenbnrg, Bremen und Hambniig gesandt, nm in Eifdimng zn 
bringen, wie weit man auf die Betheilignng der betreffenden Staaten im 
Fall der Verwirklichnng eines solchen Projectes rechnen könne. 

In Hamburg war beim Senat wie bei der Kaufmannschaft die Abneigung 
gegen die Einfiihning von Unterscheidungszöllen in der letzten Zeit wo 
mösriicli norh gestiegen. Dennocli wurde mit KQcksicht auf die in Deutsch- 
land zunelinit iide Agitation im Januar 1>47 vom Senat eine ("ummission 
beauftrairt. aufs iifue zu uulrr^uflit-n. welclifu Einflu.^s das Ditlerenzialzoll- 
ü^.slem aul den Handel il.iuiLurgs und 1 )eut>ohlandij üben würde. Neben 
den Bremischen und den von diesen etwas abweichenden Vorschlägen 
KGnnes lag ein Project Yon Soetbeer vor, dessen Tendenz dahin ging, die 
nationale Flagge zu begilnstigen, ohne jedoch den Handel der Hansestädte 
einznschrftnken oder sie der Gefahr ansznsetzen, mit dem Aosland in Conflict 
zu gerathen. Dies letztere Project erschien selbstverständlich als das 
unvetiänglichstc. Indessen wui-de es für das Erwünschteste gehalten, die 
bisherigen Bahnen übeihaupt nicht zu verla.ssen. P> fragte sich nur, wie 
man sieh zu vei halten habe, wenn e> zu einei \'ei>tändigung unter den 
ülnigen deut.schen Staaten komme. Am ti. und 7. Apiii weilte der preussische 
Minisleriahliiector Gelieimrath Patuw in Handung. um die Ansichten des 
Senats über die von ihm mitgebrachten „Vorschläge füi die Errichtung eines 
deutschen Schiffahrts- und Handelsrereins** in Erfahrung zn bringen. Ohne 
die ttbrigens nur halbofficiellen Anfragen des preussischenCommissais geradezu 
ablehnend zu beantworten, gaben doch die mit ihm Terhandelnden Senats- 
deputii ten unter Vorlegung statistischen Materials ihren Bedenken Ansdmck, 
worauf Palow äusserte: man verkenne in TMeussen weniger, als in den sttd- 
und niitteMeuts. hen Staaten, das Gewicht der Hamburgischen Interessen nnd 
Geiren^nüude, iiulrsMUi leg«- man übeiall aus pulitischen Motiven nucb weit 
mehr, als au.s meieantilisrh«Mi, -ler Saeht- W'.Ttli Im i und gebe zu erkennen, da.s.s 
man allenfalls auch ohne Hamburg ab.xchliessen k.uine. In dem bald darauf 
Zwischen dem Senat und der Commerzdeputatiou wegen dieser Frage 
stattfindenden Meinungsaustausch bezeichnete die letztere es als ratbsam, 
sich Von den möglicherweise zur Forderung des erörterten Projects weiter 
stattfindenden A erhandlungen mit Preussen und den fibrigen betbeOigten 



■^. lien staat. n nieht auszuschliesspu, da es leichter sei, wenn man 
von YMi iihMvin l.otheili-p. auf die Fassung der Beschlüsse Einfluss zu 
1, als später bei nachträglichem und erzwungenem Beitritt die einnutl 
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angenommeneii Beschlttase im Hamburgischen Interesse zn modificiren. 
Zugleich aber gab die Gommerzdepntation der Hoffiiang Ansdraek, dass es dem 
Senat gelingen werde, durch Vorstellnngen die prenssische Regierung zn 

voriÄufigem Verzicht auf das Project zu bestimmen. 

In der That Hess sich die SenatscommissioD angelegen sein, in einem 
Gutachten, das auf reiflicher Ueberlegung aller einschlägigen Verhältnisse 
und dem Studium eines Überaus umfanareiclien Jlaterials benihte, den 
Nachweis zu liel'eni, dass das Vdifrt'sclihif^oue Differenzialzollsystem den 
erwarteten Zweck verfehlen un<l der deutschen Nation mehr Naclithoil als 
Gewinn zuzielien würde. Mit der endgültigen I»edaction wurde Kii cheiipauer 
betraut, der sich dieser Arbeit mit solchem Eifer unterzog, dass die Denk- 
schrift des Senats bei-eits im Juli gedruckt vorlag'). Sie wurde an die 
preussische und andere betheiligte Regierungen gesandt und erlangte, 
zumal nachdem sie durch Veranlassung der Commerzdeputation ins' 
EJngliscbe übersetzt worden war, weit Uber die Grenzen Deutschlands hinaus 
Yerbreitnng. Damals und später wnrde sie als eine der besten Schriften 
anerkannt, die je vom Standpunkt des Freihandels veröffentlicht worden. 
Begreiflicherweise rief sie auch Opposition hen'or; doch warder Hauptzweck 
erreicht, die Anhaiifr» r lin 1 »ittei enzialzollpolitik erkannten, dass und weshalb 
auf Hamburgs .Mit wirkiuif,' nicht zu redinen sei. nnd die Gegner des Systems 
tiihlteii ^icli durch die Hambnrgische Hnndesgenossenschaft gt-knitti^^t. 
\\'eiiu auch die preussische Kegierung schon etwas liülier ziitolge der bereits 
im Aufang des Jahres von Hamburg erhobenen Einwände und der wieder 
stärker hervorgetretenen freihändlerischen Strömung im eigenen Lande 
von dem Project mehr und mehr zurflckgekommen war, so trug doch die 
Hambniigische Denkschrift wesentlich dazu bei, dass sich der Enthusiasmus 
fftr UnterscheidungszSlle in Deutschland verminderte. 

Freilich war diese Wirkung nicht andauernd. Aus der nationalen 
Bewegung von 1848 ging neben der Forderung nach politischer Freiheit 
und Einheit das verstärkte Verlangen hervor, dass Deutschlaiul auch in 
wirthscliaftlicher Beziehung eine Einheit bilde und der Handelspolitik des 
Auslandes gegenüber minder wehrlos dastehe. 

Da ist es nun liemerkeiiswerth , dass in Hambnig. wo wie im 
vorigen Abschnitt angedeutet — die nationale liegeisterniig sich in jenem 
Jahre nicht minder lebhaft, als irgendwo in den weiten Gebieten des 
Vaterlandes, äusserte, sich gleich anftlnglieh die Besorgniss geltend machte, 
die Einheitsschwärmerei kOnne zur Vernichtung der commerdellen Selb- 
ständigkeit und Handelsblttthe der Stadt ftkhren. Einen wie mächtigen 
Einfluss Erwägungen dieser Art auf die öffentliche Meinung fibten, zeigte 
sich nicht zum wenigsten bei den Wahlen zum Frankfurter National- 
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Parlament. Im Gegensatz zn den Vorschlagen des ausschliesslich poUtlsehen 

Antiieben folgenden deutschen Clubs, der zwei Juristen nnd einen Architekten 
anfgestellt hatte, erliielten die Candidalen der Böi^se, nämlich die beiden 
angesehenen Kaufleute, Emst Merck und Edgar Ross, und Dr. Heckscher 
eine tiborwültigcnde Stimmenniehrheit. 

^■on^ö^?e ihrer freiliändlerischen Gesinnung-en und ihrer kaufmäTinischen 
EHahrunirf'n zur Vertretung der Hamburgisehen ITaudi lsititeressen trell'lieh 
geeignet, fanden Merok und Ross überdies einen starken Kückhalt bei der 
Connuerzdeiiutation, die begreif liclierw eise den Gang der Ereignisse nanientlicli 
unter dem Gesichtspunkt ihr^ Rückwirkung aof den Hambni^er Handel 
mit lebhaftester AnAnerksamkeit verfolgte. ') Bereits am 19. April wurden 
ihr von Soetbeer mit Rflcksicht anf die obwaltenden Verfaftltnisse einige 
Vorschlage unterbreitet. Soetbeer bezeichnete es als erwflnscht, die 
Gmndzttge eines Plans zn entwerfen, nach dem wahrend der bevorstehenden 
Verliaiidlungen über eine gemeinschaftliche deutsche Zollverfassuug und 
Handelsgesetzgebung die Interessen des deutschen Seehandels und insbe- 
sondere diejenigen Hamburgs wahrznnehnien seien. Die völlige Erhaltung des 
l»est«'heii(lt ii Zii<tandeszu fordern, ei sehien ilini im HiiiMiek auf die in Dentsrli- 
land Ii» iPM iit iidc Siinnnunf,'- nnrathsani. Er nifintt% die llandelsslellunü: Hani- 
bnrtrs werd»* im wesrntlichen für di»* Zukiinl'l gesiehert sein, wenn man es 
dahin bringen könne, dass Hanibiug-AUona als Freihafeu innerhalb des 
geeiuigten Deutschlands anerkannt werde, wie Triest bisher innerkalb des 
österreichischen Zollgebiets. Ueberdies hielt er für angemessen, dass man, 
um dem Vorwurf des Particularismns zu entgehen, die Einführung des Frei- 
hafensjrstems fOr den deutschen Handel ganz im allgemeinen und namentlich 
auch fttr die wichtigeren Ostseehäfen beantrage. Weitei'e Vorschlage 
Soetbeer» gingen dahin, durch \ereinbainngen mit anderen Seeplätzen, 
sowie mit den K'egierungen derjenigen Staaten, die bisher nicht zum 
Zollverein [rehörten, feiiici' durch Entsendung von Sachverständigen nach 
Fiankfuit iiml dnich l'nblication von iJenksihriften im Interesse des 
Freihandels zu wirken. Jn der Tliat wurde bald genug ans mancherlei 
Anzeichen ersieht lieh, dass es ausserordentlicher Anstrengungen bedürfen 
werde, um den Uaniburgi.schen Anschauungen und Interessen der erregten 
öffentlichen Meinung gegenüber Geltung zu verschaffen. Abgesehen von 
dem allerdings zunächst unwirksamen Beschluss des Bundestags vom 
19. Hai, dass alle deutschen Staaten binnen acht Tagen Bevollmächtigte 
nach Frankfurt entsenden sollten, um bis zum 1. Juli 1848 die ZoUeinbeit 
Deutschlands ins Leben zn rufen, mahnte der Eifer, mit dem die süd- 
dentschcn Industriellen für den fortdauenulen und womöglich noch zu 
verstärkenden Schutz der deutschen Gewerbthätigkeit eintraten, eine ent- 

') Dm Folgende Tomigsweise nach Schriftitttcken des Comm. A. 
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sprecliciidc Iiühiigkcit iin Iiitercssp des Fieihaiulels im allgemeinen, wie 
insbet^oudere zu Gunsten des Ilamburgischen Handels zu bekunden. 

Um in letzterer Bezieliunf^; auf sicherer Grundlage zu fussen, riclitele 
die Cumnierzdeputatiun gegen Ende Mai an eine Reihe angesehener 
Hamburgischer Handelshäuser die Anfrage, ob es für ihre specielleu 
Handelsbetriebe wHisebensweith« sei, dieSkbenteUmijr des Hamburgischen 
Freihafens anzustreben oder dahin zu wirken, dass Hamburg eine „deutsche 
Handelsstadt mit wohl geordnetem Entrepotsystem werde**. Die Aoi^ifabe, 
die eingehenden Einzeigntachten in einer fUr die OeflTentlichkeit bestimmten 
Denkschrift zn verwerthen, fiel Soetbeer zn, der mittlerweile anf Wunsch 
der Commerzdeputation als deren Vertrauensmann und zugleich als volks> 
wirthschaftlicher Berather der Hamburger Parlamentsmitglieder nach 
Frankfurt gereist war. 

Inzwischen war auch der Senat vt ranlasst worden, zu der Frage der 
künftigen HandelsverfEissung Deutschlands Stellung zu nehmen. Von Ende 
Juni ]>is Anfang Juli hatten in Hannover auf Anregung der dortigen 
Re^gierung ('unferenzen von Vertretern derjenigen deutschen Staaten statt- 
gefunden, die bisher dem Zollverein nicht beigetreten waren. Man zeigte 
sich dort keineswegs gewillt, die Rechte und Interessen der Einzelstaaten 
dem Einheitsgedanken unbedingt zum Opfer zu bringen. Vielmehr war 
man der Ansicht, dass bei der Regelung der deutschen Zoll- und Handels- 
verfassuog die financiellen und Verkelirsverhältnisse der einzelnen Staaten 
soweit zu berOcksichtigen seien, als dies mit dem Inta'esse der Gesammt- 
heit vereinbar erscheine. Auch wurde die Zulassung von Freihäfen und 
sonstigen Einrichtungen, die dem Handel die freie I?ewegung erhalten 
könnten, in Aussicht genommen. Anderseits lautete aber einer der Haujit- 
sätze, über die man sich geeinigt hatte: „Es wird als (Grundbedingung der 
in Rede stehenden Znlleinigung angenommen, dass kein deutscher Staat 
sich von dem gemeinsamen Zollgebiet ausi^chliessen darf.*") Als daher der 
Senat, der auf diesen Goufereiusen durch Kirchenpauei* vertreten war,') 
von deren wesentlichen Ergebnissen der Commerzdeputation Uittheilung 
gemacht hatte, bezeichnete diese es als nothwendig, dahin zu wirken, dass 
bei der zn erwartenden Prodamirung der Handelseinheit Deutschlands die 
Interessen der grosseren Seehäfen und des Seehandels Oberhaupt durch 
einen möglichst bestimmt gefiissten Zusatz sicher gestellt würden.') 

Noch im Laufe des Monats Juli wurden die Senatoren Kirchenpauer 
und Geffcken als Bevullniächtigte des Hamburger Senats nacli Frankfurt 
deputirt, da der volkswirthschaflliche AusscUuss der Nationalversammlung 

0 A. Dnekwiti, Denkwtlrdig^keiteii am meinem SffmtlicheB Leben von 1841-*18G€ 
(Bremen IST 7), S. 2('>c. 

") VgL VV. von Melle, a. a. 0., S. i'G9. 

') Antraf der Commerzdeputation an den Senat Tom 19. JoU lä4S. Comm. A. 
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mit grösstMcni Erfolg-, als einige Zeit zuvor der Bniulestafr. die <leut.sdi»;n 
Kegienuigen zur Enisendimg von volkswirthsclialYliihcn Sa cli verständigen 
aufgefordert hatt«. Hamburg war also in Frankfurt, abgesehen von seinen 
Parlamentsdepntirten, durch zwei angesehene Mitglieder des Senats mid 
durch den ProtokoUisten der Ck>mmerzdeptttation yertreten, zu denen im 
Laufe der Zeit noch verschiedene Specialsachreiständige hinzukamen. 
Trotzdem hatten die Hamburger einen schweren Stand. Namentlidi flel 
es zu ihren Ungunsten ins Gewicht, dass der Bremer Duckwitz, desseu 
Lbcn iilter Zoll- und Handelsangelegenheiten den in Deutschland vor- 
lierrsi Itenden sehr viel luiher standen, als die ihrigWi am 9. AugOSt 
zum I'eiclishandelsniinister eniaiint worden war. 

Bereits einige Wuihen ziivor hatte Duckwitz sein berühmtes „Memo- 
randum, die Zoll- und liandelsverfassnng Deutschlands lietrett'end" vcr- 
öÜ'entlicht, aus dem ersichtlich war, dass ihm die IW'ilichaltung der hanse- 
städtischen Freihafenstelluug in ihrem bislieiigen Umfange mit den 
nationalen BedOrfhissen unvereinbar erschien. Seiner Ansicht nach hatte 
man nur die Wahl, entweder das Freihafensystem gewissen Einschränkungen 
zu unterwerfen oder sich mit dem Entrepotsystem zu begnttgen. Im 
ersteren FaUe gelte es, Vorkehrungen zu schaffen, einerseits um Ck>ntroD- 
massreg(1n fiir die Erhebung der eventuell vom Reich angeordneteo 
Diflfereiizialzidle durchführen zu kOnnen, anderseits um den Indns(rieei-zen^- 
nisson der Freihäfen zidlfreie Einfuhr und den in die Freihäfen gebracht t*n 
Boden- und lurlustrieproducten des Binnenlandes zoUfieie Kückfuhr nach 
dem inneren Deutsi bland zu ermöglichen. Falls man Sich für Entrepots 
entscheide, sei es erwünscht, die mit diesem System verbundenen Enzn- 
träglichkeiten mögliciist zu verrin«,'ein, indem man es, so weit thuiilicii, 
dem Freihafens} stem annähere. Die Entrepots dürften nicht so eingeiichtet 
werden, wie es jener Zeil gebi'iuchlich, sondern gleichsam auf verschliess- 
bare R&ume zurttckgef&hrte Freihäfen sein. „In den sicher verschlossenen 
und von aussen bewachten Entrepots wttrden die Eigenthämer mit den 
Waaren machen können, was sie wollen, umpacken, veiiindem, mischen 
n. s. w., gerade wie im Freihafen, und sie auch ganz in derselben Werse 
wieder versenden." 

Es ist ersichtlich, dass Duckwilz die Herstellung eines einheitlichen 
deutschen Zollwesens mit der Ixücksicht auf die Hedüit'iiisse des Seehan<lels 
möglichst zu vereiuigeu suchte; aber das Eiuheitsinteresse war für iiin 
das höhei e. 

Auch Soetlieer, der unter den verschiedenen Vertiauensniännern, die 
in Frankfurt das Interesse des Haniburgiscbeu Handels verüaten, als 
Schriftsteller und gleichsam als berufsmässiger Sachverständiger bervoiragte, 
war, wie bereits angedeutet, der Ansicht, dass dem Verlangen nach 
Einheit Zugeständnisse gemacht werden mOssten. Aber er meinte — wie 



Digitized by Google 



18.1 



er in einer als Maniisiript «?eiii lukteii Denkschrift su^t - „die Nation 
veilange iiiclit allein eine einheitliche, sondern zntrleich el»ens()sehr eine 
gute Handels- und Zollverrassung" und betonte deshalb, die cunimercielle 
Einheit mflsse das Ergebniss besonnener Pröfting und sachverständiger 
Yerhandlnngen sein,*) Einen werthyollen Beitrag f&r die von ihm 
gewünschte Pr&ttang aller einschlfigigen Verhftltnisse bot er selbst in 
seiner mit Benutzung der Hamburgischen Einzelgutachten ausgearbeiteten 
Denkschrift : „Die deutsche Handels- und ZoUverfassnng und das Freihafen- 
System. Mit besonderer Bttcksicht auf Hamburg." Kr führte darin aus, 
dass das Freihafensystem aus einer eigenthDmlichen denlsdien Entwicklung 
hervorgegang-pn, die sich zum Nutzen des deutschen Handels vortrefflich 
bewährt habe, und sudite nachzuweisen, dass die Fiirsoir;e für das 
coninierciellft Gesaninitinteresse Deutschlands und namentlich für den 
Absatz deutscher Fabricate nach dem Ausland davon abhalten müsse, 
das Freihafensystem durchweg durch Entrepot-Einrichtungen zu ersetzen. 
Auch das Differenzialzollsystem wurde von ihm entschieden bekämpft, 
wobei er sich theils auf die Denkschrift des Hamburger Senats vom 
Jahre 1847, theils auf neue Argumente berief. Wie er Jedoch schon in 
seinem nur fttr die Commerzdeputation bestimmten Gutachten von 1845 
angedeutet hatte, dass die Hansestädte auch ohne Verzicht auf ihre 
Freihafenstellung, wenn es erforderlich sei, dem übrigen Deutschland bei 
der Durchführung von Unterscheidungszidleu behülllich sein könnten, so 
betonte er dies ausdrücklich für den Fall, dass sich Deulsehland veranlasst 
sähe, Ketorsionsnia^-rep:('l!i treten andere Ländei' zu ergreifen. 

Diese Schritt, die vor ihrer Xfiolfcnllichung als Mannscriiil hei den 
Coninierzdeputirten circidirt hatte, war von diesen beifiillig aufgenoninieu. 
Sie beanstandeten nur, dass darin dem Ditlereuzialzollsystem ein wenn 
auch noch so bedingtes ZugestHndniss gemacht worden. Indessen konnte 
Soetbeer sich darauf berufen, dass die Hambmger Volksvertreter es mit 
ihm fttr rathsam erachtet hatten, in diesem Punkte der Öffentlichen Meinung 
entgi^ienzukommen. Auch Oeffcken und Kirchenpauer missbüligten dies 
Zngeständniss nicht; sie wiesen in einem Bericht vom 16. August darauf 
hin, wie empfindlich die Nationalversainnilung sei, WO es sich um Kraft- 
iussemngen des einigen Deutsehlands handele. Man mnsste dem in der That 
Rechnung tragen, wenn man nicht die Hamburgischen Interessen vidlig aufs 
Spiel setzen wollte. „Wir stellen bis jetzt fast ganz allein mit unseren 
Wünschen nach Erlangung des Freihafens" heisst es in demselben Srhreiben. 
In gleichem Sinne äusserten sich mehrere Hamburger Kaufleute, die auf den 
verschiedeneu in Frankfurt tagenden Congressen das Haniburgische Handels- 
interesse vertreten hatten, noch mehrere Monate später. 

') Bemerkungen betreffend die H«'rstelliiij^ einer einheitlichen deutschen Haudels- 
ond ZoliTerfasBOOg ^,Ala Manuscript gedruckt;. Jfraukfurt am Maiu lS4ö. 
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\ i'lliir iiiilzlos waren die Beiniiluiny'eii der Hamburger an der Stätte 
der dauiulii^en deut.^elien Cenlralgewalt dennoch nicht. Abgesehen von der 
erwähnten Publication Soetbeei*s^) wirkte der mündliche Austausch in dem tob 
Blerck gegiündeten Freihandelsvereln, dem bereits in der Mitte des Augusts 
dreissig Mitglieder der NationalTersammlung „von allen Farben der politischen 
Meinungen* beigetreten waren, und sicher nicht wenig imponirte die kräftige 
Vertretung, die Kirchenpaner und Gecken den Hamburgischen Interessen in 
den Gonferenzen der voIkswirthschuftlicUcn Regierungscommissare zu Thdl 
werden Hessen. Allerdings findet sich noch in einem l'rit f (TctVckens vom 
IS. October, in dem er von den Berathungen bezüglich cb^r in <bis Reichs- 
grundgfx't/ aiifznnelimenden Bestimmungen über das Zollwcsen bericlit»'t, die 
Aensst ruii': : ,.\\'ie es mir niii^iit li werden soll, irgend einen Satz ülter Frei- 
liäten in (Ii 11 Kiitwui l hineinzubringen, ist noch nicht abzusehen." Kaum sehr 
viel hdlViiungsvoiler klangen die bdgenden Worte seines Sclireibens : „Die 
Freihaienfrage ist sehr .M liwit-rig zu behandeln, sie daif nicht zu sehr in 
den Vordergrund gedrängt werden, weil Hamburg, dann als au.«>geschlossen 
betrachtet, seinen Einflnss auf die ganze Angelegenheit einbussen würde 
und am Ende doch vielleicht kein Freihafen wird. Das Sichtigste scheint, 
im ganzen für Handelsfreiheit und demnach für mässige Taril^tze zn 
kämpfen. Indem das geschieht, kämpfen wir zugleich flhr den Freihafen, 
der leichter unter liberalen Bedingungen zugestanden werden kann, wenn 
massige ZolKsätJse eine peinliche Connnlle weniger nöthig machen." Doch 
fand sich bald genug (ielcgcnheii, sich dem ersehnten Ziel auf directum 
Wccro zu niiht rn. rnzweifcliiaft ist es auf die Anregungen Kirchenpaners 
und (ietbkeiis zui ückzufühien, dass die ]\eL:i(Miingscomniis.sare in ihrer 
Krkhiruug vum H>. November zum ersten Satz von § :V', des Reichsver- 
fassungsentwurfes: „Das «h'utsche Reirh soll Kiu Z(dl- und Handelsgebiet 
bilden** den Zusatz beantragten: „Die Aussonderung einzelner Orte un«! 
Gebietstheile bleibt der Reichsgewalt vorbehalten".^ Ungeachtet der 
Opposition, welche dieser Zusatz bei dem volkswirthschaltlichen Ansschnss 
der Nationalversammlung erweckte, wurde er doch von der Nationalyer- 
sammlung selbst am 21. November mit erheblicher Stimmenmehrheit an- 
genommen. 

Vom liisr<»iischen Standpunkt angesehen war diese Entscheidung 
nanientli<li deshalb von Wichtigkeit, weil jener Zusatz aus der Reichs- 
verfassung von ib4U mit den durch die Umstände gebotenen Modificationen 

•) Von der Bcdeatnng, die man ihr beiman, «engt schon «1er Umstaud, dass zwei 
halb (ifficicllo, vom Reiebihaadetsinhiiaterinm vennlaaste Schriften ihre kaMhmagm m 

widcrlt Lrcn .siiditon. 

^) Die KeaulUite der JJcruthuiigc» der Kegioruiiffscoinniissiiire iu Frankfurt am Main 
1848/40 rar HersteUong der ZoU-Eiuheit im deuüjcheu Heicbe (Halle Ibol), ü. a. 
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iu den Verfassiiugseutwurf des DreikOiügsbünduisses, sowie in den Entwurf 
einer Yerfassnng des norddeutseheii fiimdes Tom Juni 1866 auigenommen 
wurde* 

Für den Aagenblick hatte man nor so viel erreichti dass eine der 
bansest&dtisclien FreihafensteUimg nngOnstige Vorentscheidung vermieden 
war. Die Frage, ob Hambni^ thatsftchlich ausserhalb der deutschen Zoll- 
linie bleiben werde, galt keineswegs für erledigt. In dar Mitte des 
Decembers 1848 sah sidi Sootbeer daher veranlasst» der Coramerzdeputation 
ein Promemoria zn unterbreiten, in dem er. nni seine frühere Denkschrift 
zu ergänzen und eine völlig unbefanirenc l'i iifuiifr der (ibsi hwebeuden Frage 
zu erleichtem, sowohl die Argumente, welche für den Niclit-Aussclihiss 
geltend gemacht wurden, wie diejenigen, die zur Abscliwiuhung der von 
dem Anschluss zurücksthieckenden Besorgnisse dienen konnten, ohjeetiv 
darlegte. Anderthalb Monate später (am .U. Januar 184J)) forderte der 
Senat die Gommerzdepntation sogar zn einem Gutachten darftber anf, welche 
Einrichtungen und Anstalten als unerläsdich und wflnschenswerth anzusehen 
seien, falls Hamburg nicht ausserhalb der Zolllinie bleiben sollte. Es 
bestanden nicht nur trotz jenes § 33 Zweifel darflber fort, ob Hamburg 
die oiFenbare Abneigung des übrigen Dentschhinds gegen das Freihafen- 
System überwinden werde, sondern es tauchten selbst bei den eifrigsten 
Anhängern des Freihandels darüber Zweifel auf, ob, wenn im flbrigen 
die deutsche Zolleinheit eine Wahrheit werde, nicht die Nachtheile 
df's Zollausschlusses für Hamburg die des Anschlusses überwiegen würden. 
lUnierkenswerth ist, dass selbst Kirchenpauer am 7. März IS4!» aus 
Frankfurt schrieb: „Dass ein Freihafen fVir uns zu erreichen sei, habe ich 
nie fiir unmöglich gehalten und glaube auch noch, dass wir ihn erlangen 
können. Ob aber unsere eigenen Finanzen es gestatten, ob wir unserem 
Detailhandel und unseren Fabriken es werden genehm machen kOnnen, 
wage ich nicht zu beurtheilen. Sehr viel wird bei der Wahl zwischen 
beiden Eventualitäten darauf ankommen, wie in dem einen Fall die Entrepot^ 
Einrichtungen und wie im anderen Falle die Zolllinie sich geslalten wttrde." 

Heide erwähnten Fragen waren wählend der vergangenen Monate 
in Haiii]»urg wiederholt eröiteit worden. Bezüglich der letzteren hatte 
man erwogen, ob die Zolllinie in die Richtung der Acciselinie fallen könne, 
oder ob es vielleirlit zw«'ckniiissig sei. auch die Vorstadt St. Georg in 
die Zolllinie liineinziiziehen und dadurch für Hamburg di»- \'orzüge des 
Freihafens und der partielleji Zugehörigkeit zum Zollgebiet gleichzeitig zu 
erlangen.') Hinsichtlich der ei-sten Frage hatte die Conunerzdeimlatiou 



') Von dieser Idee waren die St Georger allerdings nicht erbaut. Am 30. Joni Ij4S 
riditete iu SireliencoUegiiiin von St. Oeoig^ ala die gesetslidie YerireUuig Yonudt» 
«faie Soppltk an den Senat, fai der es die edion frUier beentrofte Veninigiing St Geergs 
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d«» Z-IIiL-H^lIr-ir:» f:r H-i.T.*"S5 Aw'^jwt ja der JUt des Porto franco in 
GfL:ai *rf .ri-rli.i i-^^z ztt -iis En^and Aasgehen der Waaren 

efc-r Z " ' *T ciT-rrü-^r ▼i ir'^^! ii_ Ini«?« 4«- b^-treffenden TMump 
XkI.^ ürir: Br^rCT^z »"^i:*.!*." "^-a !l1>^- FL^ jeiloch die HanUiiirger 
»kL ü'rrr «ü-^ ^tcx «L-in'.rr ond mit den Keichs- 

b-l'r !-a TrmiiiLr: Litvü. tri i L- Frankfurter ParLaneatsberrlichkeit 

F- kaL.-ü L-Ji *!-i-r ."':.l!-r-r -TiLr^. vln- dasi« jedoch die I»iücassiun 
Über da& Vwllltii?* drr HAi.*-*-^i:e am Zt-Ilverein je vOlli^' zur Rohe 
geUnzt wäre. B^zzl-^n Azz^^zzg li«na boc, daas sieh Haniio?er im 
Jahre blI «Xlri^^rg im fo^radea J^kre mit Tnuten tübear den 
Beitritt ma Z'iÜTeprh e:i,ir:e VLi «lesknif '!s;e tob 1. Jaaaar t854 ao, 
aacbdeiB die aeaen Tertrize in Eraft gecretea. Hanbvg timb ZollTeiein 
erreict'. Brem>=-n - r\r v.-.a itai sais^LIvssen war. 

Obn'uhl Lirr ioroh eise f jias aeiv L^?«" für die Hansestädte entstand, 
wrl:imHn ^i«^ A in r_r-r ^Nj.-rfj-?! Znrn- khaltnns-. nnd zwar Bremen 
nirht min i'-r aK Hau." ar-j. F'-^^ in • : i n '^'^■l'-v. j-ner Zeil Vurherrschenden 
An'" hauuniT'-n <: i^- Olt-^ «iii i-i:.. :---r in >»-iri'-n \^'>''> in der Weserzeitun? 
\>ir.tf»-nt]i. l.:t-o Tri-TVn An-Irti k. An 'li- Spitz*^ >riner Erörteningf^n stellt»' 
»•r allerdings d^-u ,W.rnL «Wr Z- Uvervin die Hanses^täilte haben will, 

>o Da.«$^n sie beitmea." Etwaigen Zwaagsaa^afregela dca Hinterlandes 
gegenfiber — meinte er — wUnlen sie aar die Wahl habe«, sieh an rainiren 
o«ler sich zo unterwerfen. Es war hieraach klar, dass die Stftdte, am ihre 
Freihafenstellang za bebaa|>ten, daraaf aagewiesea waren, darznthan, 
dass sie in ihrer Sonder^-teliang für «las übrige Dentscbland mehr zn 
leistea im Stande >eien. al> t::\> Ii erfolgtem Zollaaschlnss. Dieser Auffrabe 
snclite sirh Gildeniei>ttr dunh ilen wt-iieren Inlialt seiner Artikel in der 
Wesf'izeiturii: zn nnr» rzifli» n. I>rn>»-il.t^n Zwei k verfolsTte der Hambnrsrer 
Senator »i« tii keii in >einer wenig sjäter ersi'hienenen Schrift über die 
Stelluntr der Han.M -tädte. ' ) 

Für Haml nisr wurde die Situati-m n-« h viel emster, als im Jahre 
S<;hle>wig-Hul>tcin und L;iUenburg ans ihrer Verbiudong mit Dänemark 
losgelöst wordea. 



mit der innerai Stadt vatf nea« befanntrt«te, vm aaf diese Wöw des gefthriiehen 
|'r'-j. tt< n d» rj» nigf-n vontnl» n^n, <ii> ih r bi-hrriiren V..rsta'lt .die Rolle eines a asse ihaib 
< Fr- iL'-'-bir-t« -« nnd innerhalb der Z 'IIlinie gelegcBea Fabrikoites* suweisen wollten. 
Vgl il^mb. Nachrichten vom 11. Joh 1^46. 

*) Die StcUnag der Baasestidte. 1. Heit Beaeikugea vcndurt darch s«^ 
Aitiket der Weseneitang. Haabvig ISSS. S. Heft. la aihepsr BeaieiniBg «af Biaitaig. 
BMabng 1854. 
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In der Erwartung, dass demnächst nicht nur diese Gebiete, sondern 
auch die mecklenburgischen Lande dem Zollverein beitreten würden, ver- 
anlasste der Hamburger Freihandelsverein im Jahre 1865 eine üntersnchnng 
darflber, welche Haltung Hambniig unter diesen Umstünden einnehmen 
sollte. Das Ergebniss war im wesentlichen folgendes: Man verscbloss 
sich nicht der Erkenntniss, dass, wenn für den internationalen Zwisdien- 
handel Freihiger «gewährt und für die Wiederausfnhr von Artikeln, die 
sich nicht für Entrepots eigneten, Zurtickerstattung' des Zolls zugesichert 
würde, der Beitritt zum Zollverein manclie Vortheile l)riiii:en werde: für 
den Grosshandel ungcheuimten Verkehr mit dem wielitig-sten Absatzgebiet, 
ausserdem Förderung der Industrie, des Handwerks, des Detailhandels. 
Indess schienen diese Erwägungen minder ins (jewicht zu fallen, als die 
Betrachtung, dass Hamburg nur durch die freie Bewegung seines Handels 
in den Stand gesetzt werde, trotz ungünstigerer geographischer Lage den 
Wettkampf mit London und Liverpool anfeunebmen, und dass die Handels- 
freiheit, in deren vollständigem Gennss die Stadt aufgeblüht sei und ihren 
und den deutschen Handel am besten gefördert habe, durch den Zoll- 
anschluss aufs Spiel gesetzt werde. 

Diese Anschauungen wurden in dem von Hargreaves ausgearbeiteten 
Bericht daiigelegt*) Obwohl hier alles kurz zusammengefasst wai*, was 
seiner Zeit für und gegen den Beitritt zum Zollverein vorgebracht zu 
werden pflegte, so Hessen doch sclion die Ereignisse des folgenden 
Jahres ISfUj und insbesondere der thatsächlich bevorstehende Z«dlanschluss 
von Schleswig-Holstein und T^auenburg, wie auch von Mecklenburg eine 
nochmalige Prüfung der erwähnten Frage eiwünscht erscheinen. Die 
Commerzdeputation riclitete deshalb am '21k September wieder ein Kund- 
schreil>en an alle bedeutenden Haiiilmiger Firmen, um sie zu Aeusserungeu 
über die zur Entscheidung vorliegenden Punkte vom Standpunkte ihres 
besonderen GeschäfLsbetriebes zu veranlassen. Zur Begründung dieser 
erneuten Aufforderung wurde angeführt, dass sich die Verhältnisse seit 
dem Jahre 1848 in mancher Beziehung gdindert hatten. Das in Jenei* Zeit 
noch mächtig vertretene Streben nach einem deutschen Schiffahrtsgesetze 
und Diiferenzialzollsystem, welches damals dem Fortbestande vollständiger 
Freihäfen am gefiihrlichsfen entircL^enstand, sei mittlerweile geschwunden. 
Der Zollvereinstarif zeige im \'erglei<di nni dem von 1848 einen ausser- 
ordentlichen Fortschritt im Sinne des Freihandels, anderseits habe 
der früher zu (iunsten des Freiliafensystems so sehr heivorgehobene 
Zwischenhandel nach dem nördlichen Europa sich nicht iu dem gleichen 



') Hambarga Stellnug zum ZuUvercin bei dem eventuellen Eintritt von i^chleswig, 
Hotstein, LMMBilmig imd UecUenbug. (Berieht d«t Fr^lumdeb-Yereins. Ab HanoMript 
g«drackt Beridktentotter J. HaignaTet.) Hunbnig 1865. 
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Yerhältniss fortentwickelt^ wie das dentsche Importp und Exportgescbafl;. 
Ferner wurde betont, dass diejenigen, die sieb ftb* Beibebaltnng des Frei- 
bafens aussprechen würden, auf Vorkehrungen im Interesse des Handels- 
betriebs mit dem ßinneiilaiide bedacht sein mtlssten, wogegen diejenigen, die 
den Zollanschlus.s ompfelilen würden, über zollfreie Mederlagen, den Zoll- 
credit u. s. w. Vorschläge zu machen hätten. 

Di)- .Mehrheit der befragten Hamburger Firmen sprach sich gegen 
den Zollanscblass ans.^ 

Im Sinne dieser Mebiiieit traten auch der Hamburger Senat und 
die in den constituirenden norddinitsdien Reichstag gewählten Harn- 
burgisclien Deputirten in Herlin tüi die Aufrechterhaltiing der Freihafen- 
stelliiiifr ein, und obwohl es bekaiintlicli nicht an Gegenbestrebungen fehlte, 
wuidf fler Artikel .'!! so, wie er bereits in der \ orlage enthalten war, 
in die \'ei fassung des noi ildeutschen Hundes anlgeiininmeii. Der Wort laut 
desselben: „Die Hansestädte Lübeck, Hremen und Hauibuig mit einem dem 
Zweck entsprechenden Bezirke ihres oder des nniliegenden Gebietes bleiben 
als Freihäfen ansserhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze, bis sie ihren 
Einschluss in dieselbe beantragen" war ersichtlich den Hansestädten 
gflnstig«r, als der § 33 der Rdchsrerfassnng von 1849. Der letztere 
machte die Gewährung eines Freihafens von dem Beliehen der Reichs- 
regierung abhängig, während der erstere einen etwaigen künftigen Zoll- 
ansdiluss der Hausestädte deren eigener Entscbliessung anheimstellte. 

Dass jedoch fttr Hamburg nach der EinfUhmng der norddentscheu 
Bundesverfassung trotz der ihm bewilUgten Sonderstellnng ancli in wirth- 

schaftlicher Heziehung eine neue Situation eingetreten war. fand seinen 
Ausdiiu'k auch in dem Antrag des Senats ;in die H>iiigers( liaft vom 
Septeiiilier 1H()7, in dem die Kiiisetzung einer geniiscliten Commission zur 
lieratlmiif^ der durch den Anschluss Hamburgs an den norddeutsdien Hund 
hervorgerufenen wirthsciiattlichen und financiellen Fragen vorgeschlagen 
war. Im Eingang des Antiags ist von der Vereinigung der Staaten des 
norddeutschen Bundes zn einem mit den Hansestädten in organischem 
Zusammenhang stehenden wurthschaftlichen Ganzen die Rede. In anderer 
Beziehung bemerkenswerth ist die folgende Erklärung des Senats: Er habe 
niemals veikuitif. dass principiell der vollständiiri' Anschluss an die 
natioii il' Gemeinschaft auch im Verkehrshdien das Wünschenswertheste 
seil und ebenso wenig, dass sehr beachteuswertbe Interessen Uambuigs 



') Im Drnck erschienen: „Zwaiudg Gatachten in Bezog auf Hamburgs Mbiftlgea 

Vcrliältiiiss zum Zollvcreiii. Ht rausKi ;r<'l'> Ti voji Fn niulfii ilcr Frcilmfcnstellniig" und 
„Neun (lUtuchtcu, die künftige houdckpulitiscLe Scelluug Uamburgs b'btreffead. Ueraos- 
gegeben von «lern Verein für den AntcUosa &uubargs an den Zollyerein". 
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durch den Ausschluss ron dersdhen benachthefligt wOrdeo. Trotzdem sei 
er zn keiner Zeit darflber zweifelhaft gewesen, dass der Anschlnss der 
Stadt im gegenwärtigen Angenblick nicht nur die mercantile Gksammt- 

Stellung Hamburgs, sondern auch den deutsclien Handel und die deutsche 
Industrie, als deren Vertreter im Welthandel die Hansestädte zu wirken 
hätten, empfindlich schädigen würde. 

Zu diesem Senatsantrag stellte eine Gruppe von Bürgerscliafts- 
mitgliedern den Krgänznngsantrag, dass der zu wählenden geniischten 
Comniissiun gleichzeitig das Mandat zu unparteiischer Prüfung der Frage 
ertheilt werde, ob und iu wieweit der Freihafen oder der Zollanschluss 
dem Geflammtinteresse Hamburgs am meisten entspreche. In der sich 
hierüber entspinnenden BQigerschaftsdebatte wurde u. a. als wAnschens- 
werth bezeichnet, zu nntersuehen, ob sich nicht solche Einrichtungen 
schaffen Hessen, die auch im Fall des Anschlusses das Interesse des 
Welthandels genügend sicherten. Die Mehrheit der Bürgci-schaft war. 
jedoch der Ansicht, dass die einschlägigen Fragen schon zuvor hinlänglich 
geprüft worden seien. 

Da indessen di«' Besurgniss obwaltete, da-<s der Zullaiisclilnss v«»n 
SLlileswig-liolstein und MecklHnbiug die wirthschaftlidie Kxistenz zahl- 
reicher Be\V(diner Hamburgs gelahrden werde, so galt es Massregeln zu 
ergreifen, um dem soweit wie möglich vorzubeugen. Zu diesem Behuf wurde 
bei der Feststellung der Zollgrenze darauf Bedacht genommen, dass f&r 
Fabrikanlagen sich eignende, vom Mittelpunkt der Stadt nicht allzu weit 
entlegene Theile des Landgebiets in den Zollverein eingeschlossen wurden, 
wodurch zugleich den W&nschen Preussens entsprechend eine erhebliche 
AbkOrzung der Zollgrenze erreicht ward. Ausserdem win l* mit preussischen 
Coramissaren über die Herstellung einer ZoUvereinsniederlage verhandelt. 
Anninglich hatte man geholTr. dass die zu schattende ZoUvereinsenclave 
im Hanibuiger Freihal'enueliiel nicht nur dem Handel mit Zollvereinswaarrn, 
sondern aucli der Fabrikation dienen könne. Der Bundesratli wollte 
jedoch einen industri«']len Betrieb innerlialb der ZoUvereinsniederlage 
nicht zugestehen. Die hierdurch hervorgerufene Enttäuschung vieler 
Hamburger Gewerbetreibenden gelangte zum Ausdruck, als Anfang 18ß9 
die auf die ZoUvereinsniederlage bezüglichen Senatsvorlagen in der Bürger- 
schaft zur Verhandlung kamen. Es wurde jetzt im Interesse der dui-ch 
den Zollansschlnss Hamburgs Benachtheiligten der Antrag gestellt, der 
Senat mOge sich mit der preussischen Regierung darüber ins Einvernehmen 
setzen, dass ein städtisch bebauter Theil »les Hambuigischen Ten-itoriunis 
dem Zollverein angeschlossen werde. Indessen war die Mehrheit der 
Biirgerscliaft mit deni Senat der Ansicht, dass man erst die Wirkung der 
jüngsten Abmachiiugeu abzuwarten habe, ehe man sich auf neue Experimente 
einlasse. 
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Die Mehrheit der Hamburger begrflsske es auch mit Freuden, daas 

— naclKlem Lllbeck im Jahre 1868 dem ZollTerein beigetreten war — der 
Artikel 84 der norddeutschen Bundesverfilssong zu Gunsten Hamborgs nnd 
Bremens in die deutsche ßeichsverfassnng Ton 1871 hinttbergenommen wurde. 

Die hansestildtische Freihafensteliung schien nunmehr gesicherter als 

je zuvor. Der Missgunst, welche Ausnahmestellungen hervorzurufen pflegen, 

Sellien (lurcli den Umstaiul vor^^ebeugt zu werden, dass die Städte (schon 
seit der ]{e<,nündnng des uorddeutsclien Buinlcs^ für iJire Befreiung vom 
Zoll eine bedeutende Aversionalsumme eimicliteten. Dazu kam, dass, 
»«eildeiii ilif Hansestädte sieh durch ihre iiatriutische Haltung im -lahre 1.S7Ü 
die Anerkt'niumg <ies tresanimteii N'aterlandes erworben hatten, es noch 
ungerechtfertigter, als iruhej-, erscheinen juusste, sie wegen der \'ertheidigung 
ihrer Welthandelsinteressen undentscher Gesinnung zu bezichtigen. Dessen 
ungeaditet dauerte die Agitation gegen die Freihafenstellung der Hanse- 
städte fort. 

Dass innerhalb der Städte selbst sich viele Kreise durch den Zoll- 
ausschloss geschadigt glaubten und es zum Theil in Wirklichkeit waren, ist 
zur Genflge hervorgehoben worden. Unter der Freihafenstellung Hamburgs 
und Bremens litten ferner die diesen zunächst gelegenen Oitschaften, 
insofern ihr Verkehr mit den Zollausschlussgebieten und über diese hinaus 
unveikeniil)ar eischwei t wurde. In wriftuMi Kreisen Deutschlands enipfiind 
man es iilx-rdies als eine l>enachtheilif,^uii^( , dass der Uonsum in zwei 
Vülkieiclien dentsch«'n Stadien die ausw;irtij;en I]rzeu}j:nisse vielfach vor 
den deutschen bevorzugte. Abgesehen hiervon, wurde trotz des 
Wideisprnchs der Hans^tädte stets aufs neue wiederholt, dass letztere, 
sobald sie sich dem Zollgebiet angeschlossen h&tten, ihr Interesse noch 
mehr mit dem des deutschen Binnenlandes identiflciren würden. £!ndlich 
erschien es als eine unerwftnschte Anomalie, dass in dem politisch geeinigten 
Deutschland die wirtlischaftliche Einheit zufolge des Widerspruchs der 
Hansestädte noch immer nur ein ersehntes Zukunftsbild war. 

Die somit gleichmässig ans realen und idealen Antrieben hervor- 
gegangene Bewegung fttr den Zollanschluss trat begreiflicher Weise mit 
verstärkter Kraft hei vor, seitdem in Deutschland gegenüber der bisher 
vorher) sdirnden Kreihandelspolitik eine schutzzüllnerische Strömung zur 

Geltung pt'huigte. 

Ks fnl<i-t(.n nnn Vorp'ruige, die noch in allci- Kiinnerung leben, nnd 
anf ilt'i * II h'-iiizi'llii'ltcn »'inznji-elien unnölhi«; ersclieint. Nur der wii litii^sten 
,M(>niiiitr iiiöiri' hit'r znr Vervollständignng iliescr Skizze jrt'ducht werden. 
Der Keichskanzler bekundete den Wunsch nnd Willen, dass Hainl)urg 
im biteresse des wirthschaftlichen Gedeihens der deutschen Gesauimiheit 
auf seine Sonderstellung verzichte. In Hamburg aber baute man auf den 
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Artikel 34 der Beich&Teifassoiig, indem man zngleicli an der Ansicht 

festhielt, dass die Sonderstelinn g Hamburgs fttr die Wohlfahrt Deutschlands 
nicht nachtheiligi sondern vielmehr förderlich sei. Hieraus ergab sich 
ein Gegensatz, der sich anscheinend immer mehr verschärfte, zur tiefen 
Bekünimerniss eines jeden, dem Hamburgs und Deutschlands Geschicke 
am Herzen lagen. Anderseits niusste die Krkt-nntniss von dem Vor- 
handensein difses Gegensatzes mit NoihwcMuligkeil dahin ti'ihreu, da.^s 
Miau nach Mitteln und Wegen zu seiner Begleichung strebte. Ks war 
nicht denkbar, dass Hamborg daueiiid im Widerspmdi zu den WOnschen 
der Mehrheit der Nation und za dem ausgesprochenen Willen der Reichs- 
regierung verharrte. Hatte einst als Hauptsatz der hanseatischen Politik 
gegolten, dass die Ezbtenz der Hansestädte von dem Wohlwollen sämmtr 
lieber handeltreibenden Nationen abhänge, so beruhte jetzt — darüber war 
auch in Hamburg kein Zweifel — der Fortbestand der eigenartigen Existenz 
der Hansestädte auf dem Wohlwollen und der Werthschätzung des übrigen 
Deutschlands. Wenn also bei der deutschen Nation und bei der Regierung 
des deutsclien Reiclies die Ansicht vorherrschte, dass die Hansestädte in 
ihrer Sond<istelliiiig der dent.silien (^esaninitheil nicht die Nutzleistung 
gewährten, die man von ihnen veilaugen kounle, so uiusste uum sich dieser 
Anschauung anbequemen, selbstverständlich freilich nur unter der Bedingung, 
dass man durch solche Willfilhrigkeit es sich nicht unmöglich machte, 
dem Reich den erwarteten Nutzen zu leisten, dass man nicht durch 
Selbstverstfimmelung das Boich verstümmelte. 

Diese letztere Gefahr schien jedoch ausgeschlossen, als die Vertretung 
des Keichskauzlers ihre Bereitwilligkeit zu erkennen gab, wenn nur der Haupt- 
zweck erreicht würde, es nicht an Zngeständnis.'ien zur Sicherstelluug 
des Hamburgischen Wellhaiulels fehlen zu lassen. Somit war die Aussicht 
eröffnet, auf Grund beiderseitiger Nachgiebigkeit zu einem Abkommen zu 
gelangen; es fragte .sich nur, auf welcher Grundlage. Seit November isso 
fanden zwischen Mitgliedern des Hamburgischen Senats und ^'erlrauens- 
milnnem des Reichskanzlers informatorisehe Besprechungen statt, um eine 
Grundlage ftkr die Verslftndigung zu finden. Der Vorschlag, einen Theil der 
bewohnten Stadt als Freihafen zu belassen und nur den Best in die Zolllinie 
hineinzuziehen, wurde, auch abgesehen von den technischen Schwierigkeiten, 
die seine Verwirklichnng bot, von der Reichsregiemng als principiell 
unzulässig bezeichnet. (Jegen die Einführung eines Entrepotsystems, wie 
es in London, Liverpind, Antwerpen und in den hollänilischen Hafen- 
städten zni' Anwendung ^M-laniit war, walteten in llaniburL" die 
grössten Hedenken ob, zumal eine kurz zuvor unleni<ini!nene Snnliein eise 
Humburgischer Sachver.stäiidiger aufs neue zu dem Hrgelaiiss <retiilirt hatte, 
dass derartige Entrepots den besonderen Verhältnissen des Hamburgisclien 
Handels nicht genügten, weil sie dem Verkehr des Kaufinanns mit seiner 
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Waare allza Tide Sebwierigkeiten bereiteten. Indessen war ja, wie 
bemeAt, bereits im Jahre lH4s von Duckwitz, wie yon der Hambniger 

OommerzdepntatioD die Möglichkeit ins Aw^e. gefasst worden, Entrepots 
lierziistellen, dif> nur von aussen bewacht wünlen. T^s konnte niclit anders 
sein, als dass die Entwürfe und Vorschläge, die jenci- Zeit zu Tage gefördert 
waren, um die deutsche Zolleiulieit und das hausestädtische Welthandels- 
interesse mit einander in Einklang zu Idingen, anregend wiikten, als es 
galt, dieses Pjoblem zu definitiver Lösung zu bringen. Auch was über 
Freihäfen andrer Länder, namentlich Italiens, ans älterer und neuerer Zeit 
bekannt geworden, bildete einen Gegenstand eindringenden Studiums. Vor 
allem aber war es die richtige Wttrd^ping der thatsftchlichen Verh&ltnisse, 
die im Verein mit dem Wnnscb, einem wirklichen Gonffict vorzubengen, 
dahin ftthrte, dass der Weg zum Ausgleich geAinden wurde. 

Der Vorschlag, dass zwar die gesammte Bevölkerung in den Zoll- 
verband eintrete, zugleich aber ein nicht zur Wohnstadt gehöriger, nur 
von aussen bewachter, mit dem erforderlichen Raum fBr die gew&nschte 
freie Bewegfung ausgestatteter Freihafen dem Hamburgischen Welthandel zur 

Neifügung gestillt werde, erlangte auch die Zustiramung des Reichs- 
kanzlers. Nachdem Über diesen wichtigen Punkt Einigung erzielt wurden, 
wai' es verhält nissmässig weniger schwierig, auch bezüglich der übrigen 
eine Verständigung heibeizulühren. 

So kam es zu jener viel besprochenen Vereinbarung vom 25. Hai 1881. 

Dank dem Entgegenkommen des Reichskanzlers und den rastlosen und 
einsichtigen Heniiihungen der weitblickenden Männer, die während der 
letzten Veihandlnngen llandmrgs Interessen vertieten hatten, war die Stadt 
vor der (jrt'alir beliiitet werden, in die sie (Iuk Ii län<,a*re Eortdauer der bis- 
herigen 1 •itVrrcnzen nnzw citt lliaft <,'eraflien uitrc Auch hatte man eritdeht, 
dass der Im il.imitnrgs cuniniert iellt! Weltstellnng nutMitbehrliche Ereihafen, 
wenn aucii in \ eründei ler Gestalt, lortbestaud. Darin, dass Reichskanzler und 
Bnndesrath sich mit der Fortdauer eines solchen Freihafens einverstanden 
erklärten, lag zugleich die beste Rechtfertigung der Zähigkeit, mit der die 
Hamburger bis dahin ihre Freihafenstellung vertheidigt hatten. Anderseits 
wai* auch Hamburg genöthigt gewesen, in wichtigen Punkten nadizngeben. 
Es musste erhebliclie Ünancielle Lasten auf sich nehmen und — was mehr 
bedeutete — sich in ganz neue \ erhältnisse hineiideben. Mit Recht hatte 
ein ehrwilrdiges Mitglied des ITand>nrsrer Senats bei der Eröttnung der 
Bürgerschaftssitzung vom 1.'). Juni issi hetont, dass es ein schwerer Ent- 
schluss sei, sich von einem Zustand der Dinge zu trennen, der Jahrhunderte 
hinduich gedauert habe, in welchem Hamburg zu hoher Blüthe gelangt 
war, und der zur lieben und bequemen Gewohnheit geworden; aber er 
hatte zugleich die staatsmftnnischen Gesichtspunkte hervorgehoboi, nach 
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(lonpn P5? p:el)<>ten war, den rorliton Augenblick zum Abschloss eines 
ehrenvollen iiinl vortheilhaften Fliedens nicht verstreirlion y.n lassen.') 
Der Frieden war eri-eiclit wonWMi. l>ocli nicht alle v('nn<»chtcn ilin so- 
f^leich putzuiieissen, nnd <lie Ansichten iilier die \\'iikHnji^en, die das Ahkoninien 
vom '2.'). :^Iai anf das wirthschaftliche Leben Hamburgs und des übrigen 
Deutschlands ausüben werde, gingen noch längere Zeit weit auseinander. 
Mit Vertrauen und selbst mit ttberschwanglielien Hoflfhongen auf der einoi 
Seite, mit Zweifeln nnd Besorgnissen anf der anderen, sah man dem für 
den October 1888 in Aussicht genommenen thatsächliehen Zollanschluss 
entgegen, und auch nach diesem Zeitpunkt wurde darüber gestritten, ob 
und wie weit die seitdem wahrgenommene erfreuliche Zunahme des Ham- 
burgischen Handels auf den Zollanschluss oder anf andere von ihm mehr 
oder minder unabhängige Ursachen zurückzuführen sei. Immerhin steht 
fest, dass auch die frühereu Widersacher des Zollansdilusses sicli mit der 
vollendeten Thatsache ansgesidint haben. Allgemein wiid das Segensreiche 
der auf Grund der Vereinbaiung von 1881 aufgeführten, von allen Sach- 
kundigen bewunderten neuen Hafenanlagen anerkannt. Insbesondere aber 
besteht völlige Uebereinstbnmung über den unschätzbaren Werth, den es 
für Hambmg hat, die letzte Faser jedes Zweifels darüber ausgetilgt zu 
haben, dass kein Oegensatz zwischen dem Hamburgischen und dem 
gesammtdeutschen Wirthschaftsinteresse Torhanden sei 

Schlassbetrachtuiig. 

Fester und innigei*, als vorher, ist seit dem Jahre 1888 die Verbindung 
Hamburgs mit dem ttbrigen Deutschland geworden, und mehr und mehr 
scheint das Sonderleben dieser Stadt in dem Leben der deutschen 
Gesammtheit aufzugehen. Immerhin vennag Hamburg seine berechtigten, 
d. h. dem Vaterland zum Frommen gereichenden Besonderheiten zu bewahren 
und so auch feineihin in der bisheriL^en eigenartigen Weise seine com- 
merciellen Fähigkeiten und seinen biugerlichen Gemeinsinu zu belhätigen. 

Wenn bereits vor mehr als zweihundert Jahren, da die Hamburger 
sich mühseli? durch eigene Anstrengungen der afrikanischen Seeräuber 
und der nicht minder räuberischen europäischen Kaper erwehrten, gerühmt 
ward, dass der Hamborgische Handel dem gesammten Deutschland zum 
Nutzen und zur Ehre gereiche, wieviel leichter vermag er dieses Lobes 
theilhaftig zu werden, da ein kaiserliches Wort verheisst: «Es soll ihm 
stets der Schutz des kaiserlichen Aars folgen, wohin er auch seine Bahnen 

') S. die Rede von Senator Dr. Petersen bei H. Eberstein, Hamburgs Auscklass au 
du dentMdw Zallg«1n«t. TeriiMdliiiigeii swiMhen Senat nnd Bargenebaft (flunliaig 1881), 
& 48 £ 
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nher die Welt ziehen möge". Und wenn es auch keine ei^rene TTanihnrorisclie 
llanilelspolitik, keine Ilamburf^ische llandelsgesetzgeliunfr mehr f^ibt. so 
veniia;;: dafür der Ihunburgische Kaufmann vermöge seiner Erfahrungen, 
seines Weitblicks und des Anseliens, dessen er sich in der handeltreibenden 
Well erfreut, seinen Eiutiuss auf die l^egehing der coinmerciellen Verhältnisse 
des Gesammtvaterlandes zur Geltung zu bringen. 

Der bfirgerliche Gtemeinsiiiii Hambnigs hat sich stets such in schweren 
Tagen bewährt, in Eriegszeiten oder wenn die Stadt von Brandkatastrophen 
oder yon yerheerenden Epidemien heimgesneht wnrde. VieUdcht aber 
noch schwierigere Än^ben, als je zuyor, werden in Zoknnft an ihn heran- 
treten, insofern es gelten wird, den sich immer stärker aufdrängenden socialen 
Anfordernngen des Zeitalters durch Massnahmen der städtischen Social- 
Politik gerecht zu werden. Dass der gute Erfolg nicht ausbleibe, dessen 
dürfen wii' uns p-ftritsten im Hinblick auf jene von Alters her überlieferten 
Vorzüge des Hamburgers, die Verbindung menschenfreundlicher Gesinnung 
mit Umsicht, Ausdauer und sicherem Takt in der Erkenntniss des Prakti- 
schen un<l mit Erfolg Durchführbaren. 

Zu Hamburgs Ehren wurde in früheren Zeiten stets auch der über- 
aus rege Antheil angeführt, den die Stadt an dem geistigen Leben des 
deutschen Volkes genommen. In der Hitte des 17. Jahrhunderts stsnd 
Hambmig unter den deutschen Stfldten, die sich um die Forderung der 
Wissenschaft verdient machtent in erater Linie. Auch im 18. Jahrhundert 
wurde Hamburg zu den wichtigsten Pflegestättäi deutscher Litterator 
und Wissenschaft gezählt. Im 19. Jahrhundert vermochte die Stadt diese 
Eärenstellung nicht mehr völlig zu behaupten. Mehr und mehr setzte sicli 
im übrigen Deutschland die Ansicht fest, dass in Hamburg die idealen 
Interessen von den materiellen gleichsam erdrückt würden. Eine Vor- 
stellung, die neuerdings günstigeren Urtlieilen zu weichen beginnt, doch 
zu keiner Zeit als vtillig berechtigt gellen konnte. An Freuudt u und 
Vertretern der Wissenschaft, Litteratnr und Kunst hat es hier auch im 
19. Jahrhundert nie gänzlich gefehlt Wenn das Eunstinteresse der Ham- 
buiger sich längere Zeit fast ausschliesslich der Musik zuwandte und um 
die Wende des vorigen Jahrhunderts Verständniss fttr die bildende Kunst nur 
bei sehr wenigen zu finden war, so hat sich darin, schon mit den ersten Jahr- 
zehnten dieses Jahrhundei ts beginnend, ein erfreulicher Wandel vollzogen. 
Die Sammlungen kunstsinniger Bürger und insbesondere die Schöpfungen 
so mancher auch ausserhalb der Vaterstadt hochgeschätzten Hamburger 
Künstler legen davon rühmliches Zeugniss ab. Nicht wenige der in unserem 
Jahrhuiuleit entsiaiidonen kirchlichen und Profanbauten, vor allen unser jüngst 
vollendetes priichtiges Kathhaus, werden auch in ferner Zukunft den Ham- 
bnrgischen An hitekten zur Ehre gereichen. Nicht minder erfreulich ist es, 
dass dank treülicher Anleitung das Verständniss für Kunst und Kunstgewerbe 
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in immer weitere Kreise der Bevölkerung gedrungen ist. ITeberhaupt haben 
nch in der Hamburgischen Bilduiif^spflege während der letzten Jahrzehnte 
unvergleichliche Fort.schiitte vollzogen. Das Volksschidwesen wurde so 
gut wie neu Itegiiindet. Die Z;i]il der üffentliclien höheren Srlmlen 
wurde stetig vennelirt. Als nuisteigiiltig anerkannte Museen und sonst i^-e 
Sammlungen sind erstanden, erweitert oder umgebildet worden. Audi von 
den Leitern dieser Anstalten abgesehen, wirkte und wirkt eiue nicht 
geringe Anzahl von Vertretern der yerBeMedoien Wiaaenaehaflen in den 
mannigfachsten Berufe- und Lebensstellongen. Schon hat man begonnen, 
diese Krilfte oder doch viele von ihnen zn gemeinsamer Lehrthätigkeit 
im Sinne einer Yolksnniversität snsammenzofassen, nnd man darf hoflTen, 
dass durch diese Bestrebungen eine neue Aera des wissenschaftlichen, 
vielleicht auch des litterarischen nnd künstlerischen Lebens in Hamhoig 
eingeleitet werde. Doch so g^oss auch die Versuchung ist, muss der 
Historiker es sich versagen, diesen Gedankengang weiter zn verfolgen nnd 
von dem Boden der Vergangeniieit und Gegenwart in die weiten Gefilde 
idealer Zukunftswünsche hinüberzuschweifen. Gestattet aber wird es ihm 
sein, der Ueberzeugung Ausdruck zu geben, dass unsere ötadt, die in 
vergangenen Jahrhmideiten so manchen Qefiihren getrotzt nnd so manche 
Drangsale glücklich ftheistanden hat, anch der Zukunft getrost entgegen- 
sehen kann, wenn sie an ihren alten Traditionen festh&lt, venu Unter- 
nehmungsgeist und Ehrenhaftigkeit im Qeschiftsbetrieb, Werthschitanmg 
alles dessen, was der deutsche Geist auf den Gebieten der Wissenschaft, 
Litteratur nnd Kunst geschaffen, Hingebung an das heimische Gemeinwesen 
nnd unverbrüchliche Treue gegen das Vaterland auch fernerhin die Qrund- 
zöge des Hambnrgischeu Lebens bilden. 
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